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BUNDESGESETZBLATT

FUR DIE REPUBLIK OSTERREICH

Jahrgang 2017 Ausgegeben am 15. September 2017 Teil I

138. Bundesgesetz: Bildungsreformgesetz 2017
(NR: GP XXV IA 2254/A AB 1707 S. 188. BR: AB 9852 S. 871.)

138. Bundesgesetz, mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz, das Bundesverfassungsgesetz,
mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929 hinsichtlich des
Schulwesens geindert wird, das Bundesverfassungsgesetz iiber die Begrenzung von
Beziigen offentlicher Funktionire, das Unvereinbarkeits- und Transparenz-Gesetz, das
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz und das Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985
geindert werden, ein Bundesgesetz iiber die Einrichtung von Bildungsdirektionen in den
Lindern erlassen wird, das Ausschreibungsgesetz 1989, das Schulorganisationsgesetz, das
Land- und forstwirtschaftliche Bundesschulgesetz, das Pflichtschulerhaltungs-
Grundsatzgesetz, das Schulzeitgesetz 1985, das Minderheiten-Schulgesetz fiir das
Burgenland, das Minderheiten-Schulgesetz fiir Kirnten, das Bundesgesetz BGBI.
Nr. 420/1990, das Schulunterrichtsgesetz, das Schulunterrichtsgesetz fiir Berufstitige,
Kollegs und Vorbereitungslehrgiinge, das Hochschulgesetz 2005, das
Schulpflichtgesetz 1985, das Berufsreifepriifungsgesetz, das Pflichtschulabschluss-
Priifungs-Gesetz, das Schiilerbeihilfengesetz 1983, das Privatschulgesetz, das
Religionsunterrichtsgesetz, das Bildungsdokumentationsgesetz, das
Schiilervertretungengesetz, das BIFIE-Gesetz 2008 sowie das Bildungsinvestitionsgesetz
geindert werden, das Bundes-Schulaufsichtsgesetz aufgehoben wird und das Beamten-
Dienstrechtsgesetz 1979, das Gehaltsgesetz 1956, das Vertragsbedienstetengesetz 1948, das
Bundeslehrer-Lehrverpflichtungsgesetz, das Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz, das Land-
und forstwirtschaftliche Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz, das
Landesvertragslehrpersonengesetz 1966, das Land- und forstwirtschaftliche
Landesvertragslehrpersonengesetz, das Bundes-Personalvertretungsgesetz und das
Unterrichtspraktikumsgesetz geiindert werden (Bildungsreformgesetz 2017)

Der Nationalrat hat beschlossen:
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Artikel 1

(Verfassungsbestimmung)

Anderung des Bundes-Verfassungsgesetzes

Das Bundes-Verfassungsgesetz — B-VG, BGBI. Nr. 1/1930, zuletzt geindert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 106/2016, wird wie folgt gedndert:

1. In Art. 10 Abs. 1 wird nach der Z 12 folgende Z 12a eingefiigt:

,»12a. Universitits- und Hochschulwesen sowie das Erziehungswesen betreffend Studentenheime in
diesen Angelegenheiten;*

2. In Art. 14 Abs. 1 wird die Wortfolge ,Schiiler- und Studentenheime* durch das Wort ,,Schiilerheime*
erselzt.

3. In Art. 14 Abs. 3 entfdllt die lit. a; die bisherigen lit. b bis d erhalten die Bezeichnungen ,,a)* bis ,,c)".

4. Art. 14 Abs. 4 lit. a lautet:

,,a) Behordenzustdndigkeit zur Ausiibung der Diensthoheit {iber die Lehrer fiir 6ffentliche
Pflichtschulen auf Grund der geméB Abs. 2 ergehenden Gesetze;*

5. In Art. 14a Abs. 1 entfdllt der letzte Satz.
6. In Art. 21 Abs. 1 wird der Ausdruck ,,Abs. 3 lit. d* durch den Ausdruck ,,Abs. 3 lit. ¢ ersetzt.
7. Der fiinfte Unterabschnitt des Abschnittes A des dritten Hauptstiickes entfdllt.

8. In der Uberschriﬁ vor Art. 81c wird ,,6. durch ,,5.° ersetzt.
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9. In Art. 102 Abs. 2 wird die Wortfolge ,,Schulwesen sowie Erzichungswesen in den Angelegenheiten der
Schiiler- und Studentenheime, ausgenommen das land- und forstwirtschaftliche Schulwesen und das land-
und forstwirtschaftliche Erziehungswesen in den Angelegenheiten der Schiilerheime; durch die
Wortfolge ,Jland- und forstwirtschaftliches Schul- und Erziehungswesen in den Angelegenheiten des
Art. 14a  Abs.2 sowie Zentrallehranstalten; Universitits- und Hochschulwesen sowie das

Erziehungswesen betreffend Studentenheime in diesen Angelegenheiten;* ersetzt.
10. In Art. 112 wird das Wort ,funften* durch das Wort ,,sechsten® ersetzt.

11. Nach Art. 112 wird folgendes Hauptstiick eingefiigt:

»HFiinftes Hauptstiick
Vollziehung auf dem Gebiet des Schul- und Erziehungswesens

Artikel 113. (1) Die Vollziehung auf dem Gebiet des Schulwesens und auf dem Gebiet des
Erziehungswesens in Angelegenheiten der Schiilerheime gemdf Art. 14, jedoch mit Ausnahme des
Kindergartenwesens und Hortwesens geméll Art. 14 Abs. 4 lit. b, ist vom zustdndigen Bundesminister
und — soweit es sich nicht um Zentrallehranstalten handelt — von den dem zustindigen Bundesminister
unterstellten Bildungsdirektionen zu besorgen.

(2) Abweichend von Abs. 1 tritt in den Angelegenheiten der Vollziehung gemif3 Art. 14 Abs. 2,
Abs. 3 lit. a und b sowie Abs. 4 lit. a nach den ndheren Bestimmungen der Landesverfassung die
Landesregierung oder einzelne Mitglieder derselben (Art. 101 Abs. 1) an die Stelle des Bundesministers.

(3) Fiir jedes Land wird eine als Bildungsdirektion zu bezeichnende gemeinsame Behdrde des
Bundes und des Landes eingerichtet.

(4) Den Bildungsdirektionen obliegen die Vollziehung des Schulrechtes fiir 6ffentliche Schulen
gemil Art. 14, einschlieBlich der Qualitatssicherung, der Schulaufsicht sowie des Bildungscontrollings,
und die Vollziechung des Dienstrechtes und des Personalvertretungsrechtes der Lehrer fiir 6ffentliche
Schulen und der sonstigen Bundesbediensteten an offentlichen Schulen. Durch Bundesgesetz kénnen
sonstige Angelegenheiten der Bundesvollziehung, durch Landesgesetz sonstige Angelegenheiten der
Landesvollziehung auf die Bildungsdirektion {iibertragen werden oder kann die Mitwirkung der
Bildungsdirektion bei deren Vollziechung vorgesehen werden. Diese Angelegenheiten miissen in
sachlichem Zusammenhang mit den in Abs. 1 und 2 genannten Angelegenheiten stehen. In den
Angelegenheiten der Bundesvollziechung diirfen Bundesgesetze gemill dem zweiten Satz nur mit
Zustimmung der Lander kundgemacht werden. In diesen Angelegenheiten ist die Bildungsdirektion dem
Bundesminister unterstellt. Fiir Landesgesetze gemifl dem zweiten Satz gilt Art. 97 Abs. 2 sinngemaB. In
den Angelegenheiten der Landesvollziehung ist die Bildungsdirektion der Landesregierung (oder einem
einzelnen Mitglied derselben) unterstellt.

(5) Unbeschadet der Abs.1 und 2 konnen Aufgaben auf dem Gebiet der Vollziechung des
Dienstrechtes und des Personalvertretungsrechtes der Lehrer, insbesondere Aufgaben auf den Gebieten
des Disziplinarrechts, der Leistungsfeststellung, der Gleichbehandlung und des Bedienstetenschutzes
durch Gesetz auf andere Organe libertragen werden. Die Erhaltung 6ffentlicher Pflichtschulen kann auf
Gemeinden oder Gemeindeverbinde {ibertragen werden.

(6) An der Spitze der Bildungsdirektion steht der Bildungsdirektor. Der zustindige Bundesminister
bestellt den Bildungsdirektor im Einvernehmen mit dem Landeshauptmann auf dessen Vorschlag. Die
Bestellung des Bildungsdirektors ist auf fiinf Jahre befristet. Wiederbestellungen sind zuldssig. Kommt
kein Einvernehmen zustande, kann der Landeshauptmann vorldufig eine Person mit der Funktion des
Bildungsdirektors betrauen. Néhere Bestimmungen trifft das Bundesgesetz gemil3 Abs. 10.

(7) Der Bildungsdirektor ist bei der Erfiilllung seiner Aufgaben in den Angelegenheiten der
Bundesvollziehung an die Weisungen des zustdndigen Bundesministers und in den Angelegenheiten der
Landesvollziehung an die Weisungen der Landesregierung (oder eines einzelnen Mitgliedes derselben)
gebunden. In iibergreifenden Angelegenheiten ist der Bildungsdirektor an die Weisungen des zustidndigen
Bundesministers im Einvernehmen mit der Landesregierung (oder einem einzelnen Mitglied derselben)
gebunden.

(8) Durch Landesgesetz kann vorgesehen werden, dass der Landeshauptmann der Bildungsdirektion
als Président vorsteht. Der Landeshauptmann kann in diesem Fall das in Betracht kommende Mitglied der
Landesregierung durch Verordnung mit der Ausiibung dieser Funktion betrauen. Sieht ein Landesgesetz
einen Présidenten vor, gilt Abs. 7 fiir den Prisidenten. In einem solchen Fall ist der Bildungsdirektor an
die Weisungen des Prisidenten gebunden. Weisungen des zustindigen Bundesministers bzw. der
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Landesregierung (oder eines einzelnen Mitgliedes derselben) konnen auch unmittelbar an den
Bildungsdirektor gerichtet werden. Der Pridsident hat Weisungen an den Bildungsdirektor in
Angelegenheiten der Bundesvollziehung unverziiglich dem zustindigen Bundesminister zur Kenntnis zu
bringen.

(9) Bund und Land haben der Bildungsdirektion die zur Besorgung ihrer Aufgaben erforderliche
Zahl an Bediensteten des Bundes bzw. des Landes zuzuweisen. Der Bildungsdirektor iibt die Dienst- und
Fachaufsicht iiber alle Bundes- und Landesbediensteten in der Bildungsdirektion aus.

(10) Die ndheren Bestimmungen iiber die Einrichtung, die Organisation und die Kundmachung von
Verordnungen der Bildungsdirektion einschlielich der Anforderungen an die personliche und fachliche
Eignung des Bildungsdirektors sowie dessen Bestellung werden durch Bundesgesetz getroffen. Dieses
Bundesgesetz kann vorsehen, dass der zustindige Bundesminister in einzelnen Angelegenheiten das
Einvernehmen mit der Landesregierung (oder einem einzelnen Mitglied derselben) herzustellen hat. Der
Bund hat den Léindern Gelegenheit zu geben, an der Vorbereitung solcher Gesetzesvorhaben
mitzuwirken; das Gesetz darf nur mit Zustimmung der Lander kundgemacht werden.*

12. In der Uberschrift vor Art. 115 wird das Wort ,Funftes® durch das Wort ,Sechstes®, in der
Uberschrift vor Art. 121 wird das Wort ,,Sechstes* durch das Wort ,,Siebentes®, in der Uberschrift vor
Art. 129 wird das Wort ,Siebentes* durch das Wort ,,Achtes®, in der Uberschrift vor Art. 148a wird das
Wort ,,Achtes* durch das Wort ,Neuntes® und in der Uberschrift vor Art. 149 wird das Wort ,Neuntes*
durch das Wort ,,Zehntes* ersetzt.

13. Art. 130 Abs. 1 wird der Strichpunkt am Ende der Z 3 durch einen Punkt ersetzt und es entfdllt die
ZA4.

14. In Art. 131 Abs. 4 Z 2 erhdlt die lit. b die Bezeichnung ,,c)* und wird nach lit. a folgende lit. b (neu)
eingefiigt:
,,b) in Rechtssachen in den Angelegenheiten des Art. 14 Abs. 1 und 5;%

15. In Art. 131 Abs. 4 letzter Satz wird der Ausdruck ,,Z 2 lit. b* durch den Ausdruck ,,Z 2 lit. ¢* ersetzt.

16. In Art. 132 Abs. 1 Z 2 entfillt die Wortfolge ,joder in Rechtssachen, in denen dem Bescheid eines
Landesschulrates ein kollegialer Beschluss zugrunde liegt™.

17. Art. 132 Abs. 4 entfillt; die Abs. 5 und 6 erhalten die Absatzbezeichnungen ,(4)“ und ,,(5)".

18. In Art. 133 Abs. 6 wird der Strichpunkt am Ende der Z 3 durch einen Punkt ersetzt und es entfillt die
Z4.

19. Art. 142 Abs. 2 lit. h lautet:

,h) gegen einen Prisidenten der Bildungsdirektion oder das mit der Ausiibung dieser Funktion
betraute Mitglied der Landesregierung wegen Gesetzesverletzung sowie wegen
Nichtbefolgung der Verordnungen oder sonstigen Anordnungen (Weisungen) des Bundes:
durch Beschluss der Bundesregierung; wegen Nichtbefolgung sonstiger Anordnungen
(Weisungen) des Landes: durch Beschluss des zustéindigen Landtages;*

20. Art. 142 Abs. 4 letzter Satz lautet:

,Der Verlust des Amtes des Préasidenten der Bildungsdirektion hat auch den Verlust jenes Amtes zur
Folge, mit dem das Amt des Présidenten gemaB Art. 113 Abs. 8 verbunden ist.*

21. Dem Art. 151 wird folgender Abs. 61 angefiigt:

»(601) Art. 10 Abs. 1 Z 12a, Art. 14 Abs. 1 und 3 und Abs. 4 lit. a, Art. 14a Abs. 1, Art. 21 Abs. 1, die
Uberschrift vor Art. 81c, Art. 102 Abs. 2, Art. 112, das fiinfte Hauptstiick, die Uberschriften vor Art. 115,
121 und 129, Art. 130 Abs. 1 Z 3, Art. 131 Abs. 4 Z 2 lit. b und ¢ und Abs. 4 letzter Satz, Art. 132 Abs. 1
72, Abs.4 und 5, Art. 133 Abs. 6, Art. 142 Abs.2 lit. h, Art. 142 Abs. 4 letzter Satz sowie die
Uberschriften vor Art. 148a und 149 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 138/2017 treten mit
1. Janner 2019 in Kraft. Gleichzeitig treten der fiinfte Unterabschnitt des Abschnittes A des dritten
Hauptstiickes, Art. 130 Abs. 1 Z 4, Art. 132 Abs. 4 und Art. 133 Abs. 6 Z 4 aufler Kraft. Soweit die
Bundesgesetzgebung nicht anderes bestimmt, treten mit diesem Zeitpunkt in den Angelegenheiten des
Art. 14 Abs. 3 lit. a bestehende Grundsatzgesetze und Grundsatzbestimmungen in Bundesgesetzen sowie
in diesen Angelegenheiten bestehende landesrechtliche Vorschriften auBer Kraft. Fiir den Ubergang zur
neuen Rechtslage gilt:
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1. Der Bildungsdirektor kann ab 1. Janner 2018 gemifl dem in Art. 113 Abs. 6 in der Fassung
BGBI. I Nr. 138/2017 festgelegten Verfahren bestellt werden. Der Landeshauptmann kann den
amtsfilhrenden Présidenten des Landesschulrates auf dessen Antrag ab 1. Janner 2018 bis
einschlieBlich 30. Juni 2018 mit der Funktion des Bildungsdirektors betrauen. Der Antrag auf
Betrauung mit der Funktion des Bildungsdirektors kann bis zum Ablauf des 31. Janner 2018
gestellt werden. Bei Betrauung des amtsfiihrenden Prasidenten des Landesschulrates durch den
Landeshauptmann endet die Funktion als Bildungsdirektor mit dem Tag des Zusammentrittes des
neugewihlten Landtages des jeweiligen Landes. Wird der amtsfilhrende Président des
Landesschulrates erst nach dem Zusammentritt des neugewdhlten Landtages vom
Landeshauptmann mit der Funktion des Bildungsdirektors betraut, endet die Funktion als
Bildungsdirektor jedenfalls mit Ablauf des 30.Juni 2018. Eine Wiederbestellung als
Bildungsdirektor gemdB Art. 113 Abs. 6 in der Fassung BGBI. I Nr. 138/2017 ist zuldssig. Der
Bildungsdirektor iibt fiir die Dauer seiner Bestellung bzw. Betrauung, ldngstens jedoch bis zum
Ablauf des 31.Dezember 2018 die Funktion des amtsfilhrenden Présidenten des
Landesschulrates aus.

2. Der Prisident der Bildungsdirektion kann ab 1. Janner 2018 nach dem gemdf3 Art. 113 Abs. 8 in
der Fassung BGBI. I Nr. 138/2017 festgelegten Verfahren vorgesehen werden.

3. Mit Ablauf des 31. Dezember 2018 werden die Landesschulrite einschlieBlich der im Rahmen
der Landesschulrite eingerichteten Kollegien aufgeldst. Mit Ablauf des 31. Dezember 2018
gelten die zu diesem Zeitpunkt bei den Landesschulriten titigen Bundes- und
Landesbediensteten als der Bildungsdirektion zugewiesen. Die Zustindigkeit zur Weiterfiihrung
der mit Ablauf des 31. Dezember 2018 bei den Landesschulrdten anhdngigen Verfahren geht auf
die Bildungsdirektionen iiber. Gleiches gilt fiir die mit Ablauf des 31. Dezember 2018 bei den
Landesregierungen in den in Art. 113 Abs. 2 in der Fassung BGBI. I Nr. 138/2017 genannten
Angelegenheiten  anhdngigen Verfahren. Die ndheren Bestimmungen iiber den
Zustandigkeitsiibergang kdnnen durch Bundesgesetz getroffen werden.

4. Die fiir die Aufnahme der Tétigkeit der Bildungsdirektionen erforderlichen organisatorischen und

personellen Malnahmen konnen bereits mit Ablauf des Tages der Kundmachung des
Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 138/2017 getroffen werden.*

Artikel 2
(Verfassungsbestimmung)

Anderung des Bundesverfassungsgesetzes, mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz in der
Fassung von 1929 hinsichtlich des Schulwesens geéindert wird

Das Bundesverfassungsgesetz, mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929
hinsichtlich des Schulwesens gedndert wird, BGBIL Nr.215/1962, zuletzt gedndert durch das
Bundesgesetz BGBL. I Nr. 164/2013, wird wie folgt geédndert:

1. Art. 11 entfdllt.

2. In Art. IIl und in Art. IV Abs. 1 entfillt jeweils die Wortfolge ,jin der Fassung von 1929 und in der
Fassung dieses Bundesverfassungsgesetzes®.

3. Art. IV Abs. 3 lit. a lautet:

,,a) Die gemdl Abs. 2 zu erstellenden Dienstpostenpléne der Lander. Der Bund legt die Kriterien
fiir seine Zustimmung vorab in Stellenplanrichtlinien fest, die unter Bedachtnahme auf die
bestehenden gesetzlichen Grundlagen laufend tberpriift und erforderlichenfalls rechtzeitig
angepasst werden. Die Zustimmung ist aus dem Grunde einer zu hohen
Landesdurchschnittszahl der Schiiler je Klasse zu verweigern, wenn sie bei Volksschulen,
Hauptschulen, Neuen Mittelschulen und Polytechnischen Schulen den Wert 25, bei
Sonderschulen den Wert 13 iibersteigt.*

4. Art. IV werden folgender Abs. 4 und 5 angefiigt:

,(4) Solange der Bund ganz oder teilweise fiir die Kosten der Besoldung der im Abs. 1 genannten
Lehrer aufkommt, haben sich die Ladnder bei der Vollzichung gemdB3 Art. 14 Abs.2 des Bundes-
Verfassungsgesetzes des vom Bund bereitgestellten und betriebenen IT-Verfahrens fiir das
Personalmanagement zu bedienen. Die Lénder haben laufend zusdtzlich zu den Daten, die fiir die
Besoldung der in Abs. 1 genannten Lehrer erforderlich sind und im IT-Verfahren fiir das
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Personalmanagement direkt erfasst werden, Daten zu den Lehrfacherverteilungen dieser Lehrer und zur
duBeren Schulorganisation automationsunterstiitzt zu erfassen und fiir die Ubernahme in das vom Bund
bereitgestellte IT-Verfahren fiir das Personalmanagement zur Verfiigung zu stellen. Der Bund kann diese
Daten zum Zweck des Budget-, Personal- und Bildungscontrollings uneingeschrénkt einsehen und weiter
verarbeiten.

(5) Werden die vom Bund gemil Abs. 1 zur Kostentragung der Besoldung der Lehrer fiir 6ffentliche
Pflichtschulen zur Verfiigung gestellten Mittel aufgrund des Entfalls von Verminderungen der
Unterrichtsverpflichtung ansonsten vorgesehener Schulleitungen an einzelnen Standorten im Rahmen
eines Schulclusters nicht ausgeschopft, konnen diese fiir die Tragung der Personalkosten des
administrativen und sonstigen pddagogischen Personals im Schuldienst verwendet werden. Die Lénder
und Gemeinden konnen sich einer vom Bund im Rahmen der Privatwirtschaftsverwaltung gegriindeten
Einrichtung zur Bereitstellung administrativen und sonstigen paddagogischen Personals im Schuldienst
bedienen; eine Verpflichtung zur Griindung einer solchen Einrichtung besteht fiir den Bund nicht.*

5. Der bisherige Text des Art. XI wird zu Abs. 1; folgender Abs. 2 wird angefiigt:

»(2) Art. III, IV Abs. 1 und Abs.3 lit.a sowie Art.IV Abs.4 und 5 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 138/2017 treten mit 1. Janner 2019 in Kraft. Gleichzeitig tritt Art. II auler
Kraft.«

Artikel 3
(Verfassungsbestimmung)

Anderung des Bundesverfassungsgesetzes iiber die Begrenzung von Beziigen 6ffentlicher
Funktionire

Das Bundesverfassungsgesetz iiber die Begrenzung von Beziigen oOffentlicher Funktiondre —
BezBegrBVG, BGBI. I Nr. 64/1997, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 46/2014, wird
wie folgt gedndert:

1. In § 1 Abs. 1 entfdllt die Z 7, die bisherigen Z 8 bis 11 erhalten die Ziffernbezeichnungen ,,7.“ bis
»10.

2. In § 1 Abs. 4 wird die Zahl ,,11° durch die Zahl ,,10 ersetzt.

3. Dem § 11 wird folgender Abs. 24 angefiigt:

»(24) § 1 Abs. 1 und Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 138/2017 treten mit
1. Janner 2019 in Kraft.“

Artikel 4
Anderung des Unvereinbarkeits- und Transparenz-Gesetzes

Das Bundesgesetz iiber die Transparenz und Unvereinbarkeiten fiir oberste Organe und sonstige
offentliche Funktiondre (Unvereinbarkeits- und Transparenz-Gesetz (Unv-Transparenz-G)), BGBI.
Nr. 330/1983, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBIL. I Nr. 141/2013, wird wie folgt gedndert:

1. (Verfassungsbestimmung) § 2 Abs. 1 lautet:

,(1) Die Mitglieder der Bundesregierung, die Staatssekretire, die Mitglieder der Landesregierungen
(in Wien der Biirgermeister und die amtsfithrenden Stadtrite), der Prisident des Nationalrates, die
Obmaénner der Klubs im Nationalrat (im Falle der Bestellung eines geschéftsfithrenden Obmannes dieser)
und der Prdsident des Rechnungshofes diirfen wéhrend ihrer Amtstétigkeit keinen Beruf mit
Erwerbsabsicht ausiiben.*

2. (Verfassungsbestimmung) Dem Gesetz wird folgender § 14 angefiigt:

,»§ 14. (Verfassungsbestimmung) §2 Abs.1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I
Nr. 138/2017 tritt mit 1. Janner 2019 in Kraft.
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Artikel 5
Anderung des Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetzes

Das Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz — VwGVG, BGBI. I Nr. 33/2013, zuletzt gedndert durch
das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 24/2017, wird wie folgt gedndert:

1. In § 3 Abs. 2 entfdllt Z 3 und erhdlt Z 4 die Ziffernbezeichnung ,,3.
2.In§ 7 Abs. 4 entfillt die Wortfolge ,, , gegen Weisungen gemill Art. 130 Abs. 1 Z 4 B-VG*.

3. In § 7 Abs. 4 wird der Z 3 das Wort ,und* angefiigt, entfdllt Z 4 und erhdlt Z 5 die Ziffernbezeichnung
45

4. § 9 Abs. 1 Z 1 lautet:

,1. die Bezeichnung des angefochtenen Bescheides oder der angefochtenen Ausiibung unmittelbarer
verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt,*

5.In § 9 Abs. 2 wird der Z 3 das Wort ,,und* angefiigt, entfdllt Z 4 und erhdlt Z 5 die Ziffernbezeichnung
R

6. In § 9 Abs. 3 entfdllt die Wortfolge ,,und gegen Weisungen gemil3 Art. 130 Abs. 1 Z 4 B-VG™.
7.8 13 Abs. 3 entfdllt.

8. In § 13 erhalten die Abs. 4 und 5 die Absatzbezeichnungen ,(3)“ und ,,(4)“.

9.Ing 13 Abs. 3 (neu) wird der Ausdruck ,,Abs. 2 und 3 durch den Ausdruck ,,Abs. 2° ersetzt.
10. In § 13 Abs. 4 (neu) wird der Ausdruck ,,Abs. 2 oder 3*“ durch den Ausdruck ,,Abs. 2 ersetzt.
11. § 14 Abs. 3 entfillt.

12. § 24 Abs. 2 Z 1 lautet:

»l.der das vorangegangene Verwaltungsverfahren einleitende Antrag der Partei oder die
Beschwerde zurlickzuweisen ist oder bereits auf Grund der Aktenlage feststeht, dass der mit
Beschwerde angefochtene Bescheid aufzuheben oder die angefochtene Ausiibung unmittelbarer
verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt fiir rechtswidrig zu erkldren ist oder*

13. In § 27 wird die Wortfolge ,,den angefochtenen Bescheid, die angefochtene Ausiibung unmittelbarer
verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt und die angefochtene Weisung™ durch die
Wortfolge ,den angefochtenen Bescheid und die angefochtene Ausiibbung unmittelbarer
verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt™ ersetzt.

14. § 28 Abs. 8 entfillt.
15. In § 54 Abs. 3 wird der Ausdruck ,,§ 7 Abs. 4 Z 1, 2 und 5 durch den Ausdruck ,,§ 7 Abs. 47 1,2

und 4 ersetzt.
16. Dem § 58 wird folgender Abs. 5 angefiigt:

»(5) §3 Abs. 2, §7 Abs. 4, §9 Abs. 1 bis 3, § 13, §24 Abs.2 Z 1, § 27 und § 54 Abs. 3 in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 138/2017 treten mit 1. Jinner 2019 in Kraft; gleichzeitig treten
§ 14 Abs. 3 und § 28 Abs. 8 auBler Kraft. Die mit Ablauf des 31. Dezember 2018 anhingigen Verfahren
iiber Beschwerden gemif Art. 130 Abs. 1 Z 4 B-VG (Weisungsbeschwerden) in der bis zum Ablauf des
31. Dezember 2018 geltenden Fassung gelten als eingestellt.*

Artikel 6
Anderung des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985

Das Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985 — VwGG, BGBI. Nr. 10/1985, zuletzt geéndert durch das
Bundesgesetz BGBI. I Nr. 24/2017, wird wie folgt gedndert:

1. In § 28 Abs. 2 entfillt die Wortfolge ,,und bei Revisionen gegen Erkenntnisse iiber Weisungen gemal3
Art. 81a Abs. 4 B-VG*™.
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2. Dem § 79 wird folgender Abs. 15 angefiigt:

»(15) § 28 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 138/2017 tritt mit 1. Jdnner 2019
in Kraft.”

Artikel 7

Bundesgesetz iiber die Einrichtung von Bildungsdirektionen in den Lindern (Bildungsdirektionen-
Einrichtungsgesetz — BD-EG)

Bestellung zum Bildungsdirektor oder zur Bildungsdirektorin
15. Rechtsstellung der Bewerberinnen und Bewerber

3. Unterabschnitt
Prisident oder Priisidentin der Bildungsdirektion

Art/ Paragraf Gegenstand / Bezeichnung
1. Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen

§ 1. Geltungsbereich
§ 2. Einrichtung von Bildungsdirektionen
§ 3. Sachliche Zustédndigkeit der Bildungsdirektionen
§ 4. Ortliche Zustindigkeit der Bildungsdirektionen

2. Abschnitt

Qualititsmanagement

§ 5. Bildungscontrolling
§ 6. Qualitdtsmanagement, Schulaufsicht

3. Abschnitt

Organisation der Bildungsdirektionen
1. Unterabschnitt
Leitung der Bildungsdirektion
§7. Bildungsdirektor, Bildungsdirektorin
§ 8. Funktion des Bildungsdirektors oder der Bildungsdirektorin
§9. Qualifikationsprofil des Bildungsdirektors oder der Bildungsdirektorin
2. Unterabschnitt
Bestellungsverfahren
§ 10. Anwendungsbereich und Ausschreibung
§11. Bewerbung um die Funktion des Bildungsdirektors oder der
Bildungsdirektorin

§ 12. Begutachtungskommission
§13 Verfahren vor der Begutachtungskommission
§1
§

§ 16. Funktion des Prisidenten oder der Prisidentin
Aufgaben des Prisidenten oder der Prisidentin

4. Unterabschnitt
Gliederung der Bildungsdirektion

§ 18. Présidialbereich

§ 19. Bereich Padagogischer Dienst

§ 20. Standiger Beirat der Bildungsdirektion

§21. Entsendung von Vertreterinnen und Vertretern

§ 22. Geschiftseinteilung der Bildungsdirektion

§ 23. Geschéftsordnung der Bildungsdirektion

§ 24. Innere Angelegenheiten, Kanzleiordnung der Bildungsdirektion
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Art / Paragraf Gegenstand / Bezeichnung

4. Abschnitt
Aufwand der Bildungsdirektionen

1. Unterabschnitt

Sachaufwand
§ 25. Aufteilung des Sachaufwandes der Bildungsdirektion zwischen Bund und
Land
2. Unterabschnitt
Personalaufwand
§ 26. Personalaufwand fiir die Funktion eines Prasidenten oder einer Prasidentin
der Bildungsdirektion
§27. Aufteilung des sonstigen Personalaufwandes der Bildungsdirektion
zwischen Bund und Land
5. Abschnitt
Planungs-, Rechnungs- und Berichtswesen, Innenrevision
§ 28. Ressourcen-, Ziel- und Leistungsplan
§ 29. Internes Rechnungswesen
§ 30. Berichtspflichten
§ 31. Innenrevision
. 6. Abschnitt
Ubergangs- und Schlussbestimmungen
§ 32. Ubergang zur neuen Rechtslage
§ 33. Beschwerden gegen Bescheide
§ 34. Kundmachung von Verordnungen
§ 35. Verweise auf andere Bundesgesetze
§ 36. Vollziehung )
§ 37. Inkrafttreten, AuBerkrafttreten, Ubergangsrecht
1. Abschnitt

Allgemeine Bestimmungen

Geltungsbereich

§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz regelt die Errichtung, die Organisation und die Zusténdigkeit der fiir
die Verwaltung des Bundes und der Linder sowie die Aufsicht des Bundes auf dem Gebiet des Schul-
und Erziehungswesens in den Léndern einzurichtenden Bildungsdirektionen.

(2) Das Gebiet des Schul- und Erziehungswesens im Sinne des Abs. 1 umfasst sdmtliche unter
Art. 14 B-VG fallende Angelegenheiten, ausgenommen das in die Vollzugskompetenz der Lénder
fallende Kindergarten- und Hortwesen sowie Zentrallehranstalten. Nicht umfasst ist das land- und
forstwirtschaftliche Schulwesen geméal3 Art. 14a B-VG.

(3) Zentrallehranstalten sind:

1. Die in Pddagogische Hochschulen eingegliederten Praxisschulen,

2. die Hohere Bundeslehr- und Versuchsanstalt fiir Textilindustrie in Wien V,

3. die Hohere Graphische Bundeslehr- und Versuchsanstalt in Wien XIV,
4.

das Technologische Gewerbemuseum, Hohere technische Bundeslehr- und Versuchsanstalt in
Wien XX,

. die Hohere Bundeslehr- und Versuchsanstalt fiir chemische Industrie in Wien XVII sowie
6. das Bundesinstitut fiir Sozialpddagogik in Baden.

9]

Einrichtung von Bildungsdirektionen

§ 2. (1) Die Verwaltung des Bundes und der Lénder sowie die Aufsicht des Bundes auf dem Gebiet
des Schulwesens in den Lédndern werden vom zustindigen Mitglied der Bundesregierung bzw. von der
zustdndigen Landesregierung und der diesem bzw. dieser unterstehenden Bildungsdirektion fiir das
betreffende Bundesland besorgt.
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(2) Die Bildungsdirektionen sind am Sitz der Landesregierung einzurichten, in Wien am Sitz des
Stadtsenats. Sie fithren die Bezeichnung ,Bildungsdirektion fiir . (unter Anfilhrung des
Bundeslandes). Nach regionalen Erfordernissen kann die Bildungsdirektion AuBenstellen
(Bildungsregionen) einrichten.

(3) Die Bildungsdirektionen haben unter Wahrung der Grundsdtze der Sparsamkeit,
Wirtschaftlichkeit und ZweckmiBigkeit die Aufgabe eines Kompetenzzentrums auf dem gesamten Gebiet
des Schul- und Erziehungswesens im Sinne des § 1 wahrzunehmen.

Sachliche Zustindigkeit der Bildungsdirektionen

§ 3. (1) Die Bildungsdirektion ist die sachlich zustéindige Behorde in allen Vollzugsangelegenheiten
gemal § 1.

(2) Sachlich in Betracht kommende Oberbehorde ist das zustdndige Mitglied der Bundesregierung,
soweit Abs. 3 nicht anderes bestimmt.

(3) Sachlich in Betracht kommende Oberbehdrde ist die zustindige Landesregierung in den in den
Vollzugsbereich der Lander fallenden Angelegenheiten.

(4) Beziiglich der gemidl Art. 113 Abs.9 B-VG der Bildungsdirektion zugewiesenen
Bundesbediensteten und der an den der Bildungsdirektion unterstehenden Schulen verwendeten
Bundesbediensteten  ist die  Bildungsdirektion  nachgeordnete  Dienstbehérde (§2  des
Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 — DVG) und nachgeordnete Personalstelle (§ 2e  des
Vertragsbedienstetengesetzes — VBG).

Ortliche Zustiindigkeit der Bildungsdirektionen

§ 4. Die ortliche Zustiandigkeit der Bildungsdirektion erstreckt sich auf das Gebiet des betreffenden
Bundeslandes.

2. Abschnitt
Qualititsmanagement

Bildungscontrolling

§ 5. (1) Zur Sicherstellung der qualititsvollen Erfiillung der Aufgabe der Osterreichischen Schule
gemidll § 2 des Schulorganisationsgesetzes, BGBI. Nr. 242/1962, sowie eines wirkungsorientierten,
effizienten und transparenten Mitteleinsatzes ist ein alle Ebenen der Schulverwaltung und die Schulen
(einschlieBlich ~ Schulcluster und ganztdgige Schulformen) umfassendes Bildungscontrolling
(Qualitdtsmanagement, Bildungsmonitoring und Ressourcencontrolling) einzurichten, das an den im
jeweiligen Bundesfinanzgesetz vorgesehenen einschligigen Wirkungszielen und MafBnahmen
ausgerichtet ist. Das zustdndige Mitglied der Bundesregierung, die Bildungsdirektionen und die Schulen
sind zur Verarbeitung von indirekt personenbezogenen Daten im Sinne des Datenschutzgesetzes 2000,
BGBI. I Nr. 165/2000, insoweit ermachtigt, als diese zur Erfillung der gesetzlichen Aufgaben eine
wesentliche Voraussetzung sind.

(2) Das zustindige Mitglied der Bundesregierung legt durch Verordnung die Rahmenbedingungen
(einschlieBlich DatensicherheitsmaBnahmen) fiir das Bildungscontrolling fest. Insbesondere sind
vorzusehen:

1. Eine Definition und Beschreibung von Schulqualitét einschlieBlich einer qualititsvollen Lern-
und Freizeitbetreuung an ganztdgigen Schulformen unter Verwendung von operationalisierbaren
Kriterien und Indikatoren,

2.die Erfassung wichtiger Bereiche der Schulqualitit und der Rahmenbedingungen (zB
Lernergebnisse, Behaltequoten, soziales Umfeld, Schulklima, Bildungsverldaufe, Ressourcen
usw.) nach wissenschaftlichen Kriterien auf Basis regelméBig und zentral erhobener bzw.
gesammelter und aufbereiteter Daten und Kennzahlen (Bildungsmonitoring),

3.eine Definition von Benchmarks in festzulegenden zentralen Qualitétsbereichen auf
Bundesebene, die Orientierungsgroflen fiir das Qualititsmanagement auf den einzelnen Ebenen
des Schulsystems darstellen,

4.ein periodisches Planungs- und Berichtswesen (Entwicklungspldne, Qualitétsberichte,
Qualitdtsprogramme) sowie periodische Bilanzierungen und Zielvereinbarungen auf und
zwischen allen Ebenen der Schulverwaltung und der Schulen (einschlieBlich Schulcluster)
(Qualitdtsmanagement). In diesem Zusammenhang kommt der Schulaufsicht bei der Gewinnung
und Umsetzung der Zielvereinbarungen fiir bundesweite und regionale Zielsetzungen der
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Schulentwicklung eine wesentliche Rolle zu. Im Bedarfsfall sind von der Geschéftsstelle fiir
Qualitatsentwicklung und Qualitéitssicherung veranlasste Qualititsaudits vorzusehen,

5. die Bereitstellung von Instrumenten und Expertise fiir die verpflichtend durchzufiihrende Selbst-
evaluation nach definierten Qualitdtsstandards anhand der fiir die Schulqualitit maBgeblichen
Kriterien und Indikatoren sowie von Unterstiitzungsangeboten fiir die Schulen (einschlieBlich
Schulcluster),

6. die periodische, standardisierte Uberpriifung von Lernergebnissen der Schiilerinnen und Schiiler
(zB Bildungsstandard-Uberpriifung, standardisierte Reife- und Diplompriifung) und

7. ein standardisiertes Controlling des Personal- und Ressourceneinsatzes auf allen Ebenen des
Schulsystems (Ressourcencontrolling).

Die Daten gemél Z 2 stehen dem zusténdigen Mitglied der Bundesregierung, der Schulaufsicht und den
Schulen (einschlieBlich Schulcluster) in jener Aufbereitung zur Verfligung, die fiir die wirksame
Wahrnehmung der jeweiligen Aufgaben und der Sicherung und Weiterentwicklung der Qualitdt geméal
Z 4 erforderlich ist. Die Ergebnisse des Bildungscontrollings sind den Schulen zur Kenntnis zu bringen
und dem Schulforum (§ 63a SchUG) oder dem Schulgemeinschaftsausschuss (§ 64 SchUG) oder bei
Schulcluster dem Schulclusterbeirat (§ 64a SchUG) zur Beratung vorzulegen. Das Schulforum oder der
Schulgemeinschaftsausschuss oder bei Schulcluster der Schulclusterbeirat sind in die verpflichtend
durchzufiihrende Selbstevaluation geméf Z 5 einzubinden.

(3) Beim zustindigen Mitglied der Bundesregierung wird eine Geschiftsstelle fiir
Qualitdtsentwicklung und Qualitétssicherung mit koordinierender Funktion eingerichtet. Dem Nationalrat
legt das zustindige Mitglied der Bundesregierung, beginnend mit dem Jahr 2021, alle drei Jahre einen auf
Basis der Schulqualitétsberichte der Bildungsdirektionen erstellten nationalen Bildungscontrolling-
Bericht als Teil des Nationalen Bildungsberichts vor.

(4) Die Bewirtschaftung der Lehrpersonalressourcen hat sich jedenfalls an der Zahl der Schiilerinnen
und Schiiler, am Bildungsangebot, am sozio-6konomischen Hintergrund, am Forderbedarf der
Schiilerinnen und Schiiler sowie an deren im Alltag gebrauchter Sprache und an den regionalen
Bediirfnissen zu orientieren. Das zustdndige Mitglied der Bundesregierung kann zur Beriicksichtigung
des sozio-dkonomischen Hintergrunds der Schiilerinnen und Schiiler durch Verordnung entsprechende
Kriterien festlegen. Zu diesem Zweck kann das zustidndige Mitglied der Bundesregierung auch Daten
heranziehen, die vom BIFIE im Rahmen der Uberpriifungen der Bildungsstandards erhoben wurden,
soweit diese nicht bereits aus Datenbestéinden der Bundesanstalt Statistik Osterreich verfiigbar sind. Der
Bereich Padagogischer Dienst hat bei der Bewirtschaftung der Lehrpersonalressourcen mitzuwirken.

(5) Dem Unterricht an einer Schule diirfen auler dem zustéindigen Mitglied der Bundesregierung nur
der Bildungsdirektor oder die Bildungsdirektorin, die Organe der Schulaufsicht und rechtskundige
Bedienstete der Bildungsdirektion beiwohnen. Ein gemil} § 16 bestellter Prasident oder eine geméal § 16
bestellte Priasidentin darf dem Unterricht an einer Schule nur in Anwesenheit des zustdndigen Mitglieds
der Bundesregierung oder eines Bediensteten oder einer Bediensteten der Schulaufsicht beiwohnen.

(6) Jede in den Anwendungsbereich dieses Bundesgesetzes fallende Schule sowie jeder und jede an
diesen Schulen beschéftigte Lehrer und Lehrerin (einschlieBlich Schul- und Schulclusterleiter und -
leiterinnen) hat zum Zweck der Wahrnehmung der Aufgaben des Qualititsmanagement und des
Bildungscontrollings iiber ein elektronisches Postfach zu verfiigen, welches die Information der
Bediensteten und deren Erreichbarkeit ermoglicht.

(7) Beim zustidndigen Mitglied der Bundesregierung ist eine Ombudsstelle einzurichten. Diese hat
die Erfiillung der Aufgabe der sterreichischen Schule durch Beratung und Unterstiitzung von Personen,
die von behaupteten Missstinden an Schulen oder in der Schulverwaltung betroffen sind, zu férdern.

Qualititsmanagement, Schulaufsicht

§ 6. (1) Das zustindige Mitglied der Bundesregierung hat bezogen auf alle vom Geltungsbereich
dieses Bundesgesetzes gemil § 1 umfassten Schulen (einschlielich des Betreuungsteiles an ganztigigen
Schulformen gemiB § 8 lit.j des Schulorganisationsgesetzes) sowie auf die Hoheren land- und
forstwirtschaftlichen Lehranstalten gemd dem Land- und forstwirtschaftlichen Bundesschulgesetz,
BGBI. Nr. 175/1966, ecin alle Ebenen der Schulverwaltung und die Schulen umfassendes
Qualitdtsmanagement einzurichten. Von den Bildungsdirektionen ist das Qualitdtsmanagement auf
Landesebene durch die Beamtinnen und Beamten der Schulaufsicht und durch Lehrerinnen und Lehrer,
die mit Schulaufsichtsfunktionen betraut sind, auszuiiben. Das Qualitdtsmanagement umfasst auch die
Durchfithrung der Schulinspektionen, sofern diese zur Umsetzung der zu treffenden Zielvereinbarungen
erforderlich ist.
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(2) In dem geméaB Abs. 1 einzurichtenden Qualititsmanagement ist ein Nationaler Qualitdtsrahmen
vorzusehen, der nach wissenschaftlichen Kriterien und unter Anhérung der Beamtinnen und Beamten des
Qualitditsmanagements sowie der Lehrerinnen und Lehrer, die mit Schulaufsichtsfunktionen betraut sind,
von durch diese beizuziehenden Schulleiterinnen und Schulleitern sowie der Schulpartner (Lehrer,
Erziehungsberechtigte, Schiiler) zu erstellen und in der Umsetzung unter Mitbefassung von
Vertreterinnen und Vertretern der Personalvertretung der Lehrerinnen und Lehrer zu begleiten ist. Der
Nationale Qualitdtsrahmen hat neben allgemeinen Bestimmungen auf die Besonderheiten der einzelnen
Schularten Bedacht zu nehmen und insbesondere zu enthalten:

1. Eine Definition und Beschreibung von Schulqualitdt einschlieBlich einer qualitdtsvollen Lern-
und Freizeitbetreuung an ganztigigen Schulformen,

2. die Verpflichtung zu einem periodischen (schulartenspezifisch ein- bis dreijdhrigen) Planungs-
und Berichtswesen auf allen Ebenen der Schulverwaltung und der Schulen (Entwicklungspléne,
Qualitatsberichte, Qualititsprogramme),

3. die Verpflichtung zu periodischen Zielvereinbarungen auf allen Ebenen der Schulverwaltung und
der Schulen {iiber bundesweite Ziele und deren Konkretisierung unter Bedachtnahme auf
regionale und standortspezifische Gegebenheiten auf Landes- und Schulebene sowie die fiir
deren Erreichung zu treffenden MaBinahmen und zu erbringenden Leistungen sowie

4.die Verpflichtung zur Bereitstellung von Instrumenten fiir die Steuerung und
(Selbst-)Evaluierung anhand der flir die Schulqualitit mafBgeblichen Faktoren sowie von
Unterstiitzungsangeboten fiir die Schulen.
(3) Die Entwicklungsplane der Schulen geméll Abs. 2 Z 2 haben insbesondere zu enthalten:
1. Schwerpunktthemen,
. Zielsetzungen in Hinblick auf die Schwerpunktthemen,
. Riickblick und Ist-Stand-Analysen zu den Schwerpunktthemen,
. MaBinahmen zur Umsetzung der Zielsetzungen,
. MaBnahmen zur Uberpriifung der Zielerreichung,
. Fortbildungspléne sowie
7. Angaben zum strategischen und operativen Qualitdtsmanagement der Schule.

AN L W N

(4) Bei der Umsetzung und Evaluierung der Zielvereinbarungen sind externe Riickmeldungen (zB
von Einrichtungen des Bildungswesens) vorzusehen.

3. Abschnitt
Organisation der Bildungsdirektionen

1. Unterabschnitt
Leitung der Bildungsdirektion

Bildungsdirektor, Bildungsdirektorin

§ 7. (1) Der Bildungsdirektor oder die Bildungsdirektorin ist Bediensteter bzw. Bedienstete in einem
offentlich-rechtlichen oder vertraglichen Dienstverhdltnis zum Bund; ihm bzw. ihr obliegt die Leitung der
Bildungsdirektion. Er oder sie ist der oder die Vorgesetzte aller Bediensteten der Bildungsdirektion; ihm
oder ihr obliegt die Dienst- sowie die Fachaufsicht {iber diese Personen.

(2) Der Bildungsdirektor oder die Bildungsdirektorin ist bei der Besorgung der Aufgaben der
Bildungsdirektion
1. in Angelegenheiten des Vollziehungsbereiches des Bundes an die Weisungen des zustidndigen
Regierungsmitglieds und
2.in Angelegenheiten des Vollziechungsbereiches des Landes an die Weisungen der
Landesregierung
gebunden. Fiir den Fall, dass durch Landesgesetz ein Prisident oder eine Prisidentin der
Bildungsdirektion bestellt wurde, unterliegt der Bildungsdirektor oder die Bildungsdirektorin in den
Angelegenheiten der Z 1 und 2 auch dessen bzw. deren Weisungen.

(3) Der Bildungsdirektor oder die Bildungsdirektorin hat dem zustindigen Mitglied der
Bundesregierung das Gelobnis der Amtsverschwiegenheit und der unparteiischen, gewissenhaften und
uneigenniitzigen Erfiillung seiner oder ihrer Amtspflichten zu leisten. Die Verweigerung des
Amtsgelobnisses hat den Verlust der Funktion durch Abberufung (§ 8 Abs. 2 Z 3 und Abs. 4) zur Folge.
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Funktion des Bildungsdirektors oder der Bildungsdirektorin

§ 8. (1) Die Bestellung zum Bildungsdirektor oder zur Bildungsdirektorin erfolgt durch das
zustindige Mitglied der Bundesregierung im Einvernehmen mit dem Landeshauptmann oder der
Landeshauptfrau auf dessen oder deren Vorschlag nach MaBgabe der Bestimmungen des 2.
Unterabschnitts. Die Funktionsdauer betrigt fiinf Jahre. Wiederbestellungen sind zuléssig.

(2) Die Funktion des Bildungsdirektors oder der Bildungsdirektorin endet
1. durch Ablauf der Funktionsperiode,
2. durch Riicktritt,
3. durch Abberufung oder
4. durch Tod.

(3) Ein Riicktritt gemaB Abs. 2 Z 2 ist gegeniiber dem zusténdigen Mitglied der Bundesregierung zu
erkldren und wird, auB8er bei Vorliegen wichtiger Griinde, erst nach Ablauf von 30 Tagen wirksam.

(4) Eine Abberufung gemif3 Abs. 2 Z 3 hat durch das zustdndige Mitglied der Bundesregierung im
Einvernehmen mit dem Landeshauptmann oder der Landeshauptfrau zu erfolgen, wenn der
Bildungsdirektor oder die Bildungsdirektorin das Amtsgelobnis (§ 7 Abs. 3) verweigert, eine schwere
Pflichtverletzung begangen hat, wenn er oder sie wegen einer vorsétzlich begangenen Straftat, die mit der
Ausiibung der Funktion des Bildungsdirektors oder der Bildungsdirektorin nicht vereinbar ist,
strafgerichtlich rechtskréftig verurteilt wurde oder wenn die fiir die Funktionsausiibung erforderliche
korperliche oder geistige Eignung langfristig nicht mehr gegeben ist.

Qualifikationsprofil des Bildungsdirektors oder der Bildungsdirektorin
§ 9. Der Bewerber oder die Bewerberin um die Funktion des Bildungsdirektors oder der
Bildungsdirektorin hat nachstehendes Qualifikationsprofil zu erfiillen:
1. Abgeschlossenes Hochschulstudium oder eine vergleichbare Ausbildung mit mehrjéhriger den
Anforderungen an die Leitung der Bildungsdirektion entsprechender Berufserfahrung,
2. mehrjdhrige praktische Fiihrungserfahrung in der Leitung einer FEinrichtung oder
Organisationseinheit,
3. Kenntnis im Vollzug von Haushaltsrecht sowie Wissen im Zusammenhang mit
Personalmanagement, Controlling und Verwaltungsablaufen,
4. umfangreiche und vertiefte Kenntnisse im Bildungsbereich inklusive der Schulorganisation und
der regionalen Bildungsstruktur sowie Kenntnisse der Bundesverfassung,
5. Erfahrung in Projekt- und Prozessmanagement sowie Kenntnisse im Qualitits- und
Risikomanagement,
6. Fahigkeit zu strategischem und analytischem Denken und
7. Organisationsfahigkeit, Entscheidungsstirke, besondere Eignung zur Mitarbeiter/innen- und
Teamfiihrung sowie hohes Maf an sozialer Kompetenz.

2. Unterabschnitt
Bestellungsverfahren

Anwendungsbereich und Ausschreibung

§ 10. (1) Vor der Betrauung einer Person mit der Leitung einer Bildungsdirektion ist diese Funktion
vom zustdndigen Mitglied der Bundesregierung nach Anhérung der Landesregierung auszuschreiben. Die
Ausschreibung hat zumindest auf der beim Bundeskanzleramt eingerichteten Website ,Karriere
Offentlicher Dienst”, auf einer dem Zweck der Verdffentlichung entsprechenden Website der
Landesregierung sowie weiters im ,,Amtsblatt zur Wiener Zeitung™ zu erfolgen.

(2) Die Ausschreibung hat spétestens drei Monate vor Freiwerden der Funktion des
Bildungsdirektors oder der Bildungsdirektorin, bei vorzeitigem Freiwerden dieser Funktion jedoch
spatestens innerhalb eines Monats nach Freiwerden zu erfolgen.

(3) Die Ausschreibung hat neben den allgemeinen Voraussetzungen die in § 9 fiir die Leitung einer
Bildungsdirektion festgelegten Anforderungen zu enthalten. Weiters sind die Leitungs- und
Entwicklungsvorstellungen fiir die angestrebte Funktion darzulegen.

(4) Fiir die Einbringung der Bewerbungsgesuche ist eine Frist zu setzen, die nicht weniger als einen
Monat betragen darf. Das Datum des Endens der Bewerbungsfrist ist in der Ausschreibung anzufiihren.
Als Tag der Bewerbung gilt der Tag, an dem die Bewerbung (schriftlich, Telefax, E-Mail) bei der in der
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Ausschreibung genannten Stelle einlangt. Fiir das fristgerechte Einlangen gilt § 33 Abs. 1 und 2 des
Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), BGBI. Nr. 51/1991.

Bewerbung um die Funktion des Bildungsdirektors oder der Bildungsdirektorin

§ 11. (1) Die Bewerbung um die Funktion des Bildungsdirektors oder der Bildungsdirektorin steht
allen dsterreichischen Staatsbiirgerinnen und Staatsbiirgern offen.

(2) Den im Abs.1 genannten Personen sind Personen mit unbeschrinktem Zugang zum
Osterreichischen Arbeitsmarkt gleichzuhalten.

(3) Bewerberinnen und Bewerber um die Funktion des Bildungsdirektors oder der
Bildungsdirektorin haben in ihrem unmittelbar bei der ausschreibenden Stelle einzubringenden
Bewerbungsgesuch die Griinde anzufiihren, die sie fiir die Ausiibung der Funktion des Bildungsdirektors
oder der Bildungsdirektorin als geeignet erscheinen lassen.

Begutachtungskommission

§ 12. (1) Beim Landeshauptmann oder bei der Landeshauptfrau ist fiir jede Betrauung mit der
Leitung einer Bildungsdirektion im Einvernehmen mit dem zustindigen Mitglied der Bundesregierung
eine Begutachtungskommission einzurichten. Das zustindige Mitglied der Bundesregierung hat der
Begutachtungskommission und dem Landeshauptmann oder der Landeshauptfrau des Landes der zu
besetzenden Bildungsdirektion binnen zwei Wochen nach dem Ende der Bewerbungsfrist sdmtliche
Bewerbungen zu iibermitteln.

(2) Die Begutachtungskommission besteht aus fiinf Mitgliedern. Je ein Vertreter oder eine
Vertreterin und ein weiterer Experte oder eine weitere Expertin sind vom zustdndigen Mitglied der
Bundesregierung und von der Landeshauptfrau oder dem Landeshauptmann des Landes der zu
besetzenden Bildungsdirektion zu entsenden. Ein weiteres Mitglied ist vom zustdndigen Mitglied der
Bundesregierung im Einvernehmen mit dem Landeshauptmann oder der Landeshauptfrau zu entsenden.
Der oder die vom zustindigen Mitglied der Bundesregierung entsandte Vertreter bzw. Vertreterin flihrt
den Vorsitz.

(3) Die Mitglieder der Begutachtungskommission sind in Ausiibung dieses Amtes selbstindig und
unabhéngig sowie von der Bindung an Weisungen freigestellt.

(4) Das zustindige Mitglied der Bundesregierung hat das Recht, sich iiber alle Gegenstinde der
Geschiftsfithrung der Begutachtungskommission zu unterrichten.

(5) Die Begutachtungskommission hat nach den erforderlichen Erhebungen und unter
Beriicksichtigung ihrer Ergebnisse dem zustindigen Mitglied der Bundesregierung sowie der zustindigen
Landeshauptfrau oder dem zustdndigen Landeshauptmann ein begriindetes Gutachten zur Eignung der
Bewerberinnen und Bewerber zu erstatten.

Verfahren vor der Begutachtungskommission

§ 13. (1) Dem Verfahren vor der Begutachtungskommission sind nur Personen zu unterziehen, die
1. die im § 10 Abs. 3 angefiihrten Erfordernisse erfiillen und

2. sich spitestens am letzten Tag der in der Ausschreibung angefiihrten Bewerbungsfrist beworben
haben.

(2) Die Begutachtungskommission hat die einlangenden Bewerbungsgesuche, insbesondere die im
Sinne des § 11 Abs. 3 darin angefiihrten Griinde, zu priifen und sich hinsichtlich jener Bewerberinnen und
Bewerber, welche die formalen Voraussetzungen erfiillen, in Form eines Bewerbungsgespriches einen
Eindruck iiber die Gesamtpersonlichkeit, die Féhigkeiten, die Motivationen, die Kenntnisse, die
Fertigkeiten, die Ausbildung und die Erfahrungen der Bewerberinnen und Bewerber zu verschaffen.

(3) Steht ein Bewerber oder eine Bewerberin in einem Dienstverhiltnis zum Bund oder zu einem
Bundesland, so hat die Begutachtungskommission das Recht, in alle Personalunterlagen iiber den
Bewerber oder die Bewerberin Einsicht zu nehmen.

(4) Die Begutachtungskommission kann zur sachgerechten Begutachtung der Bewerberinnen und
Bewerber notwendige Sachverstindige und sachverstindige Zeugen wie etwa Vorgesetzte sowie
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter befragen.

(5) Die Eignung ist insbesondere auf Grund der bisherigen Berufserfahrung und einschligigen
Verwendung der Bewerberinnen und Bewerber, ihrer Féhigkeit zur Menschenfiihrung, ihrer
organisatorischen Fahigkeiten und — wenn der Bewerber oder die Bewerberin bereits in einem
offentlichen Dienstverhéltnis steht — auf Grund der bisher erbrachten Leistungen festzustellen.
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(6) Zur Beschlussfihigkeit der Begutachtungskommission ist die Anwesenheit sdmtlicher Mitglieder
erforderlich. Die Begutachtungskommission hat ihre Beschliisse mit Stimmenmehrheit zu fassen. Eine
Stimmenthaltung ist unzuléssig.

(7) Auf das Verfahren der Begutachtungskommission sind die §§ 6 Abs. 1, 7, 13, 14 bis 16 sowie 18
bis 22, 32, 33, 45, 46 sowie 48 bis 50 AVG anzuwenden.

Bestellung zum Bildungsdirektor oder zur Bildungsdirektorin

§ 14. (1) Zum Zweck der Bestellung zum Bildungsdirektor oder zur Bildungsdirektorin (§ 8 Abs. 1)
hat der Landeshauptmann oder die Landeshauptfrau dem zustindigen Mitglied der Bundesregierung einen
oder eine oder mehrere von der Begutachtungskommission fiir geeignet befundenen Bewerber oder fiir
geeignet befundene Bewerberin bzw. Bewerberinnen um die Funktion des Bildungsdirektors oder der
Bildungsdirektorin vorzuschlagen. Kommt in Bezug auf diese vom zustindigen Mitglied der
Bundesregierung zur Bestellung in Aussicht genommene Person kein Einvernechmen mit dem
Landeshauptmann oder der Landeshauptfrau zustande, so kann dieser oder diese eine geeignete Person,
nicht jedoch die betreffende Person, vorldufig mit der Funktion des Bildungsdirektors oder der
Bildungsdirektorin betrauen. Die vorldufige Betrauung endet mit der Herstellung des Einvernehmens mit
dem Landeshauptmann oder der Landeshauptfrau in Bezug auf eine von der Begutachtungskommission
fiir geeignet befundene Bewerberin oder einen fiir geeignet befundenen Bewerber und deren bzw. dessen
Bestellung zur Bildungsdirektorin bzw. zum Bildungsdirektor, spétestens jedoch nach Ablauf von zwolf
Monaten, oder, wenn ein Einvernehmen bis dahin nicht hergestellt werden konnte, nach Ablauf von
hochstens weiteren sechs Monaten.

(2) Die Bestellung hat auf die Dauer einer Funktionsperiode zu erfolgen. Sie ist im
Ministerialverordnungsblatt des zustindigen Mitglieds der Bundesregierung sowie im entsprechenden
Kundmachungsorgan der Landesregierung kund zu machen.

(3) Bestimmungen iiber die Ernennung bleiben unberiihrt.
Rechtsstellung der Bewerberinnen und Bewerber

§ 15. (1) Bewerberinnen und Bewerber um die Funktion des Bildungsdirektors oder der
Bildungsdirektorin haben keine Parteistellung und keinen Rechtsanspruch auf die Bestellung zum
Bildungsdirektor oder zur Bildungsdirektorin.

(2) Nach der Bestellung einer Person zum Bildungsdirektor oder zur Bildungsdirektorin sind die
Bewerberinnen und Bewerber, die nicht beriicksichtigt worden sind, formlos zu verstindigen.
3. Unterabschnitt
Prisident oder Prisidentin der Bildungsdirektion

Funktion des Prisidenten oder der Prisidentin

§16. Ist durch Landesgesetz der Landeshauptmann oder die Landeshauptfrau oder durch
Verordnung des Landeshauptmannes oder der Landeshauptfrau das in Betracht kommende Mitglied der
Landesregierung als Prisident oder Préasidentin bestellt worden, so unterliegt er oder sie den Weisungen
des zustidndigen Mitglieds der Bundesregierung bzw. der zustindigen Landesregierung.

Aufgaben des Prisidenten oder der Prisidentin
§17. Dem Prisidenten oder der Présidentin obliegt die Fachaufsicht gegeniiber dem
Bildungsdirektor oder der Bildungsdirektorin.
4. Unterabschnitt
Gliederung der Bildungsdirektion

Prisidialbereich

§ 18. (1) Die Geschifte der Bildungsdirektion sind unter der Leitung des Bildungsdirektors oder der
Bildungsdirektorin mit Unterstiitzung des Prisidialbereichs zu besorgen.

(2) Zur Leitung des Présidialbereichs ist ein rechtskundiger Verwaltungsbediensteter oder eine
rechtskundige Verwaltungsbedienstete zu bestellen. Die Bestellung erfolgt auf fiinf Jahre,
Wiederbestellungen sind zuldssig. Die Bestellung obliegt

1. bei einer Person, die in einem dffentlich-rechtlichen oder einem vertraglichen Dienstverhéltnis zu
einem Land oder einer Gemeinde steht, der zustdndigen Landesregierung im Einvernehmen mit
dem zustandigen Mitglied der Bundesregierung und
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2.im Ubrigen dem zustindigen Mitglied der Bundesregierung im Einvernehmen mit der
Landesregierung.

(3) Die Bestellung hat auf der Grundlage einer Ausschreibung durch die Bildungsdirektion zu
erfolgen. Der Bildungsdirektor oder die Bildungsdirektorin hat der Begutachtungskommission als
Vorsitzender oder als Vorsitzende anzugehdren. Im Ubrigen ist das Ausschreibungsgesetz 1989 (AusG),
BGBI. Nr. 85/1989, anzuwenden.

(4) (Verfassungsbestimmung) Die Besoldung hat entsprechend der fiir die Funktion vorgesehene
Richtverwendung gemill § 137 und Anlage 1 des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 (BDG 1979) zu
erfolgen.

(5) Der Leiter oder die Leiterin des Présidialbereichs ist Stellvertreter oder Stellvertreterin des
Bildungsdirektors oder der Bildungsdirektorin. Er bzw. sie nimmt auch im Fall der Vakanz die Funktion
des Bildungsdirektors oder der Bildungsdirektorin ein.

(6) Dem Leiter oder der Leiterin des Présidialbereichs obliegen die Bewirtschaftung der
Lehrpersonalressourcen (§ 5 Abs. 4) unter Mitwirkung des Leiters oder der Leiterin des Bereichs
Padagogischer Dienst sowie die Behandlung sdmtlicher rechtlich zu bewertender Angelegenheiten.

(7) Im Prasidialbereich ist fiir Zwecke der paddagogisch-psychologischen Beratung sowie der
Bereitstellung und Koordination der psychosozialen Unterstiitzung in den Schulen ein
schulpsychologischer Dienst einzurichten.

Bereich Piadagogischer Dienst

§ 19. (1) In jeder Bildungsdirektion ist ein Bereich Pddagogischer Dienst einzurichten. Zur Leitung
des Bereichs Pddagogischer Dienst der Bildungsdirektion ist vom zustindigen Mitglied der
Bundesregierung ein padagogisch-fachkundiger Verwaltungsbediensteter oder eine padagogisch-
fachkundige Verwaltungsbedienstete zu bestellen. Die Bestellung erfolgt auf fiinf Jahre,
Wiederbestellungen sind zuldssig.

(2) Die Bestellung hat auf der Grundlage einer Ausschreibung durch die Bildungsdirektion zu
erfolgen. Der Bildungsdirektor oder die Bildungsdirektorin hat der Begutachtungskommission als
Vorsitzender oder als Vorsitzende anzugehoren. Im Ubrigen ist das AusG anzuwenden.

(3) Aufgabe des Bereichs Padagogischer Dienst ist:

1. Qualitditsmanagement und strategische Entwicklung im Rahmen der Schulaufsicht sowie
Einrichtung von regionalen Schulaufsichtsteams in Bildungsregionen,

2. Bereitstellung und Koordination sonder- und inklusionspddagogischer Maflnahmen fiir
Schiilerinnen und Schiiler mit sonderpddagogischem und anderem Forderbedarf in allgemeinen
Schulen, einschlieBlich der Betreuung von fiir diese Schiilerinnen und Schiiler zusétzlich
eingesetzten Lehrpersonen,

3. Mitarbeit am Bildungscontrolling nach Vorgaben der Geschiftsstelle fiir Qualitdtsentwicklung
und Qualitétssicherung (§ 5 Abs. 3) und

4. padagogische Fachexpertise bei der Bewirtschaftung der Lehrpersonalressourcen (§ 5 Abs. 4).

(4) Die Erfillung der Aufgabe gemidll Abs.3 Z2 kann nach regionalen Erfordernissen an
padagogischen Beratungszentren an Auflenstellen der jeweiligen Bildungsdirektion erfolgen.

Stindiger Beirat der Bildungsdirektion

§ 20. (1) In jeder Bildungsdirektion ist ein Standiger Beirat (Beirat) einzurichten. Die Organisation
sowie die Abhaltung von Beiratssitzungen erfolgen durch eine in der Bildungsdirektion einzurichtende
Geschiftsstelle des Beirats. Vorsitzender oder Vorsitzende der Geschéftsstelle des Beirats ist der Leiter
oder die Leiterin des Prisidialbereichs.

(2) Der Beirat hat die Aufgabe, in den von der Bildungsdirektion auf dem Gebiet des Schul- und
Erziehungswesens zu besorgenden Angelegenheiten von grundsétzlicher Bedeutung beratend
mitzuwirken. Insbesondere konnen ihm bildungspolitisch relevante Begutachtungsentwiirfe zur Abgabe
einer beratenden Stellungnahme vorgelegt werden. Dem Beirat oder einem vom Beirat erméchtigtem
Mitglied ist auf Verlangen Akteneinsicht in allen Angelegenheiten zu gewédhren, die mit den
Beratungsaufgaben des Beirats in einem Zusammenhang stehen. Berichte oder Vorschlige haben
ausschlieBlich Beratungsfunktion und binden nicht die Entscheidung des Bildungsdirektors oder der
Bildungsdirektorin oder anderer gemifl der Geschiftsordnung zur Entscheidung berufener Organe der
Bildungsdirektion.

(3) Der Beirat ist vom Bildungsdirektor oder von der Bildungsdirektorin zumindest zwei Mal pro
Jahr unter gleichzeitiger Vorlage einer Tagesordnung einzuberufen. Dem Beirat ist Gelegenheit zu geben,
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an der Erstellung der Tagesordnung mitzuwirken. Einzelne Beiratsmitglieder sind berechtigt,
Tagesordnungspunkte einzubringen. Zwischen der Einberufung und der Tagung des Beirats haben zwei
bis vier Wochen zu liegen. Die Mitglieder des Beirats (Abs. 4 und 5) iiben ihre Funktion ehrenamtlich
aus; es gebiihren keine Reisevergiitung und kein Aufwandsersatz.

(4) Dem Beirat gehoren an:

1. Der Bildungsdirektor oder die Bildungsdirektorin als Vorsitzender oder Vorsitzende,

2. der oder die Vorsitzende der Geschéftsstelle des Beirats,

3. vom
a) Zentralausschuss fiir Landeslehrerinnen und -lehrer fiir allgemein bildende Pflichtschulen,

b) Zentralausschuss fiir Landeslehrerinnen und -lehrer fiir Berufsschulen,

¢) bei der Bildungsdirektion eingerichteten Fachausschuss fiir Bundeslehrerinnen und -lehrer an
den der Bildungsdirektion unterstehenden allgemein bildenden héheren Schulen und fiir
Bundeserzieherinnen und -erzieher an Schiilerheimen, die ausschlieSlich oder vorwiegend fiir
Schiilerinnen und Schiiler dieser Schulen bestimmt sind,

d) bei der Bildungsdirektion eingerichteten Fachausschuss fiir Bundeslehrerinnen und -lehrer an
den der Bildungsdirektion unterstehenden berufsbildenden mittleren und hdéheren Schulen
sowie fiir Bundeserzieherinnen und -erzicher an Schiilerheimen, die ausschlieBlich oder
vorwiegend fiir Schiilerinnen und Schiiler dieser Schulen bestimmt sind, und

e) bei der Bildungsdirektion eingerichteten Fachausschuss fiir die bei der Bildungsdirektion
verwendeten Bundesbediensteten (ausgenommen die an Schulen und Schiilerheimen
verwendeten Bundeslehrerinnen oder Bundeslehrer und Bundeserzieherinnen oder
Bundeserzieher und die an Padagogischen Hochschulen und Einrichtungen gemill § 4 des
Hochschulgesetzes 2005 verwendeten Hochschullehrpersonen)

zu entsendende Mitglieder,

4. von der Landesschiilervertretung aus den Bereichen
a) der allgemein bildenden héheren Schulen,

b) der berufsbildenden mittleren und héheren Schulen sowie

¢) der Berufsschulen

zu entsendende Mitglieder,

5. vom Osterreichischen Gemeindebund und vom Osterreichischen Stidtebund zu entsendende
Mitglieder,

6. Familienvertreterinnen und Familienvertreter sowie Elternvertreterinnen und Elternvertreter aus
dem Bereich der allgemein bildenden Pflichtschulen, der Berufsschulen, der allgemein bildenden
hoheren Schulen sowie der berufsbildenden mittleren und héheren Schulen, die nach Mallgabe
des § 21 von Dachorganisationen des betreffenden Bundeslandes zu entsenden sind,

7. Vertreter oder Vertreterinnen gesetzlich anerkannter Kirchen und Religionsgesellschaften nach
Malgabe des § 21 und

8. Vertreter oder Vertreterinnen gesetzlicher Interessensvertretungen nach Mafigabe des § 21.

Den Beiriten in den Bildungsdirektionen fiir Kérnten und fiir das Burgenland haben nach Mafigabe des
§ 21 jedenfalls Vertreter der slowenischen bzw. der kroatischen und der ungarischen Minderheiten sowie
der burgenlédndischen Roma anzugehoren.

(5) Der Beirat ist beschlussfahig, wenn zumindest die Hélfte der in Abs. 4 genannten Mitglieder
anwesend ist. Jedem Mitglied gemiB Abs. 4 Z 2 bis 8 kommt eine Stimme zu. Die Ubertragung einer
Stimme auf eine andere Person ist unzuldssig und unwirksam. Die Beschliisse werden mit absoluter
Stimmenmehrheit gefasst. Bei Stimmengleichheit entscheidet der oder die Vorsitzende. Nihere
Regelungen iiber die Geschéftsfithrung und Beschlussfassung im Beirat sowie iiber Zahl und Bestellweise
der Mitglieder geméll Abs. 4 Z 3 bis 8 und § 21 sind unter Bedachtnahme auf die Anzahl der Schulen im
Bundesland sowie die Zahl der in diesen unterrichteten Schiilerinnen und Schiiler in der
Geschiftsordnung (§ 23) festzulegen.

(6) Ein gemal § 16 Abs. 1 bestellter Priasident oder eine gemil § 16 Abs. 1 bestellte Prisidentin hat
das Recht, den Sitzungen des Beirats beizuwohnen. Fiir die Behandlung einzelner Angelegenheiten
konnen Fachleute mit beratender Stimme beigezogen werden.

(7) Die Mitglieder des Beirats haben zu geloben, auch iiber die Zeit ihrer Funktionsausiibung hinaus
iiber alle ihnen aus ihrer Funktion als Beiratsmitglied bekannt gewordenen Daten und Tatsachen
Verschwiegenheit zu wahren.
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Entsendung von Vertreterinnen und Vertretern

§ 21. (1) Folgende Einrichtungen sind berechtigt, sich bei einer oder, bei landesiibergreifender
Organisation, auch bei mehreren Bildungsdirektionen, zum Zweck der Mitwirkung im Beirat zu
registrieren:
1. Dachorganisationen von Familienverbidnden und von Elternvereinen aus dem Bereich der
allgemein bildenden Pflichtschulen, der Berufsschulen, der allgemein bildenden héheren Schulen
sowie der berufsbildenden mittleren und héheren Schulen, die
a) gemeinniitzige Ziele verfolgen und in keinem wirtschaftlichen Abhdngigkeitsverhidltnis zu
einer politischen Partei stehen und

b) bundesweit organisiert sind oder einem Bundesdachverband angehdren oder zumindest 50%
der Erziehungsberechtigten von Schiilerinnen und Schiilern eines der genannten Schulbereiche
vertreten,

2. gesetzlich anerkannte Kirchen und Religionsgesellschaften,
3. Minderheitenorganisationen in den Bundesldndern Burgenland und Kérnten sowie
4. gesetzliche Interessensvertretungen.

(2) Die Registrierung hat zur Folge, dass die Dachorganisation der Familienverbédnde und der
Elternvereine, die gesetzlich anerkannte Kirche oder Religionsgesellschaft und die gesetzliche
Interessensvertretung durch die Bildungsdirektion nach Malgabe der Bestimmungen der
Geschiftsordnung eingeladen wird, Mitglieder in den Beirat zu entsenden.

(3) Entsendete Personen konnen unter sinngeméfer Anwendung des § 8 Abs. 4 erster Satz von der
Mitgliedschaft im Beirat ausgeschlossen werden.

Geschiiftseinteilung der Bildungsdirektion

§ 22. (1) Fir jede Bildungsdirektion ist eine Geschéftseinteilung zu erlassen, in welcher die
Aufbauorganisation gemill einer Osterreichweit -einheitlichen Grundstruktur (Rahmenrichtlinien)
festzulegen ist. Die Rahmenrichtlinien sind vom zustindigen Mitglied der Bundesregierung im
Einvernehmen mit den Landesregierungen festzulegen. Der Beschluss iiber eine Geschiftseinteilung
obliegt dem Bildungsdirektor oder der Bildungsdirektorin und ist dem zustdndigen Mitglied der
Bundesregierung sowie der Landesregierung zur Kenntnis zu bringen.

(2) Die Geschiftseinteilung hat unter Bedachtnahme auf quantitative Anforderungen (Zahl der
Schulen, Zahl der Schiilerinnen und Schiiler, Zahl der Lehrerinnen und Lehrer), auf regional-
infrastrukturelle ~ Anforderungen (Zahl und Groe der schulerhaltenden Gemeinden und
Gemeindeverbinde, geografische Gegebenheiten sowie verkehrstechnische Situation) und auf allfillige
entwicklungsspezifische Besonderheiten eine Gliederung in Abteilungen und Referate sowie eine
Stellvertretungsregelung vorzusehen.

(3) Zur Beratung sowie zur Vorbereitung eines Beschlusses einer Geschiftseinteilung konnen
Bedienstete der Bildungsdirektion sowie externe Personen als Experten oder Expertinnen beigezogen
werden.

(4) Der Geschiftseinteilung hat der Grundsatz der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und
ZweckmaBigkeit bei der Geschaftsfiihrung und Gebarung der Bildungsdirektion zu Grunde zu liegen.

Geschiftsordnung der Bildungsdirektion

§ 23. (1) Fir jede Bildungsdirektion ist eine Geschéftsordnung zu erlassen, welche gemif3 einer
osterreichweit einheitlichen Grundstruktur (Rahmenrichtlinien) die Geschéfts- und Gebarungsfiihrung der
Bildungsdirektion, darunter insbesondere die Approbationsbefugnisse, die Stellvertretung sowie die bei
der Zusammenarbeit der Organisationseinheiten und Bediensteten der Bildungsdirektion geltenden
Grundsitze regelt. § 22 Abs. 1 zweiter und dritter Satz sowie Abs. 3 und 4 sind auf die Geschéftsordnung
sinngemif anzuwenden.

(2) Die Geschiftsordnung hat vorzusehen, in welchen Angelegenheiten die Leiter und Leiterinnen
des Présidialbereichs und des Bereichs Péddagogischer Dienst mit der Approbationsbefugnis ausgestattet
sind und welche Angelegenheiten sich der Bildungsdirektor oder die Bildungsdirektorin zur Entscheidung
vorbehalten hat. Ist ein Prisident oder eine Prisidentin geméfl § 16 bestellt worden, so kann die
Geschéftsordnung auch diesem oder dieser bestimmte Angelegenheiten eines allenfalls gemall Art. 113
Abs. 4 B-VG durch Landesgesetz tibertragenen oder zur Mitwirkung der Bildungsdirektion vorgesehenen
Vollzugsbereiches des Landes zur Entscheidung vorbehalten.

(3) In der Geschéftsordnung auszuweisen sind allenfalls dariiber hinausgehende, den Leitern oder
Leiterinnen bestimmter Organisationseinheiten eingerdumte Approbationsbefugnisse. Die Einrdumung
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solcher Approbationsbefugnisse ist zuldssig, sofern und soweit dadurch die Behandlung der Geschéfte der
Bildungsdirektion ohne Beeintrachtigung der Einheitlichkeit beschleunigt werden kann.

(4) In der Geschéftsordnung auszuweisen ist, welchen Bediensteten in welchen Angelegenheiten und
in welchem betraglichen Ausmal} die Befugnis von Anordnungen im Gebarungsvollzug zukommt. Die
Erteilung einer solchen Befugnis setzt die Gebarungssicherheit der Bediensteten oder des Bediensteten
voraus. Gebarungssicherheit liegt vor, wenn jedes fiir den Bund bzw. das Land nachteilige Verhalten in
Bezug auf die Haushaltsfiihrung ausgeschlossen erscheint.

(5) Die Geschiftsordnung hat Regelungen tiber die Stellvertretung der in Ausiibung ihres Dienstes
verhinderten Leiterinnen und Leiter der Organisationseinheiten der Bildungsdirektion zu treffen. Diese
Regelungen umfassen insbesondere auch den Umfang der Stellvertretung sowie die dem Stellvertreter
oder der Stellvertreterin zukommenden Rechte und Pflichten.

Innere Angelegenheiten, Kanzleiordnung der Bildungsdirektion

§ 24. (1) In jeder Bildungsdirektion sind die inneren Angelegenheiten vom Bildungsdirektor oder
von der Bildungsdirektorin nach Mafigabe der Geschéftsordnung und der von ihm oder von ihr zu
erlassenden Dienstanweisungen wahrzunehmen.

(2) Die formale Behandlung der von jeder Bildungsdirektion zu besorgenden Geschéftsfille ist
gemil einer Osterreichweit einheitlichen Grundstruktur (Rahmenrichtlinien) in einer Kanzleiordnung
(Biiroordnung) festzulegen. Die Rahmenrichtlinien sind vom zustindigen Mitglied der Bundesregierung
im Einvernehmen mit den Landesregierungen festzulegen. Geschéftsfille sind alle im Bereich der
Bildungsdirektion auftretenden Ereignisse, die zu einem nach innen oder nach aufBlen gerichteten
Verwaltungshandeln fithren.

(3) Auf Grundlage der Kanzleiordnung (Biiroordnung) ist fiir die Bildungsdirektion durch
Dienstanweisung des Bildungsdirektors oder der Bildungsdirektorin in einem Organisationshandbuch die
Behandlung von Geschéftsfillen insbesondere auch unter Anwendung eines einheitlichen elektronischen
Geschiftsfall- und Aktenverarbeitungssystems zu regeln.

(4) §22 Abs. 1 dritter Satz sowie Abs.3 und 4 sind auf die inneren Angelegenheiten und die
Kanzleiordnung (Biiroordnung) sinngeméall anzuwenden.

4. Abschnitt
Aufwand der Bildungsdirektionen

1. Unterabschnitt
Sachaufwand

Aufteilung des Sachaufwandes der Bildungsdirektion zwischen Bund und Land

§ 25. (1) Der fiir die Angelegenheiten der Bundesvollziehung erforderliche Sachaufwand ist vom
Bund und der fiir die Angelegenheiten der Landesvollzichung erforderliche sowie der mit der Funktion
der Prisidentin oder des Prasidenten verbundene Sachaufwand ist vom Land zu tragen.

(2) Der Sachaufwand der Bildungsdirektion ist ab dem 1. Janner 2023 auf der Grundlage der Kosten-
Leistungsrechnung geméaB § 29 auf den Bund und das Land aufzuteilen. Sofern eine Gebietskorperschaft
bis zum Ablauf des 31. Dezember 2022 einen Sachaufwand trigt, der gemi3 Abs. 1 von der anderen
Gebietskorperschaften zu tragen wire, ist von dieser Ersatz zu leisten. Diese Ersatzleistung kann auf
Grund einer Vereinbarung zwischen den beiden Gebietskdrperschaften auch in jéhrlichen
Pauschalbetriagen erfolgen.

(3) Der Aufwand fiir die Erweiterung des IT-Verfahrens fiir das Personalmanagement des Bundes
auf die Besoldung der Landeslehrpersonen ist vom Bund zu tragen. Ein damit in Zusammenhang
stehender Aufwand fiir die Erstellung oder Adaptierung von IT-Verfahren des Landes ist vom Land zu
tragen. Der mit der Landesvollziehung in Zusammenhang stehende Aufwand fiir den Betrieb und die
Weiterentwicklung des IT-Verfahrens fiir das Personalmanagement des Bundes ist zwei Jahre ab der
Verfligbarkeit fiir das Land zur Hélfte vom Bund zu tragen.

(4) Fiir den Betrieb und die Weiterentwicklung des vom Bund bereitgestellten und betriebenen IT-
Verfahrens fiir das Personalmanagement, dessen sich die Lédnder gemidfl Art. [V Abs.4 des
Bundesverfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 hinsichtlich des Schulwesens, BGBI. Nr. 215/1962,
zu bedienen haben, ist § 44a BHG 2013 mit der Mal3gabe anzuwenden, dass an die Stelle der Organe des
Bundes die Bildungsdirektionen treten.
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2. Unterabschnitt
Personalaufwand

Personalaufwand fiir die Funktion eines Priisidenten oder einer Prisidentin der Bildungsdirektion

§ 26. Der fiir die Besoldung oder Entschiddigung des Présidenten oder der Présidentin der
Bildungsdirektion sowie der sonst mit der Funktion des Prisidenten oder der Présidentin verbundene
Personalaufwand ist vom Land zu tragen.

Aufteilung des sonstigen Personalaufwandes der Bildungsdirektion zwischen Bund und Land

§ 27. (1) Unbeschadet des § 26 ist
1. der fiir Angelegenheiten der Bundesvollziehung erforderliche Personalaufwand vom Bund und
2. der fiir Angelegenheiten der Landesvollziehung erforderliche Personalaufwand vom Land
zu tragen.
(2) Als Grundlage fiir die gemdB Art. 113 Abs. 9 B-VG vorzunehmenden Zuweisungen ist fiir jede
Bildungsdirektion ein Personalplan als Teil des Ressourcen-, Ziel- und Leistungsplans gemdBl § 28 zu

erstellen. Beabsichtigte Maflnahmen in Dienstrechtsangelegenheiten der gemif3 Art. 113 Abs. 9 B-VG
zugewiesenen Landesbediensteten sind der Bildungsdirektorin oder dem Bildungsdirektor mitzuteilen.

(3) Der Personalaufwand der Bildungsdirektion ist ab dem 1. Janner 2023 auf der Grundlage der
Kosten- und Leistungsrechnung gemiBl § 29 auf den Bund und das Land aufzuteilen. Sofern eine
Gebietskdrperschaft bis zum Ablauf des 31. Dezember 2022 einen Personalaufwand triagt, der gemaR
Abs. 1 von der anderen Gebietskorperschaft zu tragen wire, ist von dieser Ersatz zu leisten. Diese
Ersatzleistung kann auf Grund einer Vereinbarung zwischen den beiden Gebietskdrperschaften auch in
jahrlichen Pauschalbetrigen erfolgen.

5. Abschnitt
Planungs-, Rechnungs- und Berichtswesen, Innenrevision

Ressourcen-, Ziel- und Leistungsplan

§ 28. (1) Fiir die wirkungsorientierte Verwaltung legt das zustindige Mitglied der Bundesregierung

im Einvernehmen mit der Landesregierung fiir jede Bildungsdirektion einen Ressourcen-, Ziel- und
Leistungsplan fest. Der Ressourcen-, Ziel- und Leistungsplan hat fiir den Zeitraum des geltenden
Bundesfinanzrahmengesetzes folgende Angaben zu enthalten:

1. Die finanziellen und personellen Ressourcen,

2. die angestrebten Ziele der Bildungsdirektion und

3. die zur Zielerreichung erforderlichen MaBnahmen und Leistungen.
Hierbei ist auf den Ressourcen-, Ziel- und Leistungsplan der zustdndigen haushaltsfiihrenden Stelle
Bedacht zu nehmen.

(2) Jede Bildungsdirektorin oder jeder Bildungsdirektor hat unter Beriicksichtigung der Vorgaben
des zustdndigen Mitglieds der Bundesregierung jahrlich einen Entwurf des Ressourcen-, Ziel- und
Leistungsplans zu erstellen und dem zustindigen Mitglied der Bundesregierung sowie der zustidndigen
Landesregierung vorzulegen.

Internes Rechnungswesen

§ 29. (1) An jeder Bildungsdirektion ist unter der Verantwortung und Leitung der Bildungsdirektorin
oder des Bildungsdirektors eine Kosten- und Leistungsrechnung einzurichten.

(2) Die ndheren Bestimmungen iiber die Kosten- und Leistungsrechnung sind vom zustindigen
Mitglied der Bundesregierung nach Anhérung der Landesregierung festzulegen.

Berichtspflichten

§ 30. (1) Der Bildungsdirektor oder die Bildungsdirektorin hat im jeweiligen Zustindigkeitsbereich
dem zustdndigen Mitglied der Bundesregierung bzw. der Landesregierung alle erforderlichen Auskiinfte
zu erteilen und ist dariiber hinaus verpflichtet, iiber Entscheidungen und Ereignisse von erheblicher und
nicht blof lokaler Bedeutung zu informieren.

(2) Der Bildungsdirektor oder die Bildungsdirektorin hat alle drei Jahre im Wege des zustéindigen
Mitglieds der Bundesregierung einen hinsichtlich Aufbau und Struktur nach Vorgaben des zustédndigen
Mitglieds der Bundesregierung zu erstellenden nationalen Schulqualitdtsbericht, der einen Personal- und
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Ressourcenbericht sowie die konsolidierten Ergebnisse der Qualitdtssicherung enthélt, an den Nationalrat
zu legen.

Innenrevision

§ 31. (1) Die Bildungsdirektion unterliegt im jeweiligen Wirkungsbereich der Innenrevision des
Bundesministeriums fiir Bildung bzw. der Landesregierung.

(2) Die Innenrevisionen gemif3 Abs. 1 haben bis 31. Dezember 2021 und von diesem Zeitpunkt an
alle fiinf Jahre einen gemeinsamen Revisionsbericht zu erstellen und dem zustdndigen Mitglied der
Bundesregierung sowie der Landesregierung vorzulegen.

6. Abschnitt
Ubergangs- und Schlussbestimmungen

fJbergang zur neuen Rechtslage

§ 32. (Verfassungsbestimmung) (1) Die Bildungsdirektionen treten mit 1. Janner 2019 an die Stelle
der Landesschulrite (des Stadtschulrates fiir Wien) sowie hinsichtlich der in die Zustindigkeit der
Bildungsdirektionen fallenden Angelegenheiten der Landesvollziechung an die Stelle der Landesregierung.
Samtliche bis zu diesem Zeitpunkt dem Landesschulrat und beziiglich der genannten Angelegenheiten der
Landesregierung als Normadressat oder als Normsetzer zuzuordnenden Rechtsakte sind ab diesem
Zeitpunkt der jeweiligen Bildungsdirektion zuzuordnen.

(2) Verordnungen auf Grund dieses Bundesgesetzes sowie andere Vorbereitungsmafinahmen, die
erforderlich sind, um zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes eine ordnungsgeméilie
Wahrnehmung der Aufgaben durch die Bildungsdirektion sicher zu stellen, konnen bereits vor
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes erlassen bzw. getroffen werden. Verordnungen diirfen frithestens mit
dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes in Kraft treten.

Beschwerden gegen Bescheide

§ 33. Uber Beschwerden gegen Bescheide der Bildungsdirektion entscheidet

1. in den Angelegenheiten des Vollziehungsbereiches des Bundes das Bundesverwaltungsgericht
und

2. in den Angelegenheiten des Vollziechungsbereiches des Landes das Landesverwaltungsgericht.
Kundmachung von Verordnungen

§ 34. (1) Verordnungen der Bildungsdirektionen, die nicht nur einzelne Schulen betreffen, sind in
einem Verordnungsblatt der Bildungsdirektion kundzumachen. Thre verbindende Kraft beginnt, wenn
nicht ausdriicklich anderes bestimmt ist, nach Ablauf des Tages der Kundmachung und erstreckt sich,
wenn nicht ausdriicklich anderes bestimmt ist, auf das gesamte Gebiet des Bundeslandes.

(2) Verordnungen, die nur einzelne Schulen betreffen, sind an den betreffenden Schulen durch
Aushang kundzumachen.

Verweise auf andere Bundesgesetze

§ 35. Soweit in diesem Bundesgesetz auf andere Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese in ihrer
jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

Vollziehung
§ 36. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes, soweit sie in die Zustindigkeit des Bundes fillt,
sind betraut:

1. Hinsichtlich der §§ 25 Abs. 1 und 2, 26 und 27 der Bundesminister oder die Bundesministerin fiir
Bildung im Einvernehmen mit dem Bundesminister oder der Bundesministerin fiir Finanzen,

2. hinsichtlich des § 25 Abs. 3 und 4 der Bundesminister oder die Bundesministerin fiir Finanzen
und

3. im Ubrigen der Bundesminister oder die Bundesministerin fiir Bildung.
Inkrafttreten, AuBlerkrafttreten, Ubergangsrecht

§ 37. (Verfassungsbestimmung) (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Janner 2019 in Kraft. § 6
dieses Bundesgesetzes tritt mit Ablauf des 31. August 2020 au3er Kraft.

(2) Fiir den Ubergang zur neuen Rechtslage gilt:

1. Mit der Bestellung oder Betrauung des Bildungsdirektors oder der Bildungsdirektorin geméaf
Art. 151 Abs. 61 B-VG endet die Funktion des Amtsfilhrenden Préisidenten oder der
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Amtsfiihrenden Prdsidentin des Landesschulrates (des Stadtschulrates fiir Wien) sowie eines
allenfalls bestellten Vizeprasidenten oder einer allenfalls bestellten Vizeprasidentin. Die §§ 7 bis
15 sind anzuwenden und es sind innerhalb eines Monats nach der Bestellung oder Betrauung die
Funktionen der Leitung des Prisidialbereichs und des Bereichs Pddagogischer Dienst gemaf3 den
§§ 18 und 19 auszuschreiben. Mit der Bestellung des Leiters oder der Leiterin des
Prisidialbereichs endet die Funktion des Amtsdirektors oder der Amtsdirektorin des
Landesschulrates (des Stadtschulrates fiir Wien).

2. Wird der Amtsfiihrende Prisident oder die Amtsfiihrende Présidentin des Landesschulrates (des
Stadtschulrates fiir Wien) gemid Art 151 Abs.61 Z1 B-VG mit der Funktion des
Bildungsdirektors oder der Bildungsdirektorin betraut, sind die fir den Amtsfiihrenden
Présidenten oder die Amtsfithrende Prisidentin des Landesschulrates (des Stadtschulrates fiir
Wien) jeweils geltenden landesgesetzlichen Bestimmungen iiber die Beziige weiter anzuwenden
und die Aufwendungen vom Land zu tragen.

Artikel 8
Anderung des Ausschreibungsgesetzes

Das Ausschreibungsgesetz 1989, BGBI. Nr. 85/1989, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 65/2015, wird wie folgt gedndert:

1. § 25 7 2 entfdllt.

2. Dem § 90 wird folgender Abs. 11 angefiigt:
»(11) § 25 Z 2 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2018 auBer Kraft.“

Artikel 9
Anderung des Schulorganisationsgesetzes

Das Schulorganisationsgesetz, BGBI. Nr. 242/1962, zuletzt geéndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 56/2016, wird wie folgt gedndert:

1. (Verfassungsbestimmung) In § 1 wird dem Text des § I die Absatzbezeichnung ,,(1)* vorangestellt und
folgender Abs. 2 angefiigt:

»(2) (Verfassungsbestimmung) Die Bestimmungen der §§ 8a, 8b, 8¢, 14, 21, 21h, 27, 33 und 51
gelten hinsichtlich der dort zu treffenden Festlegungen als unmittelbar anzuwendendes Bundesrecht.*

2. § 6 Abs. 1 wird durch folgende Abs. 1, 1a und 1b ersetzt:

(1) Der zustindige Bundesminister oder die zustindige Bundesministerin hat fiir die in diesem
Bundesgesetz geregelten Schulen Lehrplidne (einschlieBlich der Betreuungspldne fiir ganztigige
Schulformen) durch Verordnung festzusetzen. Die Bildungsdirektionen sind vor Erlassung solcher
Verordnungen zu horen. In den Lehrplinen kann bei Bedarf vorgesehen werden, dass die
Bildungsdirektionen zusétzliche Lehrplanbestimmungen zu erlassen haben; fiir Berufsschulen kann diese
Erméchtigung generell, fiir die anderen Schularten nur in bestimmten Angelegenheiten sowie fiir den Fall
der Aufhebung schulautonomer Lehrplanbestimmungen erfolgen.

(la) Fir einzelne Schulstandorte berufsbildender Schulen konnen zur Entwicklung neuer
Lehrplaninhalte, insbesondere im Hinblick auf den aktuellen Stand der Wissenschaft und die
ZeitgeméaBheit der Ausbildung, sowie zur Verbesserung didaktischer und methodischer Arbeitsformen
von den verordneten Lehrplinen abweichende Ubergangslehrpline erlassen werden. Solche
Ubergangslehrpline oder -lehrplanabweichungen sind im Hinblick auf eine moglichst zeitnahe generelle
Umsetzung zeitlich zu befristen. Ubergangslehrpline und -lehrplanabweichungen sind gemiB § 129 an
den betroffenen Schulen kundzumachen. Abs. 1 vorletzter und letzter Satz ist anzuwenden.

(1b) Die Lehrplanverordnungen haben die einzelnen Schulen zu ermichtigen, in einem
vorzugebenden Rahmen Lehrplanbestimmungen nach den ortlichen Erfordernissen sowie im Rahmen von
Schulkooperationen  auf  Grund  dieses  Bundesgesetzes zu  erlassen  (schulautonome
Lehrplanbestimmungen), soweit dies unter Bedachtnahme auf die Bildungsaufgabe der einzelnen
Schularten (Schulformen, Fachrichtungen), auf die mit deren erfolgreichen Abschluss verbundenen
Berechtigungen sowie auf die Erhaltung der Ubertrittsmdglichkeiten im Rahmen derselben Schulart
(Schulform, Fachrichtung) und der Ubertrittsmoglichkeiten im Sinne des § 3 Abs. 1 vertretbar ist.*
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3. § 6 Abs. 3 fiinfter Satz wird durch folgende beide Scitze ersetzt:

,Die zustindige Schulbehorde hat die schulautonomen Lehrplanbestimmungen im erforderlichen Ausmaf}
aufzuheben, wenn sie nicht der Ermédchtigung (Abs. 1b) entsprechen oder iiber die einzelne Schule
hinausgehende Interessen der Schiiler und Erzichungsberechtigten nicht in ausreichendem Malle
beriicksichtigt worden sind. Schulautonome Lehrplanbestimmungen, die gegeniiber dem verordneten
Lehrplan zusétzliche personelle oder ausstattungsmiBige Ressourcen erfordern, bediirfen der
Genehmigung der zustdndigen Schulbehorde.*

4. § 7 samt Uberschrift lautet:
»Schulversuche

§ 7. (1) Soweit dem Bund die Vollzichung auf dem Gebiet des Schulwesens zukommt, kann die
zustdndige Bundesministerin oder der zustindige Bundesminister zur Erprobung besonderer
padagogischer oder schulorganisatorischer MaBnahmen an bestimmten Offentlichen Schulen
Schulversuche durchfiihren. In Angelegenheiten, die in den schulautonomen Entscheidungsbereich fallen,
diirfen keine Schulversuche durchgefiihrt werden.

(2) An Privatschulen mit Offentlichkeitsrecht bedarf die Durchfiihrung eines Schulversuches des
Einvernehmens mit dem Schulerhalter, der die Genehmigung eines Schulversuches bei der zustindigen
Bundesministerin oder dem zustindigen Bundesminister auch beantragen kann.

(3) Jedem Schulversuch hat ein Schulversuchsplan zu Grunde zu liegen, der das Ziel des
Schulversuches, die Einzelheiten der Durchfiihrung und seine Dauer festlegt. Die Dauer -eines
Schulversuches darf die Zahl der Schulstufen der Schule, an der der Schulversuch durchgefiihrt wird,
zuziiglich zwei Schuljahre nicht {ibersteigen. Eine einmalige Verldngerung um zwei weitere Schuljahre ist
zuléssig.

(4) Nach Ablauf der im Schulversuchsplan festgelegten Dauer ist der Schulversuch nach Maligabe
der Zielerreichung in das Regelschulwesen iiberzufiihren. Im Fall der Uberfiihrung in das
Regelschulwesen mittels Gesetzesvorlage durch die Bundesregierung ist die Abschlussevaluierung
(Abs. 9) der Regierungsvorlage beizulegen.

(5) Soweit bei der Durchfithrung von Schulversuchen an 6ffentlichen Pflichtschulen deren in die
Zusténdigkeit der Linder fallende &duBlere Organisation berithrt wird, bedarf es einer vorherigen
Vereinbarung zwischen dem Bund und dem betreffenden Bundesland.

(6) Vor der Durchfiihrung eines Schulversuches an einer Schule ist das Schulforum bzw. der
Schulgemeinschaftsausschuss bzw. der Schulclusterbeirat zu horen.

(7) Schulversuche diirfen an einer Schule nur durchgefithrt werden, wenn die
Erziehungsberechtigten von mindestens zwei Dritteln der Schiilerinnen und Schiiler und mindestens zwei
Drittel der Lehrerinnen und Lehrer der betreffenden Schule dem Schulversuch zustimmen. Ist ein
Schulversuch nur fiir einzelne Klassen einer Schule geplant, darf ein derartiger Schulversuch nur
eingerichtet werden, wenn die Erziehungsberechtigten von mindestens zwei Dritteln der Schiilerinnen
und Schiiler, welche diese Klasse voraussichtlich besuchen werden, und mindestens zwei Drittel der
Lehrerinnen und Lehrer, welche in dieser Klasse voraussichtlich unterrichten werden, zustimmen; diese
Zustimmung gilt auch fiir eine Fortsetzung des Schulversuches in den aufsteigenden Klassen. An
Berufsschulen tritt an die Stelle der erforderlichen Zustimmung der Erziehungsberechtigten die
entsprechende Zustimmung der Schiilerinnen und Schiiler.

(8) Die Anzahl der Klassen an 6ffentlichen und mit dem Offentlichkeitsrecht ausgestatteten Schulen,
an denen Schulversuche durchgefiihrt werden, darf 5 vH der Klassen an diesen Schulen im Bundesgebiet,
soweit es sich aber um Schulversuche an offentlichen Pflichtschulen und diesen entsprechenden
Privatschulen mit Offentlichkeitsrecht handelt, 5 vH der Klassen an diesen Schulen im jeweiligen
Bundesland nicht iibersteigen.

(9) Jeder Schulversuch ist von der zustdndigen Schulbehérde zu betreuen, zu beaufsichtigen und
nach den Vorgaben der Geschéftsstelle fiir Qualititsentwicklung gemél § 5 Abs. 3 des Bundesgesetzes
iiber die Einrichtung von Bildungsdirektionen in den Léndern zu evaluieren, wobei Einrichtungen der
Lehreraus- und -fortbildung herangezogen werden konnen. Hiebei kommt dem Bundesinstitut fiir
Bildungsforschung, Innovation und Entwicklung des Osterreichischen Schulwesens gemifl dem BIFIE-
Gesetz 2008, BGBIL. I Nr. 25/2008, beratende Tétigkeit zu. Zum Zeitpunkt der Beendigung eines
Schulversuches hat eine Abschlussevaluierung auch im Hinblick auf eine allfillige Uberfiihrung des
Schulversuches in das Regelschulwesen zu erfolgen.*
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5. In §7a Abs. 1 und § 8c Abs. 7 wird die Wendung ,,des Landesschulrates jeweils durch die Wendung
»der Bildungsdirektion* ersetzt.

6. § 8 lit. k entfdllt.

7. In § 8 wird der Punkt am Ende der lit. p durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende lit. g angefiigt:
,»q) unter Schulleiter der Leiter des Schulclusters, wenn mehrere Schulen im organisatorischen
Verbund mit anderen Schulen gefiihrt werden. Dieser kann bestimmte Angelegenheiten im
Einzelfall allenfalls bestellten Bereichsleitern der am Schulcluster beteiligten Schulen
iibertragen.*

8. § 8a samt Uberschrift lautet:

,Fiihrung von alternativen Pflichtgegenstiinden, Freigegenstiinden, unverbindlichen Ubungen und
eines Forderunterrichtes sowie Bildung von Schiilergruppen

§ 8a. (1) Der Schulleiter oder die Schulleiterin hat fiir die 6ffentlichen Schulen unter Bedachtnahme
auf die Erfordernisse der Pidagogik und der Sicherheit, auf den Forderbedarf der Schiilerinnen und
Schiiler, auf die rdumlichen Mdoglichkeiten, auf die mdgliche Belastung der Lehrpersonen sowie auf die
gemil Abs. 3 der Schule zugeteilten Personalressourcen festzulegen,

1. bei welcher Mindestzahl von Anmeldungen ein alternativer Pflichtgegenstand zu fiihren ist,

2. bei welcher Mindestzahl von Anmeldungen ein Freigegenstand oder eine unverbindliche Ubung
zu fiihren und beim Unterschreiten welcher Mindestzahl von teilnehmenden Schiilerinnen und
Schiilern ein solcher Unterrichtsgegenstand ab dem Ende des laufenden Beurteilungsabschnittes
nicht mehr weiterzufiihren ist,

3. bei welcher Mindestzahl von Schiilerinnen und Schiilern ein Forderunterricht abzuhalten ist,

4. unter welchen Voraussetzungen Klassen und Schiilergruppen zu bilden sind,

5. unter welchen Voraussetzungen in leistungsdifferenzierten Pflichtgegenstinden an Berufsschulen
und Polytechnischen Schulen Schiilergruppen im Hinblick auf die Leistungsgruppen zu fiihren
sind,

6. bei welcher Mindestzahl von zum Betreuungsteil angemeldeten Schiilerinnen und Schiilern an
ganztdgigen Schulformen Gruppen zu bilden sind und

7.bei welcher Mindestzahl von Schiilerinnen und Schiilern mit mangelnder Kenntnis der
Unterrichtssprache Sprachstartgruppen und Sprachforderkurse zu fithren sind.

Es konnen Schiilerinnen und Schiiler mehrerer Klassen einer oder mehrerer Schulen zur Erreichung der
Mindestzahl zusammengefasst werden.

(2) Die Festlegungen gemifl Abs. 1 sind dem Schulforum oder dem Schulgemeinschaftsausschuss
oder bei Schulclustern dem Schulclusterbeirat spétestens sechs Wochen vor dem Ende des
Unterrichtsjahres, das dem betreffenden Schuljahr vorangeht, zur Kenntnis zu bringen. Wenn das
Schulforum bzw. der Schulgemeinschaftsausschuss bzw. der Schulclusterbeirat mit der Festlegung des
Schulleiters oder der Schulleiterin nicht einverstanden ist, so hat dieser oder diese das Einvernehmen mit
dem Schulforum bzw. Schulgemeinschaftsausschuss bzw. Schulclusterbeirat anzustreben. Kann ein
Einvernehmen nicht hergestellt werden, so kann das Schulforum bzw. der Schulgemeinschaftsausschuss
bzw. der Schulclusterbeirat mit einer Anwesenheit und einer Mehrheit von zumindest zwei Dritteln der
stimmberechtigten Mitglieder die Entscheidung des Schulleiters oder der Schulleiterin bis spitestens vier
Wochen vor dem Ende des dem betreffenden Schuljahr vorangehenden Unterrichtsjahres der
Bildungsdirektion zur Priifung und Entscheidung vorlegen. Dieser Vorlage an die Bildungsdirektion
kommt keine aufschiebende Wirkung zu. Die Bildungsdirektion hat im Einvernehmen mit dem jeweils
zustdndigen Zentralausschuss oder den jeweils zustdndigen Zentralausschiissen fiir Landeslehrerinnen
und -lehrer bzw. dem jeweils zustidndigen Fachausschuss oder den jeweils zustindigen Fachausschiissen
fiir Bundeslehrerinnen und -lehrer bis zum Ende des genannten Unterrichtsjahres zu entscheiden. Die
Entscheidung ist ohne Aufschub dem Schulleiter oder der Schulleiterin bekannt zu geben sowie dem
Schulforum bzw. dem Schulgemeinschaftsausschuss bzw. dem Schulclusterbeirat zur Kenntnis zu
bringen.

(3) Den einzelnen Schulen ist ein Rahmen fiir die einsetzbaren Lehrpersonenwochenstunden
zuzuteilen, der sich jedenfalls an der Zahl der Schiilerinnen und Schiiler, am Bildungsangebot, am sozio-
O0konomischen Hintergrund und am Forderbedarf der Schiilerinnen und Schiiler sowie an deren im Alltag
gebrauchten Sprache und an den regionalen Bediirfnissen zu orientieren hat. Fiir oOffentliche
Pflichtschulen, ausgenommen Praxisschulen sowie die in Art. V Z 1 und 2 der 5. SchOG-Novelle, BGBL
Nr. 323/1975, genannten Schulen, stehen je Bundesland die in den gemdB Art. IV des
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Bundesverfassungsgesetzes BGBI. Nr. 215/1962 genehmigten Dienstpostenplinen vorgesehenen
Lehrpersonenplanstellen zur Verfiigung. Fiir 6ffentliche Pflichtschulen gelten § 8 lit. k iVm den §§ 14,
21, 21h und 33 sowie die §§ 27 und 51, jeweils in der am 31. August 2018 geltenden Fassung, als
Grundlage fiir die Berechnung und Zuweisung der Lehrpersonalressourcen an die Schulen. Fiir die
iibrigen oOffentlichen Schulen ihres Aufsichtsbereichs ist den Bildungsdirektionen ein Kontingent an
Lehrpersonenwochenstunden zur Verfiigung zu stellen, bei dessen Bemessung die bestehenden
gesetzlichen Grundlagen zu beriicksichtigen sind. Die mit BGBI. I Nr. 138/2017 eingefiihrten
schulautonomen Gestaltungsmdglichkeiten bei der Unterrichtsorganisation, insbesondere die Festlegung
der Klassenschiiler-, Eroffnungs- und Teilungszahlen, diirfen jedoch zu keiner Anderung dieser
Bemessung fithren. Die §§ 43, 57 und 71, jeweils in der am 31. August 2018 geltenden Fassung, gelten
ebenfalls als Grundlage fiir die Berechnung und Zuweisung der Lehrpersonalressourcen an die Schulen.

(4) Fiir Privatschulen steht die Festlegung der Mindestzahlen nach Abs. 1 dem Schulerhalter zu.
Wenn der Bund verpflichtet ist, den Lehrer-Personalaufwand in einem Ausmal3 von mindestens der
Halfte zu tragen und durch Maflnahmen des Schulerhalters ein hoherer Lehrer-Personalaufwand entsteht,
verkiirzt sich diese Verpflichtung, und zwar im Verhéltnis zu dem an vergleichbaren 6ffentlichen Schulen
erforderlichen Lehrer-Personalaufwand.*

9. § 8b samt Uberschrift lautet:
»Fiihrung des Unterrichtsgegenstandes Bewegung und Sport

§ 8b. (1) Der Unterricht in Bewegung und Sport ist ab der 5. Schulstufe getrennt nach Geschlechtern
zu erteilen, sofern im Folgenden nicht anderes bestimmt wird. Bei nach Geschlechtern getrennter
Unterrichtserteilung konnen Schiilerinnen und Schiiler mehrerer Klassen zusammengefasst werden.

(2) Wenn bei Trennung nach Geschlechtern wegen zu geringer Schiilerzahl nicht fiir alle
Schiilerinnen und Schiiler der lehrplanméBige Unterricht im Pflichtgegenstand Bewegung und Sport
erteilt werden konnte, darf der Unterricht auch ohne Trennung nach Geschlechtern erteilt werden.
Dasselbe gilt im Freigegenstand und in der unverbindlichen Ubung Bewegung und Sport sowie in den
sportlichen Schwerpunkten in Sonderformen, sofern diese Unterrichtsveranstaltungen auf Sportarten
beschriankt sind, bei denen vom Standpunkt der unterschiedlichen Leistungsfahigkeit und der
koedukativen Fiithrung kein Einwand besteht. Ferner kann der Unterricht in Bewegung und Sport ohne
Trennung nach Geschlechtern erteilt werden, wenn der Unterricht gleichzeitig durch mehrere Lehrerinnen
und Lehrer (im Falle des Unterrichts fiir mehrere Klassen oder Schiilergruppen) erfolgt und wenn dies aus
inhaltlichen Griinden (zB Tanz, Schwimmen, Freizeitsportarten) zweckmaBig ist.

(3) Die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 finden an Schulen fiir Berufstitige mit modularer
Unterrichtsorganisation insofern nicht Anwendung, als sie sich auf die Organisation des Unterrichts in
Klassen beziehen.

(4) Die Festlegungen gemifl Abs. 1 bis 3 sind vom Schulleiter oder von der Schulleiterin zu treffen.
§ 8a Abs. 2 ist anzuwenden.“

10. (Grundsatzbestimmung) In § 8d Abs. 3 zweiter Satz wird die Wendung ,— unbeschadet des § 8a
Abs. 3 sowie unter Bedachtnahme auf die rdumlichen Voraussetzungen und auf andere regionale
Betreuungsangebote — durch die Wendung ,,unter Bedachtnahme auf die rdumlichen Voraussetzungen
und auf andere regionale Betreuungsangebote® ersetzt.

11. § 8e Abs. 4 erster Satz lautet:

»Sprachstartgruppen und Sprachférderkurse sind jedenfalls ab einer Schiilerzahl von acht Schiilern
einzurichten; sie dauern ein oder hochstens zwei Unterrichtsjahre und kdnnen nach Erreichen der
erforderlichen Sprachkompetenz durch die Schiilerin oder den Schiiler auch nach kiirzerer Dauer beendet
werden.*

12. § 8e Abs. 4a, 5 und 6 wird durch folgende Abs. 5 und 6 ersetzt:

»(5) Abs. 1 bis 4 gelten flir Berufsschulen mit der MaB3gabe, dass

1. Sprachstartgruppen und Sprachforderkurse auch fiir Schiilerinnen und Schiiler, die als
ordentliche oder gemdll §4 Abs.5 des Schulunterrichtsgesetzes als auBerordentliche
Schiilerinnen und Schiiler aufgenommen wurden, eingerichtet werden kdnnen und

2. das Ausmal} hochstens vier Wochenstunden umfasst.

(6) Abs.1 bis 4 gelten fiir als Sonderform fiir Berufstitige gefiihrte Schulen, Kollegs und
Vorbereitungslehrgdnge mit der Mallgabe, dass Sprachstartgruppen und Sprachforderkurse fiir
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Studierende eingerichtet werden konnen, die dem Unterricht wegen mangelnder Kenntnis der
Unterrichtssprache nicht oder nur unzureichend folgen kdnnen.*

13. (Verfassungsbestimmung hinsichtlich § 8g Abs. 1) Nach § 8e werden folgende §§ 8f und 8g samt
Uberschriften eingefiigt:

,Bundes-Schulcluster

§ 8f. (1) Die im II. Hauptstiick genannten 6ffentlichen Praxisschulen, mittleren und héheren Schulen
sowie weiters die in Art. V Z 1 und 2 der 5. SchOG-Novelle, BGBI. Nr. 323/1975, genannten 6ffentlichen
Schulen kénnen nach Mallgabe der folgenden Absétze auch im organisatorischen Verbund mit anderen
vom Bund erhaltenen Schulen gefiihrt werden (Schulcluster). Diese Schulcluster sind als ,,Bundes-
Schulcluster” (allenfalls mit einem auf die Region, auf die inhaltlichen Ausrichtungen, auf den
kooperativen Zusammenschluss mehrerer Schulcluster unter einem Schulclusterverbund oder als Campus
oder auf andere Gegebenheiten hinweisenden Zusatz) zu bezeichnen. Zusténdig ist die Bildungsdirektion
desjenigen Bundeslandes, in dem die Schulen gelegen sind; bei landesiibergreifender Bildung von
Schulclustern haben die betreffenden Bildungsdirektionen einvernehmlich vorzugehen.

(2) Die Bildung von Schulclustern geméafl Abs. 3 und 4 hat zur Voraussetzung, dass die beteiligten
Schulen von 200 bis 2 500 Schiilerinnen und Schiilern besucht werden. Mehrere Schulcluster kénnen zu
einem Schulclusterverbund zusammengefasst oder als Campus gefiihrt werden. Fiir die Bildung von
Schulclustern mit mehr als 1 300 Schiilerinnen und Schiilern oder mit mehr als drei am Schulcluster
beteiligten Schulen ist die Zustimmung der Zentralausschiisse fiir Lehrerinnen und Lehrer der betroffenen
Schulen erforderlich.

(3) Die Bildung von Schulclustern ist unbeschadet des Abs. 2 jedenfalls dann anzustreben, wenn

1. die in Betracht kommenden Schulen nicht weiter als finf Straf3enkilometer voneinander entfernt
sind und

2. zumindest eine dieser Schulen weniger als 200 Schiilerinnen und Schiiler umfasst und

3. an zumindest einer dieser Schulen innerhalb der letzten drei Jahre die Zahl der Schiilerinnen und
Schiiler tendenziell und merklich abgenommen hat.

(4) Schulcluster konnen unbeschadet des Abs. 2 auch bei Nichtvorliegen der in Abs. 3 genannten
Voraussetzungen von Amts wegen oder auf Anregung des Leiters oder der Leiterin oder des
Dienststellenausschusses einer der in Betracht kommenden Schulen gebildet werden, wenn

1. die Schulkonferenzen jeder der in Betracht kommenden Schulen nach Beratung mit den
jeweiligen Schulgemeinschaftsausschiissen der Schulclusterbildung zustimmen und

2. ein Entwurf eines Organisationsplans vorliegt, der die Schulclusterbildung pédagogisch und
organisatorisch zweckméBig erscheinen lasst.

(5) Fiir jeden Bundes-Schulcluster ist ein Leiter oder eine Leiterin des Schulclusters zu bestellen.

(6) Der Leiter oder die Leiterin des Schulclusters hat in einem Organisationsplan festzulegen, wie
die ihm oder ihr von der zustindigen Schulbehorde fiir die Besorgung der Verwaltungs- und
Managementaufgaben im Schulcluster zugeteilten Personalressourcen (Verwaltungsplanstellen und
Lehrerwochenstunden)  einzusetzen  sind. Dabei ist §207n  Abs. 11 des Beamten-
Dienstrechtsgesetzes 1979 zu beachten. In diesem Zusammenhang sind im Hochstausmal3 der durch die
Minderung der Lehrverpflichtung zur Verfiigung gestellten Lehrpersonenwochenstunden auch
Bereichsleiterinnen und Bereichsleiter zu bestellen. Die im Cluster fir die Clusterleitung, die
Bereichsleitung oder die Umwandlung in administratives Unterstiitzungspersonal nicht eingesetzten
Lehrerwochenstunden werden fiir die Durchfithrung von padagogischen und fachdidaktischen Projekten
der Unterrichtsorganisation und Schulentwicklung verwendet.

Schulcluster mit Bundes- und Pflichtschulen

§ 8g. (1) (Verfassungsbestimmung) Die im II. Hauptstiick genannten 6ffentlichen Praxisschulen,
mittleren und hoheren Schulen sowie weiters die in Art. V Z 1 und 2 der 5. SchOG-Novelle, BGBI.
Nr. 323/1975, genannten 6ffentlichen Schulen kénnen auch im organisatorischen Verbund mit anderen
offentlichen allgemein bildenden und berufsbildenden Pflichtschulen als Schulcluster mit Bundes- und
Pflichtschulen gefiihrt werden, mit der MaB3gabe, dass

1. die Schulerhalter zustimmen,
2. fiir jeden solchen Schulcluster ein Leiter oder eine Leiterin des Schulclusters zu bestellen ist,
3. der Leiter oder die Leiterin des Schulclusters einen Organisationsplan festzulegen hat und

4.die von der zustindigen Schulbehorde fiir die Besorgung der Verwaltungs- und
Managementaufgaben im Schulcluster zuzuteilenden Personalressourcen
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(Verwaltungsplanstellen und Lehrerwochenstunden) sich fiir die an einem solchen Schulcluster
beteiligten allgemein bildenden und berufsbildenden Pflichtschulen, ausgenommen Praxisschulen
und die in Art. V Z 1 der 5. SchOG-Novelle, BGBI. Nr. 323/1975, genannten O6ffentlichen
Schulen nach den Bestimmungen des Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetzes und fiir die
tibrigen beteiligten Schulen nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes richten.

(2) Die Bildung von Schulclustern gemif3 Abs. 1 hat zur Voraussetzung, dass die beteiligten Schulen
von 200 bis 2 500 Schiilerinnen und Schiilern besucht werden. § 8f Abs.2 zweiter Satz findet
Anwendung. Fiir die Bildung von Schulclustern mit Bundes- und Pflichtschulen mit mehr als 1 300
Schiilerinnen und Schiilern oder mit mehr als drei am Schulcluster beteiligten Schulen ist die
Zustimmung der Zentralausschiisse fiir Lehrerinnen und Lehrer der betroffenen Schulen erforderlich.

(3) Die Bildung von Schulclustern gemif3 Abs. 1 hat weiters zur Voraussetzung, dass
1. diese von den Leitern und Leiterinnen der beteiligten Schulen angeregt wurde,
2. ein Entwurf eines Organisationsplans vorliegt, der die Schulclusterbildung padagogisch und
organisatorisch zweckméBig erscheinen ldsst und
3. die Schulkonferenzen jeder beteiligten Schule nach Beratung mit den jeweiligen Schulforen oder
Schulgemeinschaftsausschiissen der Schulclusterbildung zustimmen.
Diese Schulcluster sind als ,,Schulcluster” mit einem auf die Region, auf die inhaltlichen Ausrichtungen
oder auf andere Gegebenheiten hinweisenden Zusatz zu bezeichnen. Zustdndig ist die Bildungsdirektion
desjenigen Bundeslandes, in dem die Schulen gelegen sind; bei landesiibergreifender Bildung von
Schulclustern haben die betreffenden Bildungsdirektionen einvernehmlich vorzugehen.*

14. (Grundsatzbestimmung) Im II. Hauptstiick (Besondere Bestimmungen iiber die Schulorganisation)
Teil A (Allgemeinbildende Schulen) Abschnitt 1 (Allgemeinbildende Pflichtschulen) Unterabschnitt 1
(Volksschulen) entfallen die Uberschriften ,j) Unmittelbar anzuwendendes Bundesrecht wund ,b)
Grundsatzgesetzliche Bestimmungen iiber die duBere Organisation der &ffentlichen Volksschulen®.

15. (Grundsatzbestimmung) In den §§ 11, 12 und 13 wird nach den Paragraphenbezeichnungen ,,§ 11.%,
»8 12.%, ,§ 13.%“ und ,,§ 14.% jeweils der Klammerausdruck ,,(Grundsatzbestimmung)“ eingefiigt.

16. (Grundsatzbestimmung) § 12 Abs. 3 lautet:

,(3) Uber die Organisationsform gemiB Abs. 1 und 2a entscheidet die Bildungsdirektion nach
Anhorung des Schulforums und des Schulerhalters. Die Entscheidung iiber die Organisationsform gemaf
Abs. 2 ist dem Schulforum oder der Schulleitung nach Anhdrung des Schulforums zu tibertragen, wobei
die Anhorung oder die Zustimmung des Schulerhalters und der Bildungsdirektion vorgesehen werden
kann.*

17. § 14 samt Uberschrift lautet:
,Klassenschiilerzahl

§ 14. Die Zahl der Schiilerinnen und Schiiler in einer Volksschulklasse ist vom Schulleiter oder von
der Schulleiterin unter Bedachtnahme auf die Erfordernisse der Padagogik und der Sicherheit, auf den
Forderbedarf der Schiilerinnen und Schiiler, auf die rdumlichen Mdglichkeiten und auf die mdgliche
Belastung der Lehrpersonen sowie nach Mafigabe der der Schule gemiB § 8a Abs.3 zugeteilten
Lehrpersonalressourcen festzulegen. § 8a Abs. 2 ist anzuwenden.*

18. (Grundsatzbestimmung) Im II. Hauptstiick (Besondere Bestimmungen iiber die Schulorganisation)
Teil A (Allgemeinbildende Schulen) Abschnitt I (Allgemeinbildende Pflichtschulen) Unterabschnitt 2
(Hauptschulen) entfallen die Uberschriften ,a) Unmittelbar anzuwendendes Bundesrecht* und ,)b)
Grundsatzgesetzliche Bestimmungen iiber die duflere Organisation der 6ffentlichen Hauptschulen®.

19. § 16 Abs. 1 Z 2 lautet:

,2.als verbindliche Ubungen: Digitale Grundbildung sowie in der 3. und 4. Klasse
Berufsorientierung.*

20. (Grundsatzbestimmung) In den §§ 18, 18a, 19 und 20 wird nach den Paragraphenbezeichnungen
»9 18.% »S 18a.%, »9 19.% »S 20.¢ und  ,§21.%  jeweils der  Klammerausdruck
»(Grundsatzbestimmung)“ eingefiigt.

21. (Grundsatzbestimmung) § 18a letzter Satz lautet:

,Hiertiber hat die Bildungsdirektion nach Anhérung des Schulforums und des Schulerhalters zu
entscheiden.
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22. § 21 samt Uberschrift lautet:
,Klassenschiilerzahl

§ 21. Die Zahl der Schiilerinnen und Schiiler in einer Hauptschulklasse ist vom Schulleiter oder von
der Schulleiterin unter Bedachtnahme auf die Erfordernisse der Piddagogik und der Sicherheit, auf den
Forderbedarf der Schiilerinnen und Schiiler, auf die rdumlichen Moéglichkeiten und auf die mogliche
Belastung der Lehrpersonen sowie nach Maligabe der der Schule gemiBl § 8a Abs.3 zugeteilten
Lehrpersonalressourcen festzulegen. § 8a Abs. 2 ist anzuwenden.*

23. (Grundsatzbestimmung) Im II. Hauptstiick (Besondere Bestimmungen tiber die Schulorganisation)
Teil A (Allgemeinbildende Schulen) Abschnitt I (Allgemeinbildende Pflichtschulen) Unterabschnitt 2a
(Neue Mittelschulen) entfallen die Uberschriften ,;a) Unmittelbar anzuwendendes Bundesrecht* und ,)b)
Grundsatzgesetzliche Bestimmungen iiber die &uBlere Organisation der Offentlichen Neuen
Mittelschulen®.

24. In §21b Abs. 1 Z1 wird die Wendung ,nach Zustimmung des zustindigen Beamten des
Qualitdtsmanagements (geméf § 18 des Bundes-Schulaufsichtsgesetzes, BGBI. Nr. 240/1962) durch die
Wendung ,,mit Zustimmung der Bildungsdirektion® ersezzt.

25.§21b Abs. 1 Z 2 lautet:

,2.als verbindliche Ubungen: Digitale Grundbildung sowie in der 3. und 4. Klasse
Berufsorientierung;*

26. (Grundsatzbestimmung) In den §§ 21d, 21e, 21f und 21g wird nach den Paragraphenbezeichnungen
»g21d., 8 21e, L8 21f«  ,§21g% und ,§21h“ jeweils der Klammerausdruck
»(Grundsatzbestimmung)“ eingefiigt.

27. (Grundsatzbestimmung) § 2 1e letzter Satz lautet:

,Hiertiber hat die Bildungsdirektion nach Anhérung des Schulforums und des Schulerhalters zu
entscheiden.”

28. § 21h samt Uberschrift lautet:
s, Klassenschiilerzahl

§ 21h. Die Zahl der Schiilerinnen und Schiiler in einer Klasse einer Neuen Mittelschule ist vom
Schulleiter oder von der Schulleiterin unter Bedachtnahme auf die Erfordernisse der Péddagogik und der
Sicherheit, auf den Forderbedarf der Schiilerinnen und Schiiler, auf die rdumlichen Méglichkeiten und auf
die mogliche Belastung der Lehrpersonen sowie nach MalBlgabe der der Schule gemiBl § 8a Abs. 3
zugeteilten Lehrpersonalressourcen festzulegen. § 8a Abs. 2 ist anzuwenden.*

29. (Grundsatzbestimmung) Im II. Hauptstiick (Besondere Bestimmungen tiber die Schulorganisation)
Teil A (Allgemeinbildende Schulen) Abschnitt 1 (Allgemeinbildende Pflichtschulen) Unterabschnitt 3
(Sonderschulen) entfallen die Uberschriften ,a) Unmittelbar anzuwendendes Bundesrecht wund ,)b)
Grundsatzgesetzliche Bestimmungen iiber die dulere Organisation der 6ffentlichen Sonderschulen®.

30. (Grundsatzbestimmung) In den §§ 24, 25 und 26 wird nach den Paragraphenbezeichnungen ,,§ 24.%,
»8 25.%, ,§ 26.“ und ,,§ 27.%“ jeweils der Klammerausdruck ,,(Grundsatzbestimmung)“ eingefiigt.

31. § 27 samt Uberschrift lautet:
,Klassenschiilerzahl

§ 27. Die Zahl der Schiilerinnen und Schiiler in einer Klasse einer Sonderschule ist vom Schulleiter
oder von der Schulleiterin unter Bedachtnahme auf die Erfordernisse der Pddagogik und der Sicherheit,
auf den Forderbedarf der Schiilerinnen und Schiiler, auf die rdumlichen Moglichkeiten und auf die
mogliche Belastung der Lehrpersonen sowie nach MalB3gabe der der Schule gemil § 8a Abs. 3 zugeteilten
Lehrpersonalressourcen festzulegen. § 8a Abs. 2 ist anzuwenden.*

32. (Verfassungsbestimmung) Im II. Hauptstiick (Besondere Bestimmungen iiber die Schulorganisation)
Teil A (Allgemeinbildende Schulen) Abschnitt 1 (Allgemeinbildende Pflichtschulen) Unterabschnitt 3
(Sonderschulen) entfallen die Uberschrift ,,c) Verfassungsbestimmungen® sowie § 27a samt Uberschrift.

33. (Grundsatzbestimmung) Im II. Hauptstiick (Besondere Bestimmungen iiber die Schulorganisation)
Teil A (Allgemeinbildende Schulen) Abschnitt I (Allgemeinbildende Pflichtschulen) Unterabschnitt 4
(Polytechnische Schule) entfallen die Uberschriften ,,a) Unmittelbar anzuwendendes Bundesrecht™ und
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,,0) Grundsatzgesetzliche Bestimmungen {iber die dulere Organisation der 6ffentlichen Polytechnischen
Schulen®.

34. (Grundsatzbestimmung) In den §§ 30, 31 und 32 wird nach den Paragraphenbezeichnungen ,,§ 30.%,
»S 31.%, ,,8§ 32.“ und ,,§ 33.% jeweils der Klammerausdruck ,,(Grundsatzbestimmung)“ eingefiigt.

35. (Grundsatzbestimmung) § 31 letzter Satz lautet:

,Hiertiber hat die Bildungsdirektion nach Anhoérung des Schulforums und des Schulerhalters zu
entscheiden.

36. § 33 samt Uberschrift lautet:
,»Klassenschiilerzahl

§ 33. Die Zahl der Schiilerinnen und Schiiler in einer Klasse einer Polytechnischen Schule ist vom
Schulleiter oder von der Schulleiterin unter Bedachtnahme auf die Erfordernisse der Pddagogik und der
Sicherheit, auf den Forderbedarf der Schiilerinnen und Schiiler, auf die rdumlichen Méglichkeiten und auf
die mogliche Belastung der Lehrpersonen sowie nach Maligabe der der Schule gemil § 8a Abs. 3
zugeteilten Lehrpersonalressourcen festzulegen. § 8a Abs. 2 ist anzuwenden.*

37. In § 33a Abs. 3 wird der Beistrich nach der Wendung ,,die Organisationsform® durch das Wort ,,und*
ersetzt und entfillt die Wendung ,;und die Klassenschiilerzahl®.

38. § 39 Abs. 1a lautet:

»(12) Im Lehrplan (§ 6) der in § 36 Z 1 genannten Formen der allgemein bildenden héheren Schule
sind tiberdies als verbindliche Ubungen vorzusehen:

Digitale Grundbildung sowie in der 3. und 4. Klasse Berufsorientierung.*

39. § 43 samt Uberschrift lautet:
,,Klassenschiilerzahl

§ 43. (1) Die Klassenschiilerzahl an der allgemein bildenden héheren Schule sowie an Sonderformen
mit modularer Unterrichtsorganisation die Zahl der ein Modul besuchenden Studierenden sind vom
Schulleiter oder von der Schulleiterin unter Bedachtnahme auf die Erfordernisse der Pddagogik und der
Sicherheit, auf den Forderbedarf der Schiilerinnen und Schiiler, auf die rdumlichen Méglichkeiten und auf
die mogliche Belastung der Lehrpersonen sowie nach Maligabe der der Schule gemiBl § 8a Abs. 3
zugeteilten Lehrpersonalressourcen festzulegen. § 8a Abs. 2 ist anzuwenden.

(2) Fiir die Wahlpflichtgegenstinde sind ab der 10. Schulstufe Schiilergruppen zu bilden, die auch
klassen-, schulstufen- oder schuliibergreifend gefiihrt werden kdnnen. Abs. 1 ist anzuwenden.

40. (Grundsatzbestimmung) Im II. Hauptstiick (Besondere Bestimmungen iiber die Schulorganisation)
Teil B (Berufsbildende Schulen) Abschnitt I (Berufsbildende Pflichtschulen [Berufsschule]) entfallen die
Uberschriften ,a) Unmittelbar anzuwendendes Bundesrecht* wund ,b) Grundsatzgesetzliche
Bestimmungen iiber die duflere Organisation der 6ffentlichen Berufsschulen®.

41. (Grundsatzbestimmung) In den §§ 48, 49 und 50 wird nach den Paragraphenbezeichnungen ,,§ 48.“,
»8 49.%, ,§ 50.“ und ,,§ 51.% jeweils der Klammerausdruck ,,(Grundsatzbestimmung)“ eingefiigt.

42. (Grundsatzbestimmung) In § 49 Abs. 4 wird die Wendung ,jaus Anlal von Ferien“ durch die
Wendung ,,aus Anlass von Ferien oder aus sonstigen organisatorischen Griinden® ersetzt.

43. § 51 samt Uberschrift lautet:

,,Klassenschiilerzahl

§ 51. Die Zahl der Schiilerinnen und Schiiler in einer Klasse einer Berufsschule ist vom Schulleiter
oder von der Schulleiterin unter Bedachtnahme auf die Erfordernisse der Pddagogik und der Sicherheit,
auf den Forderbedarf der Schiilerinnen und Schiiler, auf die rdumlichen Moglichkeiten und auf die
mogliche Belastung der Lehrpersonen sowie nach Mallgabe der der Schule gemal § 8a Abs. 3 zugeteilten
Lehrpersonalressourcen festzulegen. § 8a Abs. 2 ist anzuwenden.*

44. In §52 Abs. 1 wird die Wendung ,sozialem Gebiet“ durch die Wendung ,sozialem oder
padagogischem Gebiet* ersetzt.
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45. In § 54 Abs. 1 wird die lit. e durch folgende lit. e und f ersetzt:
,,€) Fachschulen fiir pddagogische Assistenzberufe,
f) Sonderformen der in lit. a bis e genannten Arten.*

46. § 57 samt Uberschrift lautet:
,»Klassenschiilerzahl

§ 57. Die Klassenschiilerzahl an einer berufsbildenden mittleren Schule sowie an Sonderformen mit
modularer Unterrichtsorganisation die Zahl der ein Modul besuchenden Studierenden sind vom
Schulleiter oder von der Schulleiterin unter Bedachtnahme auf die Erfordernisse der Péddagogik und der
Sicherheit, auf den Forderbedarf der Schiilerinnen und Schiiler, auf die rdumlichen Moglichkeiten und auf
die mogliche Belastung der Lehrpersonen sowie nach MafBlgabe der der Schule gemiB § 8a Abs. 3
zugeteilten Lehrpersonalressourcen festzulegen. § 8a Abs. 2 ist anzuwenden.*

47. Nach § 63a werden folgende §§ 63b und 63c jeweils samt Uberschrift eingefiigt:
»Fachschulen fiir pidagogische Assistenzberufe

§ 63b. (1) Die Fachschulen fiir padagogische Assistenzberufe umfassen einen dreijahrigen
Bildungsgang und dienen der Erwerbung (elementar)péddagogischer Fachkenntnisse sowie der
Vermittlung jenes Berufswissens und jenes Berufskonnens, die fiir Assistenzaufgaben in
(elementar)piddagogischen Bildungseinrichtungen erforderlich sind.

(2) Die Aufnahme in eine Fachschule fiir padagogische Assistenzberufe setzt die erfolgreiche
Erfiillung der ersten acht Jahre der allgemeinen Schulpflicht voraus. Es ist durch eine Eignungspriifung
festzustellen, ob die Aufnahmsbewerberin oder der Aufnahmsbewerber den Anforderungen der zu
vermittelnden Berufsausbildung in padagogischer und administrativer Hinsicht entspricht.

(3) In den Lehrplénen (§ 6) der Fachschulen fiir pddagogische Assistenzberufe sind neben den im
§ 55a Abs. 1 genannten Pflichtgegenstinden die im Hinblick auf die kiinftige Berufstitigkeit
erforderlichen padagogisch-geisteswissenschaftlichen, didaktischen, fachtheoretischen, musisch-
kreativen, bewegungserziechlichen, praktischen, administrativen sowie rechts- und berufskundlichen
Pflichtgegenstdnde sowie Praktika vorzusehen.

(4) Die Ausbildung an den Fachschulen fiir pddagogische Assistenzberufe wird durch die
Abschlusspriifung beendet.

Sonderform der Fachschule fiir pddagogische Assistenzberufe

§ 63c. Die Fachschulen fiir padagogische Assistenzberufe konnen auch als Schulen fiir Berufstétige
gefiihrt werden, welche in Semester zu gliedern und in Modulen zu organisieren sind. Sie haben die
Aufgabe, Personen, welche die 8. Schulstufe erfolgreich abgeschlossen haben und das 17. Lebensjahr
spatestens im Kalenderjahr der Aufnahme vollenden sowie eine Berufsausbildung abgeschlossen haben
oder in das Berufsleben eingetreten sind, zum Bildungsziel der Fachschule fiir péadagogische
Assistenzkrifte zu fithren. Fiir den Lehrplan sind die Bestimmungen des § 63b Abs. 3 anzuwenden.*

48. In § 64 Abs. 2 wird der Punkt am Ende des Abs. 2 durch einen Strichpunkt ersetzt und als neue Zeilen
angefiigt:
,,Bundesfachschule fiir Sozialberufe;

Bundesfachschule fiir pddagogische Assistenzberufe.*

49. § 71 samt Uberschrift lautet:
,,Klassenschiilerzahl

§ 71. Die Klassenschiilerzahl an einer berufsbildenden héheren Schule sowie an Sonderformen mit
modularer Unterrichtsorganisation die Zahl der ein Modul besuchenden Studierenden sind vom
Schulleiter oder von der Schulleiterin unter Bedachtnahme auf die Erfordernisse der Péddagogik und der
Sicherheit, auf den Forderbedarf der Schiilerinnen und Schiiler, auf die rdumlichen Moglichkeiten und auf
die mogliche Belastung der Lehrpersonen sowie nach MalBligabe der der Schule gemill § 8a Abs. 3
zugeteilten Lehrpersonalressourcen festzulegen. § 8a Abs. 2 ist anzuwenden.*

50. In § 130a Abs. 1 wird die Wendung ,,den Landesschulrat™ durch die Wendung ,,die Bildungsdirektion
ersetzt.
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51. Nach § 130a wird folgender § 130b samt Uberschrift eingefiigt:
,,Ubergangsbestimmung betreffend Schulversuche

§ 130b. Schulversuche auf der Grundlage des § 7 in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBI. 1
Nr. 138/2017 enden zu dem in der Bewilligung des Schulversuches vorgesehenen Zeitpunkt, spitestens
jedoch mit Ablauf des 31. August 2025. § 7 Abs. 4 ist anzuwenden.*

52.§ 131 Abs. 25 Z 6 entfillt.

53. Dem § 131 wird folgender Abs. 36 angefiigt:

»(36) Fir das Inkrafttreten der durch das Bildungsreformgesetz 2017, BGBIL. I Nr. 138/2017,
gedinderten oder eingefligten Bestimmungen und das AuBerkrafttreten der durch dieses Bundesgesetz
entfallenen Bestimmungen sowie fiir den Ubergang zur neuen Rechtslage gilt Folgendes:

1. § 132b samt Uberschrift tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung im Bundesgesetzblatt in
Kraft;

2.§ 6 Abs. 1, 1a, 1bund 3, § 7 samt Uberschrift, § 130b samt Uberschrift sowie § 133 Abs. 3 treten
mit 1. September 2017 in Kraft;

3. (Verfassungsbestimmung betreffend § 1 Abs. 2, § 8g Abs. 1 sowie lit. ¢ des II. Hauptstiickes
Teil A Abschnitt I Unterabschnitt 3) § 1 Abs. 1 und 2, § 8 lit. p und q, § 8a samt Uberschrift,
§ 8b samt Uberschrift, § 8¢ Abs. 4, 5 und 6, § 8f samt Uberschrift, § 8g samt Uberschrift, § 14
samt Uberschrift, § 16 Abs.1 Z2, §21 samt Uberschrift, §21b Abs.1 Z2, §21h samt
Uberschrift, § 27 samt Uberschrift, § 33 samt Uberschrift, § 33a Abs. 3, § 39 Abs. la, § 43 samt
Uberschrift, § 51 samt Uberschrift, § 52 Abs. 1, § 54 Abs. 1 lit. ¢ und f, § 57 samt Uberschrift,
§ 63b samt Uberschrift, § 63¢c samt Uberschrift, § 64 Abs. 2 und § 71 samt Uberschrift treten mit
1. September 2018 in Kraft; § 8 lit. k, § 8¢ Abs. 4a, lit. ¢ des II. Hauptstiickes Teil A Abschnitt I
Unterabschnitt 3 (einschlieBlich § 27a samt Uberschrift) und § 131 Abs. 25 Z 6 treten mit Ablauf
des 31. August 2018 auBler Kraft;

4.§7a Abs. 1, § 8¢ Abs. 7, § 12 Abs. 3, § 18a, § 21b Abs. 1 Z 1, §21e, § 31 und § 130a Abs. 1
treten mit 1. Janner 2019 in Kraft;

5. (Grundsatzbestimmung) § 8d Abs. 3 und § 49 Abs. 4 treten gegeniiber den Landern mit Ablauf
des Tages der Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft. Die Ausfiihrungsgesetze sind binnen
einem Jahr zu erlassen und mit 1. Janner 2018 in Kraft zu setzen;

6. § 131a samt Uberschrift tritt mit 1. September 2020 in Kraft.

§ 8a Abs. 2 in der Fassung gemill Z 3 ist auf Festlegungen, die gemil3 diesem Bundesgesetz in der
genannten Fassung zu treffen sind, bereits vor dem in Z 3 genannten Zeitpunkt anzuwenden.*

54. Nach § 131 wird folgender § 131a samt Uberschrift eingefiigt:
»Einrichtung von Modellregionen

§ 131a. (1) Zum Zweck der Erprobung von MalBnahmen, moglichst alle in einer Region
(Modellregion) wohnhaften schulpflichtigen Kinder, unabhingig von deren
soziodkonomischen/soziodemografischen Hintergriinden unter denselben organisatorischen und
padagogischen Rahmenbedingungen bestmdglich zu fordern, konnen in den Bundesldndern
Modellregionen unter Beteiligung o6ffentlicher Neuer Mittelschulen, Unterstufen allgemein bildender
hoherer Schulen sowie Sonderschulen eingerichtet werden. In Modellregionen diirfen hdchstens 15
Prozent aller Schiilerinnen und Schiiler der 5. bis 8. Schulstufe und hochstens 15 Prozent aller Standorte
der jeweils oben genannten Schularten des Bundesgebietes erfasst sein. Weiters diirfen je Bundesland
hochstens 5 000 Schiilerinnen und Schiiler der als Unterstufe der allgemein bildenden héheren Schule
geflihrten Schulen in Modellregionen erfasst sein.

(2) Der Modellregion hat ein Bildungsplan zu Grunde zu liegen, der ein
Lehrpersonalressourcenkonzept, ein organisatorisches Konzept, ein péadagogisches Konzept, ein
umfassendes wissenschaftliches Begleitkonzept, ein Sprachférderkonzept, ein Schulpartnerschaftskonzept
sowie, unter Einbeziehung einer Vergleichsregion im Regelschulwesen, ein Evaluationskonzept zu
enthalten hat. Das Lehrpersonalressourcenkonzept der Schulen der Modellregion hat sich an den fiir die
jeweilige an der Modellregion beteiligten Schularten geltenden Grundsidtzen und Parametern sowie den
Malgaben des § 8a Schulorganisationsgesetz zu orientieren. Der Bildungsplan ist durch die
Bildungsdirektion zu erstellen. Die ndheren Bestimmungen zur Erstellung des Bildungsplanes sind durch
die Bundesministerin oder den Bundesminister fiir Bildung mit Verordnung zu erlassen. Der
Bildungsplan ist in den Schulen der Modellregion durch Anschlag wihrend eines Monats kundzumachen
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und anschliefend bei den betreffenden Schulleitungen zu hinterlegen; auf Verlangen ist Schiilerinnen und
Schiilern sowie Erziehungsberechtigten Einsicht zu gewédhren.

(3) Soweit bei der Einrichtung von Modellregionen die &uflere Organisation von o&ffentlichen
Pflichtschulen, die in die Zustindigkeit der Lander fallt, beriihrt wird, bedarf es einer vorherigen
Vereinbarung zwischen dem Bund und dem betreffenden Bundesland. Vor der Einrichtung der
Modellregion sind die Schulforen bzw. Schulgemeinschaftsausschiisse bzw. Schulclusterbeirédte zu horen.

(4) Die Erziehungsberechtigten aller Schiilerinnen und Schiiler sowie die Lehrerinnen und Lehrer
der fir die Einbeziehung in eine Modellregion geplanten Schulen sind durch die zustindige
Bildungsdirektion iiber die beabsichtigte Einrichtung einer Modellregion schriftlich zu informieren.

(5) Eine Schule darf nur dann in eine Modellregion einbezogen werden, wenn die
Erziehungsberechtigten der Schiilerinnen und Schiiler sowie die Lehrerinnen und Lehrer der betreffenden
Schule der Einbeziehung jeweils mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen giiltigen Stimmen
zustimmen. Damit der Beschluss Giiltigkeit hat, miissen die Erzichungsberechtigten von mehr als einem
Drittel der Schiilerinnen und Schiiler zugestimmt haben sowie mindestens zwei Drittel der Lehrerinnen
und Lehrer an der Beschlussfassung teilgenommen haben. Die Beschlussfassung der Lehrerinnen und
Lehrer hat im Rahmen einer Lehrerkonferenz (Schulkonferenz) gemif3 § 57 des Schulunterrichtsgesetzes
zu erfolgen.

(6) Die Einrichtung erfolgt durch die Bundesministerin oder den Bundesminister fiir Bildung auf
Antrag der Bildungsdirektion und hat alle Klassen der 5. bis 8. Schulstufe der Schulen in der
Modellregion zu umfassen. Die Einfiihrung erfolgt in der jeweiligen Modellregion jahrgangsméiBig
aufsteigend, beginnend mit der 5. Schulstufe.

(7) Die Einbezichung von Privatschulen mit gesetzlich geregelter Schulartbezeichnung in eine
Modellregion ist auf Antrag des Schulerhalters moglich.

(8) Eine Evaluierung der jeweiligen Modellregion hat laufend, jedenfalls aber im siebten des auf die
Einrichtung der Modellregion folgenden Schuljahres durch eine vom zustindigen Regierungsmitglied
einzurichtende Evaluierungskommission zu erfolgen. Die Evaluierungskommission ist in Ausiibung ihrer
Tatigkeit selbstdndig, unabhingig und an keine Weisungen gebunden. Als Mitglieder der
Evaluierungskommission sind je zwei Expertinnen bzw. Experten durch die Bundesministerin oder den
Bundesminister fiir Bildung und die Bundesministerin oder den Bundesminister fiir Wissenschaft,
Forschung und Wirtschaft zu bestellen. Die Evaluierungskommission hat einen Evaluierungsbericht zu
erstellen, der sodann vom zustiandigen Regierungsmitglied als Bericht dem Nationalrat vorzulegen ist.*

55. Nach § 132a wird folgender § 132b samt Uberschrift eingefiigt:

,Ubergangsrecht betreffend das Bildungsreformgesetz 2017, BGBI. I Nr. 138/2017
§ 132b. Sofern in Bestimmungen gemifl dem Bildungsreformgesetz 2017, BGBL. I Nr. 138/2017,
auf die Schulbehorde Bildungsdirektion abgestellt wird, tritt bis zum Ablauf des 31. Dezember 2018 der
Landesschulrat bzw. der Stadtschulrat fiir Wien an die Stelle der Bildungsdirektion.*
56. Dem § 133 wird folgender Abs. 3 angefiigt:
,»(3) Mit der Vollziehung des § 7 Abs. 4 ist die Bundesregierung betraut.*

Artikel 10
Anderung des Land- und forstwirtschaftlichen Bundesschulgesetzes

Das Land- und forstwirtschaftliche Bundesschulgesetz, BGBI. Nr. 175/1966, zuletzt geédndert durch
das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 56/2016, wird wie folgt gedndert:

1. § 5 Abs. 1 wird durch folgende Abs. 1, 1a und 1b ersetzt:

,»(1) Der zustindige Bundesminister oder die zustindige Bundesministerin hat fiir die in diesem
Bundesgesetz geregelten hoheren land- und forstwirtschaftlichen Lehranstalten Lehrpline durch
Verordnung festzusetzen.

(1a) Fiir einzelne Schulstandorte kénnen zur Entwicklung neuer Lehrplaninhalte, insbesondere im
Hinblick auf den aktuellen Stand der Wissenschaft und die ZeitgemaBheit der Ausbildung sowie zur
Verbesserung didaktischer und methodischer Arbeitsformen von den verordneten Lehrplédnen
abweichende Ubergangslehrpline erlassen werden. Solche Ubergangslehrpliine
oder -lehrplanabweichungen sind im Hinblick auf eine moglichst zeitnahe generelle Umsetzung zeitlich
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zu befristen. Ubergangslehrpline und -lehrplanabweichungen sind gemiB § 33 an den betroffenen
Schulen kundzumachen.

(1b) Die Lehrplanverordnungen haben die einzelnen Schulen zu erméchtigen, in einem
vorzugebenden Rahmen Lehrplanbestimmungen nach den 6rtlichen Erfordernissen sowie im Rahmen von
Schulkooperationen  auf  Grund  dieses  Bundesgesetzes zu  erlassen  (schulautonome
Lehrplanbestimmungen), soweit dies unter Bedachtnahme auf die Bildungsaufgabe der jeweiligen
hoheren land- und forstwirtschaftlichen Lehranstalt, auf die mit deren erfolgreichen Abschluss
verbundenen Berechtigungen sowie auf die Erhaltung der Ubertrittsmoglichkeiten im Rahmen des
Schulwesens vertretbar ist.*

2. § 5 Abs. 3 vorletzter Satz wird durch folgende beiden Sitze ersetzt:

,Dieser hat die schulautonomen Lehrplanbestimmungen im erforderlichen Ausmal} aufzuheben, wenn sie
nicht der Erméchtigung (Abs. 1b) entsprechen oder iiber die einzelne Schule hinausgehende Interessen
der Schiiler und Erziehungsberechtigten nicht in ausreichendem Mafle beriicksichtigt worden sind.
Schulautonome Lehrplanbestimmungen, die gegeniiber dem verordneten Lehrplan zusétzliche personelle
oder ausstattungsméfige Ressourcen erfordern, bediirfen der Genehmigung des zustindigen
Bundesministers.*

3. § 6 samt Uberschrifi lautet:
»Schulversuche

§ 6. (1) Die zustindige Bundesministerin oder der zustindige Bundesminister kann zur Erprobung
besonderer padagogischer oder schulorganisatorischer Maflnahmen an bestimmten 6ffentlichen Schulen
Schulversuche durchfiihren. In Angelegenheiten, die in den schulautonomen Entscheidungsbereich fallen,
diirfen keine Schulversuche durchgefiihrt werden.

(2) An Privatschulen mit Offentlichkeitsrecht bedarf die Durchfiihrung eines Schulversuches des
Einvernehmens mit dem Schulerhalter, der die Genehmigung eines Schulversuches bei der zustindigen
Bundesministerin oder dem zustindigen Bundesminister auch beantragen kann.

(3) Jedem Schulversuch hat ein Schulversuchsplan zu Grunde zu liegen, der das Ziel des
Schulversuches, die Einzelheiten der Durchfithrung und seine Dauer festlegt. Die Dauer eines
Schulversuches darf die Zahl der Schulstufen der Schule, an dem der Schulversuch durchgefiihrt wird,
zuziiglich zwei Schuljahre nicht {ibersteigen. Eine einmalige Verldngerung um zwei weitere Schuljahre ist
zuléssig.

(4) Nach Ablauf der im Schulversuchsplan festgelegten Dauer ist der Schulversuch nach MaBgabe
der Zielerreichung in das Regelschulwesen iiberzufiihren. Im Fall der Uberfiihrung in das
Regelschulwesen mittels Gesetzesvorlage durch die Bundesregierung ist die Abschlussevaluierung
(Abs. 8) der Regierungsvorlage beizulegen.

(5) Soweit die Durchfilhrung von Schulversuchen an 6ffentlichen Schulen Angelegenheiten der
Schulerhaltung sowie Dienstrechtsangelegenheiten der Lehrerinnen und Lehrer betrifft, ist vor der
Durchfithrung der Schulversuche das Einvernehmen mit der Bundesministerin oder dem Bundesminister
fiir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft herzustellen.

(6) Vor der Einfilhrung eines Schulversuches an einer hoheren Lehranstalt ist der
Schulgemeinschaftsausschuss zu horen.

(7) Die Anzahl der Klassen, an denen Schulversuche durchgefiihrt werden, darf 5 vH der Anzahl der
Klassen im Bundesgebiet nicht {ibersteigen.

(8) Jeder Schulversuch ist vom Bundesministerium fiir Bildung zu betreuen, zu beaufsichtigen und
zu evaluieren, wobei die Hochschule fiir Agrar- und Umweltpadagogik Wien herangezogen werden kann.
Zum Zeitpunkt der Beendigung eines Schulversuches hat eine Abschlussevaluierung auch im Hinblick
auf eine allfillige Uberfiihrung des Schulversuches in das Regelschulwesen zu erfolgen.

4. § 8a samt Uberschrifi lautet:

,Fiihrung von alternativen Pflichtgegenstiinden, Freigegenstinden, unverbindlichen Ubungen und
eines Forderunterrichtes sowie Bildung von Schiilergruppen

§ 8a. (1) Der Schulleiter oder die Schulleiterin hat fiir die offentlichen hoheren land- und
forstwirtschaftlichen Lehranstalten unter Bedachtnahme auf die Erfordernisse der Pddagogik und der
Sicherheit, auf den Forderbedarf der Schiilerinnen und Schiiler, auf die rdumlichen Mdéglichkeiten, auf die
mogliche Belastung der Lehrpersonen sowie auf die gemdB Abs.3 der Schule zugeteilten
Personalressourcen festzulegen,
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1. bei welcher Mindestzahl von Anmeldungen ein alternativer Pflichtgegenstand zu fiihren ist,

2. bei welcher Mindestzahl von Anmeldungen ein Freigegenstand oder eine unverbindliche Ubung
zu fiihren und beim Unterschreiten welcher Mindestzahl von teilnehmenden Schiilerinnen und
Schiilern ein solcher Unterrichtsgegenstand ab dem Ende des laufenden Beurteilungsabschnittes
nicht mehr weiterzufiihren ist,

3. bei welcher Mindestzahl von Schiilerinnen und Schiilern ein Férderunterricht abzuhalten ist,
4. unter welchen Voraussetzungen Klassen und Schiilergruppen zu bilden sind und

5.bei welcher Mindestzahl von Schiilerinnen und Schiilern mit mangelnder Kenntnis der
Unterrichtssprache Sprachstartgruppen und Sprachforderkurse zu fithren sind.

Es konnen Schiilerinnen und Schiiler mehrerer Klassen einer oder mehrerer Schulen zur Erreichung der
Mindestzahl zusammengefasst werden.

(2) Die Festlegungen gemiB3 Abs. 1 sind dem Schulgemeinschaftsausschuss spétestens sechs
Wochen vor dem Ende des Unterrichtsjahres, das dem betreffenden Schuljahr vorangeht, zur Kenntnis zu
bringen. Wenn der Schulgemeinschaftsausschuss mit der Festlegung des Schulleiters oder der
Schulleiterin nicht einverstanden ist, so hat dieser oder diese das Einvernehmen mit dem
Schulgemeinschaftsausschuss anzustreben. Kann ein Einvernehmen nicht hergestellt werden, so kann der
Schulgemeinschaftsausschuss mit einer Anwesenheit und einer Mehrheit von zumindest zwei Dritteln der
stimmberechtigten Mitglieder die Entscheidung des Schulleiters oder der Schulleiterin bis spitestens vier
Wochen vor dem Ende des dem betreffenden Schuljahr vorangehenden Unterrichtsjahres der
Bundesministerin oder dem Bundesminister fiir Bildung zur Priifung und Entscheidung vorlegen. Dieser
Vorlage kommt keine aufschiebende Wirkung zu. Die Bundesministerin oder der Bundesminister fiir
Bildung hat im Einvernehmen mit der Bundesministerin oder dem Bundesminister fiir Land- und
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft sowie weiters im Einvernehmen mit dem zustdndigen
Zentralausschuss bis zum Ende des genannten Unterrichtsjahres zu entscheiden. Die Entscheidung ist
ohne Aufschub dem Schulleiter oder der Schulleiterin bekannt zu geben sowie dem
Schulgemeinschaftsausschuss zur Kenntnis zu bringen.

(3) Den ecinzelnen Schulen ist ein Rahmen fiir die einsetzbaren Lehrpersonenwochenstunden
zuzuteilen, der sich jedenfalls an der Zahl der Schiilerinnen und Schiiler, am Bildungsangebot, am sozio-
6konomischen Hintergrund und am Forderbedarf der Schiilerinnen und Schiiler sowie an deren im Alltag
gebrauchten Sprache und an den regionalen Bediirfnissen zu orientieren hat. Fiir die Bemessung des zur
Verfiigung zu stellenden Kontingents an Lehrpersonenwochenstunden sind die bestehenden gesetzlichen
Grundlagen zu beriicksichtigen. Die mit BGBI. I Nr. 138/2017 eingefiihrten schulautonomen
Gestaltungsmoglichkeiten bei der Unterrichtsorganisation, insbesondere die Festlegung der
Klassenschiiler-, Eroffnungs- und Teilungszahlen, diirfen jedoch zu keiner Anderung dieser Bemessung
fihren. § 15 in der am 31. August 2018 geltenden Fassung gilt als Grundlage fiir die Berechnung und
Zuweisung der Lehrpersonalressourcen an die Schulen.

(4) Fiir Privatschulen steht die Festlegung der Mindestzahlen nach Abs. 1 dem Schulerhalter zu.
Wenn der Bund verpflichtet ist, den Lehrer-Personalaufwand in einem Ausmal3 von mindestens der
Halfte zu tragen und durch Malinahmen des Schulerhalters ein hoherer Lehrer-Personalaufwand entsteht,
verkiirzt sich diese Verpflichtung, und zwar im Verhéltnis zu dem an vergleichbaren 6ffentlichen Schulen
erforderlichen Lehrer-Personalaufwand.*

5. § 8b samt Uberschrift lautet:
»Fiihrung des Unterrichtsgegenstandes Bewegung und Sport

§ 8b. (1) Der Unterricht in Bewegung und Sport ist getrennt nach Geschlechtern zu erteilen, sofern
im Folgenden nicht anderes bestimmt wird. Bei nach Geschlechtern getrennter Unterrichtserteilung
konnen Schiilerinnen und Schiiler mehrerer Klassen zusammengefasst werden.

(2) Wenn bei Trennung nach Geschlechtern wegen zu geringer Schiilerzahl nicht fiir alle
Schiilerinnen und Schiiler der lehrplanmidfige Unterricht im Pflichtgegenstand Bewegung und Sport
erteilt werden konnte, darf der Unterricht auch ohne Trennung nach Geschlechtern erteilt werden.
Dasselbe gilt im Freigegenstand und in der unverbindlichen Ubung Bewegung und Sport sowie in den
sportlichen Schwerpunkten in Sonderformen, sofern diese Unterrichtsveranstaltungen auf Sportarten
beschrinkt sind, bei denen vom Standpunkt der unterschiedlichen Leistungsfihigkeit und der
koedukativen Fiithrung kein Einwand besteht. Ferner kann der Unterricht in Bewegung und Sport ohne
Trennung nach Geschlechtern erteilt werden, wenn der Unterricht gleichzeitig durch mehrere Lehrerinnen
und Lehrer (im Falle des Unterrichts fiir mehrere Klassen oder Schiilergruppen) erfolgt und wenn dies aus
inhaltlichen Griinden (zB Tanz, Schwimmen, Freizeitsportarten) zweckmaBig ist.
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(3) Die Festlegungen geméll Abs. 1 und 2 sind vom Schulleiter oder von der Schulleiterin zu treffen.
§ 8a Abs. 2 ist anzuwenden.*

6. § 8c Abs. 4 erster Satz lautet:

»Sprachstartgruppen und Sprachférderkurse sind jedenfalls ab einer Schiilerzahl von acht Schiilern
einzurichten; sie dauern ein oder hochstens zwei Unterrichtsjahre und konnen nach Erreichen der
erforderlichen Sprachkompetenz durch die Schiilerin oder den Schiiler auch nach kiirzerer Dauer beendet
werden.

7. § 15 samt Uberschrift lautet:
,»Klassenschiilerzahl

§ 15. Die Klassenschiilerzahl an hoheren land- und forstwirtschaftlichen Lehranstalten ist vom
Schulleiter oder von der Schulleiterin unter Bedachtnahme auf die Erfordernisse der Pddagogik und der
Sicherheit, auf den Forderbedarf der Schiilerinnen und Schiiler, auf die rdumlichen Moglichkeiten und auf
die mogliche Belastung der Lehrpersonen sowie nach Mafigabe der der Schule gemil § 8a Abs. 3
zugeteilten Lehrpersonalressourcen festzulegen. § 8a Abs. 2 ist anzuwenden.*

8 In § 31c Abs. 4, § 32 Abs. 1 sowie in § 36 Z 5 und 6 wird die Wendung ,,Bildung und Frauen® jeweils
durch das Wort ,Bildung* ersetzt.

9. Dem § 35 wird folgender Abs. 10 angefiigt:
»(10) Fiir das Inkrafttreten der durch das Bildungsreformgesetz 2017, BGBIL. I Nr. 138/2017,
gednderten oder eingefiigten Bestimmungen gilt Folgendes:

1.§31c Abs. 4, §32 Abs. 1, §36 Z 5 und 6 treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung im
Bundesgesetzblatt in Kraft;

2.8 5 Abs. 1, 1a, 1b und 3, § 6 samt Uberschrift, § 36 Z 1, 2 und Sa sowie § 40 samt Uberschrift
treten mit 1. September 2017 in Kraft;

3. § 8a samt Uberschrift, § 8b samt Uberschrift, § 8c Abs. 4 sowie § 15 samt Uberschrift treten mit
1. September 2018 in Kraft.

§ 8a Abs. 2 in der Fassung gemill Z 3 ist auf Festlegungen, die gemi3 diesem Bundesgesetz in der
genannten Fassung zu treffen sind, bereits vor dem in Z 3 genannten Zeitpunkt anzuwenden.*
10. § 36 Z I lautet:

,1. hinsichtlich § 4 Abs. 1, 2 und 4, § 5 Abs. 3 vorletzter Satz, § 7Z 8 und 9, § 8, § 11 Abs. 2 letzter
Satz, § 14, § 16 Abs. 2, § 31b und § 32 Abs. 2 der Bundesminister fiir Land- und Forstwirtschaft,
Umwelt und Wasserwirtschaft;*

11. § 36 Z 2 lautet:

,,2. hinsichtlich § 6 Abs. 5, § 8a, § 8b Abs. 2 und 3, § 8c, § 15 und § 31c Abs. 4 der Bundesminister
fir Bildung im Einvernehmen mit dem Bundesminister fiir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt
und Wasserwirtschaft;*

12. Nach § 36 Z 5 wird folgende Z 5a eingefiigt:
,»Ja. hinsichtlich § 6 Abs. 4 die Bundesregierung;*
13. Nach § 39 wird folgender § 40 samt Uberschrift angefiigt:
,,Ubergangsbestimmung betreffend Schulversuche

§ 40. Schulversuche auf der Grundlage des § 6 in der Fassung vor dem Bildungsreformgesetz 2017,
BGBI. I Nr. 138/2017, enden zu dem in der Bewilligung des Schulversuches vorgesehenen Zeitpunkt,
spétestens jedoch mit Ablauf des 31. August 2025. § 6 Abs. 4 ist anzuwenden.*

Artikel 11
Anderung des Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetzes

Das Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetz, BGBI. Nr. 163/1955, zuletzt gedndert durch das
Bundesgesetz BGBI. I Nr. 56/2016, wird wie folgt gedndert:

1. In § 1 Abs. 1 wird die Wendung ,JUbungsschulen® jeweils durch die Wendung , Praxisschulen* und die
Wendung ,,Ubungsschiilerheime* durch die Wendung ,,Praxisschiilerheime* ersetzt.
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2. (Verfassungsbestimmung hinsichtlich § 5b) Nach § 5 werden folgende §§ 5a und 5b eingefiigt:

.8 5a. (1) Die Landesausfiihrungsgesetzgebung hat vorzusehen, dass 6ffentliche allgemein bildende
und berufsbildende Pflichtschulen, ausgenommen Praxisschulen und die in Art. V. Z 1 der 5. SchOG-
Novelle, BGBI. Nr. 323/1975, genannten o6ffentlichen Schulen, nach MafBigabe der folgenden Absitze
auch im organisatorischen Verbund als Schulcluster gefiihrt werden konnen. Es ist weiters vorzusehen,
dass die Schulerhalter bei der Bildung von Schulclustern durch die Bildungsdirektionen mitzuwirken
haben.

(2) Die Bildung von Schulclustern gemi3 Abs. 3 und 4 darf hochstens acht Schulen moglichst
unterschiedlicher Schularten umfassen und hat zur Voraussetzung, dass die beteiligten Schulen von 200
bis 2500 Schiilerinnen und Schiilern besucht werden. Eine Schulclusterbildung kann trotz
Unterschreitung der Mindestschiilerzahl von 200 Schiilerinnen und Schiilern vorgesehen werden, wenn
die geografische Lage eine sinnvolle Schulclusterbildung mit mehr als 200 Schiilerinnen und Schiilern
nicht zuldsst und die Ausstattung der Schulen sowie ein zweckmifiger Einsatz von
Lehrpersonalressourcen gewihrleistet ist. Zum Zweck der Inklusion sind nach Moglichkeit
Sonderschulen einzubeziehen. Mehrere Schulcluster konnen zu einem Schulclusterverbund
zusammengefasst oder als Campus gefiihrt werden. Fiir die Bildung von Schulclustern mit weniger als
200 Schiilerinnen und Schiilern oder mit mehr als 1 300 Schiilerinnen und Schiilern oder mit mehr als drei
am Schulcluster beteiligten Schulen ist vorzusehen, dass die Zustimmung der Zentralausschiisse fiir
Lehrerinnen und Lehrer der betroffenen Schulen erforderlich ist.

(3) Die Bildung von Schulclustern ist unbeschadet des Abs. 2 jedenfalls dann anzustreben, wenn

1. die in Betracht kommenden Schulen nicht weiter als fiunf Straf3enkilometer voneinander entfernt
sind und

2. zumindest eine dieser Schulen weniger als 100 Schiilerinnen und Schiiler umfasst und

3. an zumindest einer dieser Schulen innerhalb der letzten drei Jahre die Zahl der Schiilerinnen und
Schiiler tendenziell und merklich abgenommen hat und,

4. im Falle von in Betracht kommenden berufsbildenden Pflichtschulen die Schulkonferenzen jeder
dieser Schulen nach Beratung mit den jeweiligen Schulgemeinschaftsausschiissen und die
Schulerhalter jeder dieser Schulen der Schulclusterbildung zustimmen.

(4) Die Bildung von Schulclustern kann unbeschadet des Abs. 2 auch bei Nichtvorliegen der in
Abs. 3 genannten Voraussetzungen von Amts wegen oder auf Anregung des Schulerhalters, der
Landesregierung oder des Zentralausschusses fiir die Landeslehrerinnen und Landeslehrer fiir allgemein
bildende Pflichtschulen bzw. berufsbildende Pflichtschulen vorgesehen werden, wenn

1. die Schulkonferenzen jeder der in Betracht kommenden Schulen nach Beratung mit den
jeweiligen Schulforen bzw. Schulgemeinschaftsausschiissen der Schulclusterbildung zustimmen
und

2. die Schulerhalter jeder der in Betracht kommenden Schulen der Schulclusterbildung zustimmen
und

3. ein Entwurf eines Organisationsplans vorliegt, der die Schulclusterbildung padagogisch und
organisatorisch zweckméBig erscheinen lasst.

(5) Fiir jeden Schulcluster ist ein Leiter oder eine Leiterin des Schulclusters zu bestellen.

(6) Der Leiter oder die Leiterin des Schulclusters hat in einem Organisationsplan festzulegen, wie
die ihm oder ihr von der zustindigen Schulbehérde fiir die Besorgung der Verwaltungs- und
Managementaufgaben im Schulcluster zugeteilten Personalressourcen (Verwaltungsplanstellen und
Lehrerwochenstunden) einzusetzen sind. Dabei ist § 26¢c Abs. 12 des Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes
zu beachten. Die Ausfiihrungsgesetzgebung hat vorzusehen, dass die im Cluster fiir die Clusterleitung, die
Bereichsleitung oder die Umwandlung in administratives Unterstlitzungspersonal nicht eingesetzten
Lehrerwochenstunden fiir die Durchfilhrung von pédagogischen und fachdidaktischen Projekten der
Unterrichtsorganisation und Schulentwicklung verwendet werden. Die Ausfithrungsgesetzgebung hat sich
bei der Zuteilung von Lehrerwochenstunden fiir die Besorgung von Verwaltungs- und
Managementaufgaben im Schulcluster an den fiir die Erstellung der Stellenpldne (Art. IV Abs. 2 des
Bundesverfassungsgesetzes BGBI. Nr. 215/1962) vorgegebenen Grundsitzen zu orientieren.

(7) Die Ausfiihrungsgesetzgebung hat weiters vorzusehen, dass der Leiter oder die Leiterin des
Schulclusters im Rahmen der zugeteilten Personalressourcen administratives Personal zur Unterstiitzung
bei der Wahrnehmung der Verwaltungsaufgaben sowie weiters Bereichsleiter und Bereichsleiterinnen zu
bestellen hat.
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§ 5b. (Verfassungsbestimmung) Die Landesausfilhrungsgesetzgebung hat vorzusehen, dass
offentliche allgemein bildende und berufsbildende Pflichtschulen, ausgenommen Praxisschulen und die in
Art. V Z1 der 5. SchOG-Novelle, BGBI. Nr. 323/1975, genannten oOffentlichen Schulen auch im
organisatorischen Verbund mit anderen 6ffentlichen Schulen, die in die Zustiandigkeit des Bundes fallen,
als Schulcluster mit Bundes- und Pflichtschulen gefiihrt werden konnen, mit der Ma3gabe, dass

1. die Schulerhalter zustimmen,

2. hinsichtlich der Bildung solcher Schulcluster die bundesgesetzlichen Bestimmungen des
Schulorganisationsgesetzes, BGBI. Nr. 242/1962, anzuwenden sind,

3. fiir jeden solchen Schulcluster ein Leiter oder eine Leiterin des Schulclusters zu bestellen ist,

4. der Leiter oder die Leiterin des Schulclusters einen Organisationsplan festzulegen hat und

5.die von der zustindigen Schulbehérde fiir die Besorgung der Verwaltungs- und
Managementaufgaben im Schulcluster zuzuteilenden Personalressourcen
(Verwaltungsplanstellen und Lehrerwochenstunden) sich fiir die an einem solchen Schulcluster
beteiligten allgemein bildenden und berufsbildenden Pflichtschulen, ausgenommen Praxisschulen
und die in Art. V Z 1 der 5. SchOG-Novelle, BGBI. Nr. 323/1975, genannten &ffentlichen
Schulen nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes und fiir die {ibrigen beteiligten Schulen
nach den Bestimmungen des Schulorganisationsgesetzes richtet.*

3. § 8 Abs. 1 lautet:

»(1) Die gesetzlichen Schulerhalter haben, vorbehaltlich anderer Formen der (gemeinsamen)
Kostentragung bei in Schulclustern gefiihrten Schulen, fiir die Kosten der Errichtung, Erhaltung und
Auflassung der 6ffentlichen Pflichtschulen aufzukommen.*

4. § 10 lautet:

»§ 10. Im Sinne dieses Bundesgesetzes ist unter Errichtung einer Schule ihre Griindung und die
Festsetzung ihrer ortlichen Lage, unter Erhaltung einer Schule jedenfalls die Bereitstellung und
Instandhaltung des Schulgebiudes und der iibrigen Schulliegenschaften, deren Reinigung, Beleuchtung
und Beheizung, die Anschaffung und Instandhaltung der Einrichtung und Lehrmittel, die Deckung des
sonstigen Sachaufwandes sowie die Beistellung des zur Betreuung des Schulgebdudes und der iibrigen
Schulliegenschaften erforderlichen Personals, bei ganztigigen Schulformen auch die Vorsorge fiir die
Verpflegung zu verstehen. Ferner ist fiir die Beistellung von Schuldrztinnen und Schuldrzten sowie an
ganztigigen Schulformen fiir die Beistellung des fiir den Betreuungsteil erforderlichen Personals in einer
Weise vorzusorgen, dass die ihnen auf Grund schulrechtlicher Vorschriften obliegenden Aufgaben
durchgefiihrt werden konnen. Die Beistellung der erforderlichen Lehrerinnen und Lehrer sowie nach
MaBgabe der landesgesetzlichen Vorschriften auch des gemidll dem zweiten Satz beizustellenden
Personals obliegt dem Land.*

5. In §11 Abs. 1 wird die Wendung ,Bewilliguing der Landesregierung nach Anhorung des
Landesschulrates (Kollegium)* durch die Wendung ,,Bewilligung der Bildungsdirektion® ersetzt.

6. § 11 Abs. 2 lautet:

»(2) Die Landesgesetzgebung kann vorsehen, dass eine 6ffentliche Pflichtschule von Amts wegen
aufzulassen ist, wenn die Voraussetzungen fiir deren Bestand nicht mehr gegeben sind.*

7.In § 12 Abs. 1, 2 und 5 wird die Wendung ,nach dem Ausfiihrungsgesetz zustindigen Behorde unter
Mitwirkung des Landesschulrates* jeweils durch das Wort ,Bildungsdirektion® ersetzt.

8. Dem § 12 Abs. 4 wird folgender Satz angefiigt:

,,Das ist jedenfalls dann nicht der Fall, wenn Betreuungsangebote in den Ferienzeiten erfolgen.*

9. In §12 Abs. 5 wird die Wendung ,nach dem Ausfiihrungsgesetz zustindige Behorde kann nach
Anhorung des Landesschulrates®™ durch die Wendung ,,Bildungsdirektion kann* ersetzt.

10. In §13 Abs.5 wird die Wendung ,nach dem Ausfiihrungsgesetz zustdndige Behorde unter
Mitwirkung des Landesschulrates® durch das Wort ,,Bildungsdirektion® ersetzt.

11. Dem § 14 wird folgender Abs. 5 angefiigt:

,»(5) Die Abwicklung der mit dem Betrieb der Schule erforderlichen Finanztransaktionen hat nach
MafBgabe der landesgesetzlichen Vorschriften zu erfolgen (Verrechnungskonten).*
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12. Dem § 19 wird folgender Abs. 14 angefiigt:

»(14) (Verfassungsbestimmung hinsichtlich § Sb) § 1 Abs. 1, § 5a, § 5b, § 8 Abs. I, § 10, § 11
Abs. 1und 2, § 12 Abs. 1,2,4und 5, § 13 Abs. 5, § 14 Abs. 5 und § 20a samt Uberschrift in der Fassung
des Bildungsreformgesetzes 2017, BGBI. I Nr. 138/2017, treten gegeniiber den Léndern mit Ablauf des
Tages der Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft. Die Ausfiihrungsgesetze sind binnen einem Jahr
zu erlassen und wie folgt in Kraft zu setzen:

1.§1 Abs. 1, §5a, §8 Abs. 1, § 10, § 12 Abs. 4, § 14 Abs. 5 und § 20a samt Uberschrift mit
1. September 2018 und

2.§ 11 Abs. 1und 2, § 12 Abs. 1, 2 und 5 und § 13 Abs. 5 mit 1. Janner 2019.*

13. Nach § 20 wird folgender § 20a samt Uberschrift eingefiigt:
,,Ubergangsrecht betreffend das Bildungsreformgesetz 2017, BGBI. I Nr. 138/2017

§ 20a. Sofern in Bestimmungen gemal dem Bildungsreformgesetz 2017, BGBI. I Nr. 138/2017, auf
die Schulbehorde Bildungsdirektion abgestellt wird, tritt bis zum Ablauf des 31. Dezember 2018 in § 5a
die durch die Landesausfiihrungsgesetzgebung bestimmte Behorde und in den {iibrigen Féllen der
Landesschulrat bzw. der Stadtschulrat fiir Wien an die Stelle der Bildungsdirektion.*

Artikel 12
Anderung des Schulzeitgesetzes 1985

Das Schulzeitgesetz 1985, BGBI. Nr. 77/1985, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. I
Nr. 104/2015, wird wie folgt gedndert:

1. (Verfassungsbestimmung) In § 1 wird dem Text des § I die Absatzbezeichnung ,,(1)* vorangestellt und
folgender Abs. 2 angefiigt:

»(2) (Verfassungsbestimmung) Die Bestimmungen des § 8 Abs. 5 erster und zweiter Satz sowie
Abs. 9, § 9 und § 10 Abs. 5a, 6 erster und zweiter Satz, 7, 8 und 11 gelten hinsichtlich der dort zu
treffenden Festlegungen als unmittelbar anzuwendendes Bundesrecht.*

2. Nach § 1 wird folgender § 1a samt Uberschrift eingefiigt:
HBegriffsbestimmungen

§ 1a. Wenn Schulen im organisatorischen Verbund mit anderen Schulen als Schulcluster gefiihrt
werden, dann ist unter Schulleiter oder Schulleiterin der Leiter oder die Leiterin des Schulclusters zu
verstehen, der oder die bestimmte Angelegenheiten im Einzelfall allenfalls bestellten Bereichsleitern oder
Bereichsleiterinnen der am Schulcluster beteiligten Schulen iibertragen kann.*

3. In § 2 Abs. 2a wird die Wendung ,,der Landesschulrat” durch die Wendung ,die Bildungsdirektion*
erselzt.

4. § 2 Abs. 5 lautet:

»(5) Aus Anldssen des schulischen oder sonstigen &ffentlichen Lebens kann das Schulforum bzw.
der Schulgemeinschaftsausschuss hochstens fiinf Tage in jedem Unterrichtsjahr schulfrei erkldren. Bei
der Beschlussfassung in den genannten Gremien haben der Schulleiter oder die Schulleiterin Stimmrecht.
Ferner kann die zustdndige Schulbehérde in besonderen Féllen des schulischen oder sonstigen
Offentlichen Lebens einen weiteren Tag durch Verordnung schulfrei erkldren. Fiir nicht an einem
Schulcluster beteiligte 6ffentliche Praxisschulen sowie jene mit Unter- und Oberstufe gefiihrten allgemein
bildenden hoheren Schulen, an denen fiir alle Klassen und Schulstufen der Samstag schulfrei ist, hat die
zustidndige Schulbehdrde zwei zwischen unterrichtsfreie Tage fallende Schultage in jedem Unterrichtsjahr
durch Verordnung schulfrei zu erkldren. Diese schulfrei erkldrten Tage vermindern die im ersten Satz fiir
die Schulfreierkldrung vorgesehenen Tage. Verordnungen geméll dem vierten Satz sind bis spitestens
30. September des vorangehenden Schuljahres zu erlassen.

5. § 2 Abs. 8 lautet:

,»(8) An Schulen, an denen der Samstag schulfrei ist, kann der Schulleiter oder die Schulleiterin auf
Grund besonderer regionaler oder schulischer Erfordernisse den Samstag fiir die gesamte Schule, einzelne
Schulstufen oder einzelne Klassen zum Schultag erkldren. An Schulen, an denen der Samstag ein
Schultag ist, kann der Schulleiter oder die Schulleiterin auf Grund regionaler Erfordernisse den Samstag
fir die gesamte Schule, einzelne Schulstufen oder einzelne Klassen schulfrei erkldren. Diese
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Entscheidungen bediirfen des Einvernehmens mit dem Klassen- oder Schulforum bzw. dem
Schulgemeinschaftsausschuss.*

6. § 3 Abs. 2 zweiter Satz lautet:

,»Eine Vorverlegung des Unterrichtsbeginnes auf frithestens 7.00 Uhr durch das Schulforum bzw. den
Schulgemeinschaftsausschuss ist zuldssig, wenn dies mit Riicksicht auf Fahrschiiler oder aus anderen
wichtigen Griinden, die durch die Stundenplangestaltung nicht beseitigt werden konnen, notwendig ist.
Bei der Beschlussfassung in den genannten Gremien hat der Schulleiter oder die Schulleiterin
Stimmrecht.*

7. Dem § 3 werden folgende Abs. 3 und 4 angefiigt:

»(3) An berufsbildenden mittleren und hoheren Schulen kann der Schulgemeinschaftsausschuss
festlegen, dass abweichend von Abs. 1 und 2 der Unterricht im Hinblick auf padagogische Erfordernisse
(zB praktischer Unterricht, Projekte, Projektunterricht) an allen oder einzelnen Schultagen vor 7.00 Uhr
beginnt und nach 19.00 Uhr endet. Bei der Beschlussfassung hat der Schulleiter oder die Schulleiterin
Stimmrecht.

(4) Der Schulleiter oder die Schulleiterin kann nach den beruflichen Erfordernissen der
Erziehungsberechtigten und nach infrastrukturellen Gegebenheiten vorsehen, dass vor Beginn des
Unterrichts und nach dem Ende des Unterrichts sowie an den gemal § 2 Abs. 5 schulfrei erkldrten Tagen
eine Beaufsichtigung von Schiilerinnen und Schiilern in der Schule durch geeignete Personen gemél
§ 44a des Schulunterrichtsgesetzes erfolgt.*

8. § 4 Abs. 1 zweiter Satz lautet:

»Aus Griinden der paddagogischen ZweckmiBigkeit oder aus organisatorischen Griinden kann die
Unterrichtsstunde in der Dauer von 50 Minuten durch den Schulleiter fiir einzelne oder alle
Unterrichtsgegenstinde an einzelnen oder allen Unterrichtstagen unter Beachtung der lehrplanméBig
vorgesehenen Wochenstundenzahl in den einzelnen Unterrichtsgegenstdnden auch als Unterrichtseinheit
mit weniger oder mit mehr als 50 Minuten festgelegt werden.

9. In § 4 Abs. 2 erster Satz wird das Wort ,Unterrichtsstunden® durch das Wort ,,Unterrichtseinheiten‘
ersetzt.

10. § 4 Abs. 2 letzter Satz sowie Abs. 3 und 4 entfillt.

11. In §5 Abs.1 wird der Klammerausdruck ,(ausgenommen Ferialpraktika)® durch den
Klammerausdruck ,,(einschlieBlich praktischer Unterricht, ausgenommen Ferialpraktika)“ ersezzt.

12. In § 5 Abs. 3a wird die Wendung ,,des Landesschulrates” durch die Wendung ,,der Bildungsdirektion*
ersetzt.

13. § 5 Abs. 6 lautet:

,»(0) An ganztigigen Schulformen ist der Betreuungsteil bzw. der Unterrichts- und Betreuungsteil an
allen Schultagen mit Ausnahme des Samstags bis mindestens 16.00 Uhr und ldngstens 18.00 Uhr
anzubieten. Das Schulforum bzw. der Schulgemeinschaftsausschuss kann festlegen, dass die Unterrichts-
und Lernzeiten am Freitag nur bis 14.00 Uhr vorgesehen sind; bei der Beschlussfassung in den genannten
Gremien hat der Schulleiter oder die Schulleiterin Stimmrecht. Fiir einen anderen Tag als den Freitag
kann eine solche Festlegung durch den Schulerhalter im Einvernechmen mit dem Schulleiter oder der
Schulleiterin getroffen werden. Wiahrend der Unterrichtseinheiten (einschlieflich der dazugehdrigen
Pausen) fiir die zum Betreuungsteil angemeldeten Schiiler entfdllt die Betreuung. Eine Betreuungseinheit
umfasst 50 Minuten und die Dauer einer allenfalls vorangehenden Pause. Aus Griinden der
padagogischen ZweckmaBigkeit oder aus organisatorischen Griinden kann die Dauer einzelner oder aller
Betreuungseinheiten durch den Schulleiter oder die Schulleiterin an einzelnen oder allen Unterrichtstagen
unter Beachtung der lehrplanméBig fiir den Betreuungsteil vorgesehenen Wochenstundenzahl auch mit
weniger oder mit mehr als 50 Minuten festgelegt werden.*

14. § 6 samt Uberschrift lautet:
»Schulversuche

§ 6. Der zustidndige Bundesminister oder die zustindige Bundesministerin oder mit dessen bzw. mit
deren Zustimmung die Bildungsdirektion kann, wenn dies zur Erprobung besonderer pddagogischer oder
schulorganisatorischer Malnahmen erforderlich ist, an Schulen der im § 1 genannten Arten
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Schulversuche durchfiihren, bei denen vom Abschnitt 1 abgewichen wird. §7 des
Schulorganisationsgesetzes, BGB1. Nr. 242/1962, und hinsichtlich der in den Zusténdigkeitsbereich des
Bundes fallenden land- und forstwirtschaftlichen Schulen § 6 des Land- und forstwirtschaftlichen
Bundesschulgesetzes, BGBI. Nr. 175/1966, sind anzuwenden.*

15. (Grundsatzbestimmung betreffend den letzten Satz) § 8 Abs. 5 lautet:

»(5) Aus Anlédssen des schulischen oder sonstigen &ffentlichen Lebens kann das Schulforum bzw.
der Schulgemeinschaftsausschuss bis zu vier Tage in jedem Unterrichtsjahr schulfrei erkldren. Bei der
Beschlussfassung in den genannten Gremien haben der Schulleiter oder die Schulleiterin Stimmrecht. Die
Landesausfiihrungsgesetzgebung kann vorsehen, dass in besonderen Fillen bis zu zwei weitere Tage
schulfrei erkléart werden kdnnen.*

16. (Grundsatzbestimmung) In § 8 Abs. 7 Z 1 entfdllt die Wendung ,.erster Instanz*.

17. § 8 Abs. 9 lautet:

»(9) Auf Grund besonderer regionaler Erfordernisse kann der Schulleiter oder die Schulleiterin im
Einvernehmen mit dem Schulforum bzw. dem Schulgemeinschaftsausschuss den Samstag zum Schultag
erkldren.*

18. (Grundsatzbestimmung) § 8 Abs. 10 entfdllt.

19. § 9 Abs. 1 zweiter Satz lautet:

»Aus Griinden der piddagogischen ZweckmédBigkeit oder aus organisatorischen Griinden kann die
Unterrichtsstunde in der Dauer von 50 Minuten durch den Schulleiter fiir einzelne oder alle
Unterrichtsgegenstdnde an einzelnen oder allen Unterrichtstagen unter Beachtung der lehrplanméBig
vorgesehenen Wochenstundenzahl in den einzelnen Unterrichtsgegenstinden auch als Unterrichtseinheit
mit weniger oder mit mehr als 50 Minuten festgelegt werden.

20. § 9 Abs. 3 wird durch folgende Abs. 3 und 3a ersetzt:

»(3) Der Unterricht darf in der Regel nicht vor 8.00 Uhr beginnen. Eine Vorverlegung des
Unterrichtsbeginnes  auf  fitthestens 7.00 Uhr durch das  Schulforum bzw. den
Schulgemeinschaftsausschuss ist zuldssig, wenn dies mit Riicksicht auf Fahrschiiler oder aus anderen
wichtigen Griinden, die durch die Stundenplangestaltung nicht beseitigt werden kdnnen, notwendig ist.
Bei der Beschlussfassung in den genannten Gremien hat der Schulleiter oder die Schulleiterin
Stimmrecht.

(3a) Der Schulleiter oder die Schulleiterin kann nach den beruflichen Erfordernissen der
Erziehungsberechtigten und nach infrastrukturellen Gegebenheiten vorsehen, dass vor Beginn des
Unterrichts und nach dem Ende des Unterrichts sowie an den gemal} § 8 Abs. 5 schulfrei erkldrten Tagen
eine Beaufsichtigung von Schiilerinnen und Schiilern in der Schule durch geeignete Personen geméal
§ 44a des Schulunterrichtsgesetzes erfolgt.*

21. § 9 Abs. 4 lautet:

,»(4) An ganztigigen Schulformen ist der Betreuungsteil bzw. der Unterrichts- und Betreuungsteil an
allen Schultagen mit Ausnahme des Samstags bis mindestens 16.00 Uhr und ldngstens 18.00 Uhr
anzubieten. Das Schulforum bzw. der Schulgemeinschaftsausschuss kann festlegen, dass die Unterrichts-
und Lernzeiten am Freitag nur bis 14.00 Uhr vorgesehen sind; bei der Beschlussfassung in den genannten
Gremien hat der Schulleiter oder die Schulleiterin Stimmrecht. Fiir einen anderen Tag als den Freitag
kann eine solche Festlegung durch den Schulerhalter im Einvernehmen mit dem Schulleiter oder der
Schulleiterin getroffen werden. Wiahrend der Unterrichtseinheiten (einschlieflich der dazugehdrigen
Pausen) fiir die zum Betreuungsteil angemeldeten Schiilerinnen und Schiiler entfdllt die Betreuung. Eine
Betreuungseinheit umfasst 50 Minuten und die Dauer einer allenfalls vorangehenden Pause. Aus Griinden
der padagogischen ZweckmaifBigkeit oder aus organisatorischen Griinden kann die Dauer einzelner oder
aller Betreuungseinheiten durch den Schulleiter oder die Schulleiterin an einzelnen oder allen
Unterrichtstagen unter Beachtung der lehrplanméfig flir den Betreuungsteil vorgesehenen
Wochenstundenzahl auch mit weniger oder mit mehr als 50 Minuten festgelegt werden.*

22. Dem § 9 wird folgender Abs. 5 angefiigt:

,»(5) Die Festlegungen gemidf Abs. 1, 2, 3, 3a und 4 sind vom Schulleiter oder von der Schulleiterin
zu treffen.”
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23. § 10 Abs. 5a lautet:

»(52) An lehrgangsmifBigen und saisonméBigen Berufsschulen kann der Schulleiter oder die
Schulleiterin im Einvernehmen mit dem Schulgemeinschaftsausschuss den Samstag fiir die Schule,
einzelne Schulstufen oder einzelne Klassen schulfrei erklaren.*

24. (Grundsatzbestimmung betreffend den letzten Satz) § 10 Abs. 6 lautet:

»(6) Aus Anlidssen des schulischen oder sonstigen Offentlichen Lebens kann der
Schulgemeinschaftsausschuss ein oder zwei Tage schulfrei erkldren. Bei der Beschlussfassung im
Schulgemeinschaftsausschuss hat der Schulleiter oder die Schulleiterin Stimmrecht. Die
Landesausfithrungsgesetzgebung kann vorsehen, dass in besonderen Fillen bis zu zwei weitere Tage
schulfrei erklart werden konnen.*

25. § 10 Abs. 7 letzter Satz lautet:

»Aus Griinden der piddagogischen ZweckmédBigkeit oder aus organisatorischen Griinden kann die
Unterrichtsstunde in der Dauer von 50 Minuten durch den Schulleiter fiir einzelne oder alle
Unterrichtsgegenstdnde an einzelnen oder allen Unterrichtstagen unter Beachtung der lehrplanméBig
vorgesehenen Wochenstundenzahl in den einzelnen Unterrichtsgegenstinden auch als Unterrichtseinheit
mit weniger oder mit mehr als 50 Minuten festgelegt werden.

26. Dem § 10 wird folgender Abs. 11 angefiigt:

,»(11) Die Festlegungen gemall Abs. 7 und 8 sind vom Schulleiter oder von der Schulleiterin zu
treffen.

27. (Grundsatzbestimmung) § 12 entfdllt.
28. § 15 Abs. 2 entfllt.

29. Nach § 15 wird folgender § 15a samt Uberschrift eingefiigt:
,,Ubergangsbestimmung betreffend Schulversuche

§ 15a. Schulversuche auf der Grundlage des § 6 in der Fassung vor dem Bildungsreformgesetz 2017,
BGBI. I Nr. 138/2017, enden zu dem in der Bewilligung des Schulversuches vorgesehenen Zeitpunkt,
spétestens jedoch mit Ablauf des 31. August 2025. § 7 Abs.4 des Schulorganisationsgesetzes ist
anzuwenden.

30. Dem § 16a wird folgender Abs. 12 angefiigt:

»(12) Fir das Inkrafttreten der durch das Bildungsreformgesetz 2017, BGBIL. I Nr. 138/2017,
gednderten oder eingefiigten Bestimmungen und das AuBerkrafttreten der durch dieses Bundesgesetz
entfallenen Bestimmungen sowie fiir den Ubergang zur neuen Rechtslage gilt Folgendes:

1. § 16d und § 17 treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft;
gleichzeitig tritt § 16b Abs. 1a aufler Kraft;

2.§5 Abs. 1, § 6 samt Uberschrift und § 15a samt Uberschrift treten mit 1. September 2017 in
Kraft;

3. (Verfassungsbestimmung betreffend § 1 Abs.2) § 1 Abs. 1 und 2, § 1a samt Uberschrift, § 2
Abs. 5und 8, § 3 Abs. 2,3 und 4, § 4 Abs. 1 und 2, § 5 Abs. 6, § 8 Abs. 5 erster und zweiter Satz
sowie Abs. 9, §9 Abs. 1, 3, 3a, 4 und 5 sowie § 10 Abs. 5a, 6 erster und zweiter Satz sowie
Abs. 7 und 11 treten mit 1. September 2018 in Kraft; § 4 Abs. 3 und 4 tritt mit Ablauf des
31. August 2018 auller Kraft;

4.§ 2 Abs. 2aund § 5 Abs. 3a treten mit 1. Janner 2019 in Kraft;

5. (Grundsatzbestimmung) § 8 Abs. 5 letzter Satz und Abs. 7 sowie § 10 Abs. 6 letzter Satz treten
gegeniiber den Léndern mit Ablauf des Tages der Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft.
Die Ausfiihrungsgesetze sind binnen einem Jahr zu erlassen und mit 1. Janner 2019 in Kraft zu
setzen;

6. (Grundsatzbestimmung) § 8 Abs. 10 sowie § 15 Abs. 2 treten mit Ablauf des 31. August 2018
auBler Kraft. § 12 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2018 aufler Kraft.*

31. § 16b Abs. 1a entfillt.
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32. Nach § 16¢ wird folgender § 16d samt Uberschrift eingefiigt:
,Ubergangsrecht betreffend das Bildungsreformgesetz 2017, BGBL. I Nr. 138/2017

§ 16d. Sofern in Bestimmungen gemill dem Bildungsreformgesetz 2017, BGBI. I Nr. 138/2017, auf
die Schulbehdrde Bildungsdirektion abgestellt wird, tritt bis zum Ablauf des 31. Dezember 2018 der
Landesschulrat bzw. der Stadtschulrat fiir Wien an die Stelle der Bildungsdirektion.*

33. In § 17 wird die Wendung ,,Bildung und Frauen® durch das Wort ,,Bildung* ersetzt.

Artikel 13
Anderung des Minderheiten-Schulgesetzes fiir das Burgenland

Das Minderheiten-Schulgesetz fiir das Burgenland, BGBI. Nr. 641/1994, zuletzt geéndert durch das
Bundesgesetz BGBL. I Nr. 48/2014, wird wie folgt geéndert:

1. (Verfassungsbestimmung) § 2 Abs. 2 lautet:

»(2) (Verfassungsbestimmung) Fiir die in diesem Bundesgesetz genannten Offentlichen
Pflichtschulen gelten hinsichtlich der &ufleren Organisation die fiir die allgemeinen Formen dieser
Schulen vorgesehenen Verfassungs- und Grundsatzbestimmungen, soweit im Folgenden keine
besonderen Verfassungs- oder Grundsatzbestimmungen bestehen.*

2. In §5 Abs. 1 wird nach dem Wort ,Jahreszeugnisse” die Wendung ,bzw. die Semester- und
Jahresinformationen* eingefiigt.

3. In §13 Abs.1 und 4 wird das Wort ,Kindergartenpddagogik™ jeweils durch das Wort
»Elementarpddagogik* ersetzt.

4. In § 15 wird die Wendung ,Beim Landesschulrat fiir Burgenland* durch die Wendung ,Bei der
Bildungsdirektion fiir das Burgenland* ersezzt.

5. Dem § 19 wird folgender Abs. 7 angefiigt:

,»(7) Die nachstehend genannten Bestimmungen in der Fassung des Bildungsreformgesetzes 2017,
BGBI. I Nr. 138/2017, treten wie folgt in Kraft:

1.§5 Abs. 1, §13 Abs. 1 und 4 sowie § 20 Abs.2 und 3 treten mit Ablauf des Tages der
Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft;

2. (Verfassungsbestimmung) § 2 Abs. 2 tritt mit 1. September 2018 in Kraft;
3. § 15 tritt mit 1. Janner 2019 in Kraft.”

6. In § 20 Abs. 2 und 3 wird die Wendung ,,Bildung und Frauen® durch das Wort ,Bildung® ersetzt.

Artikel 14
Anderung des Minderheiten-Schulgesetzes fiir Kiirnten

Das Minderheiten-Schulgesetz fiir Kérnten, BGBl. Nr. 101/1959, zuletzt gedndert durch das
Bundesgesetz BGBI. I Nr. 48/2014, wird wie folgt gedndert:

1. (Verfassungsbestimmung) In § 14 wird nach der Absatzbezeichnung ,(1)* der Klammerausdruck
»(Verfassungsbestimmung)* eingefiigt.

2.In §19, §23 und § 29 wird die Wendung ,,des Landesschulrates jeweils durch die Wendung ,.der
Bildungsdirektion* ersetzt.

3. In § 31 wird die Wendung ,Beim Landesschulrat® durch die Wendung ,Bei der Bildungsdirektion*
erselzt.
4. (Verfassungsbestimmung) In § 34 wird nach Abs. 2d folgender Abs. 2e eingefiigt:

,(2¢e) Die nachstehend genannten Bestimmungen in der Fassung des Bildungsreformgesetzes 2017,
BGBI. I Nr. 138/2017, treten wie folgt in Kraft:
1. § 36 Abs. 2 tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft;
2. (Verfassungsbestimmung) § 14 Abs. 1 tritt mit 1. September 2018 in Kraft;
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3.§19,§ 23,829 und § 31 treten mit 1. Janner 2019 in Kraft.”
5. In § 36 Abs. 2 wird die Wendung ,,Bildung und Frauen® durch das Wort ,Bildung™ ersetzt.

Artikel 15
Anderung des Bundesgesetzes BGBI. Nr. 420/1990

Das Bundesgesetz BGBI. Nr. 420/1990 wird wie folgt gedndert:

In Art. Il Abs. 1 wird nach dem Wort ,Jahreszeugnisse” die Wendung ,bzw. die Semester- und
Jahresinformationen* eingefiigt.

Artikel 16
Anderung des Schulunterrichtsgesetzes

Das Schulunterrichtsgesetz, BGBI. Nr. 472/1986, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. 1
Nr. 56/2016, wird wie folgt gedndert:

1. Dem § 2b wird folgender Abs. 4 angefiigt:

»(4) Wenn Schulen im organisatorischen Verbund mit anderen Schulen als Schulcluster gefiihrt
werden, dann ist unter Schulleiter oder Schulleiterin der Leiter oder die Leiterin des Schulclusters zu
verstehen, der oder die bestimmte Angelegenheiten im Einzelfall allenfalls bestellten Bereichsleitern oder
Bereichsleiterinnen der am Schulcluster beteiligten Schulen iibertragen kann.*

2.8 3 Abs. 5 entfdllt.
3. Dem § 4 Abs. 2 wird angefiigt:

wZur Feststellung der Kenntnisse der Unterrichtssprache konnen standardisierte Testverfahren zur
Verfiigung gestellt werden, die vom Schulleiter oder auf Anordnung der Bildungsdirektion von dieser
durchzufiihren sind.*

4. In §4 Abs. 4 wird vor der Wendung ,alle Pflichtgegenstinde der betreffenden Schulstufe die
Wendung ,,— auBler wihrend des Besuchs einer Sprachstartgruppe — eingefiigt.

5.In § 5 Abs. 1 wird das Wort ,,Schulgemeinschaftsausschuss durch das Wort ,,Schulleiter ersetzt.

6. In § 7 Abs. 1 wird die Wendung ,,Die Priifungsgebiete” durch die Wendung ,,Die Priifungsform sowie
die Priifungsgebiete* ersetzt und entfillt der letzte Satz.

7.In § 7 Abs. 3 entfdllt die Wendung ,, , soweit sie nicht von der zustindigen Schulbehérde fiir ein ganzes
Bundesland oder vom zustdndigen Bundesminister fiir das ganze Bundesland einheitlich festgelegt
werden, .

8. § 7 Abs. 4 entfillt.

9. In § 8 Abs. 1 wird das Zitat ,,§ 18 Abs. 2 bis 4 durch das Zitat ,,§ 18 Abs. 2, 3, 4 und 6 ersetzt und
entfillt der letzte Satz.

10 In §8 Abs.3 entfillt die Wendung ,bzw. das Bewertungsergebnis des standardisierten
Untersuchungsverfahrens®.

11 § 9 Abs. 1a lautet:

»(1a) Abweichend von Abs. 1 darf zeitweise schulstufen- oder schulartiibergreifend unterrichtet
werden.*

12. § 9 Abs. 2 erster Satz lautet:

»In Schulen mit Klassenlehrersystem hat der Schulleiter fiir jedes Unterrichtsjahr jede Klasse einem
Lehrer als Klassenlehrer zuzuweisen (Klassenzuweisung).*

13. In §10 Abs. 1 erster Satz wird nach dem Wort ,Unterrichtsstunden* die Wendung ,bzw.
Unterrichtseinheiten* eingefiigt.
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14. § 10 Abs. 1 letzter Satz entfdllt.

15. § 10 Abs. 2 erster Satz lautet:

,»Der Schulleiter hat, wenn dies aus pddagogischen, didaktischen oder anderen wichtigen Griinden (zB bei
Verhinderung eines Lehrers) erforderlich ist, voriibergehende Anderungen des Stundenplanes anzuordnen
(Stundentausch, Stundenblockung, Fachsupplierung, Supplierung, Entfall von Unterrichtsstunden).*

16. Dem § 10 wird folgender Abs. 3 angefiigt:

,»(3) Der Stundenplan ist derart zu erstellen, dass am Ende des Unterrichtsjahres die Erflillung der
lehrplanmiBig vorgesehenen Unterrichtszeiten durch jeden Schiiler und jede Schiilerin rechnerisch
nachvollziehbar ist. Dies hat mit der Mallgabe zu erfolgen, dass sich in den -einzelnen
Unterrichtsgegenstdnden durch die Festlegung von Unterrichtsstunden als Unterrichtseinheiten mit
weniger oder mehr als 50 Minuten gemifl den Bestimmungen des Schulzeitgesetzes 1985, BGBL
Nr. 77/1985, die Anzahl der Unterrichtseinheiten je Unterrichtswoche fiir Schiilerinnen und Schiiler
sowie fiir Lehrpersonen nicht erhoht; iiber die Unterrichtswoche hinausgehende Blockungen bleiben
davon unberiihrt.*

17. § 11 Abs. 6 lautet:

,(6) Auf Ansuchen des Schiilers oder der Schiilerin oder von Amts wegen hat der Schulleiter oder
die Schulleiterin einen Schiiler oder eine Schiilerin von der Teilnahme an einzelnen Pflichtgegenstdnden
und verbindlichen Ubungen ohne oder mit Auflage von Priifungen zu befreien, wenn dieser oder diese
aus gesundheitlichen Griinden daran nicht teilnehmen kann. Der Schulleiter oder die Schulleiterin kann
im Zweifelsfall hiefiir die Vorlage eines &drztlichen Zeugnisses verlangen.

18. In § 11 Abs. 7 wird die Wendung ,,des Landesschulrates” durch die Wendung ,,der Bildungsdirektion*
ersetzt.

19. In § 12 Abs. 4 wird nach der Wendung ,,im Jahreszeugnis® die Wendung ,,nicht oder” eingefiigt.

20. In § 12 Abs. 6 und Abs. 6a entfillt jeweils die Wendung ,von Amts wegen oder auf Antrag des
Schiilers®.

21. § 12 Abs. 9 lautet:

,»(9) Der Schulleiter oder die Schulleiterin kann das AusmaB fiir die Teilnahme eines Schiilers oder
einer Schiilerin am Forderunterricht beschrinken; hiebei ist auf die Anforderungen des Lehrplanes im
Verhéltnis zur Belastbarkeit des Schiilers oder der Schiilerin und auf dessen oder deren
Forderungsbediirftigkeit Bedacht zu nehmen.*

22. § 13a Abs. 1 zweiter, dritter und vierter Satz werden durch folgenden Satz ersetzt:

,Die Erkldrung einer Veranstaltung zu einer schulbezogenen Veranstaltung obliegt dem Klassen- bzw.
Schulforum (§ 63a) bzw. dem Schulgemeinschaftsausschuss (§ 64) und darf nur erfolgen, sofern die
hiefiir erforderlichen Lehrer sich zur Durchfithrung bereit erkldren, die Finanzierung sichergestellt ist und
allenfalls erforderliche Zustimmungen anderer Stellen eingeholt worden sind; das Vorliegen der
Voraussetzungen ist vom Schulleiter festzustellen.*

23. § 17 Abs. 3 entfdllt.

24. § 17 Abs. 4 lautet:

,»(4) Fiir Kinder, bei denen gemal § 8 Abs. 1 des Schulpflichtgesetzes 1985 ein sonderpadagogischer
Forderbedarf festgestellt wurde, hat die Schulkonferenz unter Bedachtnahme auf diese Feststellung zu
entscheiden, ob und in welchen Unterrichtsgegenstinden der Schiiler oder die Schiilerin nach dem
Lehrplan einer anderen Schulstufe, als der seinem oder ihrem Alter entsprechenden, zu unterrichten ist.
Dabei ist anzustreben, dass der Schiiler oder die Schiilerin die fiir ihn bestmdgliche Férderung erhélt.*

25. § 18a Abs. 4 erster Satz lautet:

,Den Erziehungsberechtigten ist durch zumindest zwei Sprechtage im Unterrichtsjahr Gelegenheit zu
Einzelaussprachen zu geben, wobei diese Tage auch fiir die Abhaltung der Bewertungsgespriache (Abs. 3)
herangezogen werden kénnen.*

www.ris.bka.gv.at



BGBI. I - Ausgegeben am 15. September 2017 - Nr. 138 45 von 102

26. In § 19 Abs. 1a wird das Wort ,regelméBige durch das Wort ,regelmaBig® ersetzt und folgender Satz
angefiigt:

HFur diese Gespriache konnen auch die fiir die Sprechtage gemidBl Abs. 1 vorgesehenen Tage
herangezogen werden.*

27. § 23 Abs. Ic letzter Satz entfillt.

28. In § 24 Abs. 1 wird die Wendung ,,bzw. am Ende eines jeden Unterrichtsjahres durch die Wendung
,»und am Ende eines jeden Semesters bzw. Unterrichtsjahres* ersezzt.

29. In § 30a wird der Klammerausdruck ,(einschlieflich Technisches Werken und Textiles Werken)*
durch den Klammerausdruck ,(einschlieBlich Technisches und textiles Werken)® ersetzt.

30. In § 32 Abs. 2 wird die Wendung ,,eine Sonderschule* durch die Wendung ,,die besuchte Sonderschule
oder allgemeine Schule® ersetzt.

31. Dem § 32 Abs. 2a wird folgender Satz angefiigt:

,Unter denselben Bedingungen sind Schiiler, die eine im ersten Satz genannte Schule im neunten Jahr der
allgemeinen Schulpflicht als auBerordentliche Schiiler beendet haben, berechtigt, eine der genannten
Schulen ein weiteres Jahr als ordentlicher oder auerordentlicher Schiiler zu besuchen.*

32. In § 33 Abs. 7 wird die Wendung ,,den nach dem Wohnsitz des Schiilers zustindigen Landesschulrat™
durch die Wendung ,,die nach dem Wohnsitz des Schiilers zustindige Bildungsdirektion ersetzt.

33. Dem § 34 Abs. 4 wird angefiigt:

oJm Fall von Ubergangslehrplinen oder -lehrplanabweichungen gemiB §6 Abs.la des
Schulorganisationsgesetzes sind erforderlichenfalls entsprechend abgednderte Priifungsordnungen zu
erlassen und gemif § 79 an den betroffenen Schulen kundzumachen.*

34. In §35 Abs.2 Z1 wird die Wendung ,der nach der Geschiftsverteilung des Amtes des
Landesschulrates zustidndige Landesschulinspektor” durch die Wendung ,,der nach der Geschéftsordnung
der Bildungsdirektion zustindige Bedienstete der Schulaufsicht® ersezzz.

35. § 41a Abs. 1 zweiter Satz lautet:

,Diese hat die Aufgaben, alle zentralen Elemente der abschlieBenden Priifung gemi3 Abschnitt 8 auf
Grundlage von statistischen Auswertungen der Priifungsergebnisse begleitend zu evaluieren und den
zustandigen Bundesminister beziiglich der Abwicklung der Priifung strategisch zu beraten.*

36. § 42 Abs. 4 zweiter Satz lautet:

»Auf die Kommissionen fiir Externistenpriifungen, die einer Reifepriifung, Reife- und Diplompriifung,
Diplompriifung oder Abschlusspriifung entsprechen, ist § 35 sinngeméf mit der Maflgabe anzuwenden,
dass § 35 Abs. 2 Z 3 und 5 nicht gelten und dass der Vorsitzende mit Stimmrecht ausgestattet ist.*

37. §44a Abs. 1 Z I und 2 lautet:
,1. zur Gewiahrleistung der Sicherheit fiir die Schiiler erforderlich ist oder

2. fiir die Erfiillung der Aufgaben der Schule oder im Hinblick auf organisatorische Anforderungen
zweckméBig ist und die Sicherheit fiir die Schiiler gewahrleistet ist.

38. In § 45 Abs. 7 wird der Punkt am Ende der lit. b durch einen Beistrich und das Wort ,und* ersetzt
und folgende lit. ¢ angefiigt:
) auf Verlangen der Erziehungsberechtigten, wenn es sich um Randstunden handelt, die
Freizeiteinheiten sind.*

39. In § 46 Abs. 1 wird die Wendung ,,der Landesschulrat” durch die Wendung ,,die Bildungsdirektion*
erselzt.
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40. Nach § 55c in der Fassung der Bundesgesetze BGBI. I Nr. 9/2012 und BGBL. I Nr. 56/2016 wird
folgender § 55d samt Uberschrift eingefiigt:

,Bereichsleiter, Bereichsleiterin

§ 55d. Dem Bereichsleiter oder der Bereichsleiterin obliegt die Leitung des Bereichs nach Mallgabe
der Vorgaben der Schulcluster-Leitung und die Wahrnehmung der im Organisationsplan iibertragenen
Aufgaben im Schulcluster:

1. Pddagogischer Support (Ansprechpartner) fiir alle Schulpartner am Standort im akuten
Krisenmanagement,

2. Mitarbeit im Qualitdtsmanagement- und Qualitdtssicherungs-Team des Clusters,
3. Diensteinteilung bei akuten Absenzen am Standort und
4. Einfithrung neuer Lehrpersonen in die verschiedenen Arbeitsbereiche.*

41. Die Uberschrift des § 56 lautet:

»Schulleitung, Schulcluster-Leitung*

42. Dem § 56 wird folgender Abs. 9 angefiigt:

»(9) An Schulen, die im organisatorischen Verbund mit anderen Schulen als Schulcluster gefiihrt
werden, gelten die Abs. 1 bis 8 fiir den Leiter oder die Leiterin des Schulclusters. Dieser oder diese kann
bestimmte Angelegenheiten im Einzelfall allenfalls bestellten Bereichsleitern oder Bereichsleiterinnen
iibertragen.*

43. § 57 Abs. 2 erster Satz lautet:

,Je mnach Aufgabe der Lehrerkonferenz setzt sich diese aus den Lehrern des Schulclusters
(Schulclusterkonferenz), der Schule (Schulkonferenz), einer Klasse (Klassenkonferenz), eines
Unterrichtsgegenstandes oder in anderer Weise zusammen.*

44. In § 59 Abs. 5 sechster Satz wird die Wendung ,,der zustdndigen Schulbehdrde* durch die Wendung
,,des Schulleiters* ersetzt.

45. § 63a Abs. 2 lautet:

»(2) Neben den auf Grund anderer gesetzlicher Bestimmungen {ibertragenen
Entscheidungsbefugnissen obliegt dem Klassenforum die Beschlussfassung in den folgenden
Angelegenheiten, soweit sie nur eine Klasse betreffen, und dem Schulforum die Beschlussfassung
jedenfalls in den Angelegenheiten der Z 1 lit.c, d, f, g, h, i, I, m, n, o, p, g, r, s und v, ferner in den
folgenden Angelegenheiten, soweit sie mehr als eine Klasse beriihren:

1. die Entscheidung iiber

a) die Durchfiihrung von mehrtigigen Schulveranstaltungen (§§ 2 Abs. 4, 3 Abs. 2 und 9 Abs. 1
Schulveranstaltungenverordnung, BGBI. Nr. 498/1995 in der geltenden Fassung),

b) die Erkldrung einer Veranstaltung zu einer schulbezogenen Veranstaltung (§ 13a Abs. 1),

c) die Festlegung der Ausstattung der Schiilerinnen und Schiiler mit Unterrichtsmitteln (§ 14
Abs. 6),

d) die Erstellung von Richtlinien iiber die Wiederverwendung von Schulbiichern (§ 14 Abs. 7),

e) die Festlegung einer schriftlichen Erlduterung zusétzlich zur Beurteilung der Leistungen (§ 18
Abs. 2),

f) die Festlegung, ob bis einschlielich der 3. Schulstufe an die Stelle der Beurteilung der
Leistungen eine Information iiber die Lern- und Entwicklungssituation tritt (§ 18a Abs. 1),

g) die Durchfiihrung (einschlieBlich der Terminfestlegung) von (Eltern)Sprechtagen (§ 19 Abs. 1
iVm § 18a Abs. 4 und 19 Abs. 1a),

h) die Durchfithrung von Wiederholungspriifungen am Donnerstag und bzw. oder Freitag der
letzten Woche des Schuljahres (§ 23 Abs. 1c¢),

i) die Hausordnung (§ 44 Abs. 1),
j) die Bewilligung zur Durchfiihrung von Sammlungen (§ 46 Abs. 1),

k) die Bewilligung der Teilnahme von Schiilerinnen und Schiilern an Veranstaltungen, die nicht
Schulveranstaltungen oder schulbezogene Veranstaltungen sind (§ 46 Abs. 2),

1) die Erlassung schulautonomer Lehrplanbestimmungen (§6 Abs.1b und 3 des
Schulorganisationsgesetzes),
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m) eine Stellungnahme im Rahmen der Anhérung bei der Bewilligung von Schulversuchen (§ 7
Abs. 6 des Schulorganisationsgesetzes),

n) tiber Beschliisse im Rahmen der Mitwirkung bei der Festlegung von Schiilerzahlen in
Gruppen oder Klassen (§ 8a Abs. 2 des Schulorganisationsgesetzes),

o) eine Stellungnahme im Rahmen der Anhorung iiber die Organisationsform der Volksschule
sowie nach Mafigabe landesausfiihrungsgesetzlicher Regelungen iiber die Organisationsform
(§ 12 Abs. 3 des Schulorganisationsgesetzes),
p) eine Stellungnahme im Rahmen der Anhdrung iiber die Organisationsform der Hauptschule
(§ 18a des Schulorganisationsgesetzes),
q) eine Stellungnahme im Rahmen der Anhorung bei der Festlegung eines Schwerpunktbereichs
im Lehrplan der Neuen Mittelschule (§ 21b Abs. 1 Z 1 des Schulorganisationsgesetzes),
r) eine Stellungnahme im Rahmen der Anhdrung iiber die Organisationsform der Neuen
Mittelschule (§ 21e des Schulorganisationsgesetzes),
s) schulautonome Schulzeitregelungen bzw. die Herstellung des Einvernechmens bei
schulautonomen Schulzeitregelungen (§§ 2, 3, 5, 8, 9 und 10 des Schulzeitgesetzes 1985),
t) die Durchfithrung von Veranstaltungen der Schulbahnberatung,
u) die Durchfiihrung von Veranstaltungen betreffend die Schulgesundheitspflege,
v) Kooperationen mit Schulen oder auBlerschulischen Einrichtungen;
2.die Beratung in allen die Schiilerinnen und Schiiler, Lehrerinnen und Lehrer sowie
Erziehungsberechtigten betreffenden Angelegenheiten der Schule, insbesondere in wichtigen
Fragen des Unterrichts und der Erziehung, der Verwendung von der Schule iibertragenen
Budgetmitteln und von BaumaBnahmen im Bereich der Schule.
Das Schulforum von Schulen, die an einem Schulcluster beteiligt sind, kann beschlieBen, dass alle oder
einzelne in seine Zustindigkeit fallenden Angelegenheiten dem Schulclusterbeirat (§ 64a) zur
Entscheidung iibertragen werden.*

46. § 63a Abs. 4 zweiter und dritter Satz lautet:

,Ferner hat der Klassenlehrer oder Klassenvorstand das Klassenforum einzuberufen, sofern eine
Entscheidung erforderlich ist oder eine Beratung zweckmaiBig erscheint. Dariiber hinaus ist das
Klassenforum einzuberufen, wenn dies die Erziechungsberechtigten eines Drittels der Schiiler der
betreffenden Klasse unter gleichzeitiger Einbringung eines Antrages auf Behandlung einer Angelegenheit
verlangen; die Frist fiir die Einberufung betrégt eine Woche, gerechnet von dem Zeitpunkt, zu dem das
Verlangen gestellt wurde.*

47. In § 63a Abs. 7 erster Satz wird die Wendung ,die Erziechungsberechtigten mindestens eines Drittels
der Schiiler anwesend* durch die Wendung ,,die Erziehungsberechtigten von mindestens zwei Dritteln der
Schiiler anwesend* ersetzt.

48. § 63a Abs. 7 vierter Satz lautet:

,Bei Stimmengleichheit entscheidet in Fallen, die einer Entscheidung bediirfen, die Stimme des
Klassenlehrers oder Klassenvorstandes und gilt in Beratungsangelegenheiten der Antrag als abgelehnt.*
49. § 63a Abs. 10 zweiter und dritter Satz lautet:

,ferner ist das Schulforum einzuberufen, wenn dies ein Drittel seiner Mitglieder unter gleichzeitiger
Einbringung eines Antrages auf Behandlung einer Angelegenheit verlangt; die Frist fiir die Einberufung
betrdgt eine Woche, gerechnet von dem Zeitpunkt, zu dem das Verlangen gestellt wurde. Der Schulleiter
hat auch ohne Verlangen auf Einberufung das Schulforum einzuberufen, sofern eine Entscheidung
erforderlich ist oder eine Beratung zweckméBig erscheint.*

50. In § 63a Abs. 12 erster Satz wird die Wendung ,mehr als die Hilfte der Mitglieder” durch die
Wendung ,,mindestens zwei Drittel der Mitglieder* ersetzt.

51. § 63a Abs. 12 dritter und vierter Satz wird durch folgenden Satz ersetzt:

»Bel Stimmengleichheit in Fillen, die einer Entscheidung bediirfen, entscheidet der Schulleiter; in
Beratungsangelegenheiten gilt der Antrag als abgelehnt.*
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52.In § 63a Abs. 13 lautet der erste Teilsatz des ersten Satzes:

,Kann das Schulforum in Féllen, die einer Entscheidung bediirfen, keine Entscheidung treffen, weil die
Beschlussfahigkeit nicht gegeben ist, hat der Schulleiter das Schulforum unverziiglich zu einer
neuerlichen Sitzung einzuladen;"

53. In § 63a Abs. 14 vorletzter Satz wird das Zitat ,,Abs. 2 Z 1 lit. h bis j* durch das Zitat ,,Abs. 2 Z 1
lit. 1, n und s* ersetzt.

54. § 63a Abs. 17 lautet:

»(17) Der Schulleiter oder die Schulleiterin hat fiir die Durchfithrung der Beschliisse des
Klassenforums, des Schulforums und des Ausschusses des Schulforums (Abs. 9) zu sorgen; hilt er oder
sie einen derartigen Beschluss flir rechtswidrig oder aus organisatorischen Griinden fiir nicht
durchfiihrbar, hat er oder sie diesen auszusetzen und die Weisung der zustdndigen Schulbehorde
einzuholen. Sofern ein Beschluss in Beratungsangelegenheiten nicht an den Schulleiter oder die
Schulleiterin gerichtet ist, hat er oder sie diesen Beschluss an die zustéindige Stelle weiterzuleiten.*

55. Die Uberschrifi des § 64 lautet:
»Klassenforum, Schulgemeinschaftsausschuss*

56. Dem § 64 Abs. 1 wird folgender Satz angefiigt:

»In allgemein bildenden hoheren Schulen ist dariiber hinaus fiir jede Klasse der Unterstufe ein
Klassenforum einzurichten.*

57. § 64 Abs. 2 wird durch folgende Abs. 2 bis 2d ersetzt:

»(2) Neben den auf Grund anderer gesetzlicher Bestimmungen {ibertragenen
Entscheidungsbefugnissen obliegt dem Klassenforum die Beschlussfassung in den folgenden
Angelegenheiten, soweit sie nur eine Klasse betreffen, und dem Schulgemeinschaftsausschuss die
Beschlussfassung jedenfalls in den Angelegenheiten der Z 1 lit. ¢, d, ¢, f, g, j, k, 1, m, n, o, p und s, ferner
in den folgenden Angelegenheiten, soweit sie mehr als eine Klasse beriihren:

1. die Entscheidung iiber

a) die Durchfiihrung von mehrtigigen Schulveranstaltungen (§§ 2 Abs. 4, 3 Abs. 2 und 9 Abs. 1
Schulveranstaltungenverordnung, BGBI. Nr. 498/1995 in der geltenden Fassung),

b) die Erklarung einer Veranstaltung zu einer schulbezogenen Veranstaltung (§ 13a Abs. 1),
¢) die Erstellung von Richtlinien {iber die Wiederverwendung von Schulbiichern (§ 14 Abs. 7),

d) die Durchfiihrung (einschlieBlich der Terminfestlegung) von (Eltern)Sprechtagen (§ 19
Abs. 1),

e) die Durchfiihrung von Wiederholungspriifungen am Donnerstag und bzw. oder Freitag der
letzten Woche des Schuljahres (§ 23 Abs. 1c),

f) eine Stellungnahme im Rahmen der Anhorung bei der Festlegung von vorgezogenen
Teilpriifungen der abschlieBenden Priifung (§ 36 Abs. 3),

g) die Hausordnung (§ 44 Abs. 1),
h) die Bewilligung zur Durchfithrung von Sammlungen (§ 46 Abs. 1),

i) die Bewilligung der Teilnahme von Schiilerinnen und Schiilern an Veranstaltungen, die nicht
Schulveranstaltungen oder schulbezogene Veranstaltungen sind (§ 46 Abs. 2),

j)die Erlassung schulautonomer Lehrplanbestimmungen (§6 Abs.1b und 3 des
Schulorganisationsgesetzes),

k) eine Stellungnahme im Rahmen der Anhorung bei der Bewilligung von Schulversuchen (§ 7
Abs. 6 des Schulorganisationsgesetzes),

1) eine Stellungnahme im Rahmen der Anhorung bei der Einflihrung von Modellversuchen an
allgemein bildenden hoheren Schulen (§ 7a Abs. 4 des Schulorganisationsgesetzes),
m) iiber Beschliisse im Rahmen der Mitwirkung bei der Festlegung von Schiilerzahlen in
Gruppen oder Klassen (§ 8a Abs. 2 des Schulorganisationsgesetzes),

n) eine Stellungnahme im Rahmen der Anhoérung iiber die Organisationsform der
Polytechnischen Schule (§ 31 des Schulorganisationsgesetzes),

0) schulautonome Schulzeitregelungen bzw. die Herstellung des Einvernehmens bei
schulautonomen Schulzeitregelungen (§§ 2, 3, 5, 8, 9 und 10 des Schulzeitgesetzes 1985),
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p) eine Stellungnahme im Rahmen der Anhorung bei der Festlegung von Ferienzeiten an Schulen
fiir Tourismus (§ 8 Schulzeitverordnung, BGBI. Nr. 176/1991 in der geltenden Fassung),

q) die Durchfiihrung von Veranstaltungen der Schulbahnberatung,
r) die Durchfiihrung von Veranstaltungen betreffend die Schulgesundheitspflege,
s) Kooperationen mit Schulen oder aulerschulischen Einrichtungen;

2.die Beratung in allen die Schiilerinnen und Schiiler, Lehrerinnen und Lehrer sowie
Erziehungsberechtigten betreffenden Angelegenheiten der Schule, insbesondere in wichtigen
Fragen des Unterrichts und der Erziehung, der Verwendung von der Schule iibertragenen
Budgetmitteln und von BaumaBnahmen im Bereich der Schule.
Der Schulgemeinschaftsausschuss von Schulen, die an einem Schulcluster beteiligt sind, kann
beschlieBen, dass alle oder einzelne in seine Zustindigkeit fallenden Angelegenheiten dem
Schulclusterbeirat (§ 64a) zur Entscheidung iibertragen werden.

(2a) Dem Klassenforum gehoren der Klassenvorstand oder die Klassenvorstindin und die
Erziehungsberechtigten der Schiilerinnen und Schiiler der betreffenden Klasse an. Den Vorsitz im
Klassenforum fithrt der Klassenvorstand oder die Klassenvorstindin; sofern der Schulleiter oder die
Schulleiterin anwesend ist, kann dieser oder diese den Vorsitz iibernehmen. Sonstige Lehrerinnen und
Lehrer der Klasse sind berechtigt, mit beratender Stimme am Klassenforum teilzunehmen.

(2b) Das Klassenforum ist vom Klassenvorstand oder der Klassenvorstindin jedenfalls zu einer
Sitzung, welche innerhalb der ersten acht Wochen jedes Schuljahres stattzufinden hat, einzuberufen; im
Fall der Zusammenlegung oder Teilung von Klassen wéhrend des Unterrichtsjahres sind die Klassenforen
der neu eingerichteten Klassen in gleicher Weise zu einer Sitzung einzuberufen, welche innerhalb von
sechs Wochen ab dem Zeitpunkt der Klassenzusammenlegung oder -teilung stattzufinden hat. Ferner hat
der Klassenvorstand oder die Klassenvorstindin das Klassenforum einzuberufen, sofern eine
Entscheidung erforderlich ist oder eine Beratung zweckmaiBig erscheint. Dariiber hinaus ist das
Klassenforum einzuberufen, wenn dies die Erziechungsberechtigten eines Drittels der Schiilerinnen und
Schiiler der betreffenden Klasse unter gleichzeitiger Einbringung eines Antrages auf Behandlung einer
Angelegenheit verlangen; die Frist fiir die Einberufung betrigt eine Woche, gerechnet von dem Zeitpunkt,
zu dem das Verlangen gestellt wurde. Mit jeder Einberufung ist die Tagesordnung zu iibermitteln. Die
Einberufung hat spétestens zwei Wochen vor der Sitzung zu erfolgen.

(2c) Im Klassenforum kommt dem Klassenvorstand oder der Klassenvorstindin und den
Erziehungsberechtigten jedes Schiilers und jeder Schiilerin der betreffenden Klasse jeweils eine
beschlieBende Stimme zu. Stimmenthaltung ist unzulissig. Eine Ubertragung der Stimme auf eine andere
Person ist unzulédssig und unwirksam.

(2d) Das Klassenforum ist beschlussfiahig, wenn der Klassenvorstand oder die Klassenvorstindin
und die Erziehungsberechtigten von mindestens zwei Dritteln der Schiilerinnen und Schiiler anwesend
sind. Die Beschlussfahigkeit ist auch bei Nichterfiillung dieser Anwesenheitsvoraussetzungen gegeben,
sofern die Einladung ordnungsgemél ergangen und seit dem vorgesehenen Beginn der Sitzung eine halbe
Stunde vergangen ist und zumindest der Klassenvorstand oder die Klassenvorstindin oder der Schulleiter
oder die Schulleiterin und mindestens ein Erzichungsberechtigter anwesend sind. Fiir einen Beschluss ist
die unbedingte Mehrheit der abgegebenen Stimmen erforderlich. Bei Stimmengleichheit in Féllen, die
einer Entscheidung bediirfen, entscheidet die Stimme des Klassenvorstandes oder der Klassenvorstiandin
und in Beratungsangelegenheiten gilt der Antrag als abgelehnt. Entspricht die Stimme des
Klassenvorstandes oder der Klassenvorstdndin nicht der Mehrheit der abgegebenen Stimmen, ist der
Beschluss auszusetzen und geht die Zustdndigkeit zur Beschlussfassung auf den
Schulgemeinschaftsausschuss iiber.*

58. In § 64 Abs. 4 erster Satz wird nach der Wendung ,Die Vertreter der Lehrer” die Wendung ,,im
Schulgemeinschaftsausschuss® eingefiigt.

59. In § 64 Abs. 6 erster Satz wird nach der Wendung ,Die Vertreter der Erziehungsberechtigten die
Wendung ,,im Schulgemeinschaftsausschuss® eingefiigt.

60. In § 64 Abs. 7 erster Satz wird nach der Wendung ,,der Erziehungsberechtigten* die Wendung ,,im
Schulgemeinschaftsausschuss® eingefiigt.
61. § 64 Abs. 8 erster und zweiter Satz lautet:

,Der Schulleiter hat den Schulgemeinschaftsausschuss einzuberufen, wenn dies ein Drittel der Mitglieder
des Schulgemeinschaftsausschusses unter gleichzeitiger Einbringung eines Antrages auf Behandlung
einer Angelegenheit verlangt; die Frist fiir die Einberufung betrdgt eine Woche, gerechnet von dem
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Zeitpunkt, zu dem das Verlangen gestellt wurde. Der Schulleiter hat auch ohne Verlangen auf
Einberufung den Schulgemeinschaftsausschuss einzuberufen, sofern eine Entscheidung erforderlich ist
oder eine Beratung zweckmiBig erscheint.*

62. In § 64 Abs. 11 erster Satz wird die Wendung ,,mehr als die Halfte der Mitglieder durch die Wendung
,mindestens zwei Drittel der Mitglieder* ersezzt.

63. § 64 Abs. 11 dritter und vierter Satz wird durch folgenden Satz ersetzt:

»Bei Stimmengleichheit entscheidet in Fillen, die einer Entscheidung bediirfen, der Schulleiter; in
Beratungsangelegenheiten gilt der Antrag als abgelehnt.*

64. § 64 Abs. 12 erster Satz lautet:

,Fir die Vorberatung einzelner Angelegenheiten kann der Schulgemeinschaftsausschuss Unterausschiisse
einsetzen.*

65. In § 64 Abs. 13 zweiter Satz wird im Klammerausdruck nach dem Wort ,Schulerhalter ein Beistrich
gesetzt und die Wendung ,,administrative Verwaltungskraft* eingefiigt.

66. In § 64 Abs. 13 wird im dritten Satz das Wort ,,Schulgesundheitspflege” durch die Wendung
»schuldrztlichen Betreuung und im vorletzten Satz das Zitat ,,Abs.2 Z 1 lit. j bis 1 durch das Zitat
»ADbs. 2 Z 1 lit. j, m, o und p* ersetzt.

67. § 64 Abs. 14 lautet:

,(14) Uber den Verlauf der Sitzungen des Klassenforums und des Schulgemeinschaftsausschusses
sind schriftliche Aufzeichnungen zu fiihren, die den jeweiligen Mitgliedern zugénglich zu machen sind.*

68. § 64 Abs. 16 lautet:

»(16) Der Schulleiter oder die Schulleiterin hat fiir die Durchfithrung der Beschliisse des
Klassenforums, des Schulgemeinschaftsausschusses und des Unterausschusses (Abs. 12) zu sorgen; hélt
er oder sie einen derartigen Beschluss fiir rechtswidrig oder aus organisatorischen Griinden nicht
durchfiihrbar, hat er oder sie diesen auszusetzen und die Weisung der zustidndigen Schulbehorde
einzuholen. Sofern ein Beschluss in Beratungsangelegenheiten nicht an den Schulleiter oder die
Schulleiterin gerichtet ist, hat er oder sie diesen Beschluss an die zustindige Stelle weiterzuleiten.*

69. In § 64 Abs. 17 lautet der erste Teilsatz:

»Kann der Schulgemeinschaftsausschuss in Fillen, die einer Entscheidung bediirfen, keine Entscheidung
treffen, weil die Beschlussfahigkeit nicht gegeben ist, hat der Schulleiter den
Schulgemeinschaftsausschuss unverziiglich zu einer neuerlichen Sitzung einzuladen;*

70. Nach § 64 wird folgender § 64a samt Uberschrift eingefiigt:
s»Schulclusterbeirat

§ 64a. (1) Fiir Schulen, die in einem organisatorischen Verbund mit anderen Schulen als
Schulcluster gefiihrt werden, ist zur Forderung und Festigung der Schulgemeinschaft (§ 2) im
Schulcluster ein Schulclusterbeirat zu bilden.

(2)Neben  den  auf  Grund  anderer  gesetzlicher  Bestimmungen  iibertragenen
Entscheidungsbefugnissen obliegt dem Schulclusterbeirat

1. die Entscheidung in den Angelegenheiten, die ihm gemiBl § 63a Abs.2 und § 64 Abs. 2
tibertragen wurden, und

2. die Beratung in allen die Schiilerinnen und Schiiler, Lehrerinnen und Lehrer sowie
Erziehungsberechtigten betreffenden Angelegenheiten der am Schulcluster beteiligten Schulen
sowie des Schulclusters als solchen.

(3) Dem Schulclusterbeirat gehoren an:
1. Der Leiter oder die Leiterin des Schulclusters als Vorsitzender oder Vorsitzende,
2. die Schulsprecherinnen und Schulsprecher der am Schulcluster beteiligten Schulen,

3.je ein oder eine vom Schulforum oder vom Schulgemeinschaftsausschuss der am Schulcluster
beteiligten Schulen aus dem Kreis der Vertreterinnen und Vertreter der Lehrerinnen und Lehrer
zu entsendender Vertreter oder zu entsendende Vertreterin,
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4. je ein oder eine vom Schulforum oder vom Schulgemeinschaftsausschuss der am Schulcluster
beteiligten Schulen aus dem Kreis der Vertreterinnen und Vertreter der Erziechungsberechtigten
zu entsendender Vertreter oder zu entsendende Vertreterin sowie

5. mindestens drei und hochstens acht weitere Reprisentantinnen und Reprdsentanten der
regionalen Kooperationspartner der auBlerschulischen Jugendarbeit, des regionalen
Vereinswesens (Kultur, Sport usw.), der regionalen Sozialarbeit, der regionalen Schulerhalter
von am Schulcluster beteiligten Schulen, der regionalen industriellen und gewerblichen
Strukturen und der regionalen Sozialpartner, die auf Vorschlag des Leiters oder der Leiterin des
Schulclusters von den Vertreterinnen und Vertretern der Lehrerinnen und Lehrer (Z 3) sowie der
Erziehungsberechtigten (Z 4) fiir die Dauer von jeweils zwei Schuljahren bestimmt werden.

(4) Der Leiter oder die Leiterin des Schulclusters hat den Schulclusterbeirat einzuberufen, wenn dies
ein Drittel der Mitglieder des Schulclusterbeirates unter gleichzeitiger Einbringung eines Antrages auf
Behandlung einer Angelegenheit verlangt; die Frist fiir die Einberufung betrdgt eine Woche, gerechnet
von dem Zeitpunkt, zu dem das Verlangen gestellt wurde. Der Leiter oder die Leiterin des Schulclusters
hat auch ohne Verlangen auf Einberufung den Schulclusterbeirat einzuberufen, sofern eine Entscheidung
erforderlich ist oder eine Beratung zweckmiBig erscheint. Mit jeder Einberufung ist die Tagesordnung zu
iibermitteln. Die Einberufung hat spétestens zwei Wochen vor der Sitzung zu erfolgen, sofern nicht
samtliche Mitglieder einem fritheren Termin zustimmen. Jedes Schuljahr haben mindestens zwei
Sitzungen stattzufinden, davon die erste innerhalb von zwei Wochen nach der Bestellung der Lehrer-,
Schiiler- und Elternvertreter fiir dieses Schuljahr.

(5) Jedem Mitglied der im Schulclusterbeirat vertretenen Gruppen gemafl Abs. 3 Z 2 bis 5 kommt
eine beschlieBende Stimme zu. Stimmenthaltung ist unzulissig. Eine Ubertragung der Stimme auf eine
andere Person ist unzuldssig und unwirksam. Der Leiter oder die Leiterin des Schulclusters hat keine
beschlieBende Stimme.

(6) Der Schulclusterbeirat ist beschlussfahig, wenn mindestens zwei Drittel der Mitglieder mit
beschliefender Stimme und mindestens je ein Mitglied der im Schulclusterbeirat vertretenen Gruppen
gemil Abs. 3 Z 2 bis 5 anwesend sind. Fiir einen Beschluss ist die unbedingte Mehrheit der abgegebenen
Stimmen erforderlich. Bei Stimmengleichheit in den Féllen, die einer Entscheidung bediirfen, entscheidet
der Leiter oder die Leiterin des Schulclusters; in den Beratungsangelegenheiten gilt der Antrag als
abgelehnt.

(7) Fur die Vorberatung einzelner der im Abs.2 genannten Angelegenheiten kann der
Schulclusterbeirat Ausschiisse einsetzen. Die Einsetzung eines Ausschusses unterliegt den
Beschlusserfordernissen des Abs. 6.

(8) An Schulen, an denen Vertreter der Klassensprecher (§ 59 Abs. 2 Z 2) zu wihlen sind, sind diese
zu den Sitzungen des Schulclusterbeirats mit beratender Stimme einzuladen. Sofern
Tagesordnungspunkte Angelegenheiten betreffen, die die Beteiligung anderer Personen (zB andere
Lehrerinnen und Lehrer, Klassensprecherinnen und Klassensprecher, Obmann oder Obfrau des
Elternvereines, Bildungsberaterinnen und Bildungsberater, Lernbegleiterinnen und Lernbegleiter,
Schularzt oder Schuldrztin, Leiter oder Leiterin des Schiilerheimes, Schulerhalter, administrative
Verwaltungskraft ua.) zweckmifBig erscheinen ldsst, hat der Leiter oder die Leiterin des Schulclusters
diese Personen einzuladen. Bei Behandlung von Angelegenheiten der Bildungsberatung ist ein
entsprechend befdhigter Lehrer oder eine entsprechend befdhigte Lehrerin, bei der Behandlung von
Angelegenheiten der schuldrztlichen Betreuung der Schularzt oder die Schuldrztin einzuladen. Der Leiter
oder die Leiterin des Schulclusters hat weiters den padagogischen Leiter oder die paddagogische Leiterin
eines Schiilerheimes einzuladen, sofern das Schiilerheim {iberwiegend von Schiilern und Schiilerinnen
von am Schulcluster beteiligten Schulen besucht wird und Angelegenheiten beraten werden, die die
Anwesenheit dieses paddagogischen Leiters oder dieser padagogischen Leiterin zweckmaBig erscheinen
lassen.

(9) Uber den Verlauf der Sitzungen gefiihrte Aufzeichnung sind den jeweiligen Mitgliedern
zugénglich zu machen.

(10) Der Schulclusterbeirat kann bei Bedarf eine Geschéftsordnung beschlieBen. Diese ist der
zustdndigen Schulbehorde zur Kenntnis zu bringen.

(11) Der Leiter oder die Leiterin des Schulclusters hat fiir die Durchfiihrung der Beschliisse des
Schulclusterbeirates und des Ausschusses (Abs. 7) zu sorgen; hélt er oder sie einen derartigen Beschluss
fir rechtswidrig oder aus organisatorischen Griinden nicht durchfiihrbar, hat er oder sie diesen
auszusetzen und die Weisung der zustindigen Schulbehdrde einzuholen. Sofern ein Beschluss in
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Beratungsangelegenheiten nicht an den Leiter oder die Leiterin des Schulclusters gerichtet ist, hat er oder
sie diesen Beschluss an die zustindige Stelle weiterzuleiten.

(12) Kann der Schulclusterbeirat in Fallen, die einer Entscheidung bediirfen, keine Entscheidung
treffen, weil die Beschlussfahigkeit nicht gegeben ist, hat der Leiter oder die Leiterin des Schulclusters
den Schulclusterbeirat unverziiglich zu einer neuerlichen Sitzung einzuladen; der Schulclusterbeirat ist in
der neuen Sitzung jedenfalls beschlussfahig, sofern die Einladung ordnungsgemaf ergangen und seit dem
vorgesehenen Beginn der Sitzung eine halbe Stunde vergangen ist und zumindest je ein Mitglied der im
Schulclusterbeirat vertretenen Gruppen gemal3 Abs. 3 Z 2 bis 5 anwesend ist.

(13) In den Angelegenheiten des Schulclusterbeirates obliegt die Vertretung des Leiters oder der
Leiterin des Schulclusters bei dessen oder deren Verhinderung einem von diesem oder dieser namhaft
gemachten Bereichsleiter oder einer von diesem oder dieser namhaft gemachten Bereichsleiterin. Bei
Verhinderung eines sonstigen Mitgliedes des Schulclusterbeirates erfolgt keine Stellvertretung. Ein
Mitglied, das im Sinne des § 7 AVG befangen ist, gilt als verhindert.*

71. § 66 samt Uberschrift wird durch folgende §§ 66, 66a und 66b jeweils samt Uberschrift ersetzt:
»Schulidrztin, Schularzt

§ 66. (1) Schulédrztinnen und Schulédrzte haben die Aufgabe, Lehrpersonen in gesundheitlichen
Fragen der Schiilerinnen und Schiiler, soweit sic den Unterricht und den Schulbesuch betreffen, zu
beraten und die hiefiir erforderlichen Untersuchungen der Schiilerinnen und Schiiler durchzufiihren.

(2) Die Schiilerinnen und Schiiler sind verpflichtet, sich — abgesehen von einer allfdlligen
Aufnahmsuntersuchung — einmal im Schuljahr einer schulérztlichen Untersuchung zu unterziehen. Bei
festgestellten gesundheitlichen Beeintrachtigungen ist die Schiilerin oder der Schiiler hievon vom
Schularzt oder von der Schuldrztin in Kenntnis zu setzen.

(3) Insoweit bei Lehrerkonferenzen oder Sitzungen des Klassen- oder Schulforums, des
Schulgemeinschaftsausschusses oder des Schulclusterbeirats Angelegenheiten des Gesundheitszustandes
von Schiilerinnen und Schiilern oder Fragen der Gesundheitserzichung behandelt werden, sind die
Schulédrztinnen und Schuldrzte zur Teilnahme an den genannten Konferenzen bzw. Sitzungen mit
beratender Stimme einzuladen.

Gesundheitsvorsorge fiir die schulbesuchende Jugend

§ 66a. (1) Die Schuldrztinnen und Schuldrzte haben neben den in § 66 und den sonstigen
schulrechtlichen Bestimmungen genannten Aufgaben nach Malgabe einer Verordnung der
Bundesministerin oder des Bundesministers fiir Gesundheit und Frauen auch Aufgaben der
Gesundheitsvorsorge fiir die schulbesuchende Jugend wahrzunehmen. Als solche gelten unter anderem:

1. Die Durchfiihrung von Schutzimpfungen und deren elektronische Dokumentation inklusive
Kontrolle des Impfstatus und Impfberatung,

2. Mitwirken bei der Bekdmpfung von Infektionskrankheiten,

3. die Durchfithrung von periodischen, stichprobenartigen Untersuchungen der Schiilerinnen und
Schiiler zur Erhebung und elektronischen Dokumentation von epidemiologisch relevanten
Gesundheitsdaten wie Korpergewicht und KorpergroBle, wobei die Schiilerin oder der Schiiler
iber festgestellte gesundheitliche Méngel in Kenntnis zu setzen ist und

4.die Mitwirkung an  gesundheitsbezogenen Projekten  (Gesundheitsférderung  und
Gesundheitserzichung).

MaBnahmen gemél Z 1 und 3 bediirfen der Zustimmung der einsichts- und urteilsfahigen Schiilerin bzw.
des einsichts- und urteilsfahigen Schiilers (§ 173 ABGB) oder bei einer nicht einsichts- und urteilsfahigen
Schiilerin  bzw. einem nicht einsichts- wund urteilsfdhigen Schiiller deren bzw. dessen
Erziehungsberechtigten. Die ndheren Festlegungen betreffend die Gesundheitsvorsorge fiir die
schulbesuchende Jugend sind ebenso durch Verordnung der Bundesministerin oder des Bundesministers
fiir Gesundheit und Frauen zu treffen. In Bezug auf Privatschulen und 6ffentliche allgemein bildende
Pflichtschulen sind mit den jeweiligen privaten bzw. gesetzlichen Schulerhaltern entsprechende
Vereinbarungen zu treffen.

(2) Bei festgestellten gesundheitlichen Beeintrachtigungen sind die Schiilerin oder der Schiiler durch
die Schulérztin oder den Schularzt {iber die gebotenen medizinischen MaBinahmen zu informieren.

(3) Die MaBnahmen nach Abs. 1 Z 1, 3 und 4 werden im Wege der Privatwirtschaftsverwaltung
durchgefiihrt.
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Ausiibung irztlicher Titigkeiten nach § 50a Abs. 1 des Arztegesetzes 1998 durch Lehrpersonen

§ 66b. (1) Die Ausiibung einzelner gemiB § 50a Abs. 1 des Arztegesetzes 1998 (ArzteG 1998),
BGBIL. I Nr. 169/1998, iibertragener drztlicher Tétigkeiten durch Lehrpersonen, in Bezug auf
Schiilerinnen und Schiiler, die an einer Schule im Sinne dieses Bundesgesetzes in deren Obhut stehen, gilt
als Ausiibung von deren Dienstpflichten. Die Ausiibung drztlicher Titigkeiten gemiB § 50a ArzteG 1998
durch Lehrpersonen erfolgt auf freiwilliger Basis und darf Lehrpersonen nicht angeordnet werden. Neben
der Erfiillung simtlicher Voraussetzungen gemiB § 50a ArzteG 1998 ist zusitzlich die Zustimmung der
einsichts- und urteilsfahigen Schiilerin bzw. des einsichts- und urteilsfdhigen Schiilers (§ 173 ABGB)
oder bei einer nicht einsichts- und urteilsfdhigen Schiilerin bzw. einem nicht einsichts- und urteilsfahigen
Schiiler deren bzw. dessen Erziehungsberechtigten erforderlich.

(2) Im Ubrigen diirfen Lehrpersonen im Rahmen ihrer dienstlichen Titigkeiten Schiilerinnen und
Schiilern gegeniiber nur dann medizinische Tétigkeiten erbringen, wenn es sich um Tatigkeiten, die jeder
Laie erbringen darf, oder um einen Notfall handelt.”

72.In § 70 Abs. 1 erster Satz entfallen die Worte ,,des Bundes®.
73.In§ 71 Abs. 2 lit. b entfdllt die Wendung ,,in der Grundstufe I der Volksschule®.

74. In § 75 Abs. 1 erster Satz wird die Wendung ,,Priifungen von Personen mit Hauptwohnsitz im Inland
oder von Osterreichischen Staatsbiirgern mit Hauptwohnsitz im Ausland sind auf deren Ansuchen durch
die Wendung ,,Priifungen sind auf Ansuchen® ersetzt.

75. In § 75 wird nach Abs. 4 folgender Abs. 4a eingefiigt:

»(4a) Ansuchen um Nostrifikation sind abweichend von §73 des Allgemeinen
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991, BGBI. Nr. 51/1991, innerhalb von vier Monaten ab Einlangen der
vollstdndigen Unterlagen zu erledigen.*

76. In § 76 Abs. 1 wird die Wendung ,,beim ortlich zustdndigen Landesschulrat™ durch die Wendung ,,bei
der ortlich zustdndigen Bildungsdirektion® ersezzt.

77. § 77 Abs. 3 zweiter Satz wird durch folgende Sitze ersetzt:

»3ie konnen statt in Schriftform auch elektronisch gefithrt werden, wobei das Einrdumen von
Abfrageberechtigungen und das Schaffen von Einsichts- oder Zugriffsmoglichkeiten fiir andere Personen
als dem an der Schule titigen Lehr- und Verwaltungspersonal, Schiilerinnen und Schiiler sowie
Erziehungsberechtigte nicht zuldssig sind. Fiir Schiilerinnen und Schiiler sowie flir Erziehungsberechtigte
darf ein Personenbezug nur hinsichtlich der eigenen Person bzw. des Kindes, auf das sich das
Erziehungsrecht bezieht, hergestellt werden.

78. § 78 samt Uberschrift lautet:
»Schulversuche

§ 78. Der zustindige Bundesminister oder die zustdndige Bundesministerin kann, wenn dies zur
Erprobung besonderer péddagogischer oder schulorganisatorischer Maflnahmen erforderlich ist, an
Schulen der im § 1 genannten Arten Schulversuche durchfiihren, bei denen von den Abschnitten 2 bis 9
(ausgenommen die §§ 48 und 49) abgewichen wird. § 7 des Schulorganisationsgesetzes, BGBI.
Nr. 242/1962, ist anzuwenden.*

79. Die §§ 78b und 78c jeweils samt Uberschrift entfallen.

80. Dem § 82 wird folgender Abs. 9 angefiigt:

»(9) Fir das Inkrafttreten der durch das Bildungsreformgesetz 2017, BGBIL. I Nr. 138/2017,
gednderten oder eingefligten Bestimmungen und das AuBerkrafttreten der durch dieses Bundesgesetz
entfallenen Bestimmungen sowie fiir den Ubergang zur neuen Rechtslage gilt Folgendes:

1.§4 Abs. 4, §7 Abs. 1 und 3, § 8 Abs. 1 und 3, § 12 Abs. 4, 6 und 6a, § 41a Abs. 1, § 66b samt
Uberschrift, § 71 Abs. 2 lit. b, § 75 Abs. 4a, § 82g samt Uberschrift und § 83 Abs. 1 in der
Fassung der Z 82 treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft;
gleichzeitig treten § 3 Abs. 5, § 7 Abs. 4, § 17 Abs. 3, § 78b samt Uberschrift und § 78c samt
Uberschrift auBer Kraft;

2.§5 Abs. 1, §9 Abs. 2, § 10 Abs. 2, § 18a Abs. 4, § 19 Abs. 1a, § 24 Abs. 1, § 32 Abs. 2 und 2a,
§34 Abs. 4, §42 Abs. 4, §44a Abs. 1 Z 1 und 2, §45 Abs. 7, § 59 Abs. 5, § 75 Abs. 1, § 77
Abs. 3, § 78 samt Uberschrift und § 82f samt Uberschrift treten mit 1. September 2017 in Kraft;
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3.§2b Abs. 4, § 9 Abs. 1a, § 10 Abs. 1 und 3, § 11 Abs. 6, § 12 Abs. 9, § 13a Abs. 1, § 17 Abs. 4,
§ 23 Abs. lc, § 55d samt Uberschrift, die Uberschrift des § 56 sowie § 56 Abs. 9, § 57 Abs. 2,
§ 63a Abs. 2, 4,7, 10, 12, 13, 14 und 17, die Uberschrift des § 64 sowie Abs. 1, 2, 2a, 2b, 2¢, 2d,
4,6,7,8,11,12, 13, 14, 16 und 17, § 64a samt Uberschrift, § 66 samt Uberschrift, § 66a samt
Uberschrift, § 83 Abs. 1 in der Fassung der Z 83 und § 83 Abs. 3 treten mit 1. September 2018 in
Kraft;

4.§ 11 Abs. 7, § 33 Abs. 7, §35 Abs.2 Z 1, §46 Abs. 1, § 70 Abs. 1 und § 76 Abs. 1 treten mit
1. Janner 2019 in Kraft;

5. § 30a tritt mit 1. September 2021 in Kraft.”

81. Nach § 82e werden folgende §§ 82f und 82g eingefiigt:
,,Ubergangsbestimmung betreffend Schulversuche

§ 82f. Schulversuche auf der Grundlage des § 78 in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBI. I
Nr. 138/2017 enden zu dem in der Bewilligung des Schulversuches vorgesehenen Zeitpunkt, spitestens
jedoch mit Ablauf des 31. August 2025 § 7 Abs. 4 des Schulorganisationsgesetzes ist anzuwenden.

Ubergangsbestimmung betreffend Protokolle und Aufzeichnungen, die bis 31. August 2016
angefertigt wurden

§ 82g. § 77 in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBI. I Nr. 56/2016 ist fiir Protokolle und
Aufzeichnungen, die bis 31. August 2016 angefertigt wurden, weiter anzuwenden.*

82. § 83 Abs. 1 lautet:

(1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes — ausgenommen des § 80 — ist der Bundesminister
fir Bildung, hinsichtlich des § 66 Abs.4 jedoch im Einvernehmen mit dem Bundesminister fiir
Gesundheit und Frauen, betraut.*

83. § 83 Abs. 1 lautet:

»(1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes — ausgenommen der §§ 66a und 80 — ist der
Bundesminister fiir Bildung betraut.*

84. Dem § 83 wird folgender Abs. 3 angefiigt:
,»(3) Mit der Vollziehung des § 66a ist die Bundesministerin fiir Gesundheit und Frauen betraut.*

Artikel 17

Anderung des Schulunterrichtsgesetzes fiir Berufstiitige, Kollegs und
Vorbereitungslehrginge

Das Schulunterrichtsgesetz fiir Berufstitige, Kollegs und Vorbereitungslehrgéinge, BGBI. I
Nr. 33/1997, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 56/2016, wird wie folgt gedndert:

1. Im Inhaltsverzeichnis lautet die den § 28 betreffende Zeile:
,»§ 28. Wiederholen*

2. Im Inhaltsverzeichnis lautet die den § 33 betreffende Zeile:
58 33. Form und Umfang der abschlieBenden Priifungen®

3. Im Inhaltsverzeichnis lautet die den § 40 betreffende Zeile:
5.8 40. Wiederholung von Teilpriifungen bzw. von Priifungsgebieten*

4. Im Inhaltsverzeichnis entfdllt die den § 41a betreffende Zeile.

5. Im Inhaltsverzeichnis wird nach der den § 52 betreffenden Zeile folgende Zeile eingefiigt:
9 52a. Bereichsleiter, Bereichsleiterin“

6. Im Inhaltsverzeichnis lautet die den § 53 betreffende Zeile:
3 53. Schulleitung, Schulcluster-Leitung*

7. Im Inhaltsverzeichnis wird nach der den § 55 betreffenden Zeile folgende Zeile eingefiigt:
,»§ 55a. Studierendenkarte*
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8. Im Inhaltsverzeichnis wird nach der den § 58 betreffenden Zeile folgende Zeile eingefiigt:
,»§ 58a. Schulclusterbeirat™

9. Im Inhaltsverzeichnis lautet die den § 62 betreffende Zeile:
5,3 62. Provisorialverfahren (Widerspruch)“

10. Im Inhaltsverzeichnis lautet die den § 65 betreffende Zeile:
,»§ 65. Klassenbiicher*

11. Im Inhaltsverzeichnis wird nach der den § 65 betreffenden Zeile folgende Zeile eingefiigt:
,»§ 65a. Aufbewahrung von Protokollen und Aufzeichnungen®

12. Im Inhaltsverzeichnis wird nach der den § 70 betreffenden Zeile folgende Zeile eingefiigt:
S 71. Ubergangsbestimmung betreffend Protokolle und Aufzeichnungen, die bis
31. August 2016 angefertigt wurden*

13. In § 4 wird am Ende der Z 6 der Punkt durch einen Beistrich ersetzt und folgende Z 7 angefiigt:

,»7. wenn Schulen im organisatorischen Verbund mit anderen Schulen als Schulcluster gefiihrt
werden, unter Schulleiter oder Schulleiterin der Leiter oder die Leiterin des Schulclusters, der
oder die bestimmte Angelegenheiten im FEinzelfall allenfalls bestellten Bereichsleitern oder
Bereichsleiterinnen der am Schulcluster beteiligten Schulen iibertragen kann.*

14. In § 7 Abs. 2 wird das Wort ,,Schulgemeinschaftsausschul3* durch das Wort ,,Schulleiter ersetzt.

15. Dem § 33 Abs. 4 wird angefiigt:

om Fall von Ubergangslehrplinen oder -lehrplanabweichungen gemiB §6 Abs.la des
Schulorganisationsgesetzes sind entsprechend abgeénderte Priifungsordnungen zu erlassen und gemal
§ 66 an den betroffenen Schulen kundzumachen.*

16. In § 34 Abs. 2 Z 1 wird die Wendung ,,der oder die nach der Geschéftsverteilung des Amtes des
Landesschulrates zustindige Landesschulinspektor oder Landeschulinspektorin® durch die Wendung ,,der
oder die nach der Geschéftsordnung der Bildungsdirektion zustindige Bedienstete der Schulaufsicht
ersetzt.

17. § 35 Abs. 4 Z 1 lautet:

,,1. fiir die Abgabe der abschlieBenden Arbeit gemél § 33 Abs. 3 Z 1 durch den Schulleiter oder die
Schulleiterin nach Herstellen des Einvernehmens mit dem oder der Vorsitzenden,*

18. § 42 Abs. 6 Z 3 lautet:

3. Abs. 1 Z4 sind vor einer Priifungskommission, fiir deren Zusammensetzung § 34 mit der
Malgabe anzuwenden ist, dass § 34 Abs. 2 Z 3 und 5 nicht gelten und dass der Vorsitzende mit
Stimmrecht ausgestattet ist,"

19. Nach § 52 wird folgender § 52a samt Uberschrift eingefiigt:

,Bereichsleiter, Bereichsleiterin

§ 52a. Dem Bereichsleiter oder der Bereichsleiterin obliegt die Leitung des Bereichs nach Maligabe
der Vorgaben der Schulcluster-Leitung und die Wahrnehmung der im Organisationsplan iibertragenen
Aufgaben im Schulcluster:

1. Padagogischer Support (Ansprechpartner) fiir alle Schulpartner am Standort im akuten
Krisenmanagement,

2. Mitarbeit im Qualitdtsmanagement- und Qualitdtssicherungs-Team des Clusters,
3. Diensteinteilung bei akuten Absenzen am Standort und
4. Einfilhrung neuer Lehrpersonen in die verschiedenen Arbeitsbereiche.*
20. Die Uberschrift des § 53 lautet:
»Schulleitung, Schulcluster-Leitung*

21. Dem § 53 wird folgender Abs. 6 angefiigt:

»(6) An Schulen, die im organisatorischen Verbund mit anderen Schulen als Schulcluster gefiihrt
werden, gelten die Abs. 1 bis 5 fiir den Leiter oder die Leiterin des Schulclusters. Dieser oder diese kann
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bestimmte Angelegenheiten im Einzelfall allenfalls bestellten Bereichsleitern oder Bereichsleiterinnen
iibertragen.“

22. § 54 Abs. 2 lautet:

»(2) Je nach Aufgabe der Lehrerkonferenz setzt sie sich aus den Lehrern und Lehrerinnen des
Schulclusters (Schulclusterkonferenz), der Schule (Schulkonferenz), eines Unterrichtsgegenstandes oder
in anderer Weise zusammen.“

23. § 58 Abs. 2 lautet:

»(2) Neben den auf Grund gesetzlicher Bestimmungen iibertragenen Entscheidungsbefugnissen
obliegen dem Schulgemeinschaftsausschuss insbesondere die Beratung iiber die Durchfiihrung von das
Schulleben betreffenden Veranstaltungen und die Beratung in allen die Studierenden sowie Lehrer und
Lehrerinnen betreffenden Angelegenheiten der Schule, insbesondere in wichtigen Fragen des Unterrichts
und der Bildung, der Verwendung von der Schule iibertragenen Budgetmitteln und von Baumafinahmen
im Bereich der Schule. Der Schulgemeinschaftsausschuss von Schulen, die an einem Schulcluster
beteiligt sind, kann beschlie3en, dass alle oder einzelne in seine Zustindigkeit fallenden Angelegenheiten
dem Schulclusterbeirat (§ 58a) zur Entscheidung tibertragen werden.

24. § 58 Abs. 6 erster Satz lautet:
,Der Schulgemeinschaftsausschuss ist beschlussfihig, wenn der Schulleiter und mindestens je zwei
Vertreter der Studierenden und der Lehrer anwesend sind.*
25. Nach § 58 wird folgender § 58a samt Uberschrift eingefiigt:
»Schulclusterbeirat
§ 58a. Fiir Schulen, die in einem organisatorischen Verbund mit anderen Schulen als Schulcluster
gefiihrt werden, ist § 64a des Schulunterrichtsgesetzes sinngeméal anzuwenden.*

26. In § 61 Abs. 1 entfallen die Worte ,,des Bundes*.

27. § 65 Abs. 3 zweiter Satz wird durch folgende Sitze ersetzt:

»Sie konnen statt in Schriftform auch elektronisch gefithrt werden, wobei das Einrdumen von
Abfrageberechtigungen und das Schaffen von Einsichts- oder Zugriffsmdglichkeiten fiir andere Personen
als dem an der Schule titigen Lehr- und Verwaltungspersonal sowie Studierende nicht zuldssig sind. Fiir
Studierende darf ein Personenbezug nur hinsichtlich der eigenen Person hergestellt werden.*

28. Dem § 69 Abs. 10 Z 2 wird folgender Satz angefiigt:

,»$ 65a gilt fiir Protokolle und Aufzeichnungen, die ab diesem Tag angefertigt wurden.*

29. Dem § 69 wird folgender Abs. 11 angefiigt:
»(11) Fir das Inkrafttreten der durch das Bildungsreformgesetz 2017, BGBIL. I Nr. 138/2017,
gednderten oder eingefiigten Bestimmungen gilt Folgendes:

1. Das Inhaltsverzeichnis betreffend die §§ 28, 33, 40, 41a, 55a, 62, 65, 65a und 71 sowie § 35
Abs.4 Z 1, § 69 Abs. 10 Z2, § 70 und § 71 samt Uberschrift treten mit Ablauf des Tages der
Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft;

2.§7 Abs. 2, § 33 Abs. 4, § 42 Abs. 6 Z 3 und § 65 Abs. 3 treten mit 1. September 2017 in Kraft;

3. das Inhaltsverzeichnis betreffend die §§ 52a, 53 und 58a, § 4 Z 6 und 7, § 52a samt Qberschrift,
die Uberschrift des § 53, § 53 Abs. 6, § 54 Abs. 2, § 58 Abs. 2 und 6 und § 58a samt Uberschrift
treten mit 1. September 2018 in Kraft;

4.8§34 Abs.2Z 1 und § 61 Abs. 1 treten mit 1. Janner 2019 in Kraft.«
30. In § 70 entfdllt die zweifach vorkommende Wendung ,;und Frauen®.

31. Nach § 70 wird folgender § 71 samt Uberschrift angefiigt:

,,Ubergangsbestimmung betreffend Protokolle und Aufzeichnungen, die bis 31. August 2016
angefertigt wurden

§ 71. § 65 in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBI. I Nr. 56/2016 ist fiir Protokolle und
Aufzeichnungen, die bis 31. August 2016 angefertigt wurden, weiter anzuwenden.
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Artikel 18
Anderung des Hochschulgesetzes 2005

Das Hochschulgesetz 2005, BGBI. I Nr. 30/2006, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. 1
Nr. 56/2016, wird wie folgt gedndert:

1. In § 6 Abs. 2 wird die Wendung ,den ortlich zustindigen Landesschulrat® durch die Wendung ,die
ortlich zustédndige Bildungsdirektion® ersetzt.

2.§ 12 Abs. 1 Z 2 lautet:

,,2. der Bildungsdirektor oder die Bildungsdirektorin der Bildungsdirektion, in dessen ortlichen
Wirkungsbereich die Pddagogische Hochschule ihren Sitz hat,

3. Dem § 80 wird folgender Abs. 13 angefiigt:
»(13) § 6 Abs. 2 und § 12 Abs. 1 Z 2 treten mit 1. Janner 2019 in Kraft.”

Artikel 19
Anderung des Schulpflichtgesetzes 1985

Das Schulpflichtgesetz 1985, BGBI. Nr. 76/1985, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. 1
Nr. 56/2016, wird wie folgt gedndert:

1. In § 2 wird dem Text des § 2 die Absatzbezeichnung ,,(1)* vorangestellt und folgender Abs. 2 angefiigt:

»(2) Wenn die Geburt des Kindes vor dem gemill dem Mutter-Kind-Pass als Tag der Geburt
festgestellten Tag erfolgte, dann tritt fiir die Bestimmung des Beginns der allgemeinen Schulpflicht auf
Wunsch der Erziechungsberechtigten dieser Tag an die Stelle des Tages der Geburt. Ein derartiger Wunsch
ist im Zuge der Schiilereinschreibung (§ 6 Abs. 1) unter gleichzeitiger Vorlage des Mutter-Kind-Passes
vorzubringen. Der Schulleiter oder die Schulleiterin hat den sich daraus ergebenden Beginn der
allgemeinen Schulpflicht den Erziehungsberechtigten schriftlich zu bestitigen und die zustindige
Bildungsdirektion hievon zu verstidndigen.*

2. In §6 Abs.3 wird die Wendung ,vom Landesschulrat“ durch die Wendung ,von der
Bildungsdirektion* ersetzt.

3. § 8 Abs. 1 lautet:

»(1) Auf Antrag oder von Amts wegen hat die Bildungsdirektion mit Bescheid den
sonderpadagogischen Forderbedarf fiir ein Kind festzustellen, sofern dieses infolge einer Behinderung
dem Unterricht in der Volksschule, Hauptschule, Neuen Mittelschule oder Polytechnischen Schule ohne
sonderpadagogische Forderung nicht zu folgen vermag. Unter Behinderung ist die Auswirkung einer
nicht nur voriibergehenden korperlichen, geistigen oder psychischen Funktionsbeeintrdchtigung oder
Beeintrichtigung der Sinnesfunktionen zu verstehen, die geeignet ist, die Teilhabe am Unterricht zu
erschweren. Als nicht nur voriibergehend gilt ein Zeitraum von mehr als voraussichtlich sechs Monaten.
Im Zuge der Feststellung des sonderpddagogischen Forderbedarfs ist auszusprechen, welche
Sonderschule fiir den Besuch durch das Kind in Betracht kommt oder, wenn die Eltern oder sonstigen
Erziehungsberechtigten es verlangen, welche allgemeine Schule in Betracht kommt. Unter Bedachtnahme
auf diese Feststellung hat die Bildungsdirektion festzulegen, ob und in welchem Ausmal} der Schiiler oder
die Schiilerin nach dem Lehrplan der Sonderschule oder einer anderen Schulart zu unterrichten ist. Bei
dieser Feststellung ist anzustreben, dass der Schiiler oder die Schiilerin die fiir ihn oder sie bestmdgliche
Forderung erhalt.”

4. § 8 Abs. 3 lautet:

,»(3) Sobald bei einem Kind auf die sonderpddagogische Férderung verzichtet werden kann, weil es —
allenfalls trotz Weiterbestandes der Behinderung — dem Unterricht nach dem Lehrplan der betreffenden
allgemeinen Schule zu folgen vermag, ist die Feststellung gemdB3 Abs. 1 erster Satz aufzuheben. Fiir den
Fall, dass bei Fortbestand des sonderpddagogischen Forderbedarfs der Schiiler oder die Schiilerin dem
Unterricht nach dem Lehrplan der betreffenden allgemeinen Schule zu folgen vermag, ist die Feststellung
gemdl Abs. 1 zweiter und dritter Satz entsprechend abzudndern.*

5. In §8a Abs. 2 erster Satz, § 11 Abs. 3, § 13 Abs. 3 und § 22 Abs. 4 wird die Wendung ,Der
Landesschulrat jeweils durch die Wendung ,,Die Bildungsdirektion‘ ersetzt.
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6. § 8a Abs. 2 zweiter Satz entfdllt.

7. In § 8a Abs. 2 letzter Satz und Abs. 3, § 9 Abs. 6, § 11 Abs. 4, § 15 Abs. 2 sowie § 22 Abs. 3 und 4 wird
die Wendung ,,der Landesschulrat” jeweils durch die Wendung ,die Bildungsdirektion® ersetzt.

8. In §8a Abs. 3 wird die Wendung ,im Rahmen seiner Zustindigkeiten durch die Wendung ,,im
Rahmen ihrer Zustindigkeiten® wund der Klammerausdruck ,(§3 Abs.4 des Bundes-
Schulaufsichtsgesetzes)“ durch den Klammerausdruck ,(§1 Abs.3 des Bildungsdirektionen-
Einrichtungsgesetzes)* ersetzt.

9. In § 8a Abs. 3 sowie § 31 Abs. 1 und 2 wird die Wendung ,,Bildung und Frauen® jeweils durch das
Wort ,Bildung® ersetzt.

10. § 10 samt Uberschrift entfiillt.

11. In § 11 Abs. 3 und § 13 Abs. 2 wird die Wendung ,,dem Landesschulrat” jeweils durch die Wendung
»der Bildungsdirektion* ersetzt.

12.In § 13 Abs. 1 wird die Wendung ,,des Bezirksschulrates” durch die Wendung ,,der Bildungsdirektion®
und die Wendung ,Jbeim Landesschulrat® durch die Wendung ,,bei der Bildungsdirektion® ersetzt.

13. § 15 Abs. 3 erster Satz lautet:

,Befreiungen gemil} Abs. 1 sind von der Bildungsdirektion mit Bescheid auszusprechen.*
14. Abschnitt I Unterabschnitt E lautet:

»E. Erfiillung der allgemeinen Schulpflicht
Feststellung der Erfiillung der allgemeinen Schulpflicht

§ 16. (1) Zur Uberpriifung der Erfiillung der allgemeinen Schulpflicht haben die Leiterinnen und
Leiter von Bildungseinrichtungen gemdf §2 Abs.1 Z1 lit.ta, b, ¢, e, f, g und h des
Bildungsdokumentationsgesetzes, BGBI. I Nr. 12/2002, zu den mit Verordnung gemél § 6 Abs. 2 des
Bildungsdokumentationsgesetzes festgelegten Stichtagen der Bundesrechenzentrum GmbH (BRZ) als
zentrale IT-Dienstleisterin der Bildungsdirektionen nachstehend genannte personenbezogene Daten jener
Schiilerinnen und Schiiler, die bis einschlieBlich der 10. Schulstufe eine zur Erfiillung der allgemeinen
Schulpflicht geeignete Schule besuchen, automationsunterstiitzt zu iibermitteln:

1. Die Namen (Vor- und Familiennamen),
. das Geburtsdatum,
. das Geschlecht,

. die Anschrift am Heimatort und, sofern zusitzlich vorhanden, des der Bildungseinrichtung nichst
gelegenen Wohnsitzes (Zustelladresse) entsprechend den Angaben der Erzichungsberechtigten
bzw. des Schiilers,

5. das erste Jahr der allgemeinen Schulpflicht,

6. das Beginndatum der jeweiligen Ausbildung,

7. die Schulkennzahl und

8. sofern vorhanden, das bereichsspezifische Personenkennzeichen ,,BF* — Bildung und Forschung.
Die Eltern oder sonstigen Erziehungsberechtigten haben den Besuch einer Schule gemil3 § 12 Abs. 1 Z 1

der ortlich zustdndigen Bildungsdirektion bis spitestens 30. September jedes Jahres unter Angabe der
Daten geméf Z 1 bis 4 bekannt zu geben.

(2) Die Bildungsdirektion hat ergéinzend die Daten gemélB Abs. 1 Z 1 bis 4 hinsichtlich jener
Schulpflichtigen, die ihre Schulpflicht gemal § 11, § 12 oder § 13 erfiillen oder die gemdf3 § 15 fur die
voraussichtliche Dauer von mehr als einem Semester vom Schulbesuch befreit wurden,
automationsunterstiitzt der BRZ zu iibermitteln.

(3) Zusitzlich hat die Bildungsdirektion die Daten gemdB3 Abs.1 Z 1 bis 5 hinsichtlich jener
Personen, die sich zum Stichtag des 1. September im siebenten bis 16. Lebensjahr befinden und deren
allgemeine Schulpflicht gemdl § 2 Abs. 2 letzter Satz ein Jahr spéter beginnt, automationsunterstiitzt der
BRZ zu iibermitteln.

(4) Die BRZ ist ermichtigt, bei der Stammzahlenregisterbehdrde die Ausstattung dieser
Datenbestinde gemill Abs. 1 bis 3 mit dem bereichsspezifischen Personenkennzeichen ,,BF* — Bildung
und Forschung — durchzufiihren. Kann in Bezug auf einen Datensatz kein bPK berechnet werden, ist die
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BRZ ermichtigt, diesen Datensatz an jene Bildungsdirektion zu iibermitteln, die ihr den Datensatz
iibermittelt hat bzw. in deren Zustindigkeitsbereich die Ubermittlung gemiB Abs. 1 erfolgt ist. Diese
Bildungsdirektion hat den Datensatz zu iiberpriifen und, sofern eine Berichtigung moglich ist, den
berichtigten Datensatz an die BRZ zu iibermitteln. Die BRZ ist erméchtigt, jene Datensétze, zu denen das
bPK ,,BF* berechnet wurde, an die jeweilige Bildungsdirektion zu {ibermitteln.

(5) Der Bundesminister oder die Bundesministerin fiir Inneres hat gemiB § 16a Abs.3 des
Meldegesetzes 1991, BGBIL. Nr. 9/1992, (MeldeG) aus dem Datenbestand des Zentralen Melderegisters
(ZMR) der BRZ als zentrale IT-Dienstleisterin der Bildungsdirektionen jéhrlich bis 10. Oktober einen
Datenauszug zu iibermitteln, der fiir alle in Osterreich angemeldeten Personen, die sich zum Stichtag des
1. September im siebenten bis 15. Lebensjahr befinden, folgende Informationen enthilt: Familienname,
Vornamen, Geburtsdatum, Geschlecht, verschliisseltes bereichsspezifisches Personenkennzeichen ,,BF*
Bildung und Forschung, verschliisseltes bereichsspezifisches Personenkennzeichen ,,ZP*“ sowie
Adressdaten des Hauptwohnsitzes und allfalliger weiterer Wohnsitze.

(6) Durch automationsunterstiitzten Abgleich der Daten gemaf3 Abs. 1 und 2 einerseits sowie gemal3
Abs. 5 andererseits werden zum Stichtag 1. Oktober des betreffenden Jahres jene Personen festgestellt,
die zwar vom Datensatz gemiBl Abs. 5, nicht jedoch von den gemdf Abs. 1 und 2 iibermittelten
Datensétzen erfasst sind. Ergidnzend werden die Personen gemif Abs.3 in diesen Datenabgleich
einbezogen, und zwar im Fall der Personen im siebenten Lebensjahr auf Seiten der Datenmeldungen
gemil Abs. 1 und 2 und im Fall der Personen im 16. Lebensjahr auf Seiten der Datenmeldungen gemal
Abs. 5. Alle anderen personenbezogenen Datensétze, ndmlich sowohl

1. von in den Datenmeldungen gemif3 Abs. 1 und 2 sowie in den gemif} Abs. 5 iibermittelten Daten
erfassten Personen,

2. von in den Datenmeldungen geméll Abs. 1 und 2 sowie in den gemél Abs. 3 {ibermittelten Daten
erfassten Personen und

3. von ausschlieBlich in den Datenmeldungen gemél Abs. 1 und 2 erfassten Personen
sind unverziiglich nach erfolgtem Datenabgleich und beendeter Datenauswertung zu l6schen.

(7) Hinsichtlich der verbleibenden, nur von den gemall Abs. 5 iibermittelten Datensdtzen erfassten
Personen haben die Bildungsdirektionen in ihrem ortlichen Wirkungsbereich Vorkehrungen zu treffen,
die nach Moglichkeit zur Erfiillung der Schulpflicht durch die betroffenen Personen fiihren. Ist dies
binnen angemessener, hochstens zweiwochiger Frist nicht mdglich, so ist gemal § 24 Abs. 4 bei der
Bezirksverwaltungsbehorde Strafanzeige zu erstatten. Unverziiglich nach Feststellung der Erfiillung der
Schulpflicht oder nach Erstattung der Strafanzeige, spétestens mit Ende des Kalenderjahres, sind auch
diese Datensitze zu 16schen.

(8) Die Spezifizierung der in Abs. 1 genannten Informationen einschlielich der Festlegung der
Ubermittlungsformate hat durch Verordnung des zustindigen Bundesministers oder der zustindigen
Bundesministerin zu erfolgen. § 8 Abs. 2 des Bildungsdokumentationsgesetzes findet hinsichtlich der
Datensicherheitsbestimmungen Anwendung.*

15. In § 23 Abs. 3 wird die Wendung ,,der nach deren Standort ortlich zustdndige Landesschulrat oder in
dessen Auftrag der Schulleiter” durch die Wendung ,die nach deren Standort &rtlich zustindige
Bildungsdirektion oder in deren Auftrag der Schulleiter ersezzt.

16. In § 27 entfallen die Worte ,,des Bundes®.

17. Nach § 27 wird folgender § 27a samt Uberschrift eingefiigt:
»Schulleitung, Schulcluster-Leitung

§ 27a. Wenn Schulen im organisatorischen Verbund mit anderen Schulen als Schulcluster gefiihrt
werden, dann ist unter Schulleiter oder Schulleiterin der Leiter oder die Leiterin des Schulclusters zu
verstehen, der oder die bestimmte Angelegenheiten im Einzelfall allenfalls bestellten Bereichsleitern oder
Bereichsleiterinnen der am Schulcluster beteiligten Schulen libertragen kann.*

18. § 28 lautet:

,»§ 28. Zwischenstaatliche Vereinbarungen gemal § 12 Abs. 1 dieses Bundesgesetzes in der Fassung
vor der Novelle BGBI. Nr. 768/1996 behalten ihre Giiltigkeit. Verordnungen gemél der genannten
Bestimmung verlieren mit Ablauf des Schuljahres 2017/18 ihre Giiltigkeit.*
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19. Nach § 28 wird folgender § 28a samt Uberschrift eingefiigt:
,Ubergangsrecht betreffend das Bildungsreformgesetz 2017, BGBL. I Nr. 138/2017

§ 28a. Sofern in Bestimmungen gemil dem Bildungsreformgesetz 2017, BGBI. I Nr. 138/2017, auf
die Schulbehdrde Bildungsdirektion abgestellt wird, tritt bis zum Ablauf des 31. Dezember 2018 der
Landesschulrat bzw. der Stadtschulrat fiir Wien an die Stelle der Bildungsdirektion.*

20. Dem § 30 wird folgender Abs. 21 angefiigt:

»(21) Fir das Inkrafttreten der durch das Bildungsreformgesetz 2017, BGBIL. I Nr. 138/2017,
gedinderten oder eingefligten Bestimmungen und das AuBerkrafttreten der durch dieses Bundesgesetz
entfallenen Bestimmungen sowie fiir den Ubergang zur neuen Rechtslage gilt Folgendes:

1. § 8a Abs. 3 (gemiBl Z 8) und § 31 Abs. 1 und 2 (gemiB Z 8) treten mit Ablauf des Tages der
Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft;

2.§2, §28 und §28a samt Uberschrift treten mit 1. September 2017 in Kraft; § 10 samt
Uberschrift tritt mit Ablauf des 31. August 2017 auBer Kraft;

3.§8 Abs. 1 und 3, § 8a Abs. 2 (gemiB Z 6), § 15 Abs. 3 und§ 27a samt Uberschrift treten mit
1. September 2018 in Kraft;

4.8 6 Abs. 3, § 8a Abs. 2 und 3 (gemdBl Z 5, 7 und 7a), § 9 Abs. 6, § 11 Abs. 3 und 4, § 13 Abs. 1,
2 und 3, § 15 Abs. 2, § 22 Abs. 3 und 4, § 23 Abs. 3, § 27 und § 31 Abs. 1 (gemil Z 20) treten
mit 1. Janner 2019 in Kraft;

5. Abschnitt I Unterabschnitt E und § 31 Abs. 2 (gemidll Z 21) treten mit 1. September 2019 in
Kraft.«

21. In §31 Abs.1 wird die Wendung ,die Landesschulrite® durch die Wendung ,die
Bildungsdirektionen® ersetzt.

22. Dem § 31 Abs. 2 wird folgender Satz angefiigt:

,Mit der Vollziechung des § 16 Abs. 5 ist der Bundesminister fiir Inneres betraut.*

Artikel 20
Anderung des Berufsreifepriifungsgesetzes

Das Berufsreifepriifungsgesetz, BGBL. I Nr. 68/1997, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 75/2016, wird wie folgt gedndert:

1. § 5 Abs. 2 erster Satz wird durch folgende beiden Siitze ersetzt:

»Vorsitzender ist der Leiter jener Schule, an der die Anmeldung zur Berufsreifepriifung (§ 4 Abs. 1)
erfolgt ist. Der Schulleiter oder bei Schulen, die an einem Schulcluster beteiligt sind, der Leiter des
Schulclusters kann die Vorsitzfiihrung einem Lehrer der betreffenden Schule iibertragen.*

2. § 6 Abs. 4 letzter Satz lautet:

,Der Schulleiter oder bei Schulen, die an einem Schulcluster beteiligt sind, der Leiter des Schulclusters
hat einen Schriftfiihrer mit der Anfertigung eines Priifungsprotokolls zu betrauen.*

3. In §8 Abs. 3 wird die Wendung ,,der Landesschulrat™ durch die Wendung ,,die Bildungsdirektion*
ersetzt.

4. § 8a Abs. 1 zweiter bis vierter Satz lautet:

,Der Rechtstrager des anerkannten Lehrganges hat spitestens drei Monate vor dem voraussichtlichen
Priifungstermin der Bildungsdirektion gegeniiber die fiir die Vorsitzfilhrung in Aussicht genommene
Person vorzuschlagen. Die Bildungsdirektion hat binnen vier Wochen nach Einlangen des Vorschlages
die namhaft gemachte Person oder einen anderen fachkundigen Experten des offentlichen Schulwesens
mit der Vorsitzfilhrung zu betrauen. Auf Antrag eines Rechtstrigers gemidll § 8 Abs. 1 hat die
Bildungsdirektion auch fachkundige Experten des 6ffentlichen Schulwesens als Priifer beizustellen.*

5. In §8a Abs.4 Z2 wird die Wendung ,dem Landesschulrat® durch die Wendung ,der
Bildungsdirektion* ersetzt.

6. In §8a Abs. 4a zweiter Satz wird die Wendung ,der Landesschulrat“ durch die Wendung ,die
Bildungsdirektion* ersetzt.
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7. In §11 Abs. 1 wird die Wendung ,vom Landesschulrat“ durch die Wendung ,von der
Bildungsdirektion* ersetzt.

8. Dem § 12 wird folgender Abs. 14 angefiigt:
»(14) Fir das Inkrafttreten der durch das Bildungsreformgesetz 2017, BGBIL. I Nr. 138/2017,
gednderten oder eingefiigten Bestimmungen gilt Folgendes:
1. § 13 tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft;
2.§5 Abs. 2 und § 6 Abs. 4 treten mit 1. September 2018 in Kraft;

3.8 8 Abs. 3, § 8a Abs. 1, Abs. 4 Z 2 und Abs. 4a sowie § 11 Abs. 1 treten mit 1. Janner 2019 in
Kraft.“

9. In § 13 wird die Wendung ,,Unterricht, Kunst und Kultur durch das Wort ,,Bildung* ersetzt.

Artikel 21
Anderung des Pflichtschulabschluss-Priifungs-Gesetzes

Das Pflichtschulabschluss-Priifungs-Gesetz, BGBI. I Nr. 72/2012, zuletzt geéndert durch das
Bundesgesetz BGBL. I Nr. 75/2013, wird wie folgt geéndert:

1. § 4 Abs. 2 letzter Satz lautet:

,Der Schulleiter oder die Schulleiterin oder bei Schulen, die an einem Schulcluster beteiligt sind, der
Leiter oder die Leiterin des Schulclusters kann die Vorsitzfilhrung einem Lehrer oder einer Lehrerin der
betreffenden Schule tibertragen.*

2.8 5 Abs. 6 lautet:

,(6) Der Schulleiter oder die Schulleiterin oder bei Schulen, die an einem Schulcluster beteiligt sind,
der Leiter oder die Leiterin des Schulclusters hat einen Schriftfithrer oder eine Schriftfithrerin mit der
Protokollfiihrung zu beauftragen.

3. In § 8 Abs. 4 wird die Wendung ,,der ortlich zustindige Landesschulrat bzw. Stadtschulrat fir Wien®
durch die Wendung ,,die ortlich zustidndige Bildungsdirektion® ersetzt.

4. In § 9 Abs. I zweiter Satz wird die Wendung ,,dem Landesschulrat bzw. dem Stadtschulrat fiir Wien*
durch die Wendung ,,der Bildungsdirektion® ersetzt.

5. In § 9 Abs. 1 dritter Satz wird die Wendung ,,.Der Landesschulrat bzw. der Stadtschulrat fiir Wien*
durch die Wendung ,,Die Bildungsdirektion® ersetzt.

6. In § 9 Abs. 1 vierter Satz wird die Wendung ,,der Landesschulrat bzw. der Stadtschulrat fiir Wien*
durch die Wendung ,,die Bildungsdirektion® ersetzt.

7. § 9 Abs. 4 erster und zweiter Satz lautet:

»Gleichzeitig mit dem Vorschlag des oder der fiir die Vorsitzfilhrung in Aussicht genommenen
fachkundigen Experten oder Expertin sind der Bildungsdirektion die Aufgabenstellungen der schriftlichen
Klausurarbeiten zu iibermitteln. Findet die Bildungsdirektion die vorgelegten Aufgabenstellungen im
Hinblick auf den fiir das Priifungsgebiet maB3geblichen Lehrplan und im Hinblick auf die geforderte
Gleichwertigkeit ungeeignet, hat sie unter Setzung einer angemessenen Frist die Vorlage neuer
Aufgabenstellungen zu verlangen.*

8 In §11 Z3 wird die Wendung ,,vom Landesschulrat bzw. vom Stadtschulrat fiir Wien™ durch die
Wendung ,,von der Bildungsdirektion ersetzt.

9. Dem § 13 wird folgender Abs. 3 angefiigt:

»(3) Fir das Inkrafttreten der durch das Bildungsreformgesetz 2017, BGBI. I Nr. 138/2017,
gednderten oder eingefiigten Bestimmungen gilt Folgendes:
1. § 14 tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft;
2.§4 Abs. 2 und § 5 Abs. 6 treten mit 1. September 2018 in Kraft;
3.§ 8 Abs. 4, § 9 Abs. 1 und 4 sowie § 11 Z 3 treten mit 1. Janner 2019 in Kraft.“

10. In § 14 wird die Wendung ,,Unterricht, Kunst und Kultur durch das Wort ,,Bildung* ersetzt.
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Artikel 22
Anderung des Schiilerbeihilfengesetzes 1983

Das Schiilerbeihilfengesetz 1983, BGBI. Nr. 455/1983, zuletzt geéndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 104/2015, wird wie folgt gedndert:

1. In § 1b Abs. 1 Z 4 wird das Wort ,Leibeserziehern™ durch das Wort ,,Bewegungserziehern* ersetzt.

2. § 13 Z 1 lautet:

,l.an Zentrallehranstalten (§3 Abs.4 des Bundesgesetzes iiber die Einrichtung von
Bildungsdirektionen in den Léndern, BGBI. I Nr. 138/2017), an land- und forstwirtschaftlichen
Bundesschulen und hoheren land- und forstwirtschaftlichen Privatschulen sowie an
Forstfachschulen der Bundesminister fiir Bildung;*

3. In §13 Z4 wird die Wendung ,der fiir die Schule ortlich zustindige Landesschulrat® durch die
Wendung ,,die fiir die Schule ortlich zustdndige Bildungsdirektion® ersetzt.

4. In § 25 wird in Z 3 nach dem Wort ,,Gesundheit* die Wortfolge ,,und Frauen eingefiigt und wird in Z 4
die Wendung ,,Unterricht, Kunst und Kultur durch das Wort ,,Bildung* ersetzt.

5. Dem § 26 wird folgender Abs. 19 angefiigt:
»(19) Fir das Inkrafttreten der durch das Bildungsreformgesetz 2017, BGBI. I Nr. 138/2017,
gednderten oder eingefiigten Bestimmungen gilt Folgendes:

1.§ 1b Abs.1 Z4 sowie §25 Z3 und 4 treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung im
Bundesgesetzblatt in Kraft;

2.§ 13 Z 1 und 4 tritt mit 1. Janner 2019 in Kraft.”

Artikel 23
Anderung des Privatschulgesetzes

Das Privatschulgesetz, BGBI. Nr. 244/1962, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. I
Nr. 56/2016, wird wie folgt gedndert:

1. In§ 5 Abs. 1 lit. ¢ wird das Wort ,and* am Ende der lit. ¢ durch einen Beistrich ersetzt, erhdlt die lit. d
die Bezeichnung ,,e)* und wird nach lit. c folgende lit. d (neu) eingefiigt:

,,d) der in der deutschen Sprache Sprachkenntnisse nach zumindest dem Referenzniveau C 1 des
Gemeinsamen Européischen Referenzrahmens fiir Sprachen entsprechend der Empfehlung des
Ministerkomitees des Europarates an die Mitgliedsstaaten Nr. R (98) 6 vom 17. Mérz 1998
zum Gemeinsamen Européischen Referenzrahmen fiir Sprachen - GER nachweisen kann und*

2. In § 5 Abs. 4 wird das Zitat ,,Abs. 1 lit. a bis d“ durch das Zitat ,,Abs. 1 lit. a bis e ersetzt.

3. Die Uberschrift des § 6 lautet:
»Schulriume, Lehrmittel und Unterrichtsmittel

4. § 6 letzter Satz lautet:

,Ferner hat er nachzuweisen, dass die Privatschule die zur Durchfithrung des Lehrplanes notwendigen
Lehrmittel und sonstigen Ausstattungen und Einrichtungen aufweist und iiber fiir die Erfiillung der
Aufgaben der Osterreichischen Schule im Sinne des § 2 des Schulorganisationsgesetzes geeignete
Unterrichtsmittel verfiigt.

5. In § 14 Abs. 2 wird das Wort ,und* am Ende der lit. b durch einen Beistrich ersetzt, wird der Punkt am
Ende der lit. ¢ durch das Wort ,und* ersetzt und wird nach lit. ¢ folgende lit. d angefiigt:

,,d) die Privatschule iiber fiir die Erfiillung der Aufgaben der dsterreichischen Schule geeignete
Unterrichtsmittel verfiigt.*

6. In § 23 Abs. 1 wird die Wendung ,der ortlich zustdndige Landesschulrat® durch die Wendung ,.die
ortlich zustindige Bildungsdirektion® ersetzt.
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7. § 23 Abs. 3 erster Satz lautet:
»Anzeigen und Ansuchen im Sinne dieses Bundesgesetzes sind, soweit nachstehend nicht anderes
angeordnet wird, bei der ortlich zustindigen Bildungsdirektion einzubringen und im Falle der
Zustindigkeit des Bundesministers gemidl Abs.2 unter Anschluss einer Stellungnahme der
Bildungsdirektion dem zustéindigen Bundesminister vorzulegen.*
8. Dem § 27 wird folgender Abs. 5 angefiigt:

,»(5) Bei der Errichtung von Schulclustern durch die Schulerhalter bleibt der Bestand der einzelnen
Schulen schulrechtlich unberiihrt.*
9. Dem § 29 wird folgender Abs. 9 angefiigt:

»(9) Fir das Inkrafttreten der durch das Bildungsreformgesetz 2017, BGBIL. I Nr. 138/2017,
gednderten oder eingefiigten Bestimmungen gilt Folgendes:

1. Die Uberschrift des § 6, § 6 und § 30 treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung im
Bundesgesetzblatt in Kraft;

2.8 5 Abs. 1 lit. ¢, d und e sowie Abs. 4, § 14 Abs. 2 lit. b, ¢ und d sowie § 27 Abs. 5 treten mit
1. September 2018 in Kraft;

3. § 23 Abs. 1 und 3 tritt mit 1. Janner 2019 in Kraft.“
10. In § 30 wird die Wendung ,,Bildung und Frauen durch das Wort ,Bildung* ersetzt.

Artikel 24
Anderung des Religionsunterrichtsgesetzes

Das Religionsunterrichtsgesetz, BGBI. Nr. 190/1949, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 36/2016, wird wie folgt geédndert:

1. In §7c Abs. 4 wird die Wendung ,des zustindigen Landesschulrates® durch die Wendung ,der
zusténdigen Bildungsdirektion® ersetzt.

2. Dem § 9 wird folgender Abs. 4 angefiigt:

»(4) Fir das Inkrafttreten der durch das Bildungsreformgesetz 2017, BGBIL. I Nr. 138/2017,
gednderten oder eingefiigten Bestimmungen gilt Folgendes:

1. § 10 Abs. 1 und 2 tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft;
2. § 7c Abs. 4 tritt mit 1. Janner 2019 in Kraft.“

3. In § 10 Abs. 1 wird die Wendung ,,Unterricht, Kunst und Sport“ durch das Wort ,,Bildung* ersetzt.
4. In §10 Abs. 2 wird die Wendung ,Land- und Forstwirtschaft“ durch die Wendung ,Land- und

Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft® ersetzt.

Artikel 25
Anderung des Bildungsdokumentationsgesetzes

Das Bildungsdokumentationsgesetz, BGBI. I Nr. 12/2002, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 56/2016, wird wie folgt gedndert:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach der den § 10 betreffenden Zeile folgende Zeile eingefiigt:
59 10a. Datenverwendung*

2. Im Inhaltsverzeichnis wird nach der, der Anlage 1 betreffenden Zeile folgende Zeile eingefiigt:
»Anlage la“

3. Im Inhaltsverzeichnis wird nach der, der Anlage 2 betreffenden Zeile folgende Zeile eingefiigt:
,Anlage 3

4. Dem § 2 Abs. 1 Z 5 wird folgender Satz angefiigt:

»Wenn Schulen im organisatorischen Verbund mit anderen Schulen als Schulcluster gefiihrt werden, dann
ist unter dem Leiter einer Bildungseinrichtung der Leiter des Schulclusters zu verstehen, der oder die
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bestimmte Angelegenheiten im Einzelfall allenfalls bestellten Bereichsleitern oder Bereichsleiterinnen der
am Schulcluster beteiligten Schulen iibertragen kann.*

5.In § 3 Abs. 5 und § 6 Abs. 2 wird die Wendung ,,der jeweils zustdndige Landesschulrat” jeweils durch
die Wendung ,die jeweils zustindige Bildungsdirektion® ersetzt.

6. In §3 Abs.5 wird die Wendung ,vom Landesschulrat® durch die Wendung ,von der
Bildungsdirektion* ersetzt.

7. In § 3 Abs. 5 wird die Wendung ,.Der jeweils zustindige Landesschulrat durch die Wendung ,,Die
jeweils zustdndige Bildungsdirektion® ersetzt.

8 In §8 Abs. 1 und 2 sowie § 15 Z 1 wird die Wendung ,,Bildung und Frauen* jeweils durch das Wort
,,Bildung* ersetzt.

9. In §8 Abs. 1 wird die Wendung ,den Schulbehdrden des Bundes* durch die Wendung ,den
Bildungsdirektionen® ersetzt.

10. In § 10 Abs. 2 Z2 und § 15 Z 3 wird das Wort ,,Gesundheit” durch die Wendung ,,Gesundheit und
Frauen“ ersetzt.

11. In § 12 wird nach Abs. 16 folgender Abs. 16a eingefiigt:

»(16a) § 10 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 55/2016 tritt mit 1. Oktober 2016
in Kraft.”

12. Dem § 12 wird folgender Abs. 18 angefiigt:
»(18) Fiir das Inkrafttreten der durch das Bildungsreformgesetz 2017, BGBIL. I Nr. 138/2017,
gednderten oder eingefiigten Bestimmungen gilt Folgendes:

1. Das Inhaltsverzeichnis betreffend den § 10a, die Anlage 1a und die Anlage 3, § 8 Abs. 1 (in der
Fassung der Z 8) und 2, § 10 Abs. 2 Z 2 sowie § 15 Z 1 und 3 treten mit Ablauf des Tages der
Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft;

2.§2 Abs. 1 Z 5 tritt mit 1. September 2018 in Kraft;
3.§3 Abs. 5,8 6 Abs. 2 und § 8 Abs. 1 (in der Fassung der Z 9) treten mit 1. Janner 2019 in Kraft.”

13. § 14 Abs. 7 entfdllt.

Artikel 26
Anderung des Schiilervertretungengesetzes

Das Schiilervertretungengesetz, BGBI. Nr. 284/1990, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 75/2013, wird wie folgt gedndert:

1. In §1 wird die Wendung ,jedem Landesschulrat” durch die Wendung ,jeder Bildungsdirektion*
ersetzt.

2. Inden §§ 1, 2 Abs. 2, 4 Abs. 4, 27 Abs. 1 und 2, 30 Abs. I und 3, 31 Abs. 2, 34 Abs. 4 sowie 37 wird die
Wendung ,,Unterricht, Kunst und Kultur jeweils durch das Wort ,Bildung* ersetzt.

3. In § 2 Abs. 1 wird die Wendung ,,dem Landesschulrat durch die Wendung ,,der Bildungsdirektion*
ersetzt.

4. In §2 Abs. 1 entfillt die Wendung ,der hoheren Anstalten der Lehrerbildung und der
Erzieherbildung,*.

5. In §2 Abs. 3 wird der Klammerausdruck ,(§ 3 Abs. 4 des Bundes-Schulaufsichtsgesetzes, BGBI.
Nr. 240/1962, in der jeweils geltenden Fassung)“ durch den Klammerausdruck ,(§3 Abs.4 des
Bundesgesetzes iiber die Einrichtung von Bildungsdirektionen in den Landern, BGBI. I Nr. 138/2017, in
der jeweils geltenden Fassung)“ ersetzt.

6. In § 4 Abs. 2 wird die Wendung ,den Landesschulrat® durch die Wendung ,die Bildungsdirektion*
ersetzt.
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7. In §4 Abs. 3 wird die Wendung ,vom Landesschulrat® jeweils durch die Wendung ,von der
Bildungsdirektion* ersetzt.

8 In §6 Abs. 1 Z2 entfillt die Wendung ,sowie der hoheren Anstalten der Lehrerbildung und der
Erzieherbildung*.

9. In den §§6 Abs. 2, 10 Abs. 2, 27 Abs. 1, 30 Abs. 3 sowie 31 Abs. 2 wird die Wendung ,des
Landesschulrates* jeweils durch die Wendung ,,der Bildungsdirektion® ersetzt.

10. In den §§9 Abs. 2, 10 Abs. 1, 17 Abs. 1, 18 Abs. 1 sowie 34 Abs. 3 wird die Wendung ,beim
Landesschulrat jeweils durch die Wendung ,,bei der Bildungsdirektion® ersetzt.

11. In den §§ 10 Abs. 2, 17 Abs. 2, 18 Abs. 1, 30 Abs. 1 und 3, 31 Abs. 2 sowie 34 Abs. 3 wird die
Wendung ,,Prasidenten des Landesschulrates® jeweils durch das Wort ,,Bildungsdirektor* ersetzt.

12. In § 11 Abs. I und 2 wird die Wendung ,,Der Landesschulrat® jeweils durch die Wendung ,Die
Bildungsdirektion* ersetzt.

13. In § 17 Abs. 2 wird die Wendung ,,im Landesschulrat” durch die Wendung ,,in der Bildungsdirektion®
ersetzt.

14. In § 18 Abs. 2 wird die Wendung ,,der Landesschulrat” durch die Wendung ,,die Bildungsdirektion
ersetzt.

15. In §27 Abs.1 wird die Wendung ,Priasidenten des Landesschulrates” durch das Wort
,,Bildungsdirektors ersetzt.

16. In § 37 wird die Wendung ,der Landeschulrdte” durch die Wendung ,der Bildungsdirektionen®
ersetzt.

17. Dem § 38 wird folgender Abs. 5 angefiigt:

»(5) Fir das Inkrafttreten der durch das Bildungsreformgesetz 2017, BGBI. I Nr. 138/2017,
gednderten oder eingefiigten Bestimmungen gilt Folgendes:
1. § 1 (in der Fassung der Z 2), § 2 Abs. 1 (in der Fassung der Z 4) und 2, § 4 Abs. 4, § 6 Abs. 1
Z2,§27 Abs. 1 (in der Fassung der Z 2) und Abs. 2, § 30 Abs. 1 und 3 (in der Fassung der Z 2),
§ 31 Abs. 2 (in der Fassung der Z 2), § 34 Abs. 4 und § 37 (in der Fassung der Z 2) treten mit
Ablauf des Tages der Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft;

2.§ 1 (in der Fassung der Z 1), § 2 Abs. 1 (in der Fassung der Z 3) und 3, § 4 Abs.2 und 3, § 6
Abs. 2, §9 Abs. 2, § 10 Abs. 1 und 2, § 11 Abs. 1 und 2, § 17 Abs. 1 und 2, § 18 Abs. 1 und 2,
§ 27 Abs. 1 (in der Fassung der Z 9 und 15), § 30 Abs. 1 (in der Fassung der Z 11) und 3 (in der
Fassung der Z 9 und 11), § 31 Abs. 2 (in der Fassung der Z 9 und 11), § 34 Abs. 3 und § 37 (in
der Fassung der Z 16) treten mit 1. Janner 2019 in Kraft.“

Artikel 27
Anderung des BIFIE-Gesetzes 2008

Das BIFIE-Gesetz 2008, BGBI. I Nr. 25/2008, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. I
Nr. 151/2015, wird wie folgt gedndert:

1. § 2 Abs. 2 Z 4 lautet:

,;A4. nationale Bildungsberichterstattung in Zusammenhang mit dem nationalen Schulqualitétsbericht
an das zustidndige Regierungsmitglied und den Nationalrat im Abstand von drei Jahren.*

2. § 6 Abs. 2 wird durch folgende Abs. 2 bis 5 ersetzt:

.(2) Die Mitwirkung von Schiilern und Schiilerinnen an Uberpriifungen der Bildungsstandards sowie
an nationalen und internationalen Surveys oder Assessments ist fiir diese verpflichtend und befreit von
der Teilnahme am Unterricht im unbedingt erforderlichen Ausmall. Anlésslich dieser Testungen erfolgen
indirekt personenbezogene Erhebungen bei den getesteten Schiilerinnen und Schiilern und deren
Erziehungsberechtigten iiber schulische und auBerschulische Lern- und Lebensbedingungen, bei denen
nicht sensible Daten iiber bildungsrelevante soziodkonomische Faktoren wie zB Herkunft, Berufsstand
der Eltern und soziale Situation erhoben werden. Diese Erhebungen erfolgen zum Zweck der statistischen
Auswertung der gewonnenen indirekt personenbezogenen Daten (§ 4 Z 1 DSG 2000) fiir die angewandte

www.ris.bka.gv.at



BGBI. I - Ausgegeben am 15. September 2017 - Nr. 138 66 von 102

Bildungsforschung, das Bildungsmonitoring, die Unterstiitzung der Qualitdtsentwicklung im
Schulsystem, die nationale Bildungsberichterstattung sowie nach Mallgabe des §5 Abs.4 des
Bildungsdirektionen-Einrichtungsgesetzes, BGBI. I Nr. 138/2017, Festlegung von Kriterien fiir die
Bewirtschaftung der Lehrpersonalressourcen. Die Schiiler und Schiilerinnen sowie deren
Erziehungsberechtigten sind zur Mitwirkung an diesen Erhebungen verpflichtet. Bei der Durchfiihrung
dieser Testungen und Erhebungen handelt das BIFIE als Auftraggeber im Sinne des § 4 Z 4 DSG 2000.

(3) Bei den Testungen und Erhebungen gemiBl Abs. 2 ist durch geeignete Vorkehrungen und
MaBnahmen (wie zB Zutrittsbeschrinkung, rdumliche Abgrenzungen, Belehrung, geeignete
Verschliisselungstechniken) sicherzustellen, dass in keiner Phase der Durchfiihrung der Testungen und
der Erhebungen sowie der Aufbewahrung und Bearbeitung der Datensétze ein direkter Personenbezug,
auBer hinsichtlich der Testungen (Abs. 2 erster Satz) flir einen Zeitraum von acht Monaten durch die
betreffende Schiilerin oder den betreffenden Schiiler selbst, hergestellt werden kann. Die bei den
Erhebungen gemif3 Abs. 2 gewonnenen indirekt personenbezogenen Daten sind spétestens mit Ablauf des
dritten Jahres nach dem Jahr der Durchfiihrung zu anonymisieren. Uber die getroffenen
Datensicherheitsmafinahmen sind Aufzeichnungen zu fiihren, die mindestens drei Jahre aufzubewahren
sind.

(4) Die Mitwirkung an anderen als den in Abs. 2 genannten Erhebungen ist fiir Schiiler und
Schiilerinnen dann verpflichtend, wenn dies durch Verordnung des zustindigen Regierungsmitglieds
angeordnet wird. Dariiber hinaus sind Schiiler und Schiilerinnen sowie deren Erziehungsberechtigte am
Schulstandort auf geeignete Weise iiber den Zweck, den Termin und die Mitwirkungspflicht an solchen
Erhebungen zu informieren.

(5) Wenn der Mitwirkung von Schiillern und Schiilerinnen wichtige schulische Interessen
entgegenstehen, hat der Schulleiter oder die Schulleiterin und bei Schulen, die an einem Schulcluster
beteiligt sind, der Leiter oder die Leiterin des Schulclusters das Einvernehmen mit dem BIFIE beziiglich
eines Ersatztermins herzustellen.*

3. In §9a Abs. 2 Z3 und 5, § 21 Abs. 2, § 23 Abs. 3, § 23a Abs. 2 sowie §27 Z 3, 4 und 5 wird die
Wendung ,,Bildung und Frauen® durch das Wort ,Bildung® ersetzt.

4. Dem § 28 wird folgender Abs. 5 angefiigt:
»(5) Fir das Inkrafttreten der durch das Bildungsreformgesetz 2017, BGBIL. I Nr. 138/2017,
gednderten oder eingefiigten Bestimmungen gilt Folgendes:

1.§9a Abs.2 Z3 und 5, § 21 Abs. 2, § 23 Abs. 3, § 23a Abs. 2 sowie § 27 Z 3, 4 und 5 treten mit
Ablauf des Tages der Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft;

2.§2 Abs.2Z 4und § 6 Abs. 2 bis 5 treten mit 1. Janner 2019 in Kraft.*

Artikel 28
Anderung des Bildungsinvestitionsgesetzes

Das Bildungsinvestitionsgesetz, BGBL. I Nr. 8/2017, wird wie folgt gedndert:

1. Nach § 4 wird folgender § 4a samt Uberschrift eingefiigt:

wZweckzuschiisse und Forderungen fiir auflerschulische Angebote im Rahmen eines
Bildungscampus oder einer Bildungsregion

§ 4a. Wenn durch Landesgesetz gemifl Art. 113 Abs. 4 B-VG in die Landesvollziehung fallende
auBerschulische Angebote im Rahmen eines Bildungscampus oder einer Bildungsregion der
Bildungsdirektion iibertragen wurden oder die Mitwirkung der Bildungsdirektion bei deren Vollziehung
vorgesehen wurde, konnen Zweckzuschiisse und Forderungen gemill § 2 Abs. 4 Z 2 auch fiir solche
auBerschulische Angebote gewahrt werden. Die §§ 2 bis 4 und 5 bis 11 finden sinngeméf Anwendung.*

2. In § 13 wird dem Text des § 13 die Absatzbezeichnung ,,(1)* vorangestellt und folgender Abs. 2
angefiigt:

(2) § 4a samt Uberschrift in der Fassung des Bildungsreformgesetzes 2017, BGBI. I Nr. 138/2017,
tritt mit 1. Janner 2019 in Kraft.“
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Artikel 29
Aufhebung des Bundes-Schulaufsichtsgesetzes

Das Bundes-Schulaufsichtsgesetz, BGBI. Nr. 240/1962, zuletzt geéndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 56/2016, tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2018 aul3er Kraft.

Artikel 30
Anderung des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979

Das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 — BDG 1979, BGBI. Nr. 333/1979, zuletzt gedndert durch das
Bundesgesetz BGBL. I Nr. 120/2016, wird wie folgt geéndert:

1. In § 8 Abs. 1 wird die Wendung ,Direktors, Direktorstellvertreters™ durch die Wendung ,,Schulcluster-
Leiters, Direktors® ersetzt.

2. In §19 Abs.1 Z1 entfillt die Wendung ,Amtsfihrender Prisident des Landesschulrates
(Stadtschulrates fiir Wien),*

3. 8§75 Abs. 2 Z 2 entfdllt.

4. In § 140 Abs. 3 und § 256 Abs. 1 wird jeweils die Wendung ,.fir den Leiter des inneren Dienstes des
Landesschulrates (Stadtschulrates fiir Wien)“ durch die Wendung ,fiir die Leiterin oder den Leiter des
Présidialbereiches der Bildungsdirektion sowie fiir die Leiterin oder den Leiter des Bereiches
Pédagogischer Dienst der Bildungsdirektion® und die Verwendungsbezeichnung ,Landesschulratsdirektor
(Stadtschulratsdirektor) durch die Verwendungsbezeichnungen ,Leiterin oder Leiter des
Présidialbereiches der Bildungsdirektion sowie Leiterin oder Leiter des Pddagogischen Bereiches der
Bildungsdirektion* ersetzt.

5. Im § 2001 werden nach Abs. 3 folgende Abs. 4 bis 6 eingefiigt:

»(4) Bei der Festlegung der Aufgaben in der Lehre der Hochschullehrpersonen, die iiberwiegend in
der Fortbildung eingesetzt sind, darf die Zahl von 320 Lehrveranstaltungsstunden (§ 200e Abs. 2 zweiter
Satz) um bis zu 160 Lehrveranstaltungsstunden unterschritten werden, wenn dies aus Griinden, die in der
fachlichen Spezialisierung in Verbindung mit dem Bedarf gelegen sind, erforderlich ist.

(5) Bei der Festlegung der Aufgaben in der Lehre der Hochschullehrpersonen der
Verwendungsgruppen PH 2 und PH 3 darf die Zahl von 320 Lehrveranstaltungsstunden (§ 200e Abs. 2
zweiter Satz) um bis zu 160 Lehrveranstaltungsstunden unterschritten werden, wenn die
Hochschullehrperson tiberwiegend fiir die Begleitung von Schulentwicklungsprozessen verwendet wird.

(6) Fiir Zeitraume, die vor dem 1. September 2018 liegen, darf bei der Festlegung der Aufgaben in
der Lehre der Hochschullehrpersonen, die vor dem 1. September 2012 in ein (nunmehr) der
Pédagogischen Hochschule zugeordnetes Dienstverhéltnis aufgenommen worden sind und seit diesem
Zeitpunkt ununterbrochen in einem solchen Dienstverhdltnis stehen, die Zahl von 320
Lehrveranstaltungsstunden (§ 200e  Abs. 2  zweiter Satz) aus besonderen fachlichen oder
organisatorischen Griinden unterschritten werden.*

6. In § 203 Abs. 2 Z 4 wird das Zitat ,,nach den §§ 207 bis 207k durch das Zitat ,jnach den §§ 207 bis
2071 ersetzt.
7. Dem § 203 wird folgender Abs. 3 angefiigt:

,»(3) Die Schulleitung ist von einer in Aussicht genommenen Versetzung oder Dienstzuteilung einer
Lehrperson an die Schule in Kenntnis zu setzen. Sie hat das Recht, sich begriindet gegen die in Aussicht
genommene Zuweisung auszusprechen. Nimmt die Dienstbehorde die Versetzung oder Dienstzuteilung
dennoch vor, so ist diese gegeniiber der Schulleitung zu begriinden.*

8. §203a Abs. 2 Z 1 lautet:
,,1. wenn die Bildungsdirektion Schulbehdorde ist, von dieser,*

9. § 203b Abs. 1 Z 4 lautet:
,;4. die Schule oder die Schulen (den Schulcluster),*
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10. Im § 203b Abs. 1 tritt an die Stelle der Z 5 bis 7 folgende Bestimmung:
,,J. die Bewerbungsfrist und
6. die Einreichungsstelle fiir die Bewerbungsgesuche*

11. Dem § 203b wird folgender Abs. 3 angefiigt:

,»(3) Die ausschreibende Stelle kann vorsehen, dass Bewerbungen ausschlielich online auf einer
Bewerbungsplattform einzubringen sind.*

12. §203d Abs. 2 lautet:

,»(2) Die Bewerbungsgesuche haben sich auf eine oder auf mehrere in der Ausschreibung angefiihrte
Planstellen zu beziehen.*

13. § 203d Abs. 3 entfdllt.
14. § 203h samt Uberschrift lautet:

,»Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber

§ 203h. (1) Fiir die Aufnahme als Lehrpersonen sind ausschlieBlich Bewerberinnen oder Bewerber
mit giiltiger Bewerbung heranzuziehen.

(2) Die Eignung der Bewerberinnen und Bewerber fiir die vorgesehene Verwendung richtet sich
nach der entsprechenden Ausbildung und allenfalls in der Ausschreibung angefiihrten zusitzlichen
Kenntnissen und Féhigkeiten (§ 203b Abs. 2) sowie sonstigen aufgewiesenen einschldgigen Kenntnissen,
Féhigkeiten und Erfahrungen.

(3) Die Schulleitung hat beziiglich der an der Schule zu besetzenden Planstellen innerhalb der von
der Dienstbehdrde gesetzten Frist eine begriindete Auswahl aus den Bewerbungen zu treffen. Bei einer
Vielzahl von fiir eine ausgeschriebene Planstelle abgegebenen Bewerbungen darf die zustindige
Dienstbehorde nach Abstimmung mit der Schulleitung eine Vorauswahl unter den an die Schulleitung
weiter zu leitenden Bewerbungen treffen. Die von der Schulleitung ausgewéhlten Bewerberinnen und
Bewerber sind im Hinblick auf ihre Eignung zu reihen. Bei konkurrierenden Anforderungen hat die
Dienstbehorde eine Entscheidung zu treffen.

(4) Bei Vorliegen eines wichtigen dienstlichen Interesses kann die Dienstbehérde eine nicht der
Auswahlentscheidung der Schulleitung entsprechende Zuweisung vornehmen. Beabsichtigt die
Dienstbehorde, der Auswahlentscheidung der Schulleitung nicht zu entsprechen, so hat diese das Recht,
sich begriindet gegen die in Aussicht genommene Zuweisung einer Lehrperson auszusprechen. Nimmt die
Dienstbehorde die Zuweisung dennoch vor, so ist diese gegeniiber der Schulleitung zu begriinden.

(5) Vor der Zuweisung von Lehrpersonen fiir den Unterrichtsgegenstand Religion ist - ungeachtet
der Zustéandigkeit der Kirchen und Religionsgemeinschaften fiir die Zuweisung der Religionslehrpersonen
- bei erstmals am Schulstandort titigen Lehrpersonen (ausgenommen nur vorriibergehende Zuweisungen)
der Schulleitung Gelegenheit zur Stellungnahme einzurdumen.

15. Die §§ 203i, 203 und 2031 samt Uberschriften entfallen.
16. Im § 203m wird das Zitat ,,§§ 203 bis 2031 durch das Zitat ,,§§ 203 bis 203h* ersetzt.

17. § 207 Abs. 2 lautet:
,»(2) Leitende Funktionen im Sinne des Abs. 1 sind die
1. einer Schulcluster-Leitung,

2. einer Leiterin oder eines Leiters an Schulen, die mindestens zehn Vollbeschéftigungsdquivalente
aufweisen (§ 40a Abs. 17 VBG),

3. einer Abteilungsvorstehung, einer Fachvorstehung und einer Erziechungsleitung.*

18. § 207a lautet:

8 207a. (1) Die Bildungsdirektorin oder der Bildungsdirektor hat freigewordene Planstellen fiir
leitende Funktionen ehestens, langstens jedoch innerhalb von drei Monaten nach dem Freiwerden,
auszuschreiben.

(2) Die Ausschreibung der Planstelle einer Leiterin oder eines Leiters kann fiir einen Zeitraum von
insgesamt zwei Jahren aufgeschoben werden, wenn die Einbeziehung der Schule in einen Schulcluster
oder eine andere wesentliche organisatorische Maflnahme in Aussicht genommen ist.
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(3) Eine Ausschreibung hat nicht zu erfolgen, wenn aus besonderen Griinden eine Leiterin oder ein
Leiter mit ihrer oder seiner Zustimmung zusitzlich mit der Leitung einer oder zwei weiterer Schulen
betraut wird.*

19. § 207b samt Uberschrift lautet:
»Inhalt der Ausschreibung
§ 207b. (1) Die Ausschreibung hat
. die mit dem Arbeitsplatz verbundenen Aufgaben,
. die Ernennungserfordernisse,
. den Hinweis auf das Erfordernis des § 207¢ Abs. 2 Z 2,

. den Hinweis, dass in der Bewerbung die personliche, fachliche und padagogische Eignung, die
Fiihrungs- und Managementkompetenzen sowie die Leitungs- und Entwicklungsvorstellungen
fir die angestrebte Funktion unter Einbeziehung von Gender- und Diversity-Aspekten
darzustellen sind,

5. den Dienstort,

6. die Schule oder die Schulen (den Schulcluster),

7. die Bewerbungsfrist und

8. die Einreichungsstelle fiir die Bewerbungsgesuche
zu enthalten.

B W NN =

(2) Wenn es sich fiir die Erflillung der Aufgaben des Arbeitsplatzes als erforderlich erweist, sind in
der Ausschreibung zusitzliche fachspezifische Kenntnisse und Fahigkeiten anzufiihren.*

20. In § 207d wird die Wortgruppe ,im Dienstweg® durch die Wortgruppe ,,bei der Einreichungsstelle*
ersetzt.

21. § 207e samt Uberschrift lautet:
sAuswahlkriterien

§ 207e. (1) Die Bewerberinnen oder Bewerber haben in der Bewerbung
1. ihre personliche, fachliche und padagogische Eignung,
2. ihre Fiihrungs- und Managementkompetenzen sowie
3. ihre Leitungs- und Entwicklungsvorstellungen fiir die angestrebte Funktion unter Einbeziehung
von Gender- und Diversity-Aspekten

darzustellen. Die Bewerberinnen oder Bewerber haben sich einem Auswahlverfahren durch eine
Begutachtungskommission zu unterziehen.

(2) Fir die Auswahl kommen nur Bewerberinnen oder Bewerber in Betracht, die

1. die Ernennungserfordernisse erfiillen,

2. eine mindestens fiinfjdhrige erfolgreiche Lehrpraxis an einer Schule oder mehreren Schulen,
deren Schulart im Schulorganisationsgesetz — SchOG, BGBI. Nr.242/1962, im
Bundessportakademiengesetz, BGBI. Nr. 140/1974, oder im Land- und forstwirtschaftlichen
Bundesschulgesetz, BGBI. Nr. 175/1966, geregelt ist, oder einer vergleichbaren Schule in einem
Vertragsstaat des Abkommens iiber den Européischen Wirtschaftsraum, der Tiirkischen Republik
oder der Schweizerischen Eidgenossenschaft aufweisen,

3. in der Bewerbung ihre Eignung, Kompetenzen und Vorstellungen im Sinne des Abs. 1 dargelegt
haben und

4. tiber die erforderliche personliche, fachliche und padagogische Eignung sowie die erforderlichen
Fiithrungs- und Managementkompetenzen verfiigen.

(3) Erfiillen mehrere Bewerberinnen und Bewerber die in Abs. 2 angefiihrten Erfordernisse, so ist fiir
die Besetzung der Planstelle jene Bewerberin oder jener Bewerber heranzuziehen, welche oder welcher
den Auswahlkriterien im hochstem AusmaB entspricht.

22. § 207e Abs. 2 Z 2 lautet:

,,2. eine mindestens flinfjahrige erfolgreiche Lehrpraxis an einer Schule oder mehreren Schulen,
deren Schulart im Schulorganisationsgesetz — SchOG, BGBIL. Nr.242/1962, im
Bundessportakademiengesetz, BGBI. Nr. 140/1974, oder im Land- und forstwirtschaftlichen
Bundesschulgesetz, BGBI. Nr. 175/1966, geregelt ist, oder einer vergleichbaren Schule in einem
Vertragsstaat des Abkommens iiber den Europdischen Wirtschaftsraum, der Tiirkischen Republik
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oder der Schweizerischen Eidgenossenschaft aufweisen sowie den ersten Teil (20 ECTS) des
Hochschullehrganges ,,Schulen professionell fithren* oder eine inhaltlich gleichwertige
Ausbildung erfolgreich absolviert haben,*

23. § 207f samt Uberschrift lautet:
»Begutachtungskommission und Auswahlverfahren
§ 207f. (1) Die Begutachtungskommission ist bei der Bildungsdirektion einzurichten.

(2) Der Begutachtungskommission gehoren als stimmberechtigte Mitglieder an:

1. die Bildungsdirektorin oder der Bildungsdirektor oder eine von ihr oder ihm zu bestellende
fachlich geeignete Vertretung,

2. ein von der Bildungsdirektorin oder vom Bildungsdirektor zu bestellendes Schulaufsichtsorgan,
3. ein vom zusténdigen Fachausschuss zu entsendendes Mitglied und
4. ein von der Gewerkschaft Offentlicher Dienst zu entsendendes Mitglied.

(3) Der Begutachtungskommission gehoren als Mitglieder mit beratender Stimme an:

1. eine Expertin oder ein Experte jener Einrichtung, die das Assessment gemif3 Abs. 10 durchfiihrt
(Personalberaterin oder Personalberater),

2. je eine Vertreterin oder ein Vertreter der Eltern und der Schiilerinnen oder Schiiler aus dem
Schulgemeinschaftsausschuss der betroffenen Schule und

3. die zusténdige Gleichbehandlungsbeauftragte oder der zustdndige Gleichbehandlungsbeauftragte.

(4) Bei der Besetzung der Funktionen Abteilungsvorstehung, Fachvorstehung und Erziehungsleitung
tritt, wenn eine Person kraft Ernennung oder Bestellung die Schulleitung innehat, diese Person an die
Stelle des Mitgliedes gemdll Abs. 2 Z 2.

(5) Bei der Besetzung der Funktion Schulcluster-Leitung obliegt die Entsendung des Mitgliedes
gemil Abs. 2 Z 3 jenem Fachausschuss, der am Tag der Ausschreibung der letzten Wahl an den Schulen
im Schulcluster die grofite Zahl der wahlberechtigten Bediensteten aufgewiesen hat, und obliegt die
Entsendung der Mitglieder geméfl Abs. 3 Z 2 dem Schulclusterbeirat. Bei der Besetzung der Funktion
Schulleitung an einer dem Minderheitenschulwesen unterliegenden Schule gehdrt ein von der
Bildungsdirektorin oder vom Bildungsdirektor zu bestimmendes Schulaufsichtsorgan fiir das
Minderheitenschulwesen der Begutachtungskommission als beratendes Mitglied an.

(6) Die Mitglieder der Begutachtungskommission sind in Ausiibung ihres Amtes selbststdndig und
unabhingig. Sie sind iiber alle ihnen aus ihrer Tétigkeit im Rahmen der Begutachtungskommission
bekannt gewordenen Tatsachen zur Verschwiegenheit verpflichtet. Bedienstete, die auer Dienst gestellt
worden sind, und Bedienstete, gegen die ein Disziplinarverfahren eingeleitet worden ist, diirfen in der
Begutachtungskommission nicht tatig sein.

(7) Den Vorsitz in der Begutachtungskommission fiihrt das Mitglied gemé Abs. 2 Z 1, bei der
Anwendung des Abs. 4 jedoch die Schulleitung. Die Sitzungen der Begutachtungskommission sind von
der Bildungsdirektion vorzubereiten und vom Vorsitz einzuberufen.

(8) Zur Beschlussfihigkeit der Begutachtungskommission ist die Anwesenheit aller
stimmberechtigten Mitglieder erforderlich. Sind zu einer ordnungsgeméf einberufenen Sitzung nicht alle
stimmberechtigten Mitglieder erschienen, so hat der Vorsitz eine neuerliche Sitzung einzuberufen. Auf
dieser und auf den folgenden Sitzungen ist die Begutachtungskommission auch dann beschlussfihig,
wenn aufler dem Vorsitz lediglich ein weiteres stimmberechtigtes Mitglied anwesend ist. Die
Begutachtungskommission hat ihre Beschliisse mit Stimmenmehrheit zu fassen; bei Stimmengleichheit
entscheidet der Vorsitz.

(9) Die Begutachtungskommission hat die eingelangten Bewerbungen zu priifen und Bewerberinnen
und Bewerber, die nicht alle festgelegten Erfordernisse erfiillen, als ,,nicht geeignet” aus dem weiteren
Verfahren auszuscheiden. Die Begutachtungskommission hat

1. dem schulpartnerschaftlichen Gremium (Schulclusterbeirat, Schulgemeinschaftsausschuss oder
Schulforum) und
2. dem Dienststellenausschuss (den Dienststellenausschiissen)
der Schule, fir die die Bewerbungen abgegeben wurden, die Bewerbungen der alle festgelegten
Erfordernisse erfiillenden Bewerber zu iibermitteln. Diese Organe haben das Recht, nach allfdlliger
Anhorung der Bewerberinnen und Bewerber binnen drei Wochen ab Erhalt der Bewerbungen eine
begriindete schriftliche Stellungnahme abzugeben.
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(10) Die alle Erfordernisse erfiillenden Bewerberinnen und Bewerber sind einer qualifizierten
Einrichtung im Rahmen eines Assessments zur Beurteilung ihrer Fithrungs- und
Managementkompetenzen = zuzuweisen,  anschlieBend zu  einer  Anhérung vor  die
Begutachtungskommission zu laden und auf ihre Eignung zu iiberpriifen. Beziiglich der Bewerberinnen
und Bewerber, die nach einem Ausschreibungs- und Bewerbungsverfahren eine leitende Funktion durch
Ernennung oder Bestellung erlangt haben, kann die Begutachtungskommission ein vereinfachtes
Verfahren vorsehen, wenn dies zur Uberpriifung der Eignung ausreichend ist; wird im Rahmen eines
solchen vereinfachten Verfahrens von der Durchfithrung eines Assessments Abstand genommen, so ist
dem Auswahlverfahren keine Expertin oder kein Experte geméll Abs. 3 Z 1 beizuziehen.

(11) Hinsichtlich der als geeignet beurteilten Bewerberinnen und Bewerber hat die
Begutachtungskommission jeweils festzulegen, ob die betreffende Bewerberin oder der betreffende
Bewerber die Auswahlerfordernisse in ,,hochstem AusmafB®, in ,hohem Ausmal}* oder in ,.geringerem
Ausmaf3 erfiillt. Vom Vorsitz ist innerhalb von drei Monaten ein begriindetes Gutachten beziiglich der
Eignung der dem Anhorungsverfahren unterzogenen Bewerberinnen und Bewerber zu erstatten. Vor
Weiterleitung des Gutachtens hat der Vorsitz einem vom schulpartnerschaftlichen Gremium
(Schulclusterbeirat, Schulgemeinschaftsausschuss oder Schulforum) erméchtigten Mitglied des jeweiligen
Organs auf Verlangen Einsicht in das Gutachten zu gewahren; fiir die Einsichtnahme ist eine Frist von
zwei Wochen einzurdumen.

(12) Die Auswahl beziiglich der Leitungsfunktionen an Bundesschulen (Bundes-Schulclustern)
obliegt der Bundesministerin oder dem Bundesminister fiir Bildung. Diese oder dieser ist bei ihrer oder
seiner Auswahlentscheidung nicht an das Gutachten der Begutachtungskommission gebunden.

(13) Die Bewerberin oder der Bewerber hat keinen Anspruch auf Verleihung der ausgeschriebenen
Planstelle und es kommt ihr oder ihm im Auswahl- und Besetzungsverfahren keine Parteistellung zu.

(14) Wird eine Bewerberin oder ein Bewerber auf die ausgeschriebene Leitungsfunktion ernannt, die
oder der nach dem Gutachten der Begutachtungskommission eine geringere Eignung aufweist als
wenigstens eine andere Mitbewerberin oder ein anderer Mitbewerber, so sind dem zustdndigen
Zentralausschuss auf dessen Verlangen die fiir die Ernennung maf3gebenden Griinde mitzuteilen.

(15) Bei der Besetzung von Funktionen an unmittelbar der Verwaltung durch die Bundesministerin
oder den Bundesminister fiir Bildung unterstehenden Schulen ist die Begutachtungskommission bei der
Zentralstelle einzurichten und treten an die Stelle der Mitglieder gemal Abs. 2 Z 1 und 2 zwei durch die
Bundesministerin oder den Bundesminister fiir Bildung zu bestellende Expertinnen oder Experten. Abs. 4
und 7 sind beziiglich des Vorsitzes der Schulleitung sinngeméafl anzuwenden.

(16) Die ndheren Bestimmungen iiber die Geschéftsordnung der Begutachtungskommission sind von
der Bundesministerin oder dem Bundesminister fiir Bildung durch Verordnung (Geschiftsordnung) zu
erlassen.*

24. In § 207g Abs. 1 wird nach dem Wort ,,geeigneten‘ die Wendung ,,Bewerberinnen und* eingefiigt.
25. § 207h samt Uberschrift lautet:

s, Funktionsdauer

§ 207h. (1) Ernennungen auf Planstellen fiir leitende Funktionen sind zunédchst fiir einen Zeitraum
von fiinf Jahren wirksam. In diesen Zeitraum sind auf Antrag Zeiten bis zu einem Hdochstausmall von
zwei Jahren einzurechnen, die bereits auf einer Planstelle fiir eine leitende Funktion (§ 207 Abs. 2) oder
auf Grund einer Betrauung mit einer solchen leitenden Funktion zuriickgelegt worden sind. Ein solcher
Antrag kann bis spitestens zwei Jahre nach Wirksamkeit der Ernennung gestellt werden.

(2) Die Inhaberin oder der Inhaber der Leitungsfunktion ist verpflichtet, binnen vier Jahren und
sechs Monaten den Schulmanagementkurs — Berufsbegleitender Weiterbildungslehrgang erfolgreich zu
absolvieren. Der fiir die erfolgreiche Ablegung des Hochschullehrganges vorgesehene Zeitraum von vier
Jahren und sechs Monaten verkiirzt sich im Umfang der Einrechnung gemif3 Abs. 1 zweiter Satz.

(3) Eine neuerliche Ernennung ist zuldssig, wenn die Verpflichtung gemdB3 Abs. 2 erfiillt ist. Die
Bildungsdirektorin oder der Bildungsdirektor hat der Inhaberin oder dem Inhaber der Leitungsfunktion
frithestens sechs und spitestens drei Monate vor Ablauf der Frist gemaf3 Abs. 1 schriftlich mitzuteilen, ob
sie oder er neuerlich ernannt werden soll. Eine neuerliche Ernennung bedarf keines Ausschreibungs- und
Besetzungsverfahrens; sie ist auf unbestimmte Zeit wirksam.

(4) Wird von einer neuerlichen Ernennung abgesehen und verbleibt die Inhaberin oder der Inhaber
der Leitungsfunktion im Dienststand, wird sie oder er auf eine Planstelle einer Lehrperson jener
Verwendungsgruppe iibergeleitet, der sie oder er als Inhaberin oder als Inhaber der Leitungsfunktion
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angehort hat. Hatte die Inhaberin oder der Inhaber der leitenden Funktion im betreffenden
Dienstverhiltnis zuvor keine andere Planstelle inne, wird sie oder er auf eine Planstelle einer Lehrperson
ohne Leitungsfunktion in jener Verwendungsgruppe iibergeleitet, der sie oder er als Inhaberin oder als
Inhaber der Leitungsfunktion angehdrt hat. In beiden Féllen richtet sich ihre oder seine Lehrverpflichtung
nach ihrer oder seiner tatsdchlichen Verwendung.

(5) Bei unmittelbar der Verwaltung durch die Bundesministerin oder den Bundesminister fiir
Bildung unterstehenden Schulen obliegen die der Bildungsdirektion zukommenden Aufgaben der
Bundesministerin oder dem Bundesminister fiir Bildung.*

26. § 207h Abs. 2 lautet:

,(2) Die Inhaberin oder der Inhaber der Leitungsfunktion ist verpflichtet, binnen vier Jahren und
sechs Monaten den Hochschullehrgang ,,Schulen professionell fithren® im Gesamtumfang von 60 ECTS
erfolgreich zu absolvieren. Auf diesen Hochschullehrgang konnen Ausbildungen oder Lehrginge
angerechnet werden, soweit sie gleichwertig sind und dies im Hinblick auf die Ziele des
Hochschullehrganges ,,Schulen professionell fiihren* zweckmiBig ist; auch die génzliche Anrechnung ist
zuldssig. Der fiir die erfolgreiche Ablegung des Hochschullehrganges vorgesehene Zeitraum von vier
Jahren und sechs Monaten verkiirzt sich im Umfang der Einrechnung geméfl Abs. 1 zweiter Satz. Soweit
zur Professionalisierung der Schulleitung (Schulcluster-Leitung) die erfolgreiche Absolvierung eines
Hochschullehrganges vorgesehen ist, ersetzt die fiinfjdhrige erfolgreiche Ausiibung der Funktion
Schulleitung 30 ECTS des Hochschullehrganges.*

27. § 207i samt Uberschrift lautet:
»Abberufung von der Leitungsfunktion

§ 207i. (1) Die Inhaberin oder der Inhaber der Leitungsfunktion, die oder der sich auf seinem
Arbeitsplatz nicht bewihrt hat, kann nach Befassung des zustindigen Personalvertretungsorganes gemaf}
§ 9 Abs. 3 lit. a PVG von der Leitungsfunktion (vorzeitig) abberufen werden. Die Abberufung obliegt:

1. bei Schulen, die einer Bildungsdirektion unterstehen, dieser,
2. im Ubrigen der Bundesministerin oder dem Bundesminister fiir Bildung.
(2) Endet die Funktion der Inhaberin oder des Inhabers der leitenden Funktion gemif3 Abs. 1 und
verbleibt diese oder dieser im Dienststand, wird sie oder er kraft Gesetzes auf jene Planstelle einer

Lehrperson iibergeleitet, die sie oder er zuletzt vor der Ernennung auf ihre oder seine bisherige Planstelle
innehatte. In diesem Fall richtet sich die Lehrverpflichtung nach der tatsdchlichen Verwendung.

(3) Hatte die Inhaberin oder der Inhaber der leitenden Funktion im betreffenden Dienstverhiltnis
zuvor keine andere Planstelle inne, so ist sie oder er mit dem Ende der Funktion kraft Gesetzes auf eine
Planstelle einer Lehrperson ohne Leitungsfunktion in jener Verwendungsgruppe iibergeleitet, der sie oder
er als Inhaberin oder als Inhaber der Leitungsfunktion angehort hat.*

28. § 207j und § 207k entfallen.

29. Im § 207m Abs. 2 wird das Zitat ,nach den §§ 203 bis 2031 und den §§ 207 bis 207k durch die
Wortgruppe ,,nach den Bestimmungen des 3. und 5. Unterabschnittes® ersetzt.

30. Nach § 207m wird folgender Unterabschnitt Sa eingefiigt:

,Unterabschnitt S5a
Schulcluster

§ 207n. (1) Die zur Vernetzung der Bildungsangebote, zur Verbesserung der Leitungsstrukturen und
zur Erzielung von Synergien zu einem Schulcluster zusammengefassten Schulen bleiben Schulen im
schulrechtlichen Sinn. Dienststelle im Sinne des § 278 Abs. 1 ist jedoch der Schulcluster.
(2) Im Zuge der Errichtung eines Schulclusters ist festzulegen:
1. welche Schulen zu einem Schulcluster zusammengefasst werden,
2. welche Bezeichnung der Schulcluster tragt,
3. an welcher Schule die Schulcluster-Leitung eingerichtet wird und
4. zu welchem Zeitpunkt die Errichtung des Schulclusters wirksam wird.
(3) Die Bildungsdirektion hat dem Schulcluster fiir die Wahrnehmung der Verwaltungsaufgaben der

Schulcluster-Leitung und der Bereichsleitung Werteinheiten (§ 2 BLVG) in einem AusmalBl zur
Verfiigung zu stellen, das auf folgende Weise zu ermitteln ist:
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1. Fiir jede Schule im Schulcluster ist die Verminderung der Lehrverpflichtung zu ermitteln, die
sich gemdB § 3 BLVG ergibe, wenn eine Schulleitung bestellt wire.

2. Bei der Ermittlung der Dienstzulagengruppen sind ausschlieSlich § 2 Abs. 1 Z5, § 3 Abs. 1 Z5,
§ 3 Abs. 3 und § 4 der Schulleiter-Zulagenverordnung, BGBI. Nr. 192/1966, anzuwenden, wobei
an die Stelle der Zahl der Klassen die Zahl der Gruppen von jeweils 25 Schiilerinnen und
Schiilern der jeweiligen Schule tritt; bei der Berechnung der Zahl der Gruppen ist das Ergebnis
der Division auf die nichste ganze Zahl aufzurunden.

3. Die fiir jede Schule geméB Z 1 ermittelten Werteinheiten sind zu summieren.

Die Ermittlung gemiB3 Z 2 erfolgt fiir das jeweilige Schuljahr gemiB den Daten zum Stichtag der
osterreichischen Schulstatistik des vorangegangenen Schuljahres.

(4) Aus den gemiBl Abs. 3 zur Verfiigung stechenden Werteinheiten sind von der Schulcluster-
Leitung unter Bedachtnahme auf die der Bereichsleitung oder den Bereichsleitungen iibertragenen
Aufgaben Werteinheiten der Minderung der Unterrichtsverpflichtung der Bereichsleitung oder den
Bereichsleitungen im Rahmen der Bandbreiten gemil § 9 Abs. 1lb BLVG nach Maligabe des
Organisationsplans zuzuweisen. Fiir die Schule, an welcher die Schulcluster-Leitung eingerichtet ist, ist
keine Bereichsleitung vorzusehen.

(5) Die nach Zuweisung gemif3 Abs. 4 verbleibenden Werteinheiten diirfen von der Schulcluster-
Leitung unter Bedachtnahme auf die wahrzunehmenden Aufgaben und nach Malgabe des
Organisationsplans

1. der Minderung der Unterrichtsverpflichtung der Schulcluster-Leitung (§ 2a BLVG),

2. der Bereitstellung von Sekretariatspersonal ab dem zweiten Jahr nach der Errichtung des
Schulclusters und

3. der Wahrnehmung von Agenden im Sinne des § 9 Abs. 1d BLVG
zugewiesen werden.

(6) Bei einer Zuweisung gemdB Abs.5 Z2 entspricht jeder Werteinheit 8% einer
Verwaltungsplanstelle.

(7) Fir die Wahrnehmung von Verwaltungsaufgaben der Schuladministration (§ 56 Abs. 7
Schulunterrichtsgesetz — SchUG, BGBI. Nr. 476/1986) diirfen von der Schulcluster-Leitung an den
Schulen unter den Voraussetzungen des § 9 Abs. 2 BLVG Administratorinnen und Administratoren mit
der Maf3gabe betraut werden, dass an die Stelle der Zahl der Klassen die Zahl der Gruppen von jeweils
25 Schiilerinnen und Schiilern der jeweiligen Schule tritt; bei der Berechnung der Zahl der Gruppen ist
das Ergebnis der Division auf die néichste ganze Zahl aufzurunden. Die Tatigkeit ist je Gruppe von
25 Schiilerinnen und Schiilern der jeweiligen Schule mit einer halben Wochenstunde der
Lehrverpflichtungsgruppe III (0,525 Werteinheiten) in die Lehrverpflichtung einzurechnen.

(8) Werteinheiten aus Einrechnungen in die Lehrverpflichtung, die sich fiir Verwaltungsaufgaben
der Schuladministration geméf Abs. 7 ergeben, konnen von der Schulcluster-Leitung

1. ab dem Schuljahr 2020/21 der Bereitstellung von Sekretariatspersonal (Abs. 6) und
2. Lehrpersonen fiir Aufgaben der Schulcluster-Administration (§ 207p Abs. 1) zugewiesen werden.

(9) Lehrpersonen, die eine schulfeste Stelle an einer Schule im Schulcluster innehaben, diirfen nur
mit ihrer Zustimmung an einer Schule auBlerhalb des Schulclusters verwendet werden.

(10) Im reisegebiihrenrechtlichen Sinn gilt jene Schule als Dienststelle, an der die Lehrperson
iiberwiegend verwendet wird. Bei gleicher Verwendung an zwei oder mehreren Standorten entscheidet
die Schulcluster-Leitung. Fiir das aktive und passive Wahlrecht zum zustindigen Fachausschuss sowie
zum zustdndigen Zentralausschuss gelten die Schulen als Dienststellen, an welchen die Lehrperson
verwendet wird.

(11) Mit dem Zeitpunkt der Errichtung des Schulclusters endet an den Schulen im Schulcluster die
Funktion der Leiterin oder des Leiters; diese Funktion ist nicht nachzubesetzen; § 207i Abs. 2 und 3 ist
anzuwenden; weiters enden Betrauungen mit dieser Funktion. Fiir das erste Schuljahr ab dem Zeitpunkt
der Errichtung des Schulclusters ist jeweils die bisherige Leiterin oder der bisherige Leiter mit der
Funktion Bereichsleitung betraut. Fiir die Schule, an welcher die Schulcluster-Leitung eingerichtet ist, ist
keine Bereichsleitung vorzusehen.

Schulcluster-Leitung
§ 2070. (1) Die Schulcluster-Leitung ist eine Leitungsfunktion im Sinne des § 207 Abs. 2.
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(2) Sofern in diesem Unterabschnitt nicht anderes bestimmt ist, sind auf die Schulcluster-Leitung die
Bestimmungen iiber die Schulleitung anzuwenden. Die Ernennungserfordernisse gelten durch die
Erfiillung der Erfordernisse fiir eine Verwendung an einer der Schulen im Schulcluster als erfiillt.

(3) Fir die Auswahl fiir die Funktion Schulcluster-Leitung kommen nur Bewerberinnen und
Bewerber in  Betracht, die entweder am  Schulmanagementkurs —  Berufsbegleitender
Weiterbildungslehrgang erfolgreich teilgenommen haben oder den Hochschullehrgang ,,Schulen
professionell fiihren* erfolgreich absolviert haben.

(4) Sofern einem Schulcluster iiberwiegend Schulen gemdf dem Minderheiten-Schulgesetz fiir
Kéarnten, BGBIL. Nr. 101/1959, oder dem Minderheiten-Schulgesetz fiir das Burgenland, BGBIL
Nr. 641/1994, angehoren, kommen nur Bewerberinnen und Bewerber in Betracht, die die Befédhigung zur
Erteilung des Unterrichts in der entsprechenden Minderheitensprache aufweisen. In den iibrigen Féllen
miissen Bewerberinnen und Bewerber Kenntnisse in der Minderheitensprache nach zumindest dem
Referenzniveau B 1 des Gemeinsamen Europidischen Referenzrahmens fiir Sprachen entsprechend der
Empfehlung des Ministerkomitees des Europarates an die Mitgliedsstaaten Nr. R (98) 6 vom 17. Mérz
1998 zum Gemeinsamen Europédischen Referenzrahmen fiir Sprachen - GER nachweisen.

(5) Der Schulcluster-Leitung obliegen die Leitung des Schulclusters in padagogischer, in rechtlich-
organisatorisch-administrativer, in personeller und in wirtschaftlicher Hinsicht sowie die Vertretung der
im Schulcluster zusammengefassten Schulen nach auflen. Die Schulcluster-Leitung hat alle ihr aus dem
Schul- und Dienstrecht zukommenden Aufgaben und die sonstigen sich aus der Leitungsfunktion
ergebenden Aufgaben umsichtig und sorgféltig wahrzunehmen. Sie hat die Besetzung der Schulcluster-
Administration und der Bereichsleitungen in geeigneter Weise schulclusterintern bekannt zu machen.
Diese Bekanntmachung hat insbesondere die vorgesehenen Aufgaben sowie die Bewerbungsfrist zu
enthalten.

(6) Die Schulcluster-Leitung hat im Rahmen der Lehrfacherverteilung die Zuweisungen gemél
§ 207n Abs. 4, 5 und 8 vorzunehmen.

Schulcluster-Administration und Bereichsleitung

§ 207p. (1) Die Schulcluster-Administration beinhaltet die verwaltungsméBige Unterstiitzung der
Schulcluster-Leitung (entsprechend § 56 Abs. 7 SchUG).

(2) Die Bereichsleitung beinhaltet die im § 55d SchUG und im § 52a des Schulunterrichtsgesetzes
fiir Berufstitige, Kollegs und Vorbereitungslehrginge — SchUG-BKV, BGBIL. 1 Nr.33/1997,
umschriebenen Aufgaben; bei den Aufgaben gemil § 55d Z3 SchUG und § 52a Z3 SchUG-BKV
kommt ihr Vorgesetztenfunktion gegeniiber den Lehrpersonen an der Schule zu.

(3) Lehrpersonen im Anwendungsbereich des § 9 Abs. 1¢ BLVG haben die Schulcluster-Leitung in
ihrem gesamten Aufgabenbereich zu unterstiitzen, soweit die Einrechnung gemil3 § 9 Abs. 1¢ BLVG das
Ausmal der Einrechnung aus anderen Funktionen iibersteigt.

Schulcluster mit Bundes- und Pflichtschulen

§ 207q. (1) (Verfassungsbestimmung) Der aus Bundes- und Pflichtschulen bestehende Schulcluster
bildet beziiglich der Anwendung des Dienstrechts der Bundesbediensteten eine Dienststelle im Sinne des
§ 278 Abs. 1.

(2) Fur Schulcluster gemidfl Abs.1 finden die fiir Bundes-Schulcluster anzuwendenden
Bestimmungen mit den Ma3gaben Anwendung, dass

1.bei der Besetzung der an einer Bundesschule errichteten Schulcluster-Leitung der
Begutachtungskommission folgende stimmberechtigte Mitglieder angehdren:

a. die Bildungsdirektorin oder der Bildungsdirektor oder eine von ihr oder ihm zu bestellende
fachlich geeignete Vertretung,

b. ein von der Bundesministerin oder dem Bundesminister fiir Bildung zu entsendendes Mitglied,
¢. ein vom landesgesetzlich zustdndigen Organ zu entsendendes Mitglied,

d. ein Mitglied, das von den fiir Bundeslehrpersonen eingerichteten Zentralausschiissen, deren
Wirkungsbereich betroffen ist, einvernehmlich zu entsenden ist,

e. ein Mitglied, das von den fiir Landeslehrpersonen eingerichteten Zentralausschiissen, deren
Wirkungsbereich betroffen ist, einvernehmlich zu entsenden ist, und

f. ein von der Gewerkschaft Offentlicher Dienst zu entsendendes Mitglied,

2. bei der Besetzung der Funktion Schulcluster-Leitung der Begutachtungskommission zusétzlich
eine Vertreterin oder ein Vertreter des Schulerhalters (Schulerhalterverbandes) der Pflichtschulen
gemil § 26a Abs. 3 Z 3 LDG 1984,
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3. (Verfassungsbestimmung) die Auswahl beziiglich der Schulcluster-Leitung durch die
Bildungsdirektorin oder den Bildungsdirektor nach der Herstellung des Einvernehmens mit der
Bundesministerin oder dem Bundesminister fiir Bildung sowie dem landesgesetzlich zustindigen
Organ erfolgt,

4. die von der Bildungsdirektion dem Schulcluster zur Verfiigung zu stellenden Ressourcen sich
nach § 207n Abs. 3 sowie nach § 26¢ Abs. 3 bis 5 LDG 1984 bestimmen,

5.im Fall der Leitung des Schulclusters durch eine Landeslehrperson einer Bereichsleiterin oder
einem Bereichsleiter an einer der Bundesschulen zusétzliche schulartenspezifische Aufgaben
tibertragen werden kénnen und

6. fiir die gemidB Z 5 zusitzliche schulartenspezifische Aufgaben wahrnehmende Bereichsleitung
die obere Bandbreite gemd3 § 9 Abs. 1b BLVG nicht gilt und sich deren Dienstzulage gemaf
§ 59¢ Abs. 4 GehG um 20 vH erhoht.*

31. Nach § 213d wird folgender § 213e samt Uberschrift eingefiigt:
w»EFort- und Weiterbildungsplanungsgesprich

§ 213e. (1) Die Schulleitung (Schulcluster-Leitung) hat mit jeder Lehrperson regelmiBig einzeln
oder in Kleingruppen Gesprache zur Planung der individuellen Fort- und Weiterbildung fiir die
kommenden drei Schuljahre zu filhren. Die Ergebnisse dieser Gesprache sind schriftlich
zusammenzufassen und von der Schulleitung (Schulcluster-Leitung) sowie der Lehrperson zu
unterfertigen. Eine Ausfertigung dieser Zusammenfassung verbleibt bei der Lehrperson.

(2) Die Fiithrung der Fort- und Weiterbildungsplanungsgespriache darf einer Abteilungsvorstehung
oder einer Fachvorstehung beziiglich der diesen unterstehenden Lehrpersonen ganz oder zum Teil
iibertragen werden. Eine Ausfertigung der Zusammenfassungen ist der Schulleitung (Schulcluster-
Leitung) zu tibermitteln.*

32.In § 217 Abs. 2 wird nach dem Tabellenkopf folgende Zeile eingefiigt:
,,Leiterin oder Leiter eines Schulclusters Schulcluster-Leiterin oder Schulcluster-Leiter*

33.In §220 Abs. 1 Z 3 und § 221 Abs. 3 wird jeweils die Wendung ,dem Landesschulrat™ durch die
Wendung ,.der Bildungsdirektion” und die Wendung ,jjedem Landesschulrat™ durch die Wendung ,jeder
Bildungsdirektion* ersetzt.

34. § 225 Abs. 3 lautet:

,»(3) Die Besetzung einer Planstelle eines Schul- oder Fachinspektors hat auf der Grundlage einer
Ausschreibung durch die Bundesministerin oder den Bundesminister fiir Bildung zu erfolgen. Das
Ausschreibungsgesetz 1989 findet mit der Mallgabe Anwendung, dass anstelle der gemi3 § 7 Abs. 2
zweiter Satz durch die Leiterin oder den Leiter der Zentralstelle zu bestellenden beiden Mitglieder der
Bildungsdirektor oder die Bildungsdirektorin sowie die Leiterin oder der Leiter des Padagogischen
Bereiches (oder jeweils eine von ihr oder ihm zu bestellende fachlich geeignete Vertretung) der
Begutachtungskommission als Vorsitzender oder als Vorsitzende und als Mitglied angehoéren. Die
Entscheidung iiber die Auswahl obliegt der Bundesministerin oder dem Bundesminister fiir Bildung.*

35. Nach § 248c wird folgender § 248d samt Uberschrift eingefiigt:

,,Ubergangsbestimmung zur Novelle BGBL. I Nr. 138/2017

§ 248d. (1) Fir die Besetzung von leitenden Planstellen an land- und forstwirtschaftlichen
Bundeslehranstalten ist der 5. Unterabschnitt des Besonderen Teiles des 7. Abschnittes (§§ 207 bis 207k)
in der bis 31. August 2018 geltenden Fassung weiter anzuwenden.

(2) Auf Bewerberinnen und Bewerber, die sich auf eine ausgeschriebene Leitungsfunktion mit Ende
der Bewerbungsfrist bis spdtestens 31. Dezember 2022 beworben haben, ist § 207e¢ Abs. 2 Z 2 in der bis
zum 31. Dezember 2022 geltenden Fassung anzuwenden.

(3) Auf Leiterinnen und Leiter, deren Ernennung vor dem 1. Janner 2023 wirksam geworden ist, ist
§ 207h Abs. 2 in der bis zum 31. Dezember 2022 geltenden Fassung anzuwenden.*
36. Dem § 284 wird folgender Abs. 92 angeffiigt:

,»(92) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 138/2017 treten in Kraft:
1. § 2001 Abs. 4 bis 6 mit 1. September 2017,

2.§ 8 Abs. 1, § 203 Abs. 3, § 203b Abs. 1 und 3, § 203d Abs. 2, § 203h samt Uberschrift, § 203m,
§ 207 Abs. 2, § 207a Abs. 1 und 2 und § 207m Abs. 2 mit 1. Jénner 2018,
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3. § 207a Abs. 3, die §§ 207n bis 207q, § 213e samt Uberschrift und § 217 Abs. 2 mit 1. September
2018,

4.§19 Abs. 1 Z 1, § 140 Abs. 3, §203 Abs.2 Z 4, § 203a Abs.2 Z 1, § 207b samt Uberschrift,
§207d, §207e samt Uberschrift, §207f samt Uberschrift, §207g Abs.1, §207h samt
Uberschrift, § 207i samt Uberschrift, §220 Abs.1 Z3, §221 Abs.3, §225 Abs.3, dic
Uberschrift zu § 248d und § 248d und § 256 Abs. 1 mit 1. Janner 2019 und

5.§207e Abs. 2 Z2 in der Fassung des Artikels 30 Z 22 und § 207h Abs. 2 in der Fassung des
Artikels 30 Z 26 des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 138/2017 mit 1. Janner 2023.

§§ 203d Abs. 3, 203i, 203j und 2031 samt Uberschriften treten mit Ablauf des 31. Dezember 2017 auBer
Kraft, § 75 Abs. 2 Z 2 tritt mit Ablauf des 30. Juni 2018 auBler Kraft, § 2001 Abs. 6 tritt mit Ablauf des
31. August 2018 auBer Kraft, §§ 207j und 207k treten mit Ablauf des 31. Dezember 2018 aufler Kraft und
§ 248d Abs. 1 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2019 aufler Kraft.«

Artikel 31
Anderung des Gehaltsgesetzes 1956

Das Gehaltsgesetz 1956 — GehG, BGBI. Nr. 54/1956, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 119/2016, wird wie folgt gedndert:

1. Im § 57 wird nach Abs. 8 folgender Abs. 9 eingefiigt:

,»(9) Der Schulcluster-Leitung gemafBl § 2070 BDG 1979 gebiihrt eine Dienstzulage in der Hohe, wie
sie gemdl Abs.2 lit. b in Verbindung mit Abs.2a in der Dienstzulagengruppe I in der jeweiligen
Dienstzulagenstufe vorgesehen ist. Abs. 3 und 4 ist anzuwenden. Abs. 6 erster Satz ist mit der Maf3gabe
anzuwenden, dass beziiglich der Erhéhung der Dienstzulage um bis zu 15vH alle Merkmale
heranzuziehen sind, die bei der Ermittlung der Dienstzulagen der Schulleitungen zu beriicksichtigen
wiren. Abs. 6 zweiter Satz ist mit folgender Maflgabe anzuwenden: An die Stelle der fiir die Erhohung
der Dienstzulage erforderlichen Zahl von Klassen tritt die Zahl der Gruppen von jeweils 25 Schiilerinnen
und Schiilern der jeweiligen Schule; bei der Berechnung der Zahl der Gruppen ist das Ergebnis der
Division auf die ndchste ganze Zahl aufzurunden; diese fiir jede Schule ermittelten Zahlen sind zu
summieren; § 207n Abs. 3 letzter Satz BDG 1979 ist fiir die Ermittlung der Anzahl der Schiilerinnen und
Schiiler anzuwenden.

2. Im § 57 wird nach Abs. 9 folgender Abs. 9a eingefiigt:

,»(92) Der Schulcluster-Leitung gemal § 26d LDG 1984 gebiihrt eine Dienstzulage in der Hohe, wie
sie gemal § 106 Abs. 2 Z 9 LDG 1984 in Verbindung mit Abs. 2a vorgesehen ist, wobei Schulcluster mit
mehr als 200 Schiilerinnen und Schiilern der Dienstzulagengruppe I sowie Schulcluster mit bis zu
200 Schiilerinnen und Schiilern der Dienstzulagengruppe IV zugeordnet werden. Abs.3 und 4 ist
anzuwenden. Abs. 6 zweiter Satz ist mit folgender Maf3igabe anzuwenden:

1. An die Stelle der fiir die Erhdhung der Dienstzulage erforderlichen Zahl von Klassen tritt die
Zahl der Gruppen von jeweils 6,5 Schiilerinnen und Schiilern der Sonderschule und von je 20
Schiilerinnen und Schiilern der iibrigen allgemein bildenden Pflichtschulen.

2. Bei der Berechnung der Zahl der Gruppen ist das Ergebnis der Division auf die nidchste ganze
Zahl aufzurunden; diese fiir jede Schule ermittelten Zahlen sind zu summieren.

3. §207n Abs. 3 letzter Satz BDG 1979 gilt fiir die Ermittlung der Anzahl der Schiilerinnen und
Schiiler.*

3.8 57 Abs. 11 erster Satz lautet:

,Die Dienstzulage einer Leiterin oder eines Leiters, deren oder dessen Funktion

1. gemiB § 207k BDG 1979 oder § 26a LDG 1984 jeweils in der bis 31. Dezember 2018 geltenden
Fassung,

2. gemdB § 26a LLDG 1985 oder
3. gemdB § 2071 BDG 1979 oder § 26b Abs. 5 LDG 1984

endet, gebiihrt im AusmaBl von 50 vH des niedrigsten fiir die jeweilige Verwendungsgruppe und
Gehaltsstufe im Abs. 2 in Verbindung mit Abs. 3 oder 4 vorgesehenen Betrages.*
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4. Dem § 57 wird folgender Abs. 12 angefiigt:

,(12) Lehrpersonen, die auf eine leitende Funktion ernannt worden sind und deren leitende Funktion
gemil § 207n Abs. 11 BDG 1979 oder § 26¢ Abs. 12 LDG 1984 geendet hat, gebiihrt fiir die ersten sechs
Jahre nach Beendigung dieser Funktion die Dienstzulage, die am Tag vor der Errichtung des
Schulclusters gebiihrt hat, mit nachfolgenden MaB3gaben:

1. Eine weitere Erhohung gemil3 Abs. 3 oder 4 findet nicht statt.
2. Die Dienstzulage reduziert sich
a) im vierten Jahr auf 90%,
b) im flinften Jahr auf 75% und
¢) im sechsten Jahr auf 50%.
3. Der Anspruch endet vorzeitig zu dem Zeitpunkt, mit dem eine der folgenden MaBnahmen
wirksam wird:
a) Ernennung auf eine Planstelle fiir leitende Funktionen im Schulwesen (§ 207 Abs. 2
BDG 1979, §§ 26 und 26a LDG 1984) oder Betrauung mit einer solchen Funktion,
b) Ernennung auf eine Planstelle eines Schul- oder Fachinspektors (§ 225 BDG 1979) oder
Betrauung mit einer solchen Funktion,
c) Betrauung der Lehrperson mit der Leitung einer Praxisschule gemifl § 22 Abs. 1 des
Hochschulgesetzes 2005,
d) Uberstellung in eine andere Besoldungsgruppe.*

5. Dem § 57 wird folgender Abs. 13 angefiigt:

»(13) Wird eine Leiterin oder ein Leiter mit der zusétzlichen Leitung einer weiteren Schule oder
mehrerer weiterer Schulen betraut, so gebiihrt eine Dienstzulage. Diese Dienstzulage ist in der Weise zu
bemessen, wie die Dienstzulage einer Schulleitung zu bemessen wire, wenn die geleiteten Schulen eine
einzelne Schule wéren.*

6. Dem § 58 wird folgender Abs. 9 angefiigt:

,»(9) Der Koordinatorin oder dem Koordinator im Fachbereich Inklusiv- und Sonderpadagogik an der
Bildungsdirektion gebiihrt eine Dienstzulage in der Hohe von 884,3 €.

7. In § 59 Abs. 1 wird nach dem Wort ,Leitung® die Wendung ,,eines Schulclusters oder* eingefiigt.

8. In § 59c wird das Zitat ,,§ 9 durch das Zitat ,,§ 9 Abs. 1 ersetzt, erhdlt der bisherige Inhalt des § 59c
die Absatzbezeichnung ,,(1)* und werden folgende Abs. 2 bis 4 angefiigt:

,»(2) Einer Lehrperson, die nach § 207n Abs. 7 BDG 1979 oder nach § 207n Abs. 8 BDG 1979 in
Verbindung mit § 207p Abs. 1 BDG 1979 mit der Administration betraut ist, gebiihrt eine Dienstzulage in
der Hohe, die sich aus Abs. 1 ergibt, wenn die Einrechnung fiir diese Tétigkeit mindestens 6,3
Werteinheiten betrdgt und die Zuordnung zu einer Schule mit mindestens zwolf Klassen erfolgt.

(3) Ist in den Fillen des Abs.2 eine Lehrperson durch die Schulcluster-Leitung laut
Organisationsplan mit der Administration mehrerer Schulen betraut, so sind fiir die Gebiihrlichkeit und
die Hohe der Dienstzulage die Klassen der Schulen zusammenzuzdhlen. Bei der Betrauung mehrerer
Lehrpersonen mit der Administration gebiihrt die Dienstzulage in dem Ausmal}, das dem Anteil an der
Verwendung in der Administration entspricht.

(4) Der Bereichsleitung gemifl § 207p Abs. 2 BDG 1979 gebiihrt eine Dienstzulage in der Hohe, wie
sie gemdB § 57 Abs. 2 lit. b in Verbindung mit Abs. 2a fiir die Dienstzulagengruppe V in der jeweiligen
Dienstzulagenstufe vorgesehen ist. § 57 Abs. 3 und 4 ist mit der MaBBgabe anzuwenden, dass der Zeit der
Auslibung der Funktion Bereichsleitung Zeiten der Ausiibung der dort genannten Funktionen
gleichzuhalten sind. In den Féllen des § 207n Abs. 11 letzter Satz BDG 1979 gebiihrt keine Dienstzulage
fir die Bereichsleitung. Dienstzulagen fiir leitende Funktionen und fiir Funktionen im Schulcluster
gebilihren nur in dem AusmaB, in dem sie die gemil3 § 57 Abs. 12 gebiihrende Dienstzulage iibersteigen.
Die vorstehenden Sétze finden auf die Bereichsleitung gemdll § 26e LDG 1984 mit der Mallgabe
Anwendung, dass an die Stelle der in § 57 Abs. 2 lit. b fiir die Dienstzulagengruppe V vorgesehenen
Dienstzulagen die in § 106 Abs.2 Z9 LDG 1984 fiir die Dienstzulagengruppe VI vorgesehenen
Dienstzulagen treten.*

9.Im § 61 Abs. 16 Z 2 wird der Punkt durch einen Beistrich ersetzt und folgender Halbsatz angefiigt:

»sofern eine Nachbesetzung aus Kapazititsgriinden erforderlich ist.
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10. Nach dem § 61 Abs. 16 wird Abs. 16a eingefiigt:

»(16a) Vom Erfordernis der Nachbesetzung gemi3 Abs. 16 Z 2 kann abgesehen werden, wenn
aufgrund eines Riickgangs von Wochenstunden in einem Fach eine Nachbesetzung personalwirtschaftlich
nicht sinnvoll ist.”

11. § 61b Abs. 1 lautet:

»(1) Einer Lehrperson, der von der Schulleitung im Rahmen der der Schule zugewiesenen
Ressourcen die Verwaltung eines Kustodiates oder die Erbringung einer Nebenleistung {ibertragen wird,
gebiihrt in den Monaten September bis Juni des betreffenden Schuljahres eine monatliche Vergiitung im
nachstehenden Ausma0i:

1. wenn das Kustodiat oder die Nebenleistung von der Schulleitung mit einer Wochenstunde der
Lehrverpflichtungsgruppe 11 bewertet ist,

a) in der Hohe von 156,0 € fiir Lehrpersonen der Verwendungsgruppen L 1 und L PA,
b) in der Hohe von 132,4 € fiir Lehrpersonen der iibrigen Verwendungsgruppen;

2. wenn das Kustodiat oder die Nebenleistung von der Schulleitung mit einer halben Wochenstunde
der Lehrverpflichtungsgruppe I bewertet ist,

a) in der Hohe von 78,0 € fiir Lehrpersonen der Verwendungsgruppen L 1 und L PA,
b) in der Hohe von 66,2 € fiir Lehrpersonen der iibrigen Verwendungsgruppen.*

120. § 61b Abs. 2 entfdllt.
13.Im § 61b Abs. 3 entfillt die Wendung ,,und 2°.

14. Im § 61b Abs. 5 wird die Wendung ,,im Sinne der Absitze 1 bis 3 durch die Wendung ,,im Sinne der
Absitze 1 und 3“ ersetzt.

15. In § 61b Abs. 6 wird das Zitat ,,nach Abs. 1 oder 2 oder auf Grund einer Verordnung gemaf3 Abs. 3
durch das Zitat ,nach Abs. 1 oder auf Grund einer Verordnung gemil Abs. 3 ersetzt.

16. § 61d samt Uberschrift lautet:
»vergiitung fiir die Verwaltung von Kustodiaten bei Lehrpersonen an Berufsschulen

§ 61d. (1) Einer Lehrperson an Berufsschulen, der von der Schulleitung im Rahmen der der Schule
zugewiesenen Ressourcen die Verwaltung einer Sammlung, einer Lehrwerkstdtte oder einer
Laboratoriumseinrichtung (Kustodiat) {ibertragen wird, gebiihrt in den Monaten September bis Juni eine
monatliche Vergiitung in Hohe

1. von 108,8 €, wenn es sich um eine Lehrwerkstitte oder in Lehrberufen ohne Lehrwerkstitte um
eine Laboratoriumseinrichtung handelt,
2. von 54,4 € in den tbrigen Fillen.
Kustodiate im Sinne der Z1 sind mit einer Wochenstunde einer Lehrverpflichtung von
23 Wochenstunden, Kustodiate im Sinne der Z 2 mit einer halben Wochenstunde einer Lehrverpflichtung
von 23 Wochenstunden bewertet. Einer Lehrperson diirfen auch mehrere Kustodiate iibertragen werden.

(2) Wird wihrend eines Monats eine andere Lehrperson mit Tatigkeiten im Sinne des Abs. 1 betraut,
ist die Vergiitung fiir diesen Monat unter den betreffenden Lehrpersonen entsprechend der Dauer der
Betrauung aufzuteilen. Fiir Kalendermonate, in denen diese Tétigkeit nicht ausgeiibt wird, entfdllt die
Vergiitung zur Génze.

(3) Bei Schulen mit einem gemél Schulzeitgesetz abweichenden Ablauf des Unterrichtsjahres
gebiihrt die Vergiitung nach Abs. 1 beginnend mit dem ersten Monat des betreffenden Unterrichtsjahres,
hochstens aber zehnmal pro Schuljahr.

(4) Die Leiterin oder der Leiter einer Berufsschule darf ab dem Schuljahr 2018/19 im Rahmen der
von der landesgesetzlich zustédndigen Behorde zugeteilten Ressourcen und hochstens bis zur Gesamtzahl
der in Anlage 5 Ziffer 6 in der bis 31. August 2018 geltenden Fassung an Berufsschulen vorgesehenen
und eingerichteten Kustodiate einzelnen Lehrpersonen Kustodiate iibertragen (Abs. 1).

17. Nach dem § 116d wird folgender § 116e samt Uberschrift eingefiigt:
,,Ubergangsbestimmung zur Novelle BGBI. I Nr. 138/2017

§ 116e. Ein Antrag auf Verbrauch von gutgeschriebenen Wochen-Werteinheiten fiir das Schuljahr
2017/2018 gemalB § 61 Abs. 16 in Verbindung mit Abs. 16a kann abweichend von § 61 Abs. 16 Z 3 bis
31. August 2017 gestellt werden.*
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18. Dem § 175 wird folgender Abs. 88 angefiigt:

,»(88) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 138/2017 treten in Kraft:
1. § 61 Abs. 16 Z 2 und Abs. 16aund § 116e samt Uberschrift mit 1. Juli 2017 und

2.§57 Abs. 9, 9a, 11, 12 und 13, § 58 Abs. 9, § 59 Abs. 1, § 59¢c, § 61b Abs. 1, 3, 5 und 6 und
§ 61d samt Uberschrift mit 1. September 2018. § 57 Abs. 13 in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. I Nr. 138/2017 ist auf Lehrpersonen anzuwenden, deren Betrauung mit der Leitung einer
weiteren Schule nach dem 31. August 2018 wirksam wird.

§ 61b Abs. 2 und die Anlagen 2 bis 5 treten mit Ablauf des 31. August 2018 aufler Kraft.“
19. Anlagen 2 bis 5 entfallen.

Artikel 32
Anderung des Vertragsbedienstetengesetzes 1948

Das Vertragsbedienstetengesetz 1948 — VBG, BGBIL Nr. 86/1948, zuletzt geéndert durch das
Bundesgesetz BGBI. I Nr. 119/2016, wird wie folgt gedndert:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach der § 43a betreffende Zeile folgende Zeile eingefiigt:
,»$ 43b. Schulcluster und Schulcluster-Leitung*

2. Im Inhaltsverzeichnis lautet die § 46b betreffende Zeile:
,»,§ 46b. Dienstzulage fiir Schulcluster-Leitung und Schulleitung*

3. §29b Abs. 2 Z 2 entfillt.

4. § 37a Abs. 1 zweiter Satz lautet:

,Auf dieses Verfahren sind die §§ 203 bis 203h und § 207m BDG 1979 mit der Maflgabe anzuwenden,
dass an die Stelle der Dienstbehdrde die Personalstelle tritt.*

5.In § 38 Abs. 3 Z 3 wird die Wendung ,.erganzende Lehramtsausbildung® durch die Wendung ,,oder eine
sonstige gleichzuhaltende ergénzende péadagogisch-didaktische Ausbildung®™ ersetzt, entfdillt das Wort
,mindestens* und wird nach dem Abs. 3 folgender Abs. 3a eingefiigt:
»(32) Bei einer Verwendung in allgemein bildenden Unterrichtsgegenstinden im Bereich der
Sekundarstufe werden die Zuordnungsvoraussetzungen gemaf3 Abs. 2 auch erfiillt durch
1. eine der Verwendung entsprechende abgeschlossene Hochschulbildung gemiBl Z 1.12a der
Anlage 1 zum BDG 1979 und
2. eine nach dem Erwerb des Bachelorgrades zuriickzulegende erforderliche Berufspraxis sowie
3.ein fiir die Verwendung erforderliches abgeschlossenes Masterstudium fiir das Lehramt
Sekundarstufe (Allgemeinbildung) in einem Unterrichtsfach im Ausmall von 120 ECTS-
Anrechnungspunkten.

6. In § 38 wird in Abs. 4 das Zitat ,,Abs. 3 Z 3* durch das Zitat ,,Abs. 3 Z 3 und Abs. 3a Z 3 sowie die
Wendung ,.ergianzende Lehramtsausbildung® durch die Wendung ,erginzende padagogisch-didaktische
Ausbildung®, in Abs. 6 das Zitat ,,Abs. 2a Z 2 und Abs. 3 Z 2 durch das Zitat ,,Abs. 2a Z 2, Abs. 3 Z 2
und Abs. 3a Z 2° sowie die Wendung ,.erginzende Lehramtsausbildung® durch die Wendung ,,erginzende
padagogisch-didaktische Ausbildung® und in Abs. 8 das Zitat ,,Abs. 2 oder 3* durch das Zitat ,,Abs. 2, 3
oder 3a“ ersetzt.

7. Im § 38a Abs. 3 wird das Wort ,,der* durch die Wortfolge ,,eines oder mehrerer ersetzt und entfillt das
Wort ,,aufeinanderfolgend*.

8. In § 40 Abs. 1 wird vor dem Begriff ,,oder die Wortgruppe ,,oder gemifl § 38 Abs. 3a (allenfalls in
Verbindung mit § 38 Abs. 4)“ eingefiigt.

9. In § 40 Abs. 2 Z 2 wird in lit. a die Wendung ,.ergdnzende Lehramtsausbildung® durch die Wendung
nerganzende padagogisch-didaktische Ausbildung® ersetzt, erhalten die Inhalte der bisherigen lit. b und c
die Bezeichnungen lit. ¢ und d und lautet die neue lit. b:
,b) in den Fillen des § 38 Abs. 3a (Allgemeinbildung) das erforderliche Masterstudium gemél
§ 38 Abs. 3aZ 3,
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10. Im § 40a wird nach Abs. 15 folgender Abs. 15a eingefiigt:

»(15a) Die Tatigkeit der Vertragslehrperson, die im Schulcluster mit padagogisch-didaktischen
Projekten und Projekten der Unterrichtsorganisation und Schulentwicklung betraut ist, ist — soweit dafiir
nicht eine andere Form der Abgeltung oder Beriicksichtigung im Rahmen der dienstlichen Pflichten
vorgesehen ist — der Unterrichtserteilung in dem AusmaR gleichzuhalten, die sich aus der Zuweisung
gemil § 207n Abs. 5 Z 3 BDG 1979 ergibt, wobei jeder Werteinheit 1,1 Wochenstunden entsprechen.*

11. Im § 40a werden nach Abs. 18 folgende Abs. 18a bis 18c eingefiigt:

,(18a) Bei Ausiibung der Funktion Administration im Schulcluster (§ 207n Abs. 7 und 8 BDG 1979)
vermindert sich die Verpflichtung gemill Abs. 3 zweiter Satz in dem Ausmal, das sich aus § 9 Abs. 1
BLVG und der Zuweisung gemal § 207n Abs.8 Z2 BDG 1979 ergibt, wobei jeder Werteinheit
1,1 Wochenstunden im Sinne des Abs. 3 zweiter Satz und 0,1 Wochenstunden im Sinne des Abs. 3 dritter
Satz entsprechen.

(18b) Bei Ausiibung der Funktion Bereichsleitung (§ 207n Abs. 4 BDG 1979) vermindert sich die
Verpflichtung gemdBl Abs. 3 zweiter Satz in dem Ausmal, das sich aus der Zuweisung gemafl § 207n
Abs. 4 BDG 1979 ergibt, wobei jeder Werteinheit 1,1 Wochenstunden im Sinne des Abs. 3 zweiter Satz
und 0,1 Wochenstunden im Sinne des Abs. 3 dritter Satz entsprechen.

(18c) Die Verminderung der Unterrichtungsverpflichtung der Vertragslehrperson, die nach
Beendigung der leitenden Funktion gemdf § 43b Abs. 1 die Schulcluster-Leitung in ihrem gesamten
Aufgabenbereich unterstiitzt, betrdgt im ersten Jahr nach der Beendigung 100%, im zweiten Jahr nach der
Beendigung 70% und im dritten Jahr nach der Beendigung 50% des Ausmafles, das der Minderung der
Unterrichtsverpflichtung unmittelbar vor der Beendigung der leitenden Funktion entspricht.*

12. In § 41 Abs. 1 wird nach dem Zitat ,,§ 38 Abs. 3 Z 1 lit. b* das Zitat ,,oder § 38 Abs. 3a Z 3* angefiigt.
13. Dem § 41 Abs. 4 wird nachfolgender Abs. 4a angefiigt:

»(4a) Vertragslehrpersonen konnen mit ihrer Zustimmung zur Koordination des Fachbereiches
Inklusiv- und Sonderpddagogik an die Bildungsdirektion versetzt werden. Der Versetzung zum
Fachbereich Inklusiv- und Sonderpddagogik hat eine Ausschreibung voranzugehen. Mit dem
Wirksamwerden einer solchen Versetzung endet eine allfillige Schulleitungsfunktion. Auf die zur
Koordination des Fachbereiches Inklusiv- und Sonderpddagogik an die Bildungsdirektion versetzte
Vertragslehrperson ist Abs. 5 nicht anzuwenden. Eine Heranziehung zu einer bis zu dreiwdchigen
Vorbereitungszeit aullerhalb des Unterrichtsjahres ist jedoch zuldssig.

14. § 43a Abs. 1 lautet:

,(1) Leitende Funktionen sind die
1. einer Schulcluster-Leitung,

2. einer Schulleitung im Sinne des Abs. 2 erster Satz an Schulen, die nicht zu einem Schulcluster
zusammengefasst sind,

3. einer Abteilungsvorstehung und Fachvorstehung.*

15. Nach § 43a wird folgender § 43b samt Uberschrift eingefiigt:
wSchulcluster und Schulcluster-Leitung

§ 43b. (1) Mit dem Zeitpunkt der Errichtung des Schulclusters endet an den Schulen im Schulcluster
(§ 207n BDG 1979) die Funktion Schulleitung; diese Funktion ist nicht nachzubesetzen; § 2071 Abs. 2
und 3 BDG 1979 ist sinngeméll anzuwenden; weiters enden Betrauungen mit der Schulleitung und
Betrauungen gemal} § 43a Abs. 2 zweiter Satz. Fir das erste Schuljahr ab dem Zeitpunkt der Errichtung
des Schulclusters ist jeweils die bisherige Vertragslehrperson in der Funktion Schulleitung mit der
Funktion Bereichsleitung betraut. Fiir die Schule, an welcher die Schulcluster-Leitung eingerichtet ist, ist
keine Bereichsleitung vorzusehen.

(2) Wird eine Vertragslehrperson zur Schulcluster-Leiterin oder zum Schulcluster-Leiter bestellt,
sind auf sie, soweit in den nachstehenden Absétzen nicht anderes bestimmt ist, die Bestimmungen iiber
die Schulleitung anzuwenden. Die Zuordnungsvoraussetzungen gelten durch die Erfiillung der
Voraussetzungen fiir eine Verwendung an einer der Schulen im Schulcluster als erfiillt.

(3) Fir die Auswahl fiir die Funktion Schulcluster-Leitung kommen nur Bewerberinnen und
Bewerber in  Betracht, die entweder am  Schulmanagementkurs —  Berufsbegleitender
Weiterbildungslehrgang erfolgreich teilgenommen haben oder den Hochschullehrgang ,,Schulen
professionell fithren“ erfolgreich absolviert haben.
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(4) Sofern einem Schulcluster iiberwiegend Schulen gemidl dem Minderheiten-Schulgesetz fiir
Kérnten, BGBI. Nr. 101/1959, oder dem Minderheiten-Schulgesetz fiir das Burgenland, BGBI.
Nr. 641/1994, angehoren, kommen nur Bewerberinnen und Bewerber in Betracht, die die Befahigung zur
Erteilung des Unterrichts in der entsprechenden Minderheitensprache aufweisen. In den iibrigen Féllen
miissen Bewerberinnen und Bewerber Kenntnisse in der Minderheitensprache nach zumindest dem
Referenzniveau B 1 des Gemeinsamen Europidischen Referenzrahmens fiir Sprachen entsprechend der
Empfehlung des Ministerkomitees des Europarates an die Mitgliedsstaaten Nr. R (98) 6 vom 17. Mérz
1998 zum Gemeinsamen Europédischen Referenzrahmen fiir Sprachen - GER nachweisen.

(5) Der Schulcluster-Leitung obliegt die Leitung des Schulclusters in piddagogischer, in rechtlich-
organisatorisch-administrativer, in personeller und in wirtschaftlicher Hinsicht sowie die Vertretung der
im Schulcluster zusammengefassten Schulen nach aulen. Die Schulcluster-Leitung hat alle ihr aus dem
Schul- und Dienstrecht zukommenden Aufgaben und die sonstigen sich aus der Leitungsfunktion
ergebenden Aufgaben umsichtig und sorgféltig wahrzunehmen. Sie hat die Besetzung der Schulcluster-
Administration und der Bereichsleitungen in geeigneter Weise schulclusterintern bekannt zu machen. Die
Bekanntmachung hat insbesondere die fiir die zu besetzende Funktion vorgesehenen Aufgaben sowie die
Bewerbungsfrist zu enthalten.

(6) Die Vertragslehrperson in der Funktion Schulcluster-Leitung fiihrt die Verwendungsbezeichnung
Schulcluster-Leiterin“ oder ,,Schulcluster-Leiter*.

(7) Die Bereichsleitung beinhaltet die im § 55d des Schulunterrichtsgesetzes — SchUG, BGBI.
Nr. 476/1986, umschriecbenen Aufgaben; bei den Aufgaben gemif § 55d Z3 SchUG kommt ihr
Vorgesetztenfunktion gegeniiber den Lehrpersonen an der Schule zu. Die Schulcluster-Administration
beinhaltet die verwaltungsméBige Unterstiitzung der Schulcluster-Leitung (entsprechend § 56 Abs. 7
SchUG). Die Schulcluster-Leitung hat im Rahmen der Lehrfacherverteilung die Zuweisungen gemal
§ 207n Abs. 4, 5 und 8 BDG 1979 vorzunechmen.

(8) Lehrpersonen im Anwendungsbereich des § 40a Abs. 18¢ haben die Schulcluster-Leitung in
ihrem gesamten Aufgabenbereich zu unterstiitzen, soweit die Einrechnung gemiB § 40a Abs. 18c das
Ausmal der Einrechnung aus anderen Funktionen iibersteigt.

(9) Die Unterrichtsverpflichtung der Vertragslehrperson in der Funktion Schulcluster-Leitung
vermindert sich nach Maflgabe der Zuweisung gemiBl § 207n Abs.5 Z 1 BDG 1979, wobei jeder
Werteinheit 1,1 Wochenstunden im Sinne des § 40a Abs. 3 zweiter Satz und 0,1 Wochenstunden im
Sinne des § 40a Abs. 3 dritter Satz entsprechen.

(10) Dienststelle ist der Schulcluster. Im reisegebiihrenrechtlichen Sinn gilt jedoch jene Schule als
Dienststelle, an der die Lehrperson iiberwiegend verwendet wird. Fiir das aktive und passive Wahlrecht
zum zustindigen Fachausschuss sowie zum zustindigen Zentralausschuss gelten die Schulen als
Dienststellen, an welchen die Lehrperson verwendet wird.

(11) Bei einem aus Bundes- und Pflichtschulen bestehenden Schulcluster ist § 207q BDG 1979
sinngeméil anzuwenden.*

16. In § 44 Abs. 1 entfillt die Wendung ,,anstelle der §§ 207h bis 207k BDG 1979

17. In § 44 Abs. 2 wird das Wort ,sechsjahrige” durch das Wort ,finfjahrige” und die Wendung ,,des
Hochschullehrganges Schulmanagement: Professionell fithren — Nachhaltig entwickeln im Umfang von
90 ECTS* durch die Wendung ,des ersten Teiles (20 ECTS) des Hochschullehrganges ,,Schulen
professionell fiihren* oder einer inhaltlich gleichwertigen Ausbildung® ersetzt.

18. Im § 44 Abs. 3 werden nach dem ersten Satz folgende Bestimmungen eingefiigt:

,Die Vertragslehrperson in der Funktion Schulleitung ist verpflichtet, binnen vier Jahren und sechs
Monaten den Hochschullehrgang ,,Schulen professionell fithren im Gesamtumfang von 60 ECTS
erfolgreich zu absolvieren. Auf diesen Hochschullehrgang koénnen Ausbildungen oder Lehrginge
angerechnet werden, soweit sie gleichwertig sind und dies im Hinblick auf die Ziele des
Hochschullehrganges ,,Schulen professionell fithren* zweckmaBig ist; auch die génzliche Anrechnung ist
zuléssig.

19. § 44 Abs. 5 lautet:

»(5) Die Personalstelle kann die Vertragslehrperson in der Funktion Schulleitung bei
Nichtbewdhrung nach Befassung des zustindigen Personalvertretungsorganes gemdl § 9 Abs. 3 lit. a
Bundes-Personalvertretungsgesetz (PVG), BGBI. Nr. 133/1967, von der Leitungsfunktion (vorzeitig)
abberufen.*
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20. Dem § 44a werden folgende Abs. 6 und 7 angefiigt:

,(6) Die Schulleitung (Schulcluster-Leitung) hat mit jeder Lehrperson regelmiflig einzeln oder in
Kleingruppen Gespriache zur Planung der individuellen Fort- und Weiterbildung fiir die kommenden drei
Schuljahre zu fithren. Die Ergebnisse dieser Gespriache sind schriftlich zusammenzufassen und von der
Schulleitung (Schulcluster-Leitung) sowie der Lehrperson zu unterfertigen. Eine Ausfertigung dieser
Zusammenfassung verbleibt bei der Lehrperson.

(7) Die Fiihrung der Fort- und Weiterbildungsplanungsgespriche darf einer Abteilungsvorstehung
oder einer Fachvorstehung beziiglich der diesen unterstehenden Lehrpersonen ganz oder zum Teil
iibertragen werden. Eine Ausfertigung der Zusammenfassungen ist der Schulleitung (Schulcluster-
Leitung) zu tibermitteln.*

21. Im § 46a werden nach Abs. 11 folgende Abs. 11a und 11b eingefiigt:
»(11a) Einer Vertragslehrperson, die nach § 40a Abs. 18a mit der Funktion Administration im
Schulcluster betraut ist, gebiihrt eine Dienstzulage

1.im Fall einer Zuweisung von zehn bis unter 15 Werteinheiten (12,000 bis 17,999
Wochenstunden) in der Hohe von 341,5 €,

2. im Fall einer Zuweisung von 15 bis unter 20 Werteinheiten (18,000 bis 23,999 Wochenstunden)
in der Hohe von 511,4 € und

3.im Fall einer Zuweisung von 20 Werteinheiten (24,000 Wochenstunden) in der Hohe von
614,1 €.

(11b) Einer Vertragslehrperson, die nach § 40a Abs. 18b mit der Funktion Bereichsleitung betraut
ist, gebiihrt eine Dienstzulage nach Mal3gabe des Abs. 10. In den Féllen des § 43b Abs. 1 gebiihrt keine
Dienstzulage fiir die Bereichsleitung. Dienstzulagen fiir leitende Funktionen und fiir Funktionen im
Schulcluster gebiihren nur in dem AusmaB, in dem sie die gemdB § 46b Abs. 5 gebiihrende Dienstzulage
libersteigen.

22.In § 46a Abs. 12 wird das Zitat ,,Abs. 10 und 11“durch das Zitat ,,Abs. 10, 11, 11aund 11b“ersetzt.
23. Die Uberschrift zu § 46b lautet:

»Dienstzulage fiir Schulcluster-Leitung und Schulleitung*

24. § 46b Abs. 1 lautet:

»(1) Vertragslehrpersonen, die zur Schulcluster-Leiterin oder zum Schulcluster-Leiter, zur
Schulleiterin oder zum Schulleiter bestellt oder mit der Schulcluster-Leitung oder mit der Schulleitung
(§ 43a Abs. 2 erster Satz) provisorisch betraut sind, gebiihrt eine Dienstzulage.*

25. Dem § 46b wird folgender Abs. 5 angefiigt:

»(5) Vertragslehrpersonen, die gemél § 37a zur Schulleiterin oder zum Schulleiter bestellt worden
sind und deren Schulleitungsfunktion gemél § 43b Abs. 1 geendet hat, gebiihrt fiir die ersten sechs Jahre
nach Beendigung der Funktion nach Maligabe der folgenden Bestimmungen eine Dienstzulage in Hohe
des fiir sie im Abs. 3 oder im § 46a Abs. 10 vorgesehenen Betrages:

1. Eine Erhéhung aufgrund der Funktionsdauer findet nicht statt.
2. Die Dienstzulage reduziert sich

a) im vierten Jahr auf 90%,

b) im fiinften Jahr auf 75% und

¢) im sechsten Jahr auf 50%.

3. Der Anspruch endet vorzeitig zu dem Zeitpunkt, mit dem eine der folgenden MaBnahmen
wirksam wird:

a) Bestellung in eine leitende Funktion im Sinne des § 43a Abs. 1 oder Betrauung mit einer
solchen Funktion,

b) Betrauung mit einer Schulaufsichtsfunktion,

c) Betrauung der Lehrperson mit der Leitung einer Praxisschule gemidfl § 22 Abs. 1 des
Hochschulgesetzes 2005,

d) Uberstellung in eine andere Entlohnungsgruppe.*
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26. Nach dem § 46e wird folgender § 46f samt Uberschrift eingefiigt:

»Dienstzulage fiir die Koordination im Fachbereich Inklusiv- und Sonderpadagogik an der
Bildungsdirektion

§ 46f. Der Koordinatorin oder dem Koordinator im Fachbereich Inklusiv- und Sonderpadagogik an
der Bildungsdirektion gebiihrt eine Dienstzulage in der Hohe von 884,3 €.

27. In § 48 wird in Z 3 die Wendung ,ergénzende Lehramtsausbildung™ durch die Wendung ,.erginzende
padagogisch-didaktische Ausbildung® sowie das Wort ,,oder durch einen Beistrich ersetzt, erhdlt der
Inhalt der Ziffer ,, A die Ziffernbezeichnung ,,.5“ und lautet die neue Z 4:

,A4.das in § 38 Abs. 3a Z 3 vorgeschriebene Masterstudium nicht innerhalb von fiinf Jahren ab
Beginn des Dienstverhéltnisses erfolgreich absolviert hat oder*

28. Im § 48n werden nach Abs. 3 folgende Abs. 4 bis 6 eingefiigt:

»(4) Bei der Festlegung der Aufgaben in der Lehre der Vertragshochschullehrpersonen, die
iiberwiegend in der Fortbildung eingesetzt sind, darf die Zahl von 320 Lehrveranstaltungsstunden (§ 48h
Abs. 2 zweiter Satz) um bis zu 160 Lehrveranstaltungsstunden unterschritten werden, wenn dies aus
Griinden, die in der fachlichen Spezialisierung in Verbindung mit dem Bedarf gelegen sind, erforderlich
ist.

(5) Bei der Festlegung der Aufgaben in der Lehre der Vertragshochschullehrpersonen der
Entlohnungsgruppen ph 2 und ph 3 darf die Zahl von 320 Lehrveranstaltungsstunden (§ 48h Abs. 2
zweiter Satz) um bis zu 160 Lehrveranstaltungsstunden unterschritten werden, wenn die
Vertragshochschullehrperson iiberwiegend fiir die Begleitung von Schulentwicklungsprozessen
verwendet wird.

(6) Fiir Zeitraume, die vor dem 1. September 2018 liegen, darf bei der Festlegung der Aufgaben in
der Lehre der Vertragshochschullehrpersonen, die vor dem 1. September 2012 in ein (nunmehr) der
Pédagogischen Hochschule zugeordnetes Dienstverhéltnis aufgenommen worden sind und seit diesem
Zeitpunkt ununterbrochen in einem solchen Dienstverhdltnis stehen, die Zahl von 320
Lehrveranstaltungsstunden (§ 48h Abs. 2 zweiter Satz) aus besonderen fachlichen oder organisatorischen
Griinden unterschritten werden.

29. § 90a Abs. 1 zweiter Satz lautet:

,Auf dieses Verfahren sind die §§ 203 bis 203f, 203h und die §§ 207 bis 207m BDG 1979 nach Maligabe
der folgenden Absétze sinngemafl anzuwenden.*

30. § 90a Abs. 1 zweiter Satz lautet:

,2Auf dieses Verfahren sind die §§ 203 bis 203f, 203h und die §§ 207 bis 207q BDG 1979 nach Maflgabe
der folgenden Absétze sinngemél anzuwenden.

31. In § 90a Abs. 2 wird das Zitat ,,§§ 203h bis 2031 BDG 1979 durch das Zitat ,,§ 203h BDG 1979

ersetzt.

32.In § 90m Abs. 1 Z 1 und § 91f wird jeweils das Wort ,,Landesschulratsbereiches* durch die Wendung
,Bereiches der Bildungsdirektion® ersetzt.

33. In § 91b Abs. 2 erhalten die Bezeichnungen Z 1 bis 4 die Bezeichnungen Z 2 bis 5 und wird vor der
Z 2 folgende Z 1 eingefiigt:
,,1. fiir die Leiterin oder den Leiter eines Schulclusters die Verwendungsbezeichnung Schulcluster-
Leiterin oder Schulcluster-Leiter,*

34. Dem § 100 wird folgender Abs. 78 angefiigt:

,(78) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 138/2017 treten in Kraft:

1. § 48n Abs. 4 bis 6 mit 1. September 2017,

2.§37a Abs. 1, § 90a Abs. | in der Fassung des Artikels 32 Z 29 des Bundesgesetzes BGBI. I
Nr. 138/2017 und § 90a Abs. 2 mit 1. Janner 2018,

3. das Inhaltsverzeichnis, § 38 Abs. 3, 3a, 4, 6 und 8, § 38a Abs. 3, §40 Abs.1 und 2, § 40a
Abs. 15a und Abs. 18a bis 18c, § 41 Abs. 1 und 4a, § 43a Abs. 1, § 43b samt Uberschrift, § 44a
Abs. 6 und 7, § 46a Abs. 11a, 11b und 12, die Uberschrift zu § 46b, § 46b Abs. 1 und 5, § 46f
samt Uberschrift, § 48, § 90a Abs. 1 in der Fassung des Artikels 32 Z 30 des Bundesgesetzes
BGBI. I Nr. 138/2017 und § 91b Abs. 2 mit 1. September 2018 und
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4.§44 Abs. 1,2,3und 5, § 90m Abs. 1 Z 1, § 91f und die Anlage 3 zu § 40a mit 1. Janner 2019.

§ 29b Abs. 2 Z 2 tritt mit Ablauf des 30. Juni 2018 und § 48n Abs. 6 tritt mit Ablauf des 31. August 2018
auBer Kraft.“

35. In Anlage 3 zu § 40a entfdllt in Z 1 der Klammerausdruck und wird in Z 2 das Zitat ,,§ 18 Bundes-
Schulaufsichtsgesetz, BGBI. Nr. 240/1962 durch das Zitat ,,§ 6 des Bundesgesetzes iiber die Einrichtung
von Bildungsdirektionen in den Léndern (Bildungsdirektionen-Einrichtungsgesetz — BD-EG), BGBI. I
Nr. 138/2017 ersetzt.

Artikel 33
Anderung des Bundeslehrer-Lehrverpflichtungsgesetzes

Das Bundeslehrer-Lehrverpflichtungsgesetz, BGBI. Nr. 244/1965, zuletzt gedndert durch das
Bundesgesetz BGBI. I Nr. 211/2013, wird wie folgt gedndert:

1. Nach § 2 wird folgender § 2a eingefiigt:

,»§ 2a. Das AusmaB der Lehrverpflichtung der Schulcluster-Leitung vermindert sich nach MaB3gabe
der Zuweisung gemal § 207n Abs. 5 Z 1 BDG 1979.¢

2. In § 3 wird nach dem Abs. 3a folgender Abs. 3b eingefiigt:

,(3b) Betrigt die Minderung der Lehrverpflichtung der Leiterin oder des Leiters, die oder der gemaf
§ 207a Abs. 3 BDG 1979 mit der Leitung einer oder zwei weiteren Schulen mitbetraut ist, mehr als 20
Werteinheiten, so darf die Leiterin oder der Leiter die die volle Lehrverpflichtung tibersteigende Anzahl
von Werteinheiten einer an der mitgeleiteten Schule titigen Lehrperson zur verwaltungsmifBigen
Unterstiitzung der Schulleitung zuweisen. Bei der Betrauung mit der Leitung zweier weiterer Schulen
darf die Gesamtsumme der 20 Werteinheiten {iiberschreitenden Minderung der Lehrverpflichtung
zwischen jeweils einer an den mitgeleiteten Schulen titigen Lehrperson aufgeteilt werden.*

3. In §7 Abs. 2 wird in der Z1 die Wendung ,der Landesschulrite” durch die Wendung ,der
Bildungsdirektionen® und in der Z 2 die Wendung ,einem Landesschulrat durch die Wendung ,.einer
Bildungsdirektion” sowie die Wendung ,,im betreffenden Landesschulrat® durch die Wendung ,jin der
betreffenden Bildungsdirektion® ersetzt.

4. Im § 9 werden nach Abs. 1 folgende Absdtze eingefiigt:

,(1a) Die Tétigkeit der Lehrperson, die mit der Funktion Schulcluster-Administration gemaf3 § 207p
Abs. 1 BDG 1979 betraut ist, wird mit jener Zahl von Werteinheiten in die Lehrverpflichtung
eingerechnet, die der Zuweisung im Sinne des § 207n Abs. 8 Z 2 BDG 1979 entspricht.

(1b) Die Tétigkeit der Lehrperson, die (abgesehen von den Fillen des § 207n Abs. 11 letzter Satz
BDG 1979) mit der Funktion Bereichsleitung betraut ist, wird nach MaBBgabe der Zuweisung im Sinne des
§ 207n Abs. 4 BDG 1979 im Ausmal} von zwei bis 14 Wochenstunden der Lehrverpflichtungsgruppe 111
eingerechnet.

(1c) Die Titigkeit der Lehrperson, die nach Beendigung der leitenden Funktion gemdl § 207n
Abs. 11 BDG 1979 die Schulcluster-Leitung in ihrem gesamten Aufgabenbereich unterstiitzt (§ 207p
Abs. 2 letzter Satz BDG 1979), ist im ersten Jahr nach der Beendigung mit 100%, im zweiten Jahr nach
der Beendigung mit 70% und im dritten Jahr nach der Beendigung mit 50% der Zahl von Werteinheiten
in die Lehrverpflichtung einzurechnen, die der Minderung der Unterrichtsverpflichtung gemill § 3
unmittelbar vor der Beendigung der leitenden Funktion entspricht. Eine Zuweisung flir die Funktion
Bereichsleitung gemél Abs. 1b ist auf das AusmaB der Einrechnung geméf dem ersten Satz anzurechnen.

(1d) Die Tétigkeit der Lehrperson, die im Schulcluster mit padagogisch-didaktischen Projekten und
Projekten der Unterrichtsorganisation und Schulentwicklung betraut ist, ist — soweit dafiir nicht eine
andere Form der Abgeltung oder Beriicksichtigung im Rahmen der dienstlichen Pflichten vorgesehen ist —
mit jener Zahl von Werteinheiten in die Lehrverpflichtung einzurechnen, die der Zuweisung gemal
§ 207n Abs. 5 Z 3 BDG 1979 entspricht.

5. Dem § 15 wird folgender Abs. 30 angefiigt:

,»(30) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 138/2017 treten in Kraft:
1. § 2a, § 3 Abs. 3b sowie § 9 Abs. 1a bis 1d mit 1. September 2018 und
2.§7Abs.2Z 1 und Z 2 mit 1. Janner 2019.
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Artikel 34
Anderung des Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes

Das Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz — LDG 1984, BGBI. Nr. 302/1984, zuletzt gedndert durch das
Bundesgesetz BGBI. I Nr. 64/2016, wird wie folgt gedndert:

1. § 4 Abs. 6 entfdllt.

2. Nach § 4 werden folgende §§ 4a und 4b samt Uberschriften eingefiigt:
»Ausschreibungspflicht

§ 4a. (1) Der Besetzung einer freien Planstelle hat, soweit nicht eine Besetzung mit einer im
Dienststand stehenden Landeslehrperson in Aussicht genommen ist, ein Ausschreibungs- und
Bewerbungsverfahren voranzugehen.

(2) Die Schulleitung ist von einer in Aussicht genommenen Besetzung der Planstelle mit einer im
Dienststand stehenden Landeslehrperson in Kenntnis zu setzen. Sie hat das Recht, sich begriindet gegen
die in Aussicht genommene Malnahme auszusprechen. Nimmt die Dienstbehdrde die MaBnahme
dennoch vor, so ist diese gegeniiber der Schulleitung zu begriinden.

(3) Die Ausschreibung hat zu enthalten:

1. die mit dem Arbeitsplatz verbundenen Aufgaben (insbesondere den Unterrichtsgegenstand oder
die Unterrichtsgegenstinde),

. die Ernennungserfordernisse,

. den Dienstort,

. die Schule oder die Schulen (den Schulcluster),

. die Bewerbungsfrist und

6. die Einbringungsstelle fiir die Bewerbungsgesuche.

W AW

(4) Wenn es sich fiir die Erflillung der Aufgaben des Arbeitsplatzes als erforderlich erweist, sind in
der Ausschreibung zusitzliche fachspezifische Kenntnisse und Fahigkeiten anzufiihren.

(5) Die ausschreibende Stelle kann vorsehen, dass Bewerbungen ausschlieBlich online auf einer
Bewerbungsplattform einzubringen sind.

(6) Die Bewerbungsgesuche haben sich auf eine oder auf mehrere in der Ausschreibung angefiihrte
Planstellen zu beziehen und sind innerhalb der Bewerbungsfrist bei der in der Ausschreibung
bezeichneten Stelle einzubringen.

Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber

§ 4b. (1) Fiir die Aufnahme als Landeslehrpersonen sind ausschlieBlich Bewerberinnen oder
Bewerber mit giiltiger Bewerbung heranzuziehen.

(2) Die Eignung der Bewerberinnen und Bewerber fiir die vorgesehene Verwendung richtet sich
nach der entsprechenden Ausbildung und allenfalls in der Ausschreibung angefiihrten zusitzlichen
Kenntnissen und Fahigkeiten (§ 4a Abs. 4) sowie sonstigen aufgewiesenen einschldgigen Kenntnissen,
Féhigkeiten und Erfahrungen.

(3) Die Schulleitung hat beziiglich der an der Schule zu besetzenden Planstellen innerhalb der von
der Bildungsdirektion gesetzten Frist eine begriindete Auswahl aus den (auch) fiir ihre Schule wirksamen
Bewerbungen zu treffen. Bei einer Vielzahl von fiir eine ausgeschriebene Planstelle abgegebenen
Bewerbungen darf die zusténdige Dienstbehdrde nach Abstimmung mit der Schulleitung eine Vorauswahl
unter den an die Schulleitung weiter zu leitenden Bewerbungen treffen. Die ausgewéhlten Bewerberinnen
und Bewerber sind im Hinblick auf ihre Eignung zu reihen. Bei konkurrierenden Anforderungen hat die
Bildungsdirektion eine Entscheidung zu treffen.

(4) Bei Vorliegen eines wichtigen dienstlichen Interesses kann die Bildungsdirektion eine nicht der
Auswahlentscheidung der Schulleitung entsprechende Zuweisung vornehmen. Beabsichtigt die
Bildungsdirektion der Auswahlentscheidung der Schulleitung nicht zu entsprechen, so hat diese das
Recht, sich begriindet gegen die in Aussicht genommene Zuweisung einer Bewerberin oder eines
Bewerbers auszusprechen. Nimmt die Bildungsdirektion die Zuweisung dennoch vor, so ist diese
gegeniiber der Schulleitung zu begriinden.

(5) Vor der Zuweisung von Lehrpersonen fiir den Unterrichtsgegenstand Religion ist - ungeachtet
der Zustédndigkeit der Kirchen und Religionsgemeinschaften fiir die Zuweisung der Religionslehrpersonen

www.ris.bka.gv.at



BGBI. I - Ausgegeben am 15. September 2017 - Nr. 138 86 von 102

- bei erstmals am Schulstandort titigen Lehrpersonen (ausgenommen nur vorriibergehende Zuweisungen)
der Schulleitung Gelegenheit zur Stellungnahme einzurdumen.*

3. In §15 Abs. 8 Z1 entfillt die Wendung ,Amtsfihrender Président des Landesschulrates
(Stadtschulrates fiir Wien),*.

4. Dem § 19 Abs. 2 wird nachfolgender Abs. 2a angefiigt:

,»(2a) Landeslehrerinnen und Landeslehrer konnen mit ihrer Zustimmung zur Koordination des
Fachbereiches Inklusiv- und Sonderpddagogik an die Bildungsdirektion versetzt werden. Der Versetzung
zum Fachbereich Inklusiv- und Sonderpddagogik hat eine Ausschreibung voranzugehen. Mit dem
Wirksamwerden einer solchen Versetzung endet eine allfillige Schulleitungsfunktion. Auf die zur
Koordination des Fachbereiches Inklusiv- und Sonderpddagogik an die Bildungsdirektion versetzte
Landeslehrperson ist § 22 Abs. 3 nicht anzuwenden. Eine Heranziehung zu einer bis zu dreiwdchigen
Vorbereitungszeit aullerhalb des Unterrichtsjahres ist jedoch zuldssig.*

5.In § 22 Abs. 1 erhalten die bisherigen Z 2 und Z 3 die Bezeichnungen ,,3.“ und ,A.“ und wird nach Z 1
nachfolgende Z 2 eingefiigt:

2. fir die an der Bildungsdirektion wahrzunehmende Koordination sonderpddagogischer
MaBnahmen fiir Kinder mit sonderpadagogischem Forderbedarf an allgemein bildenden Schulen,
einschlieBlich der Betreuung von fiir Kinder mit sonderpddagogischem Forderbedarf zusatzlich
eingesetzten Lehrpersonen,

6. In § 22 wird nach Abs. 4a folgender Abs. 4b eingefiigt:

,(4b) Bei einer Mitverwendung gemél Abs. 1 zweiter Satz Z 2 sind je 5% der Vollbeschaftigung 80
Arbeitsstunden fiir die Diensteinteilung an der Bildungsdirektion zu beriicksichtigen. Eine Heranziehung
zu einer bis zu dreiwdchigen Vorbereitungszeit auBerhalb des Unterrichtsjahres ist zuldssig.*

7. Die Uberschrift zu § 26 lautet:

»Ausschreibung und Besetzung von Leitungsfunktionen

8. In § 26 Abs. 1 entfillt der Einschub - ausgenommen im Falle des Diensttausches (§ 20) von Inhabern
solcher Stellen oder im Falle von Betrauungen geméill § 27 Abs. 2 letzter Satz — und wird dem ersten
Satz nachfolgender Satz angefiigt:

,,Ein Ausschreibungs- und Bewerbungsverfahren ist jedoch nicht durchzufiihren, wenn die Schule nicht
mindestens zehn Vollbeschéftigtendquivalente (§ 8 Abs. 17 Landesvertragslehrpersonengesetz 1966 —
LVG, BGBI. Nr. 172/1966) aufweist oder die Stelle im Falle des Diensttausches (§ 20) von Inhaberinnen
oder Inhabern solcher Stellen besetzt wird.*

9. In § 26 Abs. 2 wird die Zahl ,;sechs* durch die Zahl ,,drei* ersetzt und folgender Satz angefiigt:

»Die Ausschreibung der Planstelle einer Leiterin oder eines Leiters kann fiir einen Zeitraum von
insgesamt zwei Jahren aufgeschoben werden, wenn die Einbeziehung der Schule in einen Schulcluster
oder eine andere wesentliche organisatorische MaBnahme in Aussicht genommen ist.*

10. § 26 Abs. 4 bis 8 lautet:

,»(4) Die Ausschreibung hat
1. die mit dem Arbeitsplatz verbundenen Aufgaben,
2. die Ernennungserfordernisse,
3. den Hinweis auf das Erfordernis des Abs. 6 Z 2,
4

. den Hinweis, dass in der Bewerbung die personliche, fachliche und padagogische Eignung, die
Fithrungs- und Managementkompetenzen sowie die Leitungs- und Entwicklungsvorstellungen
fir die angestrebte Funktion unter Einbeziehung von Gender- und Diversity-Aspekten
darzustellen sind,

5. den Dienstort,

6. die Schule oder die Schulen (den Schulcluster),

7. die Bewerbungsfrist und

8. die Einreichungsstelle fiir die Bewerbungsgesuche

zu enthalten. Wenn es sich fiir die Erfiillung der Aufgaben des Arbeitsplatzes als erforderlich erweist,
sind in der Ausschreibung zusitzliche fachspezifische Kenntnisse und Fahigkeiten anzufiihren.
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(5) Die Bewerberinnen oder Bewerber haben in der Bewerbung

1. ihre personliche, fachliche und padagogische Eignung,

2. ihre Fiihrungs- und Managementkompetenzen sowie

3. ihre Leitungs- und Entwicklungsvorstellungen fiir die angestrebte Funktion unter Einbeziehung
von Gender- und Diversity-Aspekten

darzustellen. Die Bewerberinnen oder Bewerber haben sich einem Auswahlverfahren durch eine
Begutachtungskommission zu unterziehen.

(6) Fiir die Auswahl kommen nur Bewerberinnen oder Bewerber in Betracht, die

1. die Ernennungserfordernisse erfiillen,

2. eine mindestens flinfjdhrige erfolgreiche Lehrpraxis an einer Schule oder mehreren Schulen,
deren Schulart im Schulorganisationsgesetz — SchOG, BGBI. Nr.242/1962, im
Bundessportakademiengesetz, BGBI. Nr. 140/1974, oder im Land- und forstwirtschaftlichen
Bundesschulgesetz, BGBI. Nr. 175/1966, geregelt ist, oder einer vergleichbaren Schule in einem
Vertragsstaat des Abkommens iiber den Européischen Wirtschaftsraum, der Tiirkischen Republik
oder der Schweizerischen Eidgenossenschaft aufweisen,

3. in der Bewerbung ihre Eignung, Kompetenzen und Vorstellungen im Sinne des Abs. 5 dargelegt
haben und

4. iiber die erforderliche personliche, fachliche und padagogische Eignung sowie die erforderlichen
Fiihrungs- und Managementkompetenzen verfligen.

(7) Erfiillen mehrere Bewerberinnen und Bewerber die in Abs. 6 angefiihrten Erfordernisse, so ist fiir
die Besetzung der Planstelle jene Bewerberin oder jener Bewerber heranzuziehen, welche oder welcher
den Auswahlkriterien im hochstem Ausmaf} entspricht.

(8) Soweit in diesem Bundesgesetz sowie im LVG zur Professionalisierung der Schulleitung
(Schulcluster-Leitung) die erfolgreiche Absolvierung eines Hochschullehrganges vorgesehen ist, ersetzt
die fiinfjahrige erfolgreiche Ausiibung der Funktion Schulleitung 30 ECTS des Hochschullehrganges.*

11. § 26 Abs. 6 Z 2 lautet:

,-2. eine mindestens flinfjahrige erfolgreiche Lehrpraxis an einer Schule oder mehreren Schulen,
deren Schulart im Schulorganisationsgesetz — SchOG, BGBIl. Nr.242/1962, im
Bundessportakademiengesetz, BGBI. Nr. 140/1974, oder im Land- und forstwirtschaftlichen
Bundesschulgesetz, BGBI. Nr. 175/1966, geregelt ist, oder einer vergleichbaren Schule in einem
Vertragsstaat des Abkommens tiber den Européischen Wirtschaftsraum, der Tiirkischen Republik
oder der Schweizerischen Eidgenossenschaft aufweisen sowie den ersten Teil (20 ECTS) des
Hochschullehrganges ,,Schulen professionell fithren oder eine inhaltlich gleichwertige
Ausbildung erfolgreich absolviert haben,*

12. § 26a samt Uberschrift lautet:
wBegutachtungskommission und Auswahlverfahren
§ 26a. (1) Die Begutachtungskommission ist bei der Bildungsdirektion einzurichten.

(2) Der Begutachtungskommission gehoren als stimmberechtigte Mitglieder an:

1. die Bildungsdirektorin oder der Bildungsdirektor oder eine von ihr oder ihm zu bestellende
fachlich geeignete Vertretung,

2. ein von der Bildungsdirektorin oder vom Bildungsdirektor zu bestellendes Schulaufsichtsorgan,
3. ein vom zustdndigen Zentralausschuss zu entsendendes Mitglied sowie
4. ein von der Gewerkschaft Offentlicher Dienst zu entsendendes Mitglied.

(3) Der Begutachtungskommission gehdren als Mitglieder mit beratender Stimme an:

1. eine Expertin oder ein Experte jener Einrichtung, die das Assessment gemi3 Abs. 9 durchfiihrt
(Personalberaterin oder Personalberater),

2. je eine Vertreterin oder ein Vertreter der Eltern und der Schiilerinnen oder Schiiler aus dem
Schulgemeinschaftsausschuss oder dem Schulforum der betroffenen Schule und

3. eine Vertreterin oder ein Vertreter des zustdndigen Schulerhalters (Schulerhalterverbandes)
sowie

4. die zustdndige Gleichbehandlungsbeauftragte oder der zustindige Gleichbehandlungsbeauftragte.

(4) Bei der Besetzung der Funktion Schulcluster-Leitung obliegt die Entsendung der Mitglieder
gemdll Abs. 3 Z 2 dem Schulclusterbeirat. Bei der Besetzung der Funktion Schulleitung an einer dem
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Minderheitenschulwesen unterliegenden Schule gehdrt ein von der Bildungsdirektorin oder vom
Bildungsdirektor zu bestimmendes Schulaufsichtsorgan fiir das Minderheitenschulwesen der
Begutachtungskommission als beratendes Mitglied an.

(5) Die Mitglieder der Begutachtungskommission sind in Ausiibung ihres Amtes selbststindig und
unabhéngig. Sie sind iiber alle ihnen aus ihrer Tétigkeit im Rahmen der Begutachtungskommission
bekannt gewordenen Tatsachen zur Verschwiegenheit verpflichtet. Bedienstete, die aufler Dienst gestellt
worden sind, und Bedienstete, gegen die ein Disziplinarverfahren eingeleitet worden ist, diirfen in der
Begutachtungskommission nicht titig sein.

(6) Den Vorsitz in der Begutachtungskommission fiihrt das Mitglied gemaf3 Abs. 2 Z 1.

(7) Zur Beschlussfahigkeit der Begutachtungskommission ist die Anwesenheit aller
stimmberechtigten Mitglieder erforderlich. Sind zu einer ordnungsgemaf einberufenen Sitzung nicht alle
stimmberechtigten Mitglieder erschienen, so hat der Vorsitz eine neuerliche Sitzung einzuberufen. Auf
dieser und auf den folgenden Sitzungen ist die Begutachtungskommission auch dann beschlussfihig,
wenn aufler dem Vorsitz lediglich ein weiteres stimmberechtigtes Mitglied anwesend ist. Die
Begutachtungskommission hat ihre Beschliisse mit Stimmenmehrheit zu fassen; bei Stimmengleichheit
entscheidet der Vorsitz.

(8) Die Begutachtungskommission hat die eingelangten Bewerbungen zu priifen und Bewerberinnen
und Bewerber, die nicht alle festgelegten Erfordernisse erfiillen, als ,,nicht geeignet™ aus dem weiteren
Verfahren auszuscheiden. Die Begutachtungskommission hat

1. dem schulpartnerschaftlichen Gremium (Schulclusterbeirat, Schulforum oder
Schulgemeinschaftsausschuss) der Schule, fiir die die Bewerbungen abgegeben wurden, und

2. dem Dienststellenausschuss, der fiir die Schule zustindig ist,

die Bewerbungen der alle festgelegten Erfordernisse erflillenden Bewerber zu iibermitteln. Diese Organe
haben das Recht, nach allfilliger Anhoérung der Bewerberinnen und Bewerber binnen drei Wochen ab
Erhalt der Bewerbungen eine begriindete schriftliche Stellungnahme abzugeben.

(9) Die alle Erfordernisse erfiillenden Bewerberinnen und Bewerber sind einer qualifizierten
Einrichtung im Rahmen eines Assessments zur Beurteilung ihrer Fithrungs- und
Managementkompetenzen  zuzuweisen, anschlieBend zu  einer  Anhérung  vor  die
Begutachtungskommission zu laden und auf ihre Eignung zu tiberpriifen. Beziiglich der Bewerberinnen
und Bewerber, die nach einem Ausschreibungs- und Bewerbungsverfahren eine leitende Funktion durch
Ernennung oder Bestellung erlangt haben, kann die Begutachtungskommission ein vereinfachtes
Verfahren vorsehen, wenn dies zur Uberpriifung der Eignung ausreichend ist; wird im Rahmen eines
solchen vereinfachten Verfahrens von der Durchfithrung eines Assessments Abstand genommen, so ist
dem Auswahlverfahren keine Expertin sowie kein Experte gemél Abs. 3 Z 1 beizuziehen.

(10) Hinsichtlich der als geeignet beurteilten Bewerberinnen und Bewerber hat die
Begutachtungskommission jeweils festzulegen, ob die betreffende Bewerberin oder der betreffende
Bewerber die Auswahlerfordernisse in ,,hochstem AusmafB®, in ,,hohem Ausmal* oder in ,geringerem
Ausmal3 erfiillt. Vom Vorsitz ist innerhalb von drei Monaten ein begriindetes Gutachten beziiglich der
Eignung der dem Anhdrungsverfahren unterzogenen Bewerberinnen und Bewerber zu erstatten. Vor
Weiterleitung des Gutachtens hat der Vorsitz einem vom Schulforum (Schulgemeinschaftsausschuss)
erméchtigten Mitglied des jeweiligen Organs auf Verlangen Einsicht in das Gutachten zu gewihren; fiir
die Einsichtnahme ist eine Frist von zwei Wochen einzurdumen.

(11) Die Auswahl beziiglich der Leitungsfunktionen an Pflichtschulen (Pflichtschulcluster) obliegt
dem landesgesetzlich zustindigen Organ. Dieses ist bei seiner Auswahlentscheidung nicht an das
Gutachten der Begutachtungskommission gebunden.

(12) Die Bewerberin oder der Bewerber hat keinen Anspruch auf Verleihung der ausgeschriebenen
Planstelle und es kommt ihr oder ihm im Auswahl- und Besetzungsverfahren keine Parteistellung zu.

(13) Wird eine Bewerberin oder ein Bewerber auf die ausgeschriebene Leitungsfunktion ernannt, die
oder der nach dem Gutachten der Begutachtungskommission eine geringere Eignung aufweist als
wenigstens eine andere Mitbewerberin oder ein anderer Mitbewerber, so sind dem zustindigen
Zentralausschuss auf dessen Verlangen die fiir die Ernennung maf3gebenden Griinde mitzuteilen.

(14) Die ndheren Bestimmungen iiber die Geschéftsordnung der Begutachtungskommission sind von
der Bundesministerin oder dem Bundesminister fiir Bildung durch Verordnung (Geschiftsordnung) zu
erlassen.”
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13. Nach § 26a wird folgender § 26b samt Uberschrift eingefiigt:
,Funktionsdauer

§ 26b. (1) Ernennungen auf Planstellen fiir leitende Funktionen sind zunéchst fiir einen Zeitraum von
fiinf Jahren wirksam. In diesen Zeitraum sind auf Antrag Zeiten bis zu einem Hochstausmall von zwei
Jahren einzurechnen, die bereits auf einer Planstelle fiir eine leitende Funktion oder auf Grund einer
Betrauung mit einer solchen leitenden Funktion zuriickgelegt worden sind. Ein solcher Antrag kann bis
spatestens zwei Jahre nach Wirksamkeit der Ernennung gestellt werden.

(2) Die Inhaberin oder der Inhaber der Leitungsfunktion ist verpflichtet, den Schulmanagementkurs
— Berufsbegleitender Weiterbildungslehrgang binnen vier Jahren und sechs Monaten erfolgreich zu
absolvieren. Der Zeitraum von vier Jahren und sechs Monaten verkiirzt sich im Umfang der Einrechnung
gemil Abs. 1 zweiter Satz.

(3) Eine neuerliche Ernennung ist zulédssig, sofern die Verpflichtung gemi3 Abs. 2 erfiillt ist. Die
landesgesetzlich zustdndige Behdrde hat der zur Schulleiterin oder zum Schulleiter bestellten Lehrperson
frithestens sechs und spétestens drei Monate vor Ablauf der Frist schriftlich mitzuteilen, ob sie neuerlich
ernannt werden soll. Eine neuerliche Ernennung bedarf keines Ausschreibungs- und
Besetzungsverfahrens; sie ist auf unbestimmte Zeit wirksam.

(4) Wird von einer neuerlichen Ernennung abgesehen und verbleibt die Schulleiterin oder der
Schulleiter im Dienststand, wird sie oder er auf eine Planstelle einer Lehrperson jener
Verwendungsgruppe iibergeleitet, der sie oder er als Schulleiterin oder Schulleiter angehort hat. Hatte die
Schulleiterin oder der Schulleiter im betreffenden Dienstverhéltnis zuvor keine andere Planstelle inne,
wird sie oder er auf eine Planstelle einer Lehrperson ohne Leitungsfunktion in jener Verwendungsgruppe
iibergeleitet, der sie oder er als Schulleiterin oder Schulleiter angehort hat. In beiden Féllen richtet sich
ihre oder seine Lehrverpflichtung nach ihrer oder seiner tatsdchlichen Verwendung.

(5) Die zustidndige Behorde kann die Schulleiterin oder den Schulleiter, die oder der sich auf ihrem
oder seinem Arbeitsplatz nicht bewdhrt hat, nach vorheriger Befassung des zustidndigen
Personalvertretungsorganes gemif3 § 9 Abs. 3 lit. a Bundes-Personalvertretungsgesetz (PVG), BGBI.
Nr. 133/1967, von der Leitungsfunktion (vorzeitig) abberufen.

(6) Endet die Funktion der Schulleiterin oder des Schulleiters gemaBl Abs. 5 und verbleibt diese oder
dieser im Dienststand, so ist sie oder er kraft Gesetzes auf jene Planstelle iibergeleitet, die sie oder er
zuletzt vor der Ernennung auf seine bisherige Planstelle ohne zeitliche Begrenzung innehatte. Hatte die
Schulleiterin oder der Schulleiter im betreffenden Dienstverhéltnis zuvor keine andere Planstelle inne, so
ist sie oder er mit dem Ende der Funktion kraft Gesetzes auf eine Planstelle einer Lehrperson ohne
Leitungsfunktion in jener Verwendungsgruppe ibergeleitet, der sie oder er als Schulleiterin oder
Schulleiter angehort hat. In beiden Fallen richtet sich die Lehrverpflichtung nach der tatséchlichen
Verwendung.

(7) Ferner endet die Innehabung der leitenden Funktion im Falle eines diesbeziiglichen
Disziplinarerkenntnisses, bei Privatschulen auch im Falle der Abberufung durch den Privatschulerhalter.*

14. § 26b Abs. 2 lautet:

,»(2) Die Schulleiterin oder der Schulleiter ist verpflichtet, binnen vier Jahren und sechs Monaten den
Hochschullehrgang ,,Schulen professionell fithren im Gesamtumfang von 60 ECTS erfolgreich zu
absolvieren. Auf diesen konnen Ausbildungen oder Lehrginge angerechnet werden, soweit sie
gleichwertig sind und dies im Hinblick auf die Ziele des Hochschullehrganges ,,Schulen professionell
filhren” zweckmaBig ist. Auch die gédnzliche Anrechnung ist zuldssig. Der fiir die erfolgreiche Ablegung
des Hochschullehrganges vorgesehene Zeitraum von vier Jahren und sechs Monaten verkiirzt sich im
Umfang der Einrechnung geméaB Abs. 1 zweiter Satz.“

15. Nach § 26b werden folgende §§ 26¢ bis 26f samt Uberschriften eingefiigt:

»Schulcluster

§ 26¢. (1) Die zur Vernetzung der Bildungsangebote, zur Verbesserung der Leitungsstrukturen und
zur Erzielung von Synergien zu einem Schulcluster zusammengefassten Schulen bleiben Schulen im
schulrechtlichen Sinn. Dienststelle ist jedoch der Schulcluster.
(2) Im Zuge der Errichtung eines Schulclusters ist festzulegen:
1. welche Schulen zu einem Schulcluster zusammengefasst werden,
2. welche Bezeichnung der Schulcluster tragt,
3. an welcher Schule die Schulcluster-Leitung eingerichtet wird und
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4. zu welchem Zeitpunkt die Errichtung des Schulclusters wirksam wird.

(3) Die Bildungsdirektion hat dem Schulcluster fiir die Wahrnehmung der Verwaltungsaufgaben
(Schulcluster-Leitung, Bereichsleitung) Wochenstunden in folgendem Ausmal zur Verfiigung zu stellen:

1. Schulclustern mit bis zu 200 Schiilerinnen und Schiilern allgemein bildender Pflichtschulen
12,00 Wochenstunden;

2. Schulclustern mit 201 bis zu 260 Schiilerinnen und Schiilern allgemein bildender Pflichtschulen
28,50 Wochenstunden, abziiglich 3,25 Wochenstunden je Gruppe von 200 Schiilerinnen und
Schiilern;

3. Schulclustern mit mehr als 261 Schiilerinnen und Schiilern allgemein bildender Pflichtschulen
a) 8,25 Wochenstunden je Schulcluster und

b) fiir die ersten 400 Schiilerinnen und Schiiler je Gruppe von 20 Schiilerinnen und Schiilern 1,5
Wochenstunden und

c) fiir die 400 iibersteigende Zahl von Schiilerinnen und Schiilern je Gruppe von 20 Schiilerinnen
und Schiilern 0,75 Wochenstunden,

abziiglich 3,25 Wochenstunden je Gruppe von 200 Schiilerinnen und Schiilern.

4. Firr jede Berufsschule im Schulcluster ist die Verminderung der Lehrverpflichtung zu ermitteln,
die sich gemil § 52 Abs. 10 bis 13 ergédbe, wenn eine Schulleitung bestellt wére.

5. Die Wochenstunden gemdfl Z 1 bis 3 und die Wochenstunden gemiB Z 4 sind zu summieren.

(4) Bei der Anwendung des Abs. 3 Z 2 und 3 ist jede Gruppe von 6,5 Schiilerinnen und Schiilern der
Sonderschule oder angeschlossener Sonderschulklassen einer Gruppe von 20 Schiilerinnen und Schiilern
gleich zu halten.

(5) Die Ermittlung der sich gemid3 Abs. 3 und 4 nach der Anzahl der Schiilerinnen und Schiiler
bemessenden Wochenstunden erfolgt fiir das jeweilige Schuljahr gemd3 den Daten zum Stichtag der
Osterreichischen Schulstatistik des vorangegangenen Schuljahres. Bei der Berechnung der Zahl der
Gruppen ist das Ergebnis der Division auf die ndchste ganze Zahl aufzurunden.

(6) Fiir jede Gruppe von 200 Schiilerinnen und Schiilern allgemein bildender Pflichtschulen sind
jeweils 3,25 Wochenstunden fiir die Bereitstellung von Sekretariatspersonal an der Schule, an welcher die
Schulcluster-Leitung eingerichtet ist, zu binden. Fiir Schulcluster mit bis zu 200 Schiilerinnen und
Schiilern allgemein bildender Pflichtschulen sind 3,25 Wochenstunden fiir die Bereitstellung von
Sekretariatspersonal zusétzlich zuzuweisen, wenn die Bildung eines mehr als 200 Schiilerinnen und
Schiiler allgemein bildender Pflichtschulen umfassenden Schulclusters aufgrund der geografischen
Gegebenheiten nicht moglich ist.

(7) Die gemdll Abs. 3 Z 2 und 3 sowie Abs. 4 zur Verfiigung gestellten Wochenstunden sind unter
Bedachtnahme auf die wahrzunehmenden Aufgaben und nach MafBgabe des Organisationsplans der
Minderung der Unterrichtsverpflichtung der Bereichsleitung(en) an allgemein bildenden Pflichtschulen
im Rahmen der Bandbreiten

1. bei Schulclustern von 201 bis 700 Schiilerinnen und Schiilern allgemein bildender Pflichtschulen
mit einer bis vier Wochenstunden,
2.bei Schulclustern von 701 bis 1.500 Schiilerinnen und Schiilern allgemein bildender
Pflichtschulen mit fiinf bis acht Wochenstunden und
3.bei Schulclustern von 1.501 bis 2.500 Schiilerinnen und Schiilern allgemein bildender
Pflichtschulen mit neun bis elf Wochenstunden
zuzuweisen. Der Bereichsleitung oder den Bereichsleitungen an berufsbildenden Pflichtschulen ist nach
MaBgabe des Organisationsplans eine Minderung der Unterrichtsverpflichtung mit einer bis 20
Wochenstunden zuzuweisen.

(8) Die nach Zuweisung gemall Abs. 7 verbleibenden Wochenstunden diirfen von der Schulcluster-
Leitung unter Bedachtnahme auf die wahrzunehmenden Aufgaben und nach MalBgabe des
Organisationsplans

1. der Minderung der Unterrichtsverpflichtung der Schulcluster-Leitung (§ 26d Abs. 6),

2.ab dem zweiten Jahr nach der Errichtung des Schulclusters der Bereitstellung von
Sekretariatspersonal und

3.der Anrechnung auf die Erfiillung der Unterrichtsverpflichtung von Lehrpersonen fiir die
Wahrnehmung von  piddagogisch-didaktischen = Projekten = und Projekten der
Unterrichtsorganisation und Schulentwicklung betrauten Lehrpersonen, soweit dafiir nicht eine
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andere Form der Abgeltung oder Beriicksichtigung im Rahmen der dienstlichen Pflichten
vorgesehen ist,
zugewiesen werden. Einer Wochenstunde gemill Abs. 3 sowie Abs.5 bis 8 entsprechen jeweils
66 Jahresstunden der Unterrichtsverpflichtung geméf § 43 Abs. 1 Z 1 und 2. 3,25 Wochenstunden gemaf3
Abs. 3 sowie Abs. 5 bis § entsprechen 0,25 Planstellen fiir Sekretariatspersonal. Die gemi3 Abs. 7 Z 1 bis
3 vorgesehenen Obergrenzen konnen in begriindeten Anlassfillen iiberschritten werden, sofern die
ressourcenmifBige Bedeckung gemill Abs. 3 Z 2 und 3 sowie Abs. 4 gegeben ist.

(9) Fiir die Schulen im Schulcluster mit mehr als 200 Schiilerinnen und Schiilern, ausgenommen
jene, an der die Schulcluster-Leitung eingerichtet ist, ist von der Schulcluster-Leitung je eine
Bereichsleitung von der Schulcluster-Leitung zu betrauen.

(10) Lehrpersonen, die eine schulfeste Stelle an einer Schule im Schulcluster innehaben, diirfen nur
mit ihrer Zustimmung an einer Schule aulerhalb des Schulclusters verwendet werden.

(11) Im reisegebiihrenrechtlichen Sinn gilt jene Schule als Dienststelle, an der die Lehrperson
iiberwiegend verwendet wird. Bei gleicher Verwendung an zwei oder mehreren Standorten entscheidet
die Schulcluster-Leitung.

(12) Mit dem Zeitpunkt der Errichtung des Schulclusters endet an den Schulen im Schulcluster die
Funktion der Leiterin oder des Leiters; diese Funktion ist nicht nachzubesetzen; § 26b Abs. 4 und 6 ist
anzuwenden; weiters enden Betrauungen mit dieser Funktion. Fiir das erste Schuljahr ab dem Zeitpunkt
der Errichtung des Schulclusters ist an Schulclustern mit mehr als 200 Schiilerinnen und Schiilern jeweils
die bisherige Leiterin oder der bisherige Leiter oder mit der Funktion Bereichsleitung betraut. Fiir die
Schule, an welcher die Schulcluster-Leitung eingerichtet ist, ist keine Bereichsleitung vorzusehen.

Schulcluster-Leitung

§ 26d. (1) Die Schulcluster-Leitung ist eine Leitungsfunktion im Sinne des § 26. Sofern nicht
anderes bestimmt ist, sind auf die Schulcluster-Leitung die Bestimmungen iiber die Schulleitung
anzuwenden. Die Ernennungserfordernisse gelten durch die Erflillung der Erfordernisse fiir eine
Verwendung an einer der Schulen im Schulcluster als erfiillt.

(2) Fir die Auswahl fiir die Funktion Schulcluster-Leitung kommen nur Bewerberinnen und
Bewerber in Betracht, die entweder am  Schulmanagementkurs —  Berufsbegleitender
Weiterbildungslehrgang erfolgreich teilgenommen haben oder den Hochschullehrgang ,,Schulen
professionell fithren“ erfolgreich absolviert haben.

(3) Sofern einem Schulcluster eine Schule gemal dem Minderheiten-Schulgesetz fiir Karnten, BGBI.
Nr. 101/1959, oder dem Minderheiten-Schulgesetz fiir das Burgenland, BGBI. Nr. 641/1994, angehort,
kommen nur Bewerberinnen und Bewerber in Betracht, die Kenntnisse in der Minderheitensprache nach
zumindest dem Referenzniveau B 1 des Gemeinsamen Europidischen Referenzrahmens fiir Sprachen
entsprechend der Empfehlung des Ministerkomitees des Europarates an die Mitgliedsstaaten Nr. R (98) 6
vom 17. Mérz 1998 zum Gemeinsamen Européischen Referenzrahmen fiir Sprachen - GER nachweisen.
Die Landesgesetzgebung wird ermichtigt, zusitzlich das Erfordernis der Befahigung zur Erteilung des
Unterrichts in der entsprechenden Minderheitensprache oder eine gleichwertige Befahigung festzulegen.

(4) Der Schulcluster-Leitung obliegt die Leitung des Schulclusters in padagogischer, in rechtlich-
organisatorisch-administrativer, in personeller und in wirtschaftlicher Hinsicht sowie die Vertretung der
im Schulcluster zusammengefassten Schulen nach aulen. Die Schulcluster-Leitung hat alle ihr aus dem
Schul- und Dienstrecht zukommenden Aufgaben und die sonstigen sich aus der Leitungsfunktion
ergebenden Aufgaben umsichtig und sorgfiltig wahrzunehmen. Sie hat die Besetzung der
Bereichsleitungen in geeigneter Weise schulclusterintern bekannt zu machen. Die Bekanntmachung hat
insbesondere die fiir die zu besetzende Funktion vorgesehenen Aufgaben sowie die Bewerbungsfrist zu
enthalten.

(5) Die Schulcluster-Leitung hat im Rahmen der Lehrfacherverteilung die Zuweisungen gemaif
§ 26¢ Abs. 7 und 8 vorzunehmen.

(6) Die Unterrichtsverpflichtung der Schulcluster-Leitung vermindert sich nach Malgabe der
Zuweisung gemil} § 26¢c Abs. 8 Z 1. § 51 Abs. 7 ist nicht anzuwenden.

Bereichsleitung

§ 26e. (1) Die Bereichsleitung beinhaltet die im § 55d Schulunterrichtsgesetz — SchUG, BGBI.
Nr. 476/1986, umschriebenen Aufgaben; bei den Aufgaben gemifl § 55d Z3 SchUG kommt ihr
Vorgesetztenfunktion gegeniiber den Lehrpersonen an der Schule zu.
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(2) Lehrpersonen im Anwendungsbereich des § 51 Abs. 10 haben die Schulcluster-Leitung in ihrem
gesamten Aufgabenbereich zu unterstiitzen, soweit die Einrechnung gemaf3 § 51 Abs. 10 das Ausmal3 der
Einrechnung aus anderen Funktionen iibersteigt.

Schulcluster mit Pflicht- und Bundesschulen

§ 26f. (1) (Verfassungsbestimmung) Der aus Pflicht- und Bundesschulen bestehende Schulcluster
bildet beziiglich der Anwendung des Dienstrechts der Landeslehrpersonen eine Dienststelle.

(2) Fiir Schulcluster gemd3 Abs. 1 finden die fiir Pflichtschulcluster anzuwendenden Bestimmungen
mit den Maflgaben Anwendung, dass
1.bei der Besetzung der an einer Pflichtschule errichteten Schulcluster-Leitung der
Begutachtungskommission folgende stimmberechtigte Mitglieder angehdren:

a. die Bildungsdirektorin oder der Bildungsdirektor oder eine von ihr oder ihm zu bestellende
fachlich geeignete Vertretung,

b. ein vom landesgesetzlich zustindigen Organ zu entsendendes Mitglied,
. ein von der Bundesministerin oder dem Bundesminister fiir Bildung zu entsendendes Mitglied,

d. ein Mitglied, das von den flir Landeslehrpersonen eingerichteten Zentralausschiissen, deren
Wirkungsbereich betroffen ist, einvernehmlich zu entsenden ist,

e. ein Mitglied, das von den fiir Bundeslehrpersonen eingerichteten Zentralausschiissen, deren
Wirkungsbereich betroffen ist, einvernehmlich zu entsenden ist, und

f. ein von der Gewerkschaft Offentlicher Dienst zu entsendendes Mitglied,

2. bei der Besetzung der Funktion Schulcluster-Leitung der Begutachtungskommission zusétzlich
eine Vertreterin oder ein Vertreter des Schulerhalters (Schulerhalterverbandes) der Pflichtschulen
gemil § 26a Abs. 3 Z 3 LDG 1984,

3. (Verfassungsbestimmung) die Auswahl beziiglich der Schulcluster-Leitung durch die
Bildungsdirektorin oder den Bildungsdirektor nach der Herstellung des Einvernehmens mit dem
landesgesetzlich zustdndigen Organ sowie mit der Bundesministerin oder dem Bundesminister
fiir Bildung erfolgt,

4.die von der Bildungsdirektion dem gemischten Schulcluster zur Verfiigung zu stellenden
Ressourcen sich nach § 26¢ Abs. 3 bis 5 sowie nach § 207n Abs. 3 BDG 1979 bestimmen,

5. sofern einem Schulcluster iiberwiegend Schulen gemidl dem Minderheiten-Schulgesetz fiir
Kaérnten, BGBI. Nr. 101/1959, oder dem Minderheiten-Schulgesetz fiir das Burgenland, BGBI.
Nr. 641/1994, angehdren, nur Bewerberinnen und Bewerber in Betracht kommen, die die
Befahigung zur Erteilung des Unterrichts in der entsprechenden Minderheitensprache aufweisen,

6. im Fall der Leitung des Schulclusters durch eine Bundeslehrperson einer Bereichsleiterin oder
einem Bereichsleiter an einer Pflichtschule zusétzliche schulartenspezifische Aufgaben
tibertragen werden kénnen und

7. fiir die gemiB Z 6 zusitzliche schulartenspezifische Aufgaben wahrnehmende Bereichsleitung
die obere Bandbreite gemill § 26¢ Abs. 7 nicht gilt und sich deren Dienstzulage gemill § 59¢
Abs. 4 GehG um 20 vH erhoht.

(3) Die Unterrichtsverpflichtung der Landeslehrpersonen im Schulcluster gemafl Abs. 1 richtet sich
nach den fiir die Verwendung an Pflichtschulen geltenden Bestimmungen.*

o

16. In § §27 Abs. 2 wird nach der Wendung ,Schule kann“ die Wendung ,mit ihrer oder seiner
Zustimmung* eingefiigt und das Wort ,,mehrerer* durch das Wort ,,zwei* ersetzt.

17. Dem § 32 Abs. 5 werden folgende Abs. 6 und 7 angefiigt:

,»(60) Die Schulleitung (Schulcluster-Leitung) hat mit jeder Lehrperson regelmiflig einzeln oder in
Kleingruppen Gesprache zur Planung der individuellen Fort- und Weiterbildung fiir die kommenden drei
Schuljahre zu fiihren. Die Ergebnisse dieser Gespriache sind schriftlich zusammenzufassen und von der
Schulleitung (Schulcluster-Leitung) sowie der Lehrperson zu unterfertigen. Eine Ausfertigung dieser
Zusammenfassung verbleibt bei der Lehrperson.

(7) Die Fiihrung der Fort- und Weiterbildungsplanungsgespridche darf einer Berufsschulleitung-
Stellvertretung ganz oder zum Teil {ibertragen werden. Eine Ausfertigung der Zusammenfassungen ist der
Schulleitung (Schulcluster-Leitung) zu ibermitteln.*
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18. § 50 Abs. 10 erster Satz lautet:

,»$ 61 des Gehaltsgesetzes 1956 ist auf Landeslehrpersonen an allgemein bildenden Pflichtschulen nicht
anzuwenden.“

19.Im § 50 Abs. 15 Z 2 wird der Punkt durch einen Beistrich ersetzt und folgender Halbsatz angefiigt:

,sofern eine Nachbesetzung aus Kapazitétsgriinden erforderlich ist.*

20. Nach dem § 50 Abs. 15 wird Abs. 15a eingefiigt:

»(15a) Vom Erfordernis der Nachbesetzung gemill Abs. 15 Z 2 kann abgesehen werden, wenn
aufgrund eines Riickgangs von Wochenstunden in einem Fach eine Nachbesetzung personalwirtschaftlich
nicht sinnvoll ist.

21. § 51 Abs. 4 entfdllt.

22. In § 51 wird nach dem Abs. 6 folgender Abs. 6a eingefiigt:

,(6a) Ubersteigt die Minderung der Lehrverpflichtung der Leiterin oder des Leiters, die oder der
gemill § 27 Abs.2 mit der Leitung einer oder zwei weiteren Schulen mitbetraut ist, die volle
Lehrverpflichtung, so darf die Leiterin oder der Leiter die Gesamtsumme der eine volle Lehrverpflichtung
iibersteigenden Anzahl an Wochenstunden einer an der mitgeleiteten Schule titigen Lehrperson zur
verwaltungsmiBigen Unterstiitzung der Schulleitung zuweisen. Bei der Betrauung mit der Leitung zweier
weiterer Schulen darf die Gesamtsumme der volle Lehrverpflichtung der Schulleitung iibersteigenden
Anzahl an Wochenstunden zwischen jeweils einer an den mitgeleiteten Schulen tdtigen Lehrperson
aufgeteilt werden.*

23. Dem § 51 wird folgender Abs. 10 angefiigt:

»(10) Die Verminderung der Unterrichtungsverpflichtung der Landeslehrperson, die nach
Beendigung der leitenden Funktion gemiB § 26¢c Abs. 12 die Schulcluster-Leitung in ihrem gesamten
Aufgabenbereich unterstiitzt (§ 26e), betrdgt im ersten Jahr nach der Beendigung 100%, im zweiten Jahr
nach der Beendigung 70% und im dritten Jahr nach der Beendigung 50% des Ausmafes, das der
Minderung der Unterrichtsverpflichtung unmittelbar vor der Beendigung der leitenden Funktion
entspricht. Eine Zuweisung fiir die Funktion Bereichsleitung ist auf das Ausmal} der Verminderung der
Unterrichtsverpflichtung anzurechnen.*

24. In § 55 Abs. 4 wird nach dem Tabellenkopf folgende Zeile eingefiigt:
,,Leiterin oder Leiter eines Schulclusters Schulcluster-Leiterin oder Schulcluster-Leiter*

25. § 58 Abs. 2 Z 3 entfiillt.

26. Nach § 115h wird folgender § 115i samt Uberschrift eingefiigt:
,»Ubergangsbestimmung zur Novelle BGBL I Nr. 138/2017

§ 115i. (1) Ein Antrag auf Verbrauch von gutgeschriebenen Unterrichtsstunden fiir das Schuljahr
2017/2018 gemaB § 50 Abs. 15 in Verbindung mit Abs. 16a kann abweichend von § 50 Abs. 15 Z 3 bis
31. August 2017 gestellt werden.

(2) Auf Bewerberinnen und Bewerber, die sich auf eine ausgeschriebene Leitungsfunktion mit Ende
der Bewerbungsfrist bis spétestens 31. Dezember 2022 beworben haben, ist § 26 Abs. 6 Z 2 in der bis
zum 31. Dezember 2022 geltenden Fassung anzuwenden.

(3) Auf Leiterinnen und Leiter, deren Ernennung vor dem 1. Janner 2023 wirksam geworden ist, ist
§ 26b Abs. 2 in der bis zum 31. Dezember 2022 geltenden Fassung anzuwenden.

27. Dem § 123 wird folgender Abs. 81 angefiigt:

,(81) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 138/2017 treten in Kraft:
1. § 50 Abs. 15 Z 2 sowie Abs. 15aund § 1151 Abs. 1 mit 1. Juli 2017,
2. die §§ 4a und 4b samt Uberschriften mit 1. Jénner 2018,

3.§ 19 Abs. 2a, § 22 Abs. 1 und 4b, die Uberschrift zu § 26, §§ 26¢ bis 26f samt Uberschriften,
§ 27 Abs. 2, § 32 Abs. 6 und 7, § 50 Abs. 10, § 51 Abs. 6a, § 51 Abs. 10, § 55 Abs. 4 und § 115i
Abs. 2 und 3 mit 1. September 2018,

4,815 Abs. 8 Z 1, § 26 Abs. 1, 2 und 4 bis 8, §§ 26a und 26b samt Uberschriften mit 1. Janner
2019 und
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5.§26 Abs. 6 Z 2 in der Fassung des Artikels 34 Ziffer 11 und § 26b Abs. 2 in der Fassung des
Artikels 34 Ziffer 14 mit 1. Janner 2023.

§ 4 Abs. 6 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2017 auBler Kraft, § 58 Abs.2 Z 3 tritt mit Ablauf des
30. Juni 2018 auBer Kraft und § 51 Abs. 4 tritt mit Ablauf des 31. August 2018 auBler Kraft.“

Artikel 35
Anderung des Land- und forstwirtschaftlichen Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes

Das Land- und forstwirtschaftliche Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz — LLDG 1985, BGBL
Nr. 296/1985, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 64119/2016, wird wie folgt gedndert:

1. In §15 Abs.8 Z1 entfillt die Wendung ,Amtsfilhrender Prasident des Landesschulrates
(Stadtschulrates fiir Wien),*.

2. In § 26 Abs. 1 entfdillt der Einschub ,,- ausgenommen im Falle des Diensttausches (§ 20) von Inhabern
solcher Stellen —“ und wird dem ersten Satz nachfolgender Satz angefiigt:

,»Ein Ausschreibungs- und Bewerbungsverfahren ist jedoch nicht durchzufiihren, wenn die Schule nicht
mindestens zehn Vollbeschéftigtendquivalente (§ 8 Abs. 17 Land- wund forstwirtschaftliches
Landesvertragslehrpersonengesetz, BGBIl. Nr. 244/1969) aufweist oder die Stelle im Falle des
Diensttausches (§ 20) von Inhaberinnen oder Inhabern solcher Stellen besetzt wird.*

3. Dem § 127 wird folgender Abs. 63 angefiigt:

,»(63) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 138/2017 treten in Kraft:
1.§ 26 Abs. 1 mit 1. Janner 2018 in Kraft
2.§ 15 Abs. 8 Z 1 mit 1. Janner 2019 in Kraft.”

Artikel 36
Anderung des Landesvertragslehrpersonengesetzes 1966

Das Landesvertragslehrpersonengesetz, BGBI. Nr. 172/1966, zuletzt geéndert durch das
Bundesgesetz BGBI. I Nr. 64119/2016, wird wie folgt gedndert:

1. In § 3 Abs. 3 Z 3 wird die Wendung ,.erginzende Lehramtsausbildung® durch die Wendung ,,oder eine
sonstige gleichzuhaltende ergdnzende péadagogisch-didaktische Ausbildung®™ ersetzt, entfdllt das Wort
,mindestens* und wird nach dem Abs. 3 folgender Abs. 3a eingefiigt:

»(32) Bei einer Verwendung in allgemein bildenden Unterrichtsgegenstinden im Bereich der
Sekundarstufe werden die Zuordnungsvoraussetzungen gemaf3 Abs. 2 auch erfiillt durch

1. eine der Verwendung entsprechende abgeschlossene Hochschulbildung gemiBl Z 1.12a der
Anlage 1 zum BDG 1979 und

2. eine nach dem Erwerb des Bachelorgrades zuriickzulegende erforderliche Berufspraxis sowie

3.ein fiir die Verwendung erforderliches abgeschlossenes Masterstudium fiir das Lehramt
Sekundarstufe (Allgemeinbildung) in nur einem Unterrichtsfach im AusmalBl von 120 ECTS-
Anrechnungspunkten.

2. In § 3 wird in Abs. 4 das Zitat ,,Abs. 3 Z 3 durch das Zitat ,,Abs. 3 Z 3 und Abs. 3a Z 3 sowie die
Wendung ,.erginzende Lehramtsausbildung® durch die Wendung ,,pddagogisch-didaktische Ausbildung®,
in Abs. 6 das Zitat ,,Abs.3 Z2“ durch das Zitat ,,Abs.3 Z 2 und Abs. 3a Z 2% sowie die Wendung
merganzende Lehramtsausbildung™ durch die Wendung ,,padagogisch-didaktische Ausbildung™ und in
Abs. 8 das Zitat ,,Abs. 2 oder 3 durch das Zitat ,,Abs. 2, 3 oder 3a* ersetzt.

3. Nach § 3 werden folgende §§ 3a und 3b samt Uberschriften eingefiigt:

w»Ausschreibungspflicht

§ 3a. (1) Der Besetzung einer freien Planstelle hat, soweit nicht eine Besetzung mit einer im
Dienststand stehenden Landesvertragslehrperson in Aussicht genommen ist, ein Ausschreibungs- und
Bewerbungsverfahren voranzugehen.

(2) Die Schulleitung ist von einer in Aussicht genommenen Besetzung der Planstelle mit einer im
Dienststand stehenden Landesvertragslehrperson in Kenntnis zu setzen. Sie hat das Recht, sich begriindet
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gegen die in Aussicht genommene Mallnahme auszusprechen. Nimmt die Bildungsdirektion die
MaBnahme dennoch vor, so ist diese gegeniiber der Schulleitung zu begriinden.
(3) Die Ausschreibung hat zu enthalten:

1. die mit dem Arbeitsplatz verbundenen Aufgaben (insbesondere den Unterrichtsgegenstand oder
die Unterrichtsgegenstinde),

. die Zuordnungserfordernisse,

. den Dienstort,

. die Schule oder die Schulen (den Schulcluster),

. die Bewerbungsfrist und

6. die Einreichungsstelle fiir die Bewerbungsgesuche.

AW N

(4) Wenn es sich fiir die Erflillung der Aufgaben des Arbeitsplatzes als erforderlich erweist, sind in
der Ausschreibung zusitzliche fachspezifische Kenntnisse und Fahigkeiten anzufiihren.

(5) Die ausschreibende Stelle kann vorsehen, dass Bewerbungen ausschlieBlich online auf einer
Bewerbungsplattform einzubringen sind.

(6) Die Bewerbungsgesuche haben sich auf eine oder auf mehrere in der Ausschreibung angefiihrte
Planstellen zu beziechen und sind innerhalb der Bewerbungsfrist bei der in der Ausschreibung
bezeichneten Stelle einzureichen.

Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber

§ 3b. (1) Fiir die Aufnahme als Landesvertragslehrpersonen sind ausschlie8lich Bewerberinnen oder
Bewerber mit giiltiger Bewerbung heranzuziehen.

(2) Die Eignung der Bewerberinnen und Bewerber fiir die vorgesehene Verwendung richtet sich
nach der entsprechenden Ausbildung und allenfalls in der Ausschreibung angefiihrten zusétzlichen
Kenntnissen und Fahigkeiten (§ 3a Abs. 4) sowie sonstigen aufgewiesenen einschldgigen Kenntnissen,
Féhigkeiten und Erfahrungen.

(3) Die Schulleitung hat beziiglich der an der Schule zu besetzenden Planstellen innerhalb der von
der Bildungsdirektion gesetzten Frist eine begriindete Auswahl aus den (auch) fiir ihre Schule wirksamen
Bewerbungen zu treffen. Die ausgewihlten Bewerberinnen und Bewerber sind im Hinblick auf ihre
Eignung zu reihen. Bei konkurrierenden Anforderungen hat die Bildungsdirektion eine Entscheidung zu
treffen.

(4) Bei Vorliegen eines wichtigen dienstlichen Interesses kann die Bildungsdirektion eine nicht der
Auswahlentscheidung der Schulleitung entsprechende Zuweisung vornehmen. Beabsichtigt die
Bildungsdirektion der Auswahlentscheidung der Schulleitung nicht zu entsprechen, so hat diese das
Recht, sich begriindet gegen die in Aussicht genommene Zuweisung einer Bewerberin oder eines
Bewerbers auszusprechen. Nimmt die Bildungsdirektion die Zuweisung dennoch vor, so ist sie gegeniiber
der Schulleitung zu begriinden.

(5) Vor der Zuweisung von Landesvertragslehrpersonen fiir den Unterrichtsgegenstand Religion ist -
ungeachtet der Zustdndigkeit der Kirchen und Religionsgemeinschaften fiir die Zuweisung der
Religionslehrpersonen - bei erstmals am Schulstandort tdtigen Landesvertragslehrpersonen
(ausgenommen nur vorriibergehende Zuweisungen) der Schulleitung Gelegenheit zur Stellungnahme
einzurdumen.*

4. Im § 4 Abs. 3 wird das Wort ,der* durch die Wortfolge ,eines oder mehrerer ersetzt und entfillt das
Wort ,,aufeinanderfolgend*.

5. In § 7 Abs. 1 wird vor dem Begriff ,,oder das Zitat ,,oder gemif3 § 3 Abs. 3a (allenfalls in Verbindung
mit § 3 Abs. 4)* eingefiigt.

6. In §7 Abs. 2 Z 2 wird in lit. a die Wendung ,.erginzende Lehramtsausbildung® durch die Wendung
,padagogisch-didaktische Ausbildung® ersetzt, erhalten die Inhalte der bisherigen lit. b und c die
Bezeichnungen lit. ,,c* und ,,d* und die neue lit. b lautet:

,0) in den Fillen des § 3 Abs. 3a (Allgemeinbildung) das erforderliche Masterstudium geméif § 3
Abs.3aZ 3¢

7.In§ 7 Abs. 4 wird das Zitat ,,Abs. 2 7 2 lit. ¢* durch das Zitat ,,Abs. 2 Z 2 lit. d* ersetzt.
8. § 8 Abs. 19 entfdllt.
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9. Dem § 8 Abs. 19 werden folgende Abs. 20 bis 22 angefiigt:

»(20) Die Unterrichtsverpflichtung der Landesvertragslehrperson, die mit der Funktion
Bereichsleitung betraut ist, vermindert sich nach Mafigabe der Zuweisung im Sinne des § 26¢ Abs. 7
LDG 1984.

(21) Die Tatigkeit der Landesvertragslehrperson, die im Schulcluster mit paddagogisch-didaktischen
Projekten und Projekten der Unterrichtsorganisation und Schulentwicklung betraut ist, ist — soweit dafiir
nicht eine andere Form der Abgeltung oder Beriicksichtigung im Rahmen der dienstlichen Pflichten
vorgesehen ist — der Unterrichtserteilung in dem AusmalB gleichzuhalten, das sich aus der Zuweisung
gemdlB § 26¢c Abs. 8 Z 3 LDG 1984 ergibt.

(22) Die Verminderung der Unterrichtungsverpflichtung der Landesvertragslehrperson, die nach
Beendigung der leitenden Funktion geméll § 14a Abs. 1 die Schulcluster-Leitung in ihrem gesamten
Aufgabenbereich unterstiitzt, betrdgt im ersten Jahr nach der Beendigung 100%, im zweiten Jahr nach der
Beendigung 70% und im dritten Jahr nach der Beendigung 50% des AusmalBes, das der Minderung der
Unterrichtsverpflichtung unmittelbar vor der Beendigung der leitenden Funktion entspricht. Eine
Zuweisung fiir die Funktion Bereichsleitung ist auf das Ausmal der Verminderung der
Unterrichtsverpflichtung anzurechnen.*

10. Im § 9 Abs. 4 wird folgender Satz angefiigt:

,Die Landesvertragslehrperson kann fiir die an der Bildungsdirektion wahrzunehmende Koordination
sonderpiddagogischer Mafinahmen fiir Kinder mit sonderpiddagogischem Forderbedarf an allgemein
bildenden Schulen, einschlieBlich der Betreuung von fiir Kinder mit sonderpddagogischem Forderbedarf
zusétzlich eingesetzten Landesvertragslehrpersonen, an der Bildungsdirektion mitverwendet werden;
dabei sind je 5% der Vollbeschiftigung 80 Arbeitsstunden fiir die Diensteinteilung an der
Bildungsdirektion zu beriicksichtigen; eine Heranziehung zu einer bis zu dreiwdchigen Vorbereitungszeit
aullerhalb des Unterrichtsjahres ist zulassig.*

11. Nach § 9 Abs. 4 wird folgender Abs. 4a eingefiigt:

»(4a) Landesvertragslehrerinnen und Landesvertragslehrer konnen mit ihrer Zustimmung zur
Koordination des Fachbereiches Inklusiv- und Sonderpddagogik an die Bildungsdirektion versetzt
werden. Der Versetzung zum Fachbereich Inklusiv- und Sonderpiddagogik hat eine Ausschreibung
voranzugehen. Mit dem Wirksamwerden einer solchen Versetzung endet eine allfdllige
Schulleitungsfunktion. Auf die zur Koordination des Fachbereiches Inklusiv- und Sonderpadagogik an
die Bildungsdirektion versetzte Landeslehrperson ist § 9 Abs. 7 nicht anzuwenden. Eine Heranziehung zu
einer bis zu dreiwdchigen Vorbereitungszeit aulerhalb des Unterrichtsjahres ist jedoch zulassig.*

12. § 14 Abs. 2 lautet:

,»(2) Auf die Ausschreibung von Planstellen fiir die Schulcluster-Leitung oder die Schulleitung sind
die §§ 26 bis 26d LDG 1984 sinngemil} anzuwenden.

13. Nach § 14 wird folgender § 14a samt Uberschrift eingefiigt:
w»Schulcluster und Schulcluster-Leitung

§ 14a. (1) Mit dem Zeitpunkt der Errichtung des Schulclusters (§ 26c LDG 1984) endet an den
Schulen im Schulcluster die Funktionen Schulleitung und die Funktionen gemal3 § 17; diese Funktionen
sind nicht nachzubesetzen; § 26b Abs. 7 und 8 LDG 1984 ist sinngemdl anzuwenden. Weiters enden
Betrauungen mit solchen Funktionen und Betrauungen gemill § 14 Abs. 1 zweiter Satz. Fiir das erste
Schuljahr ab dem Zeitpunkt der Errichtung des Schulclusters ist jeweils die bisherige
Landesvertragslehrperson in der Funktion Schulleitung mit der Funktion Bereichsleitung betraut. Fiir die
Schule, an welcher die Schulcluster-Leitung eingerichtet ist, ist keine Bereichsleitung vorzusehen.

(2) Wird eine Landesvertragslehrperson zur Schulcluster-Leiterin oder zum Schulcluster-Leiter
bestellt, sind auf sie, soweit in den nachstehenden Absdtzen nicht anderes bestimmt ist, die
Bestimmungen iiber die Schulleitung anzuwenden.

(3) Die Zuordnungsvoraussetzungen gelten durch die Erfiillung der Voraussetzungen fiir eine
Verwendung an einer der Schulen im Schulcluster als erfiillt. Fiir die Auswahl fiir die Funktion
Schulcluster-Leitung kommen nur Bewerberinnen und Bewerber in Betracht, die entweder am
Schulmanagementkurs — Berufsbegleitender Weiterbildungslehrgang erfolgreich teilgenommen haben
oder den Hochschullehrgang ,,Schulen professionell fithren* erfolgreich absolviert haben.

(4) Sofern einem Schulcluster eine Schule geméfl dem Minderheiten-Schulgesetz fiir Kérnten, BGBI.
Nr. 101/1959, oder dem Minderheiten-Schulgesetz fiir das Burgenland, BGBI. Nr. 641/1994, angehort,
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kommen nur Bewerberinnen und Bewerber in Betracht, die Kenntnisse in der Minderheitensprache nach
zumindest dem Referenzniveau B 1 des Gemeinsamen Europdischen Referenzrahmens fiir Sprachen
entsprechend der Empfehlung des Ministerkomitees des Europarates an die Mitgliedsstaaten Nr. R (98) 6
vom 17. Mérz 1998 zum Gemeinsamen Européischen Referenzrahmen fiir Sprachen - GER nachweisen.
Die Landesgesetzgebung wird erméchtigt, zusdtzlich das Erfordernis der Befdhigung zur Erteilung des
Unterrichts in der entsprechenden Minderheitensprache oder eine gleichwertige Befahigung festzulegen.

(5) Der Schulcluster-Leitung obliegt die Leitung des Schulclusters in padagogischer, in rechtlich-
organisatorisch-administrativer, in personeller und in wirtschaftlicher Hinsicht sowie die Vertretung der
im Schulcluster zusammengefassten Schulen nach auflen. Die Schulcluster-Leitung hat alle ihr aus dem
Schul- und Dienstrecht zukommenden Aufgaben und die sonstigen sich aus der Leitungsfunktion
ergebenden Aufgaben umsichtig und sorgfiltig wahrzunehmen. Sie hat die Besetzung der
Bereichsleitungen in geeigneter Weise schulclusterintern bekannt zu machen. Die Bekanntmachung hat
insbesondere die fiir die zu besetzende Funktion vorgesehenen Aufgaben sowie die Bewerbungsfrist
enthalten.

(6) Die Landesvertragslehrperson in der Funktion Schulcluster-Leitung fiihrt  die
Verwendungsbezeichnung ,,Schulcluster-Leiterin® oder ,,Schulcluster-Leiter*.

(7) Die Bereichsleitung beinhaltet die im § 55d des Schulunterrichtsgesetzes — SchUG, BGBI.
Nr. 476/1986, umschriecbenen Aufgaben; bei den Aufgaben gemidBl § 55d Z3 SchUG kommt ihr
Vorgesetztenfunktion gegeniiber den Landesvertragslehrpersonen an der Schule zu. Die Schulcluster-
Leitung hat im Rahmen der Lehrficherverteilung die Zuweisungen gemil § 26c Abs.7 und 8§
vorzunehmen.

(8) Landesvertragslehrpersonen im Anwendungsbereich des § 8 Abs. 22 haben die Schulcluster-
Leitung in ihrem gesamten Aufgabenbereich zu unterstiitzen, soweit die Einrechnung gemafl § 8 Abs. 22
das Ausmal} der Einrechnung aus anderen Funktionen iibersteigt.

(9) Die Unterrichtsverpflichtung der Schulcluster-Leitung vermindert sich nach Maligabe der
Zuweisung geméal § 26¢ Abs. 8 Z 1 LDG 1984.

(10) Dienststelle ist der Schulcluster. Im reisegebiihrenrechtlichen Sinn gilt jedoch jene Schule als
Dienststelle, an der die Landesvertragslehrperson iiberwiegend verwendet wird. Bei gleicher Verwendung
an zwei oder mehreren Standorten entscheidet die Schulcluster-Leitung.

(11) Bei einem aus Pflicht- und Bundesschulen bestehenden Schulcluster ist § 26f LDG 1984
sinngeméil anzuwenden.*

14. In § 15 Abs. 2 wird das Wort ,sechsjahrige” durch das Wort ,finfjahrige” und die Wendung ,,des
Hochschullehrganges Schulmanagement: Professionell fithren — Nachhaltig entwickeln im Umfang von
90 ECTS* durch die Wendung ,des ersten Teiles (20 ECTS) des Hochschullehrganges ,,Schulen
professionell fiihren oder einer inhaltlich gleichwertigen Ausbildung® ersetzt.

15. Im § 15 Abs. 3 werden nach dem ersten Satz folgende Sditze eingefiigt:

,»Die Landesvertragslehrperson in der Funktion Schulleitung ist verpflichtet, binnen vier Jahren und sechs
Monaten den Hochschullehrgang ,,.Schulen professionell fiihren im Gesamtumfang von 60 ECTS
erfolgreich zu absolvieren. Auf diesen Hochschullehrgang konnen Ausbildungen oder Lehrgéinge
angerechnet werden, soweit sie gleichwertig sind und dies im Hinblick auf die Ziele des
Hochschullehrganges ,,Schulen professionell fithren* zweckmiBig ist; auch die gidnzliche Anrechnung ist
zulédssig.*

16. § 15 Abs. 5 lautet:

»(5) Die Personalstelle kann die Landesvertragslehrperson in der Funktion Schulleitung bei
Nichtbewihrung nach Befassung des zustindigen Personalvertretungsorganes gemill § 9 Abs. 3 lit. a
Bundes-Personalvertretungsgesetz (PVG), BGBI. Nr. 133/1967, von der Leitungsfunktion (vorzeitig)
abberufen.*

17. Dem § 16 Abs. 5 werden folgende Abs. 6 bis 7 angefiigt:

,(60) Die Schulleitung (Schulcluster-Leitung) hat mit jeder Lehrperson regelmifig einzeln oder in
Kleingruppen Gespriache zur Planung der individuellen Fort- und Weiterbildung fiir die kommenden drei
Schuljahre zu fithren. Die Ergebnisse dieser Gespriache sind schriftlich zusammenzufassen und von der
Schulleitung (Schulcluster-Leitung) sowie der Lehrperson zu unterfertigen. Eine Ausfertigung dieser
Zusammenfassung verbleibt bei der Lehrperson.
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(7) Die Fithrung der Fort- und Weiterbildungsplanungsgespriache darf einer Berufsschulleitung-
Stellvertretung ganz oder zum Teil iibertragen werden. Eine Ausfertigung der Zusammenfassungen ist der
Schulleitung (Schulcluster-Leitung) zu tibermitteln.*

18. Die Uberschrift zu § 20 lautet:

,Dienstzulage fiir Schulcluster-Leitung und Schulleitung*

19. § 20 Abs. 1 erster Satz lautet:

,Landesvertragslehrpersonen, die zur Schulcluster-Leiterin oder zum Schulcluster-Leiter, zur
Schulleiterin oder zum Schulleiter bestellt oder mit der Schulcluster-Leitung oder mit der Schulleitung
(§ 14 Abs. 1 erster Satz) provisorisch betraut sind, gebiihrt eine Dienstzulage.*

20. Dem § 20 wird folgender Abs. 4 angefiigt:

,»(4) Landesvertragslehrpersonen, die gemif3 § 37a VBG zur Schulleiterin oder zum Schulleiter
bestellt worden sind und deren Schulleitungsfunktion geméll § 43b Abs. 1 VBG geendet hat, gebiihrt fiir
die ersten sechs Jahre nach Beendigung der Funktion nach Maligabe der folgenden Bestimmungen eine
Dienstzulage in Hohe des im Abs. 2 oder im § 19 Abs. 10 fiir sie vorgesehenen Betrages:

1. Eine Erhohung aufgrund der Funktionsdauer findet nicht statt.
2. Die Dienstzulage reduziert sich

a) im vierten Jahr auf 90%,

b) im flinften Jahr auf 75% und

¢) im sechsten Jahr auf 50%.

3. Der Anspruch endet vorzeitig zu dem Zeitpunkt, mit dem eine der folgenden MaBnahmen
wirksam wird:

a) Bestellung in eine leitende Funktion im Sinne des § 43a Abs. 1 oder Betrauung mit einer
solchen Funktion,

b) Betrauung mit einer Schulaufsichtsfunktion,

c) Betrauung der Lehrperson mit der Leitung einer Praxisschule gemidl § 22 Abs. 1 des
Hochschulgesetzes 2005,

d) Uberstellung in eine andere Entlohnungsgruppe.*
21. Die Uberschrift zu § 21 lautet:

w»Dienstzulage fiir die Funktion Stellvertretung der Leitung an Berufsschulen und Bereichsleitung*

22. § 21 Abs. I lautet:

,»(1) Landesvertragslehrpersonen, die mit der Funktion
1. Stellvertretung der Leitung an Berufsschulen oder
2. Bereichsleitung an allgemein bildenden Pflichtschulen im Schulcluster

betraut sind, gebiihrt eine Dienstzulage. In den Fillen des § 14a Abs. 1 gebiihrt keine Dienstzulage fiir die
Bereichsleitung. Dienstzulagen fiir leitende Funktionen und fiir Funktionen im Schulcluster gebiihren nur
in dem AusmaB, in dem sie die gemal § 20 Abs. 4 gebiihrende Dienstzulage iibersteigen.*

23.Im § 21 Abs. 2 wird das Zitat ,,Abs. 1 durch das Zitat ,,Abs. 1 Z 1 ersetzt.
24. Dem § 21 wird folgender Abs. 3 angefiigt:

,»(3) Einer Landesvertragslehrperson, die mit der Funktion Bereichsleitung betraut ist, gebiihrt eine
Dienstzulage nach Maligabe des § 19 Abs. 10.“
25. Nach § 21a wird folgender § 21b samt Uberschrift eingefiigt:

»Dienstzulage fiir die Koordination im Fachbereich Inklusiv- und Sonderpidagogik an der
Bildungsdirektion

§ 21b. Der Koordinatorin oder dem Koordinator im Fachbereich Inklusiv- und Sonderpddagogik an
der Bildungsdirektion gebiihrt eine Dienstzulage in der Hohe von 884,3 €.
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26. In § 25 wird in Z 3 die Wendung ,ergénzende Lehramtsausbildung durch die Wendung ,.erginzende
padagogisch-didaktische Ausbildung®, das Wort ,,oder durch einen Beistrich ersetzt, erhdlt der bisherige
Inhalt der Z 4 die Ziffernbezeichnung ,,5“ und lautet die neue Z 4:

4. das in § 3 Abs. 3a Z 3 vorgeschriebene Masterstudium nicht innerhalb von fiinf Jahren ab Beginn
des Dienstverhiltnisses erfolgreich absolviert hat oder*

27. Dem § 32 wird folgender Abs. 22 angefiigt:
,»(22) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 138/2017 treten in Kraft:
1. §§ 3a und 3b samt Uberschriften mit 1. Janner 2018,

2.§ 3 Abs. 3, 3a, 4.,. 6und 8, § 4 Abs. 3,§ 7 Abs. 1,2 Z._2 und 4, § 8 Abs. 20 bis 22, § 9 Abs. 4 und
{a, § 14a samt Uberschrift, § 16 Abs. 6 und 7, die Uberschrift zu § 20, § 20 Abs. 1 und 4, die
Uberschrift zu § 21 sowie § 21 Abs. 1 bis 3, § 21b und § 25 mit 1. September 2018 und

3. § 14 Abs. 2, die Anlage zu § 8 und § 15 Abs. 2, 3 und 5 mit 1. Janner 2019.
§ 8 Abs. 19 tritt mit Ablauf des 31. August 2018 aufler Kraft.”

28. In Anlage zu § 8 entfdllt in Z 1 der Klammerausdruck und in Z 2 wird das Zitat ,,§ 18 Bundes-
Schulaufsichtsgesetz, BGBI. Nr. 240/1962* durch das Zitat ,,§ 6 des Bundesgesetzes iiber die Einrichtung
von Bildungsdirektionen in den Léndern (Bildungsdirektionen-Einrichtungsgesetz — BD-EG), BGBI. I
Nr. 138/2017% ersetzt.

Artikel 37
Anderung des Land- und forstwirtschaftlichen Landesvertragslehrpersonengesetzes

Das Land- und forstwirtschaftliche Landesvertragslehrpersonengesetz, BGBI. Nr. 244/1969, zuletzt
gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 64/2016, wird wie folgt gedndert:

1. Im § 4 Abs. 3 wird das Wort ,der durch die Wortfolge ,cines oder mehrerer ersetzt und entfdillt das
Wort ,,aufeinanderfolgend*.
2. Dem § 31 wird folgender Abs. 16 angefiigt:

,»(16) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 138/2017 treten in Kraft:
1. § 4 Abs. 3 mit 1. September 2018.
2.7 2 der Anlage zu § 8 mit 1. Janner 2019.

3. In Z2 der Anlage zu § 8 wird das Zitat ,,§ 18 Bundes-Schulaufsichtsgesetz, BGBI. Nr. 240/1962*
durch das Zitat ,,§ 6 des Bundesgesetzes iiber die Einrichtung von Bildungsdirektionen in den Léndern
(Bildungsdirektionen-Einrichtungsgesetz — BD-EG), BGBI. I Nr. 138/2017,* ersetzt.

Artikel 38
Anderung des Bundes-Personalvertretungsgesetzes

Das Bundes-Personalvertretungsgesetz, BGBI. Nr. 133/1967, zuletzt geéndert durch das
Bundesgesetz BGBL. I Nr. 119/2016, wird wie folgt geédndert:

1. Nach § 4 Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefiigt:

,»(1a) Abweichend von Abs. 1 letzter Satz ist in Fallen, in denen ein Schulcluster sowohl allgemein
bildende hohere Schulen als auch berufsbildende mittlere und hohere Schulen umfasst, ein gemeinsamer
Dienststellenausschuss fiir beide Schularten bei der Leiterin oder dem Leiter des Schulclusters
einzurichten.*

2. In §11 Abs.1 Z5 wird im Einleitungsteil das Wort ,Landesschulriten” durch das Wort
,,Bildungsdirektionen® ersetzt.

3.Ing 11 Abs. 1 Z 5 wird

a) in lit. a die Wortfolge ,,beim Landesschulrat” durch die Wortfolge ,,bei der Bildungsdirektion* und

b) in lit. b und lit. ¢ jeweils die Wortfolge ,dem Landesschulrat durch die Wortfolge ,der
Bildungsdirektion*
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ersetzt.

4. In § 11 Abs. 1 Z 5 lit. ¢ entfdllt die Wortfolge ,,Anstalten der Lehrerbildung und der Erzieherbildung
sowie®.

5. In § 11 wird nach Abs. 1 folgender Abs. la eingefiigt:

»(1a) Im Anwendungsbereich des Abs.1 Z5 ist jener Fachausschuss zustindig, in dessen
Wirkungsbereich die jeweilige Angelegenheit fallt. Sind unterschiedliche Schularten betroffen, die in den
Zustandigkeitsbereich verschiedener Fachausschiisse fallen, haben die betroffenen Fachausschiisse
einvernchmlich vorzugehen.*

6. In § 13 Abs. 1 Z 3 entfillt im Einleitungsteil und in lit. d jeweils die Wortfolge ,;und Frauen®.

7. In §13 Abs.1 Z3 lit. b entfillt die Wortfolge ,und Anstalten der Lehrerbildung und der
Erzieherbildung®.

8. In § 13 wird nach Abs. 1 folgender Abs. la eingefiigt:

»(1a) Im Anwendungsbereich des Abs. 1 Z 3 ist jener Zentralausschuss zustidndig, in dessen
Wirkungsbereich die jeweilige Angelegenheit fallt. Sind unterschiedliche Schularten betroffen, die in den
Zusténdigkeitsbereich verschiedener Zentralausschiisse fallen, haben die betroffenen Zentralausschiisse
einvernehmlich vorzugehen.*

9.In§ 35 Abs. 4 Z 1 und § 36 Abs. 1 entfillt jeweils die Wortfolge ,und Frauen®.

10. In §35 Abs. 4 Z2 wird die Wortfolge ,beim Landesschulrat™ durch die Wortfolge ,bei der
Bildungsdirektion ersetzt.

11. In § 42 erhdilt die bisherige lit. a die Ziffernbezeichnung ,,1* und lautet wie folgt:
,,1. fiir die Landeslehrerinnen und Landeslehrer fir

a) allgemein bildende Pflichtschulen und Schulcluster eines politischen Bezirkes der
Dienststellenausschuss bei der Bezirksverwaltungsbehorde zu errichten ist,

b) die Fille, in denen ein Schulcluster allgemein bildende Pflichtschulen verschiedener
politischer Bezirke umfasst, der Dienststellenausschuss bei jener Bezirksverwaltungsbehorde
zusténdig ist, in deren Wirkungsbereich diejenige Pflichtschule liegt, der zum Stichtag der
letzten Personalvertretungswahl die meisten wahlberechtigten Landeslehrerinnen und
Landeslehrer angehort haben,

und die Bestimmung des § 4 beziiglich der Bildung mehrerer Personalvertretungen fiir eine
Dienststelle hierbei sinngemédfe Anwendung findet, wobei der Sitz der einzelnen
Personalvertretungen zu bestimmen ist,

c) allgemein  bildende Pflichtschulen und Berufsschulen die jeweils zustindigen
Zentralausschiisse abweichend von § 13 Abs. 1a selbststindig vorzugehen haben;*

12. In § 42 erhalten die bisherigen lit. b bis g die Ziffernbezeichnungen ,,2 bis ,, 7.

13. In § 42 lautet die neue Z 2:

,,2. fir die Landeslehrerinnen und Landeslehrer fiir allgemein bildende Pflichtschulen sowie fiir
Landeslehrerinnen und Landeslehrer fiir Berufsschulen je ein Zentralausschuss bei der
Bildungsdirektion und fiir die Landeslehrerinnen und Landeslehrer fiir land- wund
forstwirtschaftliche Berufs- und Fachschulen ein Zentralausschuss bei der Landesregierung zu
errichten ist;*

14. In § 42 lautet die neue Z 3:

3. der Tétigkeitsbereich der Personalvertretung sich auch auf Angelegenheiten der
Bundesvollziehung erstreckt, soweit es sich um Angelegenheiten handelt, in denen den
Bildungsdirektionen auf Grund gesetzlicher Vorschriften die Vollziehung zukommt;*

15. In § 42 wird nach der Z 7 folgende Z 8 eingefiigt:

3. fir an die Bildungsdirektion versetzte Landeslehrerinnen wund Landeslehrer der
Dienststellenausschuss der Bezirksverwaltungsbehorde zustindig ist, der fiir die Landeslehrerin
oder den Landeslehrer vor ihrer oder seiner Versetzung zustindig war;*

16. In § 42 erhdlt die bisherige lit. h die Ziffernbezeichnung ,,9%.
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17. Nach § 42r wird folgender § 42s samt Uberschrifien eingefiigt:

,,Ubergangsbestimmung zur Novelle BGBI. I Nr. 138/2017
Weiterfiithrung der Geschiifte anliisslich der Errichtung von Schulclustern

§ 42s. (1) Fiir den Rest der laufenden gesetzlichen Tétigkeitsperiode bleiben die zum Zeitpunkt der
Errichtung eines Schulclusters an den jeweiligen Schulen eingerichteten Dienststellenausschiisse in ihrem
jeweiligen bisherigen Wirkungsbereich mit der Mallgabe aufrecht, dass zustdndige Dienststellenleiterin
oder zustindiger Dienststellenleiter die jeweilige Leiterin oder der jeweilige Leiter des Schulclusters ist.

(2) Die Vorsitzenden der Dienststellenausschiisse der Schulen eines Schulclusters bilden ein
Kollegium, wobei jene oder jener Dienststellenausschussvorsitzende die Funktion der Sprecherin oder des
Sprechers wahrzunehmen hat, deren oder dessen Dienststellenausschuss die grofite Anzahl an Mandaten
aufweist. Bei gleicher Mandatsanzahl hat die oder der an Lebensjahren ilteste
Dienststellenausschussvorsitzende die Funktion der Sprecherin oder des Sprechers auszuiiben.

(3) Der Sprecherin oder dem Sprecher obliegt die Vertretung der von den einzelnen
Dienststellenausschiissen gefassten Beschliisse gegeniiber der Leiterin oder dem Leiter des Schulclusters.
Die der Dienststellenleiterin oder dem Dienststellenleiter nach diesem Bundesgesetz obliegende
Verpflichtung zur Befassung des Dienststellenausschusses hat die Leiterin oder der Leiter des
Schulclusters gegeniiber der Sprecherin oder dem Sprecher des Kollegiums auszuiiben. Diese oder dieser
hat den betroffenen Dienststellenausschuss unverziiglich mit der an sie oder ihn herangetragenen
Angelegenheit zu befassen. Das Kollegium hat sich um eine koordinierte Vorgehensweise der einzelnen
Dienststellenausschiisse zu bemiihen, wobei das Kollegium an die Beschliisse der einzelnen
Dienststellenausschiisse gebunden ist.*

18. Dem § 45 wird folgender Abs. 42 angefiigt:

,»(42) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 138/2017 treten in Kraft:
1. § 13 Abs. 1 Z 3 Einleitungsteil und lit. d, § 35 Abs. 4 Z 1 und § 36 Abs. 1 mit 1. Juli 2016,
2.§ 11 Abs. 1 Z 5 lit. ¢ in der Fassung des Art. 9 Z 3 des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 138/2017 und
§ 13 Abs. 1 Z 3 lit. b mit 1. September 2016,
3.8 4 Abs. 1a, § 11 Abs. 1a, § 13 Abs. la, § 42 Z 1 und 4 bis 9 sowie § 42s samt Uberschriften mit
1. September 2018,

4.§ 11 Abs. 1 Z 5 Einleitungsteil und lit. a bis ¢ in der Fassung des Art. 9 Z 2 des Bundesgesetzes
BGBI. I Nr. 138/2017, § 35 Abs. 4 Z 2 und § 42 Z 2 und 3 mit 1. Janner 2019.“

Artikel 39
Anderung des Unterrichtspraktikumsgesetzes

Das Unterrichtspraktikumsgesetz, BGBI1. Nr. 145/1988, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 56/2016, wird wie folgt gedndert:

1. In §3 wird in Abs.3 die Wendung ,jener Landesschulrat® durch die Wendung ,jene
Bildungsdirektion®, das Wort ,Landesschulriten” durch das Wort ,Bildungsdirektionen®, in Abs. 4 die
Wendung ,Der Landesschulrat bzw. Stadtschulrat fir Wien* durch die Wendung ,Die
Bildungsdirektion®, in Abs. 5 die Wendung ,Der Landesschulrat“ durch die Wendung ,Die
Bildungsdirektion®, in Abs. 8 die Wendung ,dem Landesschulrat“ durch die Wendung ,der
Bildungsdirektion®, in Abs. 9 die Wendung ,des Landesschulrates durch die Wendung ,der
Bildungsdirektion® und in Abs. 10 die Wendung ,beim Landesschulrat® durch die Wendung ,bei der
Bildungsdirektion ersetzt.

2. In § 4 Abs. 3 und § 6 Abs. 2 wird jeweils die Wendung ,,dem Landesschulrat® durch die Wendung ,,der
Bildungsdirektion* ersetzt.

3. In § 12 wird die Wendung ,,der Landesschulrat” durch die Wendung ,,die Bildungsdirektion ersetzt.

4. In §13 wird in Abs. 2 die Wendung ,beim Landesschulrat® durch die Wendung ,bei der
Bildungsdirektion* und in Abs. 3 die Wendung ,Der Landesschulrat® durch die Wendung ,Die
Bildungsdirektion® sowie die Wendung ,,der Landesschulrat™ durch die Wendung ,,die Bildungsdirektion®
erselzt.
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5. In 24a Abs. 1 wird die Wendung ,,den zustandigen Landesschulrat (Stadtschulrat fiir Wien)“ durch die
Wendung ,die zustindige Bildungsdirektion und in Abs. 2 die Wendung ,der Landesschulrat
(Stadtschulrat fiir Wien)“ durch die Wendung ,,die Bildungsdirektion® ersetzt.

6. In § 25 wird in Abs. 1 die Wendung ,,den Landesschulrat™ durch die Wendung ,,die Bildungsdirektion*
und in Abs. 6 Z 5 die Wendung ,,des Landesschulrates, da* durch die Wendung ,,der Bildungsdirektion,
dass® ersetzt.

7.In § 27 Abs. 1 wird die Wendung ,,Landesschulréten sind bei Zulassung durch einen Landesschulrat die
Verfahren bei den anderen Landesschulrdten™ durch die Wendung ,Bildungsdirektionen sind bei
Zulassung durch eine Bildungsdirektion die Verfahren bei den anderen Bildungsdirektionen® ersezzt.

8. § 30 wird folgender Abs. 17 angefiigt:

»(17) § 3 Abs. 3,4,5,8,9und 10, § 4 Abs. 3, § 6 Abs. 2, § 12, § 13 Abs. 2 und 3, § 24a Abs. 1 und
2, 8§ 25 Abs. 1 und Abs. 6 Z 5 sowie § 27 Abs. 1 in der Fassung BGBI. I Nr. 138/2017 treten mit 1. Janner
2019 in Kraft.”

Van der Bellen

Kern
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	BUNDESGESETZBLATT
	Inhaltsverzeichnis
	Artikel 1
	(Verfassungsbestimmung)

	Änderung des Bundes-Verfassungsgesetzes
	1. In Art. 10 Abs. 1 wird nach der Z 12 folgende Z 12a eingefügt:
	2. In Art. 14 Abs. 1 wird die Wortfolge „Schüler- und Studentenheime“ durch das Wort „Schülerheime“ ersetzt.
	3. In Art. 14 Abs. 3 entfällt die lit. a; die bisherigen lit. b bis d erhalten die Bezeichnungen „a)“ bis „c)“.
	4. Art. 14 Abs. 4 lit. a lautet:
	5. In Art. 14a Abs. 1 entfällt der letzte Satz.
	6. In Art. 21 Abs. 1 wird der Ausdruck „Abs. 3 lit. d“ durch den Ausdruck „Abs. 3 lit. c“ ersetzt.
	7. Der fünfte Unterabschnitt des Abschnittes A des dritten Hauptstückes entfällt.
	8. In der Überschrift vor Art. 81c wird „6.“ durch „5.“ ersetzt.
	9. In Art. 102 Abs. 2 wird die Wortfolge „Schulwesen sowie Erziehungswesen in den Angelegenheiten der Schüler- und Studentenheime, ausgenommen das land- und forstwirtschaftliche Schulwesen und das land- und forstwirtschaftliche Erziehungswesen in den ...
	10. In Art. 112 wird das Wort „fünften“ durch das Wort „sechsten“ ersetzt.
	11. Nach Art. 112 wird folgendes Hauptstück eingefügt:

	„Fünftes Hauptstück
	Vollziehung auf dem Gebiet des Schul- und Erziehungswesens
	12. In der Überschrift vor Art. 115 wird das Wort „Fünftes“ durch das Wort „Sechstes“, in der Überschrift vor Art. 121 wird das Wort „Sechstes“ durch das Wort „Siebentes“, in der Überschrift vor Art. 129 wird das Wort „Siebentes“ durch das Wort „Achte...
	13. Art. 130 Abs. 1 wird der Strichpunkt am Ende der Z 3 durch einen Punkt ersetzt und es entfällt die Z 4.
	14. In Art. 131 Abs. 4 Z 2 erhält die lit. b die Bezeichnung „c)“ und wird nach lit. a folgende lit. b (neu) eingefügt:
	15. In Art. 131 Abs. 4 letzter Satz wird der Ausdruck „Z 2 lit. b“ durch den Ausdruck „Z 2 lit. c“ ersetzt.
	16. In Art. 132 Abs. 1 Z 2 entfällt die Wortfolge „oder in Rechtssachen, in denen dem Bescheid eines Landesschulrates ein kollegialer Beschluss zugrunde liegt“.
	17. Art. 132 Abs. 4 entfällt; die Abs. 5 und 6 erhalten die Absatzbezeichnungen „(4)“ und „(5)“.
	18. In Art. 133 Abs. 6 wird der Strichpunkt am Ende der Z 3 durch einen Punkt ersetzt und es entfällt die Z 4.
	19. Art. 142 Abs. 2 lit. h lautet:
	20. Art. 142 Abs. 4 letzter Satz lautet:
	21. Dem Art. 151 wird folgender Abs. 61 angefügt:


	Artikel 2
	(Verfassungsbestimmung)

	Änderung des Bundesverfassungsgesetzes, mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929 hinsichtlich des Schulwesens geändert wird
	1. Art. II entfällt.
	2. In Art. III und in Art. IV Abs. 1 entfällt jeweils die Wortfolge „in der Fassung von 1929 und in der Fassung dieses Bundesverfassungsgesetzes“.
	3. Art. IV Abs. 3 lit. a lautet:
	4. Art. IV werden folgender Abs. 4 und 5 angefügt:
	5. Der bisherige Text des Art. XI wird zu Abs. 1; folgender Abs. 2 wird angefügt:

	Artikel 3
	(Verfassungsbestimmung)

	Änderung des Bundesverfassungsgesetzes über die Begrenzung von Bezügen öffentlicher Funktionäre
	1. In § 1 Abs. 1 entfällt die Z 7; die bisherigen Z 8 bis 11 erhalten die Ziffernbezeichnungen „7.“ bis „10.“.
	2. In § 1 Abs. 4 wird die Zahl „11“ durch die Zahl „10“ ersetzt.
	3. Dem § 11 wird folgender Abs. 24 angefügt:

	Artikel 4
	Änderung des Unvereinbarkeits- und Transparenz-Gesetzes
	1. (Verfassungsbestimmung) § 2 Abs. 1 lautet:
	2. (Verfassungsbestimmung) Dem Gesetz wird folgender § 14 angefügt:


	Artikel 5
	Änderung des Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetzes
	1. In § 3 Abs. 2 entfällt Z 3 und erhält Z 4 die Ziffernbezeichnung „3.“
	2. In § 7 Abs. 4 entfällt die Wortfolge „ , gegen Weisungen gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 4 B-VG“.
	3. In § 7 Abs. 4 wird der Z 3 das Wort „und“ angefügt, entfällt Z 4 und erhält Z 5 die Ziffernbezeichnung „4.“.
	4. § 9 Abs. 1 Z 1 lautet:
	5. In § 9 Abs. 2 wird der Z 3 das Wort „und“ angefügt, entfällt Z 4 und erhält Z 5 die Ziffernbezeichnung „4.“.
	6. In § 9 Abs. 3 entfällt die Wortfolge „und gegen Weisungen gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 4 B-VG“.
	7. § 13 Abs. 3 entfällt.
	8. In § 13 erhalten die Abs. 4 und 5 die Absatzbezeichnungen „(3)“ und „(4)“.
	9. In § 13 Abs. 3 (neu) wird der Ausdruck „Abs. 2 und 3“ durch den Ausdruck „Abs. 2“ ersetzt.
	10. In § 13 Abs. 4 (neu) wird der Ausdruck „Abs. 2 oder 3“ durch den Ausdruck „Abs. 2“ ersetzt.
	11. § 14 Abs. 3 entfällt.
	12. § 24 Abs. 2 Z 1 lautet:
	13. In § 27 wird die Wortfolge „den angefochtenen Bescheid, die angefochtene Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt und die angefochtene Weisung“ durch die Wortfolge „den angefochtenen Bescheid und die angefochtene Au...
	14. § 28 Abs. 8 entfällt.
	15. In § 54 Abs. 3 wird der Ausdruck „§ 7 Abs. 4 Z 1, 2 und 5“ durch den Ausdruck „§ 7 Abs. 4 Z 1, 2 und 4“ ersetzt.
	16. Dem § 58 wird folgender Abs. 5 angefügt:


	Artikel 6
	Änderung des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985
	1. In § 28 Abs. 2 entfällt die Wortfolge „und bei Revisionen gegen Erkenntnisse über Weisungen gemäß Art. 81a Abs. 4 B-VG“.
	2. Dem § 79 wird folgender Abs. 15 angefügt:


	Artikel 7
	Bundesgesetz über die Einrichtung von Bildungsdirektionen in den Ländern (Bildungsdirektionen-Einrichtungsgesetz – BD-EG)
	1. Abschnitt
	Allgemeine Bestimmungen

	2. Abschnitt
	Qualitätsmanagement

	3. Abschnitt
	Organisation der Bildungsdirektionen

	1. Unterabschnitt
	Leitung der Bildungsdirektion

	2. Unterabschnitt
	Bestellungsverfahren

	3. Unterabschnitt
	Präsident oder Präsidentin der Bildungsdirektion

	4. Unterabschnitt
	Gliederung der Bildungsdirektion

	4. Abschnitt
	Aufwand der Bildungsdirektionen

	1. Unterabschnitt
	Sachaufwand

	2. Unterabschnitt
	Personalaufwand

	5. Abschnitt
	Planungs-, Rechnungs- und Berichtswesen, Innenrevision

	6. Abschnitt
	Übergangs- und Schlussbestimmungen

	Artikel 8
	Änderung des Ausschreibungsgesetzes
	1. § 25 Z 2 entfällt.
	2. Dem § 90 wird folgender Abs. 11 angefügt:


	Artikel 9
	Änderung des Schulorganisationsgesetzes
	1. (Verfassungsbestimmung) In § 1 wird dem Text des § 1 die Absatzbezeichnung „(1)“ vorangestellt und folgender Abs. 2 angefügt:
	2. § 6 Abs. 1 wird durch folgende Abs. 1, 1a und 1b ersetzt:
	3. § 6 Abs. 3 fünfter Satz wird durch folgende beide Sätze ersetzt:
	4. § 7 samt Überschrift lautet:
	5. In § 7a Abs. 1 und § 8c Abs. 7 wird die Wendung „des Landesschulrates“ jeweils durch die Wendung „der Bildungsdirektion“ ersetzt.
	6. § 8 lit. k entfällt.
	7. In § 8 wird der Punkt am Ende der lit. p durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende lit. q angefügt:
	8. § 8a samt Überschrift lautet:
	9. § 8b samt Überschrift lautet:
	10. (Grundsatzbestimmung) In § 8d Abs. 3 zweiter Satz wird die Wendung „– unbeschadet des § 8a Abs. 3 sowie unter Bedachtnahme auf die räumlichen Voraussetzungen und auf andere regionale Betreuungsangebote –“ durch die Wendung „unter Bedachtnahme auf ...
	11. § 8e Abs. 4 erster Satz lautet:
	12. § 8e Abs. 4a, 5 und 6 wird durch folgende Abs. 5 und 6 ersetzt:
	13. (Verfassungsbestimmung hinsichtlich § 8g Abs. 1) Nach § 8e werden folgende §§ 8f und 8g samt Überschriften eingefügt:
	14. (Grundsatzbestimmung) Im II. Hauptstück (Besondere Bestimmungen über die Schulorganisation) Teil A (Allgemeinbildende Schulen) Abschnitt I (Allgemeinbildende Pflichtschulen) Unterabschnitt 1 (Volksschulen) entfallen die Überschriften „a) Unmittelb...
	15. (Grundsatzbestimmung) In den §§ 11, 12 und 13 wird nach den Paragraphenbezeichnungen „§ 11.“, „§ 12.“, „§ 13.“ und „§ 14.“ jeweils der Klammerausdruck „(Grundsatzbestimmung)“ eingefügt.
	16. (Grundsatzbestimmung) § 12 Abs. 3 lautet:
	17. § 14 samt Überschrift lautet:
	18. (Grundsatzbestimmung) Im II. Hauptstück (Besondere Bestimmungen über die Schulorganisation) Teil A (Allgemeinbildende Schulen) Abschnitt I (Allgemeinbildende Pflichtschulen) Unterabschnitt 2 (Hauptschulen) entfallen die Überschriften „a) Unmittelb...
	19. § 16 Abs. 1 Z 2 lautet:
	20. (Grundsatzbestimmung) In den §§ 18, 18a, 19 und 20 wird nach den Paragraphenbezeichnungen „§ 18.“, „§ 18a.“, „§ 19.“, „§ 20.“ und „§ 21.“ jeweils der Klammerausdruck „(Grundsatzbestimmung)“ eingefügt.
	21. (Grundsatzbestimmung) § 18a letzter Satz lautet:
	22. § 21 samt Überschrift lautet:
	23. (Grundsatzbestimmung) Im II. Hauptstück (Besondere Bestimmungen über die Schulorganisation) Teil A (Allgemeinbildende Schulen) Abschnitt I (Allgemeinbildende Pflichtschulen) Unterabschnitt 2a (Neue Mittelschulen) entfallen die Überschriften „a) Un...
	24. In § 21b Abs. 1 Z 1 wird die Wendung „nach Zustimmung des zuständigen Beamten des Qualitätsmanagements (gemäß § 18 des Bundes-Schulaufsichtsgesetzes, BGBl. Nr. 240/1962)“ durch die Wendung „mit Zustimmung der Bildungsdirektion“ ersetzt.
	25. § 21b Abs. 1 Z 2 lautet:
	26. (Grundsatzbestimmung) In den §§ 21d, 21e, 21f und 21g wird nach den Paragraphenbezeichnungen „§ 21d.“, „§ 21e.“, „§ 21f.“, „§ 21g.“ und „§ 21h.“ jeweils der Klammerausdruck „(Grundsatzbestimmung)“ eingefügt.
	27. (Grundsatzbestimmung) § 21e letzter Satz lautet:
	28. § 21h samt Überschrift lautet:
	29. (Grundsatzbestimmung) Im II. Hauptstück (Besondere Bestimmungen über die Schulorganisation) Teil A (Allgemeinbildende Schulen) Abschnitt I (Allgemeinbildende Pflichtschulen) Unterabschnitt 3 (Sonderschulen) entfallen die Überschriften „a) Unmittel...
	30. (Grundsatzbestimmung) In den §§ 24, 25 und 26 wird nach den Paragraphenbezeichnungen „§ 24.“, „§ 25.“, „§ 26.“ und „§ 27.“ jeweils der Klammerausdruck „(Grundsatzbestimmung)“ eingefügt.
	31. § 27 samt Überschrift lautet:
	32. (Verfassungsbestimmung) Im II. Hauptstück (Besondere Bestimmungen über die Schulorganisation) Teil A (Allgemeinbildende Schulen) Abschnitt I (Allgemeinbildende Pflichtschulen) Unterabschnitt 3 (Sonderschulen) entfallen die Überschrift „c) Verfassu...
	33. (Grundsatzbestimmung) Im II. Hauptstück (Besondere Bestimmungen über die Schulorganisation) Teil A (Allgemeinbildende Schulen) Abschnitt I (Allgemeinbildende Pflichtschulen) Unterabschnitt 4 (Polytechnische Schule) entfallen die Überschriften „a) ...
	34. (Grundsatzbestimmung) In den §§ 30, 31 und 32 wird nach den Paragraphenbezeichnungen „§ 30.“, „§ 31.“, „§ 32.“ und „§ 33.“ jeweils der Klammerausdruck „(Grundsatzbestimmung)“ eingefügt.
	35. (Grundsatzbestimmung) § 31 letzter Satz lautet:
	36. § 33 samt Überschrift lautet:
	37. In § 33a Abs. 3 wird der Beistrich nach der Wendung „die Organisationsform“ durch das Wort „und“ ersetzt und entfällt die Wendung „und die Klassenschülerzahl“.
	38. § 39 Abs. 1a lautet:
	39. § 43 samt Überschrift lautet:
	40. (Grundsatzbestimmung) Im II. Hauptstück (Besondere Bestimmungen über die Schulorganisation) Teil B (Berufsbildende Schulen) Abschnitt I (Berufsbildende Pflichtschulen [Berufsschule]) entfallen die Überschriften „a) Unmittelbar anzuwendendes Bundes...
	41. (Grundsatzbestimmung) In den §§ 48, 49 und 50 wird nach den Paragraphenbezeichnungen „§ 48.“, „§ 49.“, „§ 50.“ und „§ 51.“ jeweils der Klammerausdruck „(Grundsatzbestimmung)“ eingefügt.
	42. (Grundsatzbestimmung) In § 49 Abs. 4 wird die Wendung „aus Anlaß von Ferien“ durch die Wendung „aus Anlass von Ferien oder aus sonstigen organisatorischen Gründen“ ersetzt.
	43. § 51 samt Überschrift lautet:
	44. In § 52 Abs. 1 wird die Wendung „sozialem Gebiet“ durch die Wendung „sozialem oder pädagogischem Gebiet“ ersetzt.
	45. In § 54 Abs. 1 wird die lit. e durch folgende lit. e und f ersetzt:
	46. § 57 samt Überschrift lautet:
	47. Nach § 63a werden folgende §§ 63b und 63c jeweils samt Überschrift eingefügt:
	48. In § 64 Abs. 2 wird der Punkt am Ende des Abs. 2 durch einen Strichpunkt ersetzt und als neue Zeilen angefügt:
	49. § 71 samt Überschrift lautet:
	50. In § 130a Abs. 1 wird die Wendung „den Landesschulrat“ durch die Wendung „die Bildungsdirektion“ ersetzt.
	51. Nach § 130a wird folgender § 130b samt Überschrift eingefügt:
	52. § 131 Abs. 25 Z 6 entfällt.
	53. Dem § 131 wird folgender Abs. 36 angefügt:
	54. Nach § 131 wird folgender § 131a samt Überschrift eingefügt:
	55. Nach § 132a wird folgender § 132b samt Überschrift eingefügt:
	56. Dem § 133 wird folgender Abs. 3 angefügt:


	Artikel 10
	Änderung des Land- und forstwirtschaftlichen Bundesschulgesetzes
	1. § 5 Abs. 1 wird durch folgende Abs. 1, 1a und 1b ersetzt:
	2. § 5 Abs. 3 vorletzter Satz wird durch folgende beiden Sätze ersetzt:
	3. § 6 samt Überschrift lautet:
	4. § 8a samt Überschrift lautet:
	5. § 8b samt Überschrift lautet:
	6. § 8c Abs. 4 erster Satz lautet:
	7. § 15 samt Überschrift lautet:
	8. In § 31c Abs. 4, § 32 Abs. 1 sowie in § 36 Z 5 und 6 wird die Wendung „Bildung und Frauen“ jeweils durch das Wort „Bildung“ ersetzt.
	9. Dem § 35 wird folgender Abs. 10 angefügt:
	10. § 36 Z 1 lautet:
	11. § 36 Z 2 lautet:
	12. Nach § 36 Z 5 wird folgende Z 5a eingefügt:
	13. Nach § 39 wird folgender § 40 samt Überschrift angefügt:


	Artikel 11
	Änderung des Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetzes
	1. In § 1 Abs. 1 wird die Wendung „Übungsschulen“ jeweils durch die Wendung „Praxisschulen“ und die Wendung „Übungsschülerheime“ durch die Wendung „Praxisschülerheime“ ersetzt.
	2. (Verfassungsbestimmung hinsichtlich § 5b) Nach § 5 werden folgende §§ 5a und 5b eingefügt:
	3. § 8 Abs. 1 lautet:
	4. § 10 lautet:
	5. In § 11 Abs. 1 wird die Wendung „Bewilligung der Landesregierung nach Anhörung des Landesschulrates (Kollegium)“ durch die Wendung „Bewilligung der Bildungsdirektion“ ersetzt.
	6. § 11 Abs. 2 lautet:
	7. In § 12 Abs. 1, 2 und 5 wird die Wendung „nach dem Ausführungsgesetz zuständigen Behörde unter Mitwirkung des Landesschulrates“ jeweils durch das Wort „Bildungsdirektion“ ersetzt.
	8. Dem § 12 Abs. 4 wird folgender Satz angefügt:
	9. In § 12 Abs. 5 wird die Wendung „nach dem Ausführungsgesetz zuständige Behörde kann nach Anhörung des Landesschulrates“ durch die Wendung „Bildungsdirektion kann“ ersetzt.
	10. In § 13 Abs. 5 wird die Wendung „nach dem Ausführungsgesetz zuständige Behörde unter Mitwirkung des Landesschulrates“ durch das Wort „Bildungsdirektion“ ersetzt.
	11. Dem § 14 wird folgender Abs. 5 angefügt:
	12. Dem § 19 wird folgender Abs. 14 angefügt:
	13. Nach § 20 wird folgender § 20a samt Überschrift eingefügt:


	Artikel 12
	Änderung des Schulzeitgesetzes 1985
	1. (Verfassungsbestimmung) In § 1 wird dem Text des § 1 die Absatzbezeichnung „(1)“ vorangestellt und folgender Abs. 2 angefügt:
	2. Nach § 1 wird folgender § 1a samt Überschrift eingefügt:
	3. In § 2 Abs. 2a wird die Wendung „der Landesschulrat“ durch die Wendung „die Bildungsdirektion“ ersetzt.
	4. § 2 Abs. 5 lautet:
	5. § 2 Abs. 8 lautet:
	6. § 3 Abs. 2 zweiter Satz lautet:
	7. Dem § 3 werden folgende Abs. 3 und 4 angefügt:
	8. § 4 Abs. 1 zweiter Satz lautet:
	9. In § 4 Abs. 2 erster Satz wird das Wort „Unterrichtsstunden“ durch das Wort „Unterrichtseinheiten“ ersetzt.
	10. § 4 Abs. 2 letzter Satz sowie Abs. 3 und 4 entfällt.
	11. In § 5 Abs. 1 wird der Klammerausdruck „(ausgenommen Ferialpraktika)“ durch den Klammerausdruck „(einschließlich praktischer Unterricht, ausgenommen Ferialpraktika)“ ersetzt.
	12. In § 5 Abs. 3a wird die Wendung „des Landesschulrates“ durch die Wendung „der Bildungsdirektion“ ersetzt.
	13. § 5 Abs. 6 lautet:
	14. § 6 samt Überschrift lautet:
	15. (Grundsatzbestimmung betreffend den letzten Satz) § 8 Abs. 5 lautet:
	16. (Grundsatzbestimmung) In § 8 Abs. 7 Z 1 entfällt die Wendung „erster Instanz“.
	17. § 8 Abs. 9 lautet:
	18. (Grundsatzbestimmung) § 8 Abs. 10 entfällt.
	19. § 9 Abs. 1 zweiter Satz lautet:
	20. § 9 Abs. 3 wird durch folgende Abs. 3 und 3a ersetzt:
	21. § 9 Abs. 4 lautet:
	22. Dem § 9 wird folgender Abs. 5 angefügt:
	23. § 10 Abs. 5a lautet:
	24. (Grundsatzbestimmung betreffend den letzten Satz) § 10 Abs. 6 lautet:
	25. § 10 Abs. 7 letzter Satz lautet:
	26. Dem § 10 wird folgender Abs. 11 angefügt:
	27. (Grundsatzbestimmung) § 12 entfällt.
	28. § 15 Abs. 2 entfällt.
	29. Nach § 15 wird folgender § 15a samt Überschrift eingefügt:
	30. Dem § 16a wird folgender Abs. 12 angefügt:
	31. § 16b Abs. 1a entfällt.
	32. Nach § 16c wird folgender § 16d samt Überschrift eingefügt:
	33. In § 17 wird die Wendung „Bildung und Frauen“ durch das Wort „Bildung“ ersetzt.


	Artikel 13
	Änderung des Minderheiten-Schulgesetzes für das Burgenland
	1. (Verfassungsbestimmung) § 2 Abs. 2 lautet:
	2. In § 5 Abs. 1 wird nach dem Wort „Jahreszeugnisse“ die Wendung „bzw. die Semester- und Jahresinformationen“ eingefügt.
	3. In § 13 Abs. 1 und 4 wird das Wort „Kindergartenpädagogik“ jeweils durch das Wort „Elementarpädagogik“ ersetzt.
	4. In § 15 wird die Wendung „Beim Landesschulrat für Burgenland“ durch die Wendung „Bei der Bildungsdirektion für das Burgenland“ ersetzt.
	5. Dem § 19 wird folgender Abs. 7 angefügt:
	6. In § 20 Abs. 2 und 3 wird die Wendung „Bildung und Frauen“ durch das Wort „Bildung“ ersetzt.


	Artikel 14
	Änderung des Minderheiten-Schulgesetzes für Kärnten
	1. (Verfassungsbestimmung) In § 14 wird nach der Absatzbezeichnung „(1)“ der Klammerausdruck „(Verfassungsbestimmung)“ eingefügt.
	2. In § 19, § 23 und § 29 wird die Wendung „des Landesschulrates“ jeweils durch die Wendung „der Bildungsdirektion“ ersetzt.
	3. In § 31 wird die Wendung „Beim Landesschulrat“ durch die Wendung „Bei der Bildungsdirektion“ ersetzt.
	4. (Verfassungsbestimmung) In § 34 wird nach Abs. 2d folgender Abs. 2e eingefügt:
	5. In § 36 Abs. 2 wird die Wendung „Bildung und Frauen“ durch das Wort „Bildung“ ersetzt.


	Artikel 15
	Änderung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 420/1990
	In Art. III Abs. 1 wird nach dem Wort „Jahreszeugnisse“ die Wendung „bzw. die Semester- und Jahresinformationen“ eingefügt.


	Artikel 16
	Änderung des Schulunterrichtsgesetzes
	1. Dem § 2b wird folgender Abs. 4 angefügt:
	2. § 3 Abs. 5 entfällt.
	3. Dem § 4 Abs. 2 wird angefügt:
	4. In § 4 Abs. 4 wird vor der Wendung „alle Pflichtgegenstände der betreffenden Schulstufe“ die Wendung „– außer während des Besuchs einer Sprachstartgruppe –“ eingefügt.
	5. In § 5 Abs. 1 wird das Wort „Schulgemeinschaftsausschuss“ durch das Wort „Schulleiter“ ersetzt.
	6. In § 7 Abs. 1 wird die Wendung „Die Prüfungsgebiete“ durch die Wendung „Die Prüfungsform sowie die Prüfungsgebiete“ ersetzt und entfällt der letzte Satz.
	7. In § 7 Abs. 3 entfällt die Wendung „ , soweit sie nicht von der zuständigen Schulbehörde für ein ganzes Bundesland oder vom zuständigen Bundesminister für das ganze Bundesland einheitlich festgelegt werden,“.
	8. § 7 Abs. 4 entfällt.
	9. In § 8 Abs. 1 wird das Zitat „§ 18 Abs. 2 bis 4“ durch das Zitat „§ 18 Abs. 2, 3, 4 und 6“ ersetzt und entfällt der letzte Satz.
	10 In § 8 Abs. 3 entfällt die Wendung „bzw. das Bewertungsergebnis des standardisierten Untersuchungsverfahrens“.
	11 § 9 Abs. 1a lautet:
	12. § 9 Abs. 2 erster Satz lautet:
	13. In § 10 Abs. 1 erster Satz wird nach dem Wort „Unterrichtsstunden“ die Wendung „bzw. Unterrichtseinheiten“ eingefügt.
	14. § 10 Abs. 1 letzter Satz entfällt.
	15. § 10 Abs. 2 erster Satz lautet:
	16. Dem § 10 wird folgender Abs. 3 angefügt:
	17. § 11 Abs. 6 lautet:
	18. In § 11 Abs. 7 wird die Wendung „des Landesschulrates“ durch die Wendung „der Bildungsdirektion“ ersetzt.
	19. In § 12 Abs. 4 wird nach der Wendung „im Jahreszeugnis“ die Wendung „nicht oder“ eingefügt.
	20. In § 12 Abs. 6 und Abs. 6a entfällt jeweils die Wendung „von Amts wegen oder auf Antrag des Schülers“.
	21. § 12 Abs. 9 lautet:
	22. § 13a Abs. 1 zweiter, dritter und vierter Satz werden durch folgenden Satz ersetzt:
	23. § 17 Abs. 3 entfällt.
	24. § 17 Abs. 4 lautet:
	25. § 18a Abs. 4 erster Satz lautet:
	26. In § 19 Abs. 1a wird das Wort „regelmäßige“ durch das Wort „regelmäßig“ ersetzt und folgender Satz angefügt:
	27. § 23 Abs. 1c letzter Satz entfällt.
	28. In § 24 Abs. 1 wird die Wendung „bzw. am Ende eines jeden Unterrichtsjahres“ durch die Wendung „und am Ende eines jeden Semesters bzw. Unterrichtsjahres“ ersetzt.
	29. In § 30a wird der Klammerausdruck „(einschließlich Technisches Werken und Textiles Werken)“ durch den Klammerausdruck „(einschließlich Technisches und textiles Werken)“ ersetzt.
	30. In § 32 Abs. 2 wird die Wendung „eine Sonderschule“ durch die Wendung „die besuchte Sonderschule oder allgemeine Schule“ ersetzt.
	31. Dem § 32 Abs. 2a wird folgender Satz angefügt:
	32. In § 33 Abs. 7 wird die Wendung „den nach dem Wohnsitz des Schülers zuständigen Landesschulrat“ durch die Wendung „die nach dem Wohnsitz des Schülers zuständige Bildungsdirektion“ ersetzt.
	33. Dem § 34 Abs. 4 wird angefügt:
	34. In § 35 Abs. 2 Z 1 wird die Wendung „der nach der Geschäftsverteilung des Amtes des Landesschulrates zuständige Landesschulinspektor“ durch die Wendung „der nach der Geschäftsordnung der Bildungsdirektion zuständige Bedienstete der Schulaufsicht“ ...
	35. § 41a Abs. 1 zweiter Satz lautet:
	36. § 42 Abs. 4 zweiter Satz lautet:
	37. § 44a Abs. 1 Z 1 und 2 lautet:
	38. In § 45 Abs. 7 wird der Punkt am Ende der lit. b durch einen Beistrich und das Wort „und“ ersetzt und folgende lit. c angefügt:
	39. In § 46 Abs. 1 wird die Wendung „der Landesschulrat“ durch die Wendung „die Bildungsdirektion“ ersetzt.
	40. Nach § 55c in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. I Nr. 9/2012 und BGBl. I Nr. 56/2016 wird folgender § 55d samt Überschrift eingefügt:
	41. Die Überschrift des § 56 lautet:
	42. Dem § 56 wird folgender Abs. 9 angefügt:
	43. § 57 Abs. 2 erster Satz lautet:
	44. In § 59 Abs. 5 sechster Satz wird die Wendung „der zuständigen Schulbehörde“ durch die Wendung „des Schulleiters“ ersetzt.
	45. § 63a Abs. 2 lautet:
	46. § 63a Abs. 4 zweiter und dritter Satz lautet:
	47. In § 63a Abs. 7 erster Satz wird die Wendung „die Erziehungsberechtigten mindestens eines Drittels der Schüler anwesend“ durch die Wendung „die Erziehungsberechtigten von mindestens zwei Dritteln der Schüler anwesend“ ersetzt.
	48. § 63a Abs. 7 vierter Satz lautet:
	49. § 63a Abs. 10 zweiter und dritter Satz lautet:
	50. In § 63a Abs. 12 erster Satz wird die Wendung „mehr als die Hälfte der Mitglieder“ durch die Wendung „mindestens zwei Drittel der Mitglieder“ ersetzt.
	51. § 63a Abs. 12 dritter und vierter Satz wird durch folgenden Satz ersetzt:
	52. In § 63a Abs. 13 lautet der erste Teilsatz des ersten Satzes:
	53. In § 63a Abs. 14 vorletzter Satz wird das Zitat „Abs. 2 Z 1 lit. h bis j“ durch das Zitat „Abs. 2 Z 1 lit. l, n und s“ ersetzt.
	54. § 63a Abs. 17 lautet:
	55. Die Überschrift des § 64 lautet:
	56. Dem § 64 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:
	57. § 64 Abs. 2 wird durch folgende Abs. 2 bis 2d ersetzt:
	58. In § 64 Abs. 4 erster Satz wird nach der Wendung „Die Vertreter der Lehrer“ die Wendung „im Schulgemeinschaftsausschuss“ eingefügt.
	59. In § 64 Abs. 6 erster Satz wird nach der Wendung „Die Vertreter der Erziehungsberechtigten“ die Wendung „im Schulgemeinschaftsausschuss“ eingefügt.
	60. In § 64 Abs. 7 erster Satz wird nach der Wendung „der Erziehungsberechtigten“ die Wendung „im Schulgemeinschaftsausschuss“ eingefügt.
	61. § 64 Abs. 8 erster und zweiter Satz lautet:
	62. In § 64 Abs. 11 erster Satz wird die Wendung „mehr als die Hälfte der Mitglieder“ durch die Wendung „mindestens zwei Drittel der Mitglieder“ ersetzt.
	63. § 64 Abs. 11 dritter und vierter Satz wird durch folgenden Satz ersetzt:
	64. § 64 Abs. 12 erster Satz lautet:
	65. In § 64 Abs. 13 zweiter Satz wird im Klammerausdruck nach dem Wort „Schulerhalter“ ein Beistrich gesetzt und die Wendung „administrative Verwaltungskraft“ eingefügt.
	66. In § 64 Abs. 13 wird im dritten Satz das Wort „Schulgesundheitspflege“ durch die Wendung „schulärztlichen Betreuung“ und im vorletzten Satz das Zitat „Abs. 2 Z 1 lit. j bis l“ durch das Zitat „Abs. 2 Z 1 lit. j, m, o und p“ ersetzt.
	67. § 64 Abs. 14 lautet:
	68. § 64 Abs. 16 lautet:
	69. In § 64 Abs. 17 lautet der erste Teilsatz:
	70. Nach § 64 wird folgender § 64a samt Überschrift eingefügt:
	71. § 66 samt Überschrift wird durch folgende §§ 66, 66a und 66b jeweils samt Überschrift ersetzt:
	72. In § 70 Abs. 1 erster Satz entfallen die Worte „des Bundes“.
	73. In § 71 Abs. 2 lit. b entfällt die Wendung „in der Grundstufe I der Volksschule“.
	74. In § 75 Abs. 1 erster Satz wird die Wendung „Prüfungen von Personen mit Hauptwohnsitz im Inland oder von österreichischen Staatsbürgern mit Hauptwohnsitz im Ausland sind auf deren Ansuchen“ durch die Wendung „Prüfungen sind auf Ansuchen“ ersetzt.
	75. In § 75 wird nach Abs. 4 folgender Abs. 4a eingefügt:
	76. In § 76 Abs. 1 wird die Wendung „beim örtlich zuständigen Landesschulrat“ durch die Wendung „bei der örtlich zuständigen Bildungsdirektion“ ersetzt.
	77. § 77 Abs. 3 zweiter Satz wird durch folgende Sätze ersetzt:
	78. § 78 samt Überschrift lautet:
	79. Die §§ 78b und 78c jeweils samt Überschrift entfallen.
	80. Dem § 82 wird folgender Abs. 9 angefügt:
	81. Nach § 82e werden folgende §§ 82f und 82g eingefügt:
	82. § 83 Abs. 1 lautet:
	83. § 83 Abs. 1 lautet:
	84. Dem § 83 wird folgender Abs. 3 angefügt:


	Artikel 17
	Änderung des Schulunterrichtsgesetzes für Berufstätige, Kollegs und Vorbereitungslehrgänge
	1. Im Inhaltsverzeichnis lautet die den § 28 betreffende Zeile:
	2. Im Inhaltsverzeichnis lautet die den § 33 betreffende Zeile:
	3. Im Inhaltsverzeichnis lautet die den § 40 betreffende Zeile:
	4. Im Inhaltsverzeichnis entfällt die den § 41a betreffende Zeile.
	5. Im Inhaltsverzeichnis wird nach der den § 52 betreffenden Zeile folgende Zeile eingefügt:
	6. Im Inhaltsverzeichnis lautet die den § 53 betreffende Zeile:
	7. Im Inhaltsverzeichnis wird nach der den § 55 betreffenden Zeile folgende Zeile eingefügt:
	8. Im Inhaltsverzeichnis wird nach der den § 58 betreffenden Zeile folgende Zeile eingefügt:
	9. Im Inhaltsverzeichnis lautet die den § 62 betreffende Zeile:
	10. Im Inhaltsverzeichnis lautet die den § 65 betreffende Zeile:
	11. Im Inhaltsverzeichnis wird nach der den § 65 betreffenden Zeile folgende Zeile eingefügt:
	12. Im Inhaltsverzeichnis wird nach der den § 70 betreffenden Zeile folgende Zeile eingefügt:
	13. In § 4 wird am Ende der Z 6 der Punkt durch einen Beistrich ersetzt und folgende Z 7 angefügt:
	14. In § 7 Abs. 2 wird das Wort „Schulgemeinschaftsausschuß“ durch das Wort „Schulleiter“ ersetzt.
	15. Dem § 33 Abs. 4 wird angefügt:
	16. In § 34 Abs. 2 Z 1 wird die Wendung „der oder die nach der Geschäftsverteilung des Amtes des Landesschulrates zuständige Landesschulinspektor oder Landeschulinspektorin“ durch die Wendung „der oder die nach der Geschäftsordnung der Bildungsdirekti...
	17. § 35 Abs. 4 Z 1 lautet:
	18. § 42 Abs. 6 Z 3 lautet:
	19. Nach § 52 wird folgender § 52a samt Überschrift eingefügt:
	20. Die Überschrift des § 53 lautet:
	21. Dem § 53 wird folgender Abs. 6 angefügt:
	22. § 54 Abs. 2 lautet:
	23. § 58 Abs. 2 lautet:
	24. § 58 Abs. 6 erster Satz lautet:
	25. Nach § 58 wird folgender § 58a samt Überschrift eingefügt:
	26. In § 61 Abs. 1 entfallen die Worte „des Bundes“.
	27. § 65 Abs. 3 zweiter Satz wird durch folgende Sätze ersetzt:
	28. Dem § 69 Abs. 10 Z 2 wird folgender Satz angefügt:
	29. Dem § 69 wird folgender Abs. 11 angefügt:
	30. In § 70 entfällt die zweifach vorkommende Wendung „und Frauen“.
	31. Nach § 70 wird folgender § 71 samt Überschrift angefügt:


	Artikel 18
	Änderung des Hochschulgesetzes 2005
	1. In § 6 Abs. 2 wird die Wendung „den örtlich zuständigen Landesschulrat“ durch die Wendung „die örtlich zuständige Bildungsdirektion“ ersetzt.
	2. § 12 Abs. 1 Z 2 lautet:
	3. Dem § 80 wird folgender Abs. 13 angefügt:


	Artikel 19
	Änderung des Schulpflichtgesetzes 1985
	1. In § 2 wird dem Text des § 2 die Absatzbezeichnung „(1)“ vorangestellt und folgender Abs. 2 angefügt:
	2. In § 6 Abs. 3 wird die Wendung „vom Landesschulrat“ durch die Wendung „von der Bildungsdirektion“ ersetzt.
	3. § 8 Abs. 1 lautet:
	4. § 8 Abs. 3 lautet:
	5. In § 8a Abs. 2 erster Satz, § 11 Abs. 3, § 13 Abs. 3 und § 22 Abs. 4 wird die Wendung „Der Landesschulrat“ jeweils durch die Wendung „Die Bildungsdirektion“ ersetzt.
	6. § 8a Abs. 2 zweiter Satz entfällt.
	7. In § 8a Abs. 2 letzter Satz und Abs. 3, § 9 Abs. 6, § 11 Abs. 4, § 15 Abs. 2 sowie § 22 Abs. 3 und 4 wird die Wendung „der Landesschulrat“ jeweils durch die Wendung „die Bildungsdirektion“ ersetzt.
	8. In § 8a Abs. 3 wird die Wendung „im Rahmen seiner Zuständigkeiten“ durch die Wendung „im Rahmen ihrer Zuständigkeiten“ und der Klammerausdruck „(§ 3 Abs. 4 des Bundes-Schulaufsichtsgesetzes)“ durch den Klammerausdruck „(§ 1 Abs. 3 des Bildungsdirek...
	9. In § 8a Abs. 3 sowie § 31 Abs. 1 und 2 wird die Wendung „Bildung und Frauen“ jeweils durch das Wort „Bildung“ ersetzt.
	10. § 10 samt Überschrift entfällt.
	11. In § 11 Abs. 3 und § 13 Abs. 2 wird die Wendung „dem Landesschulrat“ jeweils durch die Wendung „der Bildungsdirektion“ ersetzt.
	12. In § 13 Abs. 1 wird die Wendung „des Bezirksschulrates“ durch die Wendung „der Bildungsdirektion“ und die Wendung „beim Landesschulrat“ durch die Wendung „bei der Bildungsdirektion“ ersetzt.
	13. § 15 Abs. 3 erster Satz lautet:
	14. Abschnitt I Unterabschnitt E lautet:


	„E. Erfüllung der allgemeinen Schulpflicht
	15. In § 23 Abs. 3 wird die Wendung „der nach deren Standort örtlich zuständige Landesschulrat oder in dessen Auftrag der Schulleiter“ durch die Wendung „die nach deren Standort örtlich zuständige Bildungsdirektion oder in deren Auftrag der Schulleite...
	16. In § 27 entfallen die Worte „des Bundes“.
	17. Nach § 27 wird folgender § 27a samt Überschrift eingefügt:
	18. § 28 lautet:
	19. Nach § 28 wird folgender § 28a samt Überschrift eingefügt:
	20. Dem § 30 wird folgender Abs. 21 angefügt:
	21. In § 31 Abs. 1 wird die Wendung „die Landesschulräte“ durch die Wendung „die Bildungsdirektionen“ ersetzt.
	22. Dem § 31 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:

	Artikel 20
	Änderung des Berufsreifeprüfungsgesetzes
	1. § 5 Abs. 2 erster Satz wird durch folgende beiden Sätze ersetzt:
	2. § 6 Abs. 4 letzter Satz lautet:
	3. In § 8 Abs. 3 wird die Wendung „der Landesschulrat“ durch die Wendung „die Bildungsdirektion“ ersetzt.
	4. § 8a Abs. 1 zweiter bis vierter Satz lautet:
	5. In § 8a Abs. 4 Z 2 wird die Wendung „dem Landesschulrat“ durch die Wendung „der Bildungsdirektion“ ersetzt.
	6. In § 8a Abs. 4a zweiter Satz wird die Wendung „der Landesschulrat“ durch die Wendung „die Bildungsdirektion“ ersetzt.
	7. In § 11 Abs. 1 wird die Wendung „vom Landesschulrat“ durch die Wendung „von der Bildungsdirektion“ ersetzt.
	8. Dem § 12 wird folgender Abs. 14 angefügt:
	9. In § 13 wird die Wendung „Unterricht, Kunst und Kultur“ durch das Wort „Bildung“ ersetzt.


	Artikel 21
	Änderung des Pflichtschulabschluss-Prüfungs-Gesetzes
	1. § 4 Abs. 2 letzter Satz lautet:
	2. § 5 Abs. 6 lautet:
	3. In § 8 Abs. 4 wird die Wendung „der örtlich zuständige Landesschulrat bzw. Stadtschulrat für Wien“ durch die Wendung „die örtlich zuständige Bildungsdirektion“ ersetzt.
	4. In § 9 Abs. 1 zweiter Satz wird die Wendung „dem Landesschulrat bzw. dem Stadtschulrat für Wien“ durch die Wendung „der Bildungsdirektion“ ersetzt.
	5. In § 9 Abs. 1 dritter Satz wird die Wendung „Der Landesschulrat bzw. der Stadtschulrat für Wien“ durch die Wendung „Die Bildungsdirektion“ ersetzt.
	6. In § 9 Abs. 1 vierter Satz wird die Wendung „der Landesschulrat bzw. der Stadtschulrat für Wien“ durch die Wendung „die Bildungsdirektion“ ersetzt.
	7. § 9 Abs. 4 erster und zweiter Satz lautet:
	8. In § 11 Z 3 wird die Wendung „vom Landesschulrat bzw. vom Stadtschulrat für Wien“ durch die Wendung „von der Bildungsdirektion“ ersetzt.
	9. Dem § 13 wird folgender Abs. 3 angefügt:
	10. In § 14 wird die Wendung „Unterricht, Kunst und Kultur“ durch das Wort „Bildung“ ersetzt.


	Artikel 22
	Änderung des Schülerbeihilfengesetzes 1983
	1. In § 1b Abs. 1 Z 4 wird das Wort „Leibeserziehern“ durch das Wort „Bewegungserziehern“ ersetzt.
	2. § 13 Z 1 lautet:
	3. In § 13 Z 4 wird die Wendung „der für die Schule örtlich zuständige Landesschulrat“ durch die Wendung „die für die Schule örtlich zuständige Bildungsdirektion“ ersetzt.
	4. In § 25 wird in Z 3 nach dem Wort „Gesundheit“ die Wortfolge „und Frauen“ eingefügt und wird in Z 4 die Wendung „Unterricht, Kunst und Kultur“ durch das Wort „Bildung“ ersetzt.
	5. Dem § 26 wird folgender Abs. 19 angefügt:


	Artikel 23
	Änderung des Privatschulgesetzes
	1. In § 5 Abs. 1 lit. c wird das Wort „und“ am Ende der lit. c durch einen Beistrich ersetzt, erhält die lit. d die Bezeichnung „e)“ und wird nach lit. c folgende lit. d (neu) eingefügt:
	2. In § 5 Abs. 4 wird das Zitat „Abs. 1 lit. a bis d“ durch das Zitat „Abs. 1 lit. a bis e“ ersetzt.
	3. Die Überschrift des § 6 lautet:
	4. § 6 letzter Satz lautet:
	5. In § 14 Abs. 2 wird das Wort „und“ am Ende der lit. b durch einen Beistrich ersetzt, wird der Punkt am Ende der lit. c durch das Wort „und“ ersetzt und wird nach lit. c folgende lit. d angefügt:
	6. In § 23 Abs. 1 wird die Wendung „der örtlich zuständige Landesschulrat“ durch die Wendung „die örtlich zuständige Bildungsdirektion“ ersetzt.
	7. § 23 Abs. 3 erster Satz lautet:
	8. Dem § 27 wird folgender Abs. 5 angefügt:
	9. Dem § 29 wird folgender Abs. 9 angefügt:
	10. In § 30 wird die Wendung „Bildung und Frauen“ durch das Wort „Bildung“ ersetzt.


	Artikel 24
	Änderung des Religionsunterrichtsgesetzes
	1. In § 7c Abs. 4 wird die Wendung „des zuständigen Landesschulrates“ durch die Wendung „der zuständigen Bildungsdirektion“ ersetzt.
	2. Dem § 9 wird folgender Abs. 4 angefügt:
	3. In § 10 Abs. 1 wird die Wendung „Unterricht, Kunst und Sport“ durch das Wort „Bildung“ ersetzt.
	4. In § 10 Abs. 2 wird die Wendung „Land- und Forstwirtschaft“ durch die Wendung „Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft“ ersetzt.


	Artikel 25
	Änderung des Bildungsdokumentationsgesetzes
	1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach der den § 10 betreffenden Zeile folgende Zeile eingefügt:
	2. Im Inhaltsverzeichnis wird nach der, der Anlage 1 betreffenden Zeile folgende Zeile eingefügt:
	3. Im Inhaltsverzeichnis wird nach der, der Anlage 2 betreffenden Zeile folgende Zeile eingefügt:
	4. Dem § 2 Abs. 1 Z 5 wird folgender Satz angefügt:
	5. In § 3 Abs. 5 und § 6 Abs. 2 wird die Wendung „der jeweils zuständige Landesschulrat“ jeweils durch die Wendung „die jeweils zuständige Bildungsdirektion“ ersetzt.
	6. In § 3 Abs. 5 wird die Wendung „vom Landesschulrat“ durch die Wendung „von der Bildungsdirektion“ ersetzt.
	7. In § 3 Abs. 5 wird die Wendung „Der jeweils zuständige Landesschulrat“ durch die Wendung „Die jeweils zuständige Bildungsdirektion“ ersetzt.
	8. In § 8 Abs. 1 und 2 sowie § 15 Z 1 wird die Wendung „Bildung und Frauen“ jeweils durch das Wort „Bildung“ ersetzt.
	9. In § 8 Abs. 1 wird die Wendung „den Schulbehörden des Bundes“ durch die Wendung „den Bildungsdirektionen“ ersetzt.
	10. In § 10 Abs. 2 Z 2 und § 15 Z 3 wird das Wort „Gesundheit“ durch die Wendung „Gesundheit und Frauen“ ersetzt.
	11. In § 12 wird nach Abs. 16 folgender Abs. 16a eingefügt:
	12. Dem § 12 wird folgender Abs. 18 angefügt:
	13. § 14 Abs. 7 entfällt.


	Artikel 26
	Änderung des Schülervertretungengesetzes
	1. In § 1 wird die Wendung „jedem Landesschulrat“ durch die Wendung „jeder Bildungsdirektion“ ersetzt.
	2. In den §§ 1, 2 Abs. 2, 4 Abs. 4, 27 Abs. 1 und 2, 30 Abs. 1 und 3, 31 Abs. 2, 34 Abs. 4 sowie 37 wird die Wendung „Unterricht, Kunst und Kultur“ jeweils durch das Wort „Bildung“ ersetzt.
	3. In § 2 Abs. 1 wird die Wendung „dem Landesschulrat“ durch die Wendung „der Bildungsdirektion“ ersetzt.
	4. In § 2 Abs. 1 entfällt die Wendung „der höheren Anstalten der Lehrerbildung und der Erzieherbildung,“.
	5. In § 2 Abs. 3 wird der Klammerausdruck „(§ 3 Abs. 4 des Bundes-Schulaufsichtsgesetzes, BGBl. Nr. 240/1962, in der jeweils geltenden Fassung)“ durch den Klammerausdruck „(§ 3 Abs. 4 des Bundesgesetzes über die Einrichtung von Bildungsdirektionen in ...
	6. In § 4 Abs. 2 wird die Wendung „den Landesschulrat“ durch die Wendung „die Bildungsdirektion“ ersetzt.
	7. In § 4 Abs. 3 wird die Wendung „vom Landesschulrat“ jeweils durch die Wendung „von der Bildungsdirektion“ ersetzt.
	8. In § 6 Abs. 1 Z 2 entfällt die Wendung „sowie der höheren Anstalten der Lehrerbildung und der Erzieherbildung“.
	9. In den §§ 6 Abs. 2, 10 Abs. 2, 27 Abs. 1, 30 Abs. 3 sowie 31 Abs. 2 wird die Wendung „des Landesschulrates“ jeweils durch die Wendung „der Bildungsdirektion“ ersetzt.
	10. In den §§ 9 Abs. 2, 10 Abs. 1, 17 Abs. 1, 18 Abs. 1 sowie 34 Abs. 3 wird die Wendung „beim Landesschulrat“ jeweils durch die Wendung „bei der Bildungsdirektion“ ersetzt.
	11. In den §§ 10 Abs. 2, 17 Abs. 2, 18 Abs. 1, 30 Abs. 1 und 3, 31 Abs. 2 sowie 34 Abs. 3 wird die Wendung „Präsidenten des Landesschulrates“ jeweils durch das Wort „Bildungsdirektor“ ersetzt.
	12. In § 11 Abs. 1 und 2 wird die Wendung „Der Landesschulrat“ jeweils durch die Wendung „Die Bildungsdirektion“ ersetzt.
	13. In § 17 Abs. 2 wird die Wendung „im Landesschulrat“ durch die Wendung „in der Bildungsdirektion“ ersetzt.
	14. In § 18 Abs. 2 wird die Wendung „der Landesschulrat“ durch die Wendung „die Bildungsdirektion“ ersetzt.
	15. In § 27 Abs. 1 wird die Wendung „Präsidenten des Landesschulrates“ durch das Wort „Bildungsdirektors“ ersetzt.
	16. In § 37 wird die Wendung „der Landeschulräte“ durch die Wendung „der Bildungsdirektionen“ ersetzt.
	17. Dem § 38 wird folgender Abs. 5 angefügt:


	Artikel 27
	Änderung des BIFIE-Gesetzes 2008
	1. § 2 Abs. 2 Z 4 lautet:
	2. § 6 Abs. 2 wird durch folgende Abs. 2 bis 5 ersetzt:
	3. In § 9a Abs. 2 Z 3 und 5, § 21 Abs. 2, § 23 Abs. 3, § 23a Abs. 2 sowie § 27 Z 3, 4 und 5 wird die Wendung „Bildung und Frauen“ durch das Wort „Bildung“ ersetzt.
	4. Dem § 28 wird folgender Abs. 5 angefügt:


	Artikel 28
	Änderung des Bildungsinvestitionsgesetzes
	1. Nach § 4 wird folgender § 4a samt Überschrift eingefügt:
	2. In § 13 wird dem Text des § 13 die Absatzbezeichnung „(1)“ vorangestellt und folgender Abs. 2 angefügt:


	Artikel 29
	Aufhebung des Bundes-Schulaufsichtsgesetzes

	Artikel 30
	Änderung des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979
	1. In § 8 Abs. 1 wird die Wendung „Direktors, Direktorstellvertreters“ durch die Wendung „Schulcluster-Leiters, Direktors“ ersetzt.
	2. In § 19 Abs. 1 Z 1 entfällt die Wendung „Amtsführender Präsident des Landesschulrates (Stadtschulrates für Wien),“
	3. § 75 Abs. 2 Z 2 entfällt.
	4. In § 140 Abs. 3 und § 256 Abs. 1 wird jeweils die Wendung „für den Leiter des inneren Dienstes des Landesschulrates (Stadtschulrates für Wien)“ durch die Wendung „für die Leiterin oder den Leiter des Präsidialbereiches der Bildungsdirektion sowie f...
	5. Im § 200l werden nach Abs. 3 folgende Abs. 4 bis 6 eingefügt:
	6. In § 203 Abs. 2 Z 4 wird das Zitat „nach den §§ 207 bis 207k“ durch das Zitat „nach den §§ 207 bis 207i“ ersetzt.
	7. Dem § 203 wird folgender Abs. 3 angefügt:
	8. § 203a Abs. 2 Z 1 lautet:
	9. § 203b Abs. 1 Z 4 lautet:
	10. Im § 203b Abs. 1 tritt an die Stelle der Z 5 bis 7 folgende Bestimmung:
	11. Dem § 203b wird folgender Abs. 3 angefügt:
	12. § 203d Abs. 2 lautet:
	13. § 203d Abs. 3 entfällt.
	14. § 203h samt Überschrift lautet:
	15. Die §§ 203i, 203j und 203l samt Überschriften entfallen.
	16. Im § 203m wird das Zitat „§§ 203 bis 203l“ durch das Zitat „§§ 203 bis 203h“ ersetzt.
	17. § 207 Abs. 2 lautet:
	18. § 207a lautet:
	19. § 207b samt Überschrift lautet:
	20. In § 207d wird die Wortgruppe „im Dienstweg“ durch die Wortgruppe „bei der Einreichungsstelle“ ersetzt.
	21. § 207e samt Überschrift lautet:
	22. § 207e Abs. 2 Z 2 lautet:
	23. § 207f samt Überschrift lautet:
	24. In § 207g Abs. 1 wird nach dem Wort „geeigneten“ die Wendung „Bewerberinnen und“ eingefügt.
	25. § 207h samt Überschrift lautet:
	26. § 207h Abs. 2 lautet:
	27. § 207i samt Überschrift lautet:
	28. § 207j und § 207k entfallen.
	29. Im § 207m Abs. 2 wird das Zitat „nach den §§ 203 bis 203l und den §§ 207 bis 207k“ durch die Wortgruppe „nach den Bestimmungen des 3. und 5. Unterabschnittes“ ersetzt.
	30. Nach § 207m wird folgender Unterabschnitt 5a eingefügt:


	„Unterabschnitt 5a
	31. Nach § 213d wird folgender § 213e samt Überschrift eingefügt:
	32. In § 217 Abs. 2 wird nach dem Tabellenkopf folgende Zeile eingefügt:
	33. In § 220 Abs. 1 Z 3 und § 221 Abs. 3 wird jeweils die Wendung „dem Landesschulrat“ durch die Wendung „der Bildungsdirektion“ und die Wendung „jedem Landesschulrat“ durch die Wendung „jeder Bildungsdirektion“ ersetzt.
	34. § 225 Abs. 3 lautet:
	35. Nach § 248c wird folgender § 248d samt Überschrift eingefügt:
	36. Dem § 284 wird folgender Abs. 92 angefügt:

	Artikel 31
	Änderung des Gehaltsgesetzes 1956
	1. Im § 57 wird nach Abs. 8 folgender Abs. 9 eingefügt:
	2. Im § 57 wird nach Abs. 9 folgender Abs. 9a eingefügt:
	3. § 57 Abs. 11 erster Satz lautet:
	4. Dem § 57 wird folgender Abs. 12 angefügt:
	5. Dem § 57 wird folgender Abs. 13 angefügt:
	6. Dem § 58 wird folgender Abs. 9 angefügt:
	7. In § 59 Abs. 1 wird nach dem Wort „Leitung“ die Wendung „eines Schulclusters oder“ eingefügt.
	8. In § 59c wird das Zitat „§ 9“ durch das Zitat „§ 9 Abs. 1“ ersetzt, erhält der bisherige Inhalt des § 59c die Absatzbezeichnung „(1)“ und werden folgende Abs. 2 bis 4 angefügt:
	9. Im § 61 Abs. 16 Z 2 wird der Punkt durch einen Beistrich ersetzt und folgender Halbsatz angefügt:
	10. Nach dem § 61 Abs. 16 wird Abs. 16a eingefügt:
	11. § 61b Abs. 1 lautet:
	120. § 61b Abs. 2 entfällt.
	13. Im § 61b Abs. 3 entfällt die Wendung „und 2“.
	14. Im § 61b Abs. 5 wird die Wendung „im Sinne der Absätze 1 bis 3“ durch die Wendung „im Sinne der Absätze 1 und 3“ ersetzt.
	15. In § 61b Abs. 6 wird das Zitat „nach Abs. 1 oder 2 oder auf Grund einer Verordnung gemäß Abs. 3“ durch das Zitat „nach Abs. 1 oder auf Grund einer Verordnung gemäß Abs. 3“ ersetzt.
	16. § 61d samt Überschrift lautet:
	17. Nach dem § 116d wird folgender § 116e samt Überschrift eingefügt:
	18. Dem § 175 wird folgender Abs. 88 angefügt:
	19. Anlagen 2 bis 5 entfallen.


	Artikel 32
	Änderung des Vertragsbedienstetengesetzes 1948
	1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach der § 43a betreffende Zeile folgende Zeile eingefügt:
	2. Im Inhaltsverzeichnis lautet die § 46b betreffende Zeile:
	3. § 29b Abs. 2 Z 2 entfällt.
	4. § 37a Abs. 1 zweiter Satz lautet:
	5. In § 38 Abs. 3 Z 3 wird die Wendung „ergänzende Lehramtsausbildung“ durch die Wendung „oder eine sonstige gleichzuhaltende ergänzende pädagogisch-didaktische Ausbildung“ ersetzt, entfällt das Wort „mindestens“ und wird nach dem Abs. 3 folgender Abs...
	6. In § 38 wird in Abs. 4 das Zitat „Abs. 3 Z 3“ durch das Zitat „Abs. 3 Z 3 und Abs. 3a Z 3“ sowie die Wendung „ergänzende Lehramtsausbildung“ durch die Wendung „ergänzende pädagogisch-didaktische Ausbildung“, in Abs. 6 das Zitat „Abs. 2a Z 2 und Abs...
	7. Im § 38a Abs. 3 wird das Wort „der“ durch die Wortfolge „eines oder mehrerer“ ersetzt und entfällt das Wort „aufeinanderfolgend“.
	8. In § 40 Abs. 1 wird vor dem Begriff „oder“ die Wortgruppe „oder gemäß § 38 Abs. 3a (allenfalls in Verbindung mit § 38 Abs. 4)“ eingefügt.
	9. In § 40 Abs. 2 Z 2 wird in lit. a die Wendung „ergänzende Lehramtsausbildung“ durch die Wendung „ergänzende pädagogisch-didaktische Ausbildung“ ersetzt, erhalten die Inhalte der bisherigen lit. b und c die Bezeichnungen lit. c und d und lautet die ...
	10. Im § 40a wird nach Abs. 15 folgender Abs. 15a eingefügt:
	11. Im § 40a werden nach Abs. 18 folgende Abs. 18a bis 18c eingefügt:
	12. In § 41 Abs. 1 wird nach dem Zitat „§ 38 Abs. 3 Z 1 lit. b“ das Zitat „oder § 38 Abs. 3a Z 3“ angefügt.
	13. Dem § 41 Abs. 4 wird nachfolgender Abs. 4a angefügt:
	14. § 43a Abs. 1 lautet:
	15. Nach § 43a wird folgender § 43b samt Überschrift eingefügt:
	16. In § 44 Abs. 1 entfällt die Wendung „anstelle der §§ 207h bis 207k BDG 1979“.
	17. In § 44 Abs. 2 wird das Wort „sechsjährige“ durch das Wort „fünfjährige“ und die Wendung „des Hochschullehrganges Schulmanagement: Professionell führen – Nachhaltig entwickeln im Umfang von 90 ECTS“ durch die Wendung „des ersten Teiles (20 ECTS) d...
	18. Im § 44 Abs. 3 werden nach dem ersten Satz folgende Bestimmungen eingefügt:
	19. § 44 Abs. 5 lautet:
	20. Dem § 44a werden folgende Abs. 6 und 7 angefügt:
	21. Im § 46a werden nach Abs. 11 folgende Abs. 11a und 11b eingefügt:
	22. In § 46a Abs. 12 wird das Zitat „Abs. 10 und 11“durch das Zitat „Abs. 10, 11, 11a und 11b“ersetzt.
	23. Die Überschrift zu § 46b lautet:
	24. § 46b Abs. 1 lautet:
	25. Dem § 46b wird folgender Abs. 5 angefügt:
	26. Nach dem § 46e wird folgender § 46f samt Überschrift eingefügt:
	27. In § 48 wird in Z 3 die Wendung „ergänzende Lehramtsausbildung“ durch die Wendung „ergänzende pädagogisch-didaktische Ausbildung“ sowie das Wort „oder“ durch einen Beistrich ersetzt, erhält der Inhalt der Ziffer „4“ die Ziffernbezeichnung „5“ und ...
	28. Im § 48n werden nach Abs. 3 folgende Abs. 4 bis 6 eingefügt:
	29. § 90a Abs. 1 zweiter Satz lautet:
	30. § 90a Abs. 1 zweiter Satz lautet:
	31. In § 90a Abs. 2 wird das Zitat „§§ 203h bis 203l BDG 1979“ durch das Zitat „§ 203h BDG 1979“ ersetzt.
	32. In § 90m Abs. 1 Z 1 und § 91f wird jeweils das Wort „Landesschulratsbereiches“ durch die Wendung „Bereiches der Bildungsdirektion“ ersetzt.
	33. In § 91b Abs. 2 erhalten die Bezeichnungen Z 1 bis 4 die Bezeichnungen Z 2 bis 5 und wird vor der Z 2 folgende Z 1 eingefügt:
	34. Dem § 100 wird folgender Abs. 78 angefügt:
	35. In Anlage 3 zu § 40a entfällt in Z 1 der Klammerausdruck und wird in Z 2 das Zitat „§ 18 Bundes-Schulaufsichtsgesetz, BGBl. Nr. 240/1962“ durch das Zitat „§ 6 des Bundesgesetzes über die Einrichtung von Bildungsdirektionen in den Ländern (Bildungs...


	Artikel 33
	Änderung des Bundeslehrer-Lehrverpflichtungsgesetzes
	1. Nach § 2 wird folgender § 2a eingefügt:
	2. In § 3 wird nach dem Abs. 3a folgender Abs. 3b eingefügt:
	3. In § 7 Abs. 2 wird in der Z 1 die Wendung „der Landesschulräte“ durch die Wendung „der Bildungsdirektionen“ und in der Z 2 die Wendung „einem Landesschulrat“ durch die Wendung „einer Bildungsdirektion“ sowie die Wendung „im betreffenden Landesschul...
	4. Im § 9 werden nach Abs. 1 folgende Absätze eingefügt:
	5. Dem § 15 wird folgender Abs. 30 angefügt:


	Artikel 34
	Änderung des Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes
	1. § 4 Abs. 6 entfällt.
	2. Nach § 4 werden folgende §§ 4a und 4b samt Überschriften eingefügt:
	3. In § 15 Abs. 8 Z 1 entfällt die Wendung „Amtsführender Präsident des Landesschulrates (Stadtschulrates für Wien),“.
	4. Dem § 19 Abs. 2 wird nachfolgender Abs. 2a angefügt:
	5. In § 22 Abs. 1 erhalten die bisherigen Z 2 und Z 3 die Bezeichnungen „3.“ und „4.“ und wird nach Z 1 nachfolgende Z 2 eingefügt:
	6. In § 22 wird nach Abs. 4a folgender Abs. 4b eingefügt:
	7. Die Überschrift zu § 26 lautet:
	8. In § 26 Abs. 1 entfällt der Einschub „- ausgenommen im Falle des Diensttausches (§ 20) von Inhabern solcher Stellen oder im Falle von Betrauungen gemäß § 27 Abs. 2 letzter Satz –“ und wird dem ersten Satz nachfolgender Satz angefügt:
	9. In § 26 Abs. 2 wird die Zahl „sechs“ durch die Zahl „drei“ ersetzt und folgender Satz angefügt:
	10. § 26 Abs. 4 bis 8 lautet:
	11. § 26 Abs. 6 Z 2 lautet:
	12. § 26a samt Überschrift lautet:
	13. Nach § 26a wird folgender § 26b samt Überschrift eingefügt:
	14. § 26b Abs. 2 lautet:
	15. Nach § 26b werden folgende §§ 26c bis 26f samt Überschriften eingefügt:
	16. In § § 27 Abs. 2 wird nach der Wendung „Schule kann“ die Wendung „mit ihrer oder seiner Zustimmung“ eingefügt und das Wort „mehrerer“ durch das Wort „zwei“ ersetzt.
	17. Dem § 32 Abs. 5 werden folgende Abs. 6 und 7 angefügt:
	18. § 50 Abs. 10 erster Satz lautet:
	19. Im § 50 Abs. 15 Z 2 wird der Punkt durch einen Beistrich ersetzt und folgender Halbsatz angefügt:
	20. Nach dem § 50 Abs. 15 wird Abs. 15a eingefügt:
	21. § 51 Abs. 4 entfällt.
	22. In § 51 wird nach dem Abs. 6 folgender Abs. 6a eingefügt:
	23. Dem § 51 wird folgender Abs. 10 angefügt:
	24. In § 55 Abs. 4 wird nach dem Tabellenkopf folgende Zeile eingefügt:
	25. § 58 Abs. 2 Z 3 entfällt.
	26. Nach § 115h wird folgender § 115i samt Überschrift eingefügt:
	27. Dem § 123 wird folgender Abs. 81 angefügt:


	Artikel 35
	Änderung des Land- und forstwirtschaftlichen Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes
	1. In § 15 Abs. 8 Z 1 entfällt die Wendung „Amtsführender Präsident des Landesschulrates (Stadtschulrates für Wien),“.
	2. In § 26 Abs. 1 entfällt der Einschub „- ausgenommen im Falle des Diensttausches (§ 20) von Inhabern solcher Stellen –“ und wird dem ersten Satz nachfolgender Satz angefügt:
	3. Dem § 127 wird folgender Abs. 63 angefügt:


	Artikel 36
	Änderung des Landesvertragslehrpersonengesetzes 1966
	1. In § 3 Abs. 3 Z 3 wird die Wendung „ergänzende Lehramtsausbildung“ durch die Wendung „oder eine sonstige gleichzuhaltende ergänzende pädagogisch-didaktische Ausbildung“ ersetzt, entfällt das Wort „mindestens“ und wird nach dem Abs. 3 folgender Abs....
	2. In § 3 wird in Abs. 4 das Zitat „Abs. 3 Z 3“ durch das Zitat „Abs. 3 Z 3 und Abs. 3a Z 3“ sowie die Wendung „ergänzende Lehramtsausbildung“ durch die Wendung „pädagogisch-didaktische Ausbildung“, in Abs. 6 das Zitat „Abs. 3 Z 2“ durch das Zitat „Ab...
	3. Nach § 3 werden folgende §§ 3a und 3b samt Überschriften eingefügt:
	4. Im § 4 Abs. 3 wird das Wort „der“ durch die Wortfolge „eines oder mehrerer“ ersetzt und entfällt das Wort „aufeinanderfolgend“.
	5. In § 7 Abs. 1 wird vor dem Begriff „oder“ das Zitat „oder gemäß § 3 Abs. 3a (allenfalls in Verbindung mit § 3 Abs. 4)“ eingefügt.
	6. In § 7 Abs. 2 Z 2 wird in lit. a die Wendung „ergänzende Lehramtsausbildung“ durch die Wendung „pädagogisch-didaktische Ausbildung“ ersetzt, erhalten die Inhalte der bisherigen lit. b und c die Bezeichnungen lit. „c“ und „d“ und die neue lit. b lau...
	7. In § 7 Abs. 4 wird das Zitat „Abs. 2 Z 2 lit. c“ durch das Zitat „Abs. 2 Z 2 lit. d“ ersetzt.
	8. § 8 Abs. 19 entfällt.
	9. Dem § 8 Abs. 19 werden folgende Abs. 20 bis 22 angefügt:
	10. Im § 9 Abs. 4 wird folgender Satz angefügt:
	11. Nach § 9 Abs. 4 wird folgender Abs. 4a eingefügt:
	12. § 14 Abs. 2 lautet:
	13. Nach § 14 wird folgender § 14a samt Überschrift eingefügt:
	14. In § 15 Abs. 2 wird das Wort „sechsjährige“ durch das Wort „fünfjährige“ und die Wendung „des Hochschullehrganges Schulmanagement: Professionell führen – Nachhaltig entwickeln im Umfang von 90 ECTS“ durch die Wendung „des ersten Teiles (20 ECTS) d...
	15. Im § 15 Abs. 3 werden nach dem ersten Satz folgende Sätze eingefügt:
	16. § 15 Abs. 5 lautet:
	17. Dem § 16 Abs. 5 werden folgende Abs. 6 bis 7 angefügt:
	18. Die Überschrift zu § 20 lautet:
	19. § 20 Abs. 1 erster Satz lautet:
	20. Dem § 20 wird folgender Abs. 4 angefügt:
	21. Die Überschrift zu § 21 lautet:
	22. § 21 Abs. 1 lautet:
	23. Im § 21 Abs. 2 wird das Zitat „Abs. 1“ durch das Zitat „Abs. 1 Z 1“ ersetzt.
	24. Dem § 21 wird folgender Abs. 3 angefügt:
	25. Nach § 21a wird folgender § 21b samt Überschrift eingefügt:
	26. In § 25 wird in Z 3 die Wendung „ergänzende Lehramtsausbildung“ durch die Wendung „ergänzende pädagogisch-didaktische Ausbildung“, das Wort „oder“ durch einen Beistrich ersetzt, erhält der bisherige Inhalt der Z 4 die Ziffernbezeichnung „5“ und la...
	27. Dem § 32 wird folgender Abs. 22 angefügt:
	28. In Anlage zu § 8 entfällt in Z 1 der Klammerausdruck und in Z 2 wird das Zitat „§ 18 Bundes-Schulaufsichtsgesetz, BGBl. Nr. 240/1962“ durch das Zitat „§ 6 des Bundesgesetzes über die Einrichtung von Bildungsdirektionen in den Ländern (Bildungsdire...


	Artikel 37
	Änderung des Land- und forstwirtschaftlichen Landesvertragslehrpersonengesetzes
	1. Im § 4 Abs. 3 wird das Wort „der“ durch die Wortfolge „eines oder mehrerer“ ersetzt und entfällt das Wort „aufeinanderfolgend“.
	2. Dem § 31 wird folgender Abs. 16 angefügt:
	3. In Z 2 der Anlage zu § 8 wird das Zitat „§ 18 Bundes-Schulaufsichtsgesetz, BGBl. Nr. 240/1962“ durch das Zitat „§ 6 des Bundesgesetzes über die Einrichtung von Bildungsdirektionen in den Ländern (Bildungsdirektionen-Einrichtungsgesetz – BD-EG), BGB...


	Artikel 38
	Änderung des Bundes-Personalvertretungsgesetzes
	1. Nach § 4 Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefügt:
	2. In § 11 Abs. 1 Z 5 wird im Einleitungsteil das Wort „Landesschulräten“ durch das Wort „Bildungsdirektionen“ ersetzt.
	3. In § 11 Abs. 1 Z 5 wird
	a) in lit. a die Wortfolge „beim Landesschulrat“ durch die Wortfolge „bei der Bildungsdirektion“ und
	b) in lit. b und lit. c jeweils die Wortfolge „dem Landesschulrat“ durch die Wortfolge „der Bildungsdirektion“
	ersetzt.
	4. In § 11 Abs. 1 Z 5 lit. c entfällt die Wortfolge „Anstalten der Lehrerbildung und der Erzieherbildung sowie“.
	5. In § 11 wird nach Abs. 1 folgender Abs. 1a eingefügt:
	6. In § 13 Abs. 1 Z 3 entfällt im Einleitungsteil und in lit. d jeweils die Wortfolge „und Frauen“.
	7. In § 13 Abs. 1 Z 3 lit. b entfällt die Wortfolge „und Anstalten der Lehrerbildung und der Erzieherbildung“.
	8. In § 13 wird nach Abs. 1 folgender Abs. 1a eingefügt:
	9. In § 35 Abs. 4 Z 1 und § 36 Abs. 1 entfällt jeweils die Wortfolge „und Frauen“.
	10. In § 35 Abs. 4 Z 2 wird die Wortfolge „beim Landesschulrat“ durch die Wortfolge „bei der Bildungsdirektion“ ersetzt.
	11. In § 42 erhält die bisherige lit. a die Ziffernbezeichnung „1“ und lautet wie folgt:
	12. In § 42 erhalten die bisherigen lit. b bis g die Ziffernbezeichnungen „2“ bis „7“.
	13. In § 42 lautet die neue Z 2:
	14. In § 42 lautet die neue Z 3:
	15. In § 42 wird nach der Z 7 folgende Z 8 eingefügt:
	16. In § 42 erhält die bisherige lit. h die Ziffernbezeichnung „9“.
	17. Nach § 42r wird folgender § 42s samt Überschriften eingefügt:


	„Übergangsbestimmung zur Novelle BGBl. I Nr. 138/2017
	18. Dem § 45 wird folgender Abs. 42 angefügt:

	Artikel 39
	Änderung des Unterrichtspraktikumsgesetzes
	1. In § 3 wird in Abs. 3 die Wendung „jener Landesschulrat“ durch die Wendung „jene Bildungsdirektion“, das Wort „Landesschulräten“ durch das Wort „Bildungsdirektionen“, in Abs. 4 die Wendung „Der Landesschulrat bzw. Stadtschulrat für Wien“ durch die ...
	2. In § 4 Abs. 3 und § 6 Abs. 2 wird jeweils die Wendung „dem Landesschulrat“ durch die Wendung „der Bildungsdirektion“ ersetzt.
	3. In § 12 wird die Wendung „der Landesschulrat“ durch die Wendung „die Bildungsdirektion“ ersetzt.
	4. In § 13 wird in Abs. 2 die Wendung „beim Landesschulrat“ durch die Wendung „bei der Bildungsdirektion“ und in Abs. 3 die Wendung „Der Landesschulrat“ durch die Wendung „Die Bildungsdirektion“ sowie die Wendung „der Landesschulrat“ durch die Wendung...
	5. In 24a Abs. 1 wird die Wendung „den zuständigen Landesschulrat (Stadtschulrat für Wien)“ durch die Wendung „die zuständige Bildungsdirektion“ und in Abs. 2 die Wendung „der Landesschulrat (Stadtschulrat für Wien)“ durch die Wendung „die Bildungsdir...
	6. In § 25 wird in Abs. 1 die Wendung „den Landesschulrat“ durch die Wendung „die Bildungsdirektion“ und in Abs. 6 Z 5 die Wendung „des Landesschulrates, daß“ durch die Wendung „der Bildungsdirektion, dass“ ersetzt.
	7. In § 27 Abs. 1 wird die Wendung „Landesschulräten sind bei Zulassung durch einen Landesschulrat die Verfahren bei den anderen Landesschulräten“ durch die Wendung „Bildungsdirektionen sind bei Zulassung durch eine Bildungsdirektion die Verfahren bei...
	8. § 30 wird folgender Abs. 17 angefügt:
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